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Wichtig  für  alle  Versicherte. 

Nachdem  das  Versicherungswesen  sich  immer  mehr  einbürgert  und  nachdem  jüngst  ver¬ 
schiedene  die  Praxis  berührende  Vorgänge  auf  den  verschiedensten  Versicherungsgebieten  stattge¬ 
funden  haben,  halten  wir  es  für  angezeigt,  alle  Versicherten  auf  die  bei  uns  erscheinenden 

Annalen  des  gesammten  Versicherungswesens 

Jahrgang  VIII,  wöchentlich  1  bis  2  No.  (2  bis  4  Bgn.  4.),  Abonnementspreis  pro  Quartal 
9  Mark,  inclusive  directer  frankirter  Zusendung  oder  bei  Bezug  durch  die  Postanstalten 
aufmerksam  zu  machen. 

Im  Interesse  der  Abonnenten  wird  von  Seiten  der  Redaction  völlig  kostenfrei  Rath  und 
Auskunft  ertheilt  in  allen  einschlägigen  Versicherungsfragen,  so  dass  man  sich  rechtzeitig  vor 
etwaigen  Unannehmlichkeiten  schützen  kann.  Nur  müssen  den  Anfragen  die  betreffenden 
Actenstücke  beigefügt  werden,  die  selbstverständlich  s.  Z.  zurückerfolgen. 

Leipzig,  Ende  1877. 

Windmühlenstrasse  Nr.  35. 

.Hlxpedition  der  Annalen  des  gesammten  V ersiclierungswesens. 


Im  Verlage  von  Albert  Fritsch  in  Leipzig  erschien  und  ist  durch  alle  Buchhandlungen 
zu  beziehen  : 

Dr.  W.  Gallus, 

Director  der  Lebensversicherungs-Gesellschaft  zu  Leipzig. 

* 

Die  Grundlagen 

des  gesammten 

Ve  rsicherungswesens. 

13fi  Seiten  gr.  8.  geheftet  Preis  3  Mark 

Der  anerkannte  Herr  Verfasser  hat  hier  nicht  nach  bereits  vorhandenen  Quellen  gearbeitet, 
sondern  liefert  ein  Original  werk  im  besten  Sinne  des  Wortes.  Es  sind  nur  selbstständige  For¬ 
schungen  und  eigene  Resultate  die  hier  übersichtlich,  klar  und  verständlich  die  Grundprincipien 
des  gesammten  Versicherungswesens  erörtern.  So  ist  es  z.  B.  hier  das  erste  Mal  unternommen 
worden,  das  Actienversicherungsprincip  und  das  Gegenseitigkeitsversicherungsprincip  streng  zu 
sondern  und  beiden  Prinzipien  die  ihnen  zukommende  Stellung  einzuräumen. 

Der  Herr  Verfasser  hat  in  seinen  Grundlagen  des  gesammten  Versicherungswesens  ein 
Werk  geschaffen,  aus  dem  nicht  nur  der  Fachmann,  sondern  auch  der  gebildete  Laie  sich  über 
die  Grundbedingungen  jeder  Versicherung  orientiren  kann. 
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Die  nachstehende  Arbeit  wurde  zuerst  in  der  Zeitschrift  „Annalen  des  gesammten 
Versicherungswesens“  veröffentlicht  und  ganz  derselbe  Druck  wurde  zu  einer  kleinen  Anzahl 
Extraabzüge  benutzt.  Aus  diesem  Grunde  musste  auch  das  Format  des  eben  citirten  Blattes  bei¬ 
behalten  werden,  wie  der  geneigte  Leser  nicht  minder  einige  Anmerkungen  mit  in  den  Kauf 
nehmen  muss,  die  eigentlich  der  Separatausgabe  nicht  gelten  sollen.  Desgleichen  ist  am  Schluss 
der  Seite  24  die  Notiz  „Fortsetzung  folgt“  als  ein  Versehen  hier  unbeachtet  zu  lassen. 

Was  das  Werk  selbst  betrifft,  so  wurde  dasselbe  nach  dem  norwegischen  Original  des 
Herrn  Prof.  Dr.  F.  Brandt  von  uns  wiedergegeben  und  wir  hoffen,  dass  uns  diese  Arbeit 
nicht  misslungen  ist,  müssen  aber  andern  Falls  nur  uns  allein  die  Verantwortung  aufbürden. 

Obgleich  vorzugsweise  Scandinavien  berücksichtigt  wird,  so  bietet  die  Arbeit  des  Herrn 
Prof.  Dr.  Brandt  doch  auch  bezüglich  des  gesammten  Seeversicherungswesens  soviel  allgemeinen 
Stoff,  dass  eine  deutsche  Wiedergabe  nicht  nur  als  erwünscht ,  sondern  auch  als  berechtigt  aner¬ 
kannt  werden  muss.  Wir  besitzen  ja  mehrere  grosse  Werke  über  Seeversicherung,  die  aber  eben 
viel  zu  umfangreich  sind,  um  in  weitere  Kreise  einzudringen;  was  dagegen  aber  fehlte,  war  eine 
kurze,  gedrängte  Darstellung  der  Materie  des  Seeversicherungswesens  und  solche  Arbeit  ist  hier 
geboten.  Nicht  nur  der  Versicherungswelt,  sondern  auch  dem  Handels-  und  Kichterstande  sei  sie 
empfohlen,  nimmt  doch  die  internationale  Bedeutung  der  Seeversicherung  heute  das  allgemeinste 
Interesse  in  Anspruch. 

Leipzig,  im  October  1877. 


Albert  Fritsch. 

(Redacteur  der  Annalen  des  gesammten  Versicherungswesens.) 
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§  1. 

Allgemeine  Bemerkungen.  —  Asse- 
curanz  oder  Versicherung  ist  ein  Contract, 
durch  welchen  Einer  gegen  eine  bestimmte  Ent¬ 
schädigung  (Prämie)  es  übernimmt,  an  Stelle 
eines  Andern  den  Verlust  zu  tragen,  welcher 
durch  eine  unglückliche  Begebenheit  entstehen 


*)  Wenngleich  diese  Arbeit  zunächst  für  Norwegen 
bestimmt  ist,  so  hat  die  Redaction  der  Annalen  doch 
geglaubt,  sie  auch  ihren  Lesern  zugänglich  macheu  zu 
sollen.  Wir  haben  nämlich  recht  wohl  erkannt,  dass  der 
Herr  Verfasser  in  diesem  Werke  dem  Fachpublikum 
eine  Arbeit  vorgelegt  hat,  die  weit  über  die  Grenzen 
Scandinaviens  nicht  nur  von  Interesse,  sondern  auch  von 
Werth  sein  muss  und  die  es  verdient,  in  deutscher 
bpiache  wiedergegeben  zu  werden. 


möchte.  Dieses  Institut  erhielt  seine  erste  An¬ 
wendung  gegen  Se  ege  fahr  und  hat  auch  noch 
seine  grösste  Bedeutung  in  dieser  Branche,  wie  es 
inderseiben  seine  grössteEntwickelung  erhalten  hat. 

An  und  für  sich  ändert  der  Umstand,  dass 
das  mit  einer  See-Expedition  verknüpfte  Risiko 
durch  besonderen  Contract  ganz  oder  theilweise 
von  dem  Entrepreneur  auf  einen  Andern  über¬ 
führt  werde,  nichts  an  den  der  See«Expedition 
als  solche  geltenden  Rechtsregeln.  Das  Rechts¬ 
verhältnis,  welches  unter  den  an  dieselbe  ge¬ 
knüpften  Interessen  besteht,  wird  davon  nicht 
betroffen,  dass  eines  oder  das  andere  dieser  In¬ 
teressen  zugleich  in  Verhältnis  zu  einem  ausser¬ 
halb  der  Expedition  stehenden  Dritten  getreten 
it.  Es  ist  deshalb  auch  behauptet  worden,  dass 
die  Assecuranz-Materie  eigentlich  nichts  speciell 
mit  dem  Seerecht  zu  thun  habe,  eher  aber  in 
das  allgemeine  Contractsrecht  gehöre.  Denn 
möge  nun  die  Gefahr,  gegen  welche  man  sich 
durch  den  Assecuranz-Contract  sichert,  in  Seege- 
fahr,  Eeuersgefahr,  Lebensgefahr,  Gefahr  der  Aus¬ 
hebung,  der  Zahlungsunfähigkeit  der  Schuldner, 
des  Hagelschlags,  Misswuchs  oder  Anderem  be¬ 
stehen,  so  bleibt  der  Contract  in  seinem  Wesen 
derselbe.  Das  norwegische  Seefahrtsgesetz  hat, 
im  Gegensatz  zu  allen  anderen  neueren  Seege¬ 
setzen,  auch  kein  Kapitel  über  Versicherung, 
s©  wie  die  norwegische  Gesetzgebung  überhaupt 
dieseMaterie  so  gut  wie  ganz  unberührt  gelassen  hat. 

Nichtsdestoweniger  muss  es  anerkannt  wer¬ 
den,  dass  die  Assecuranz-Materie  so  eng  mit  den 
übrigen  Partien  des  Seerechts  verknüpft  ist,  dass 
sie  sich  von  demselben  nicht  ohne  Eintrag  der 
vollsändigen  Darlegung  und  der  Klarheit  trennen 
lässt.  Das  oben  Gesagte  von  der  vollständigen 
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Unabhängigkeit  beider  Rechtsverhältnisse  —  das 
des  Seerechts  und  das  der  Assecuranz  —  von 
einander  ist  nicht  einmal  vom  theoretischen  Stand¬ 
punkt  aus  ganz  richtig.  Ihren  eigenthümlichen 
Character  erhalten  die  die  Seefakrtsverhältnisse 
bestimmenden  Rechtsregeln  ja  gerade  durch  die 
mit  einer  See-Expedition  stets  verknüpfte  grosse 
Gefahr;  es  kann  also  auch  nicht  ohne  wesent¬ 
lichen  Einfluss  auf  den  Inhalt  dieser  Regeln  sein, 
inwiefern  es  einen  Weg  giebt,  um  durch  beson¬ 
deren  Contract  diese  Gefahr  zu  heben  oder  zu 
verringern,  und  inwiefern  dieser  Weg  in  dem 
gegebenen  Falle  eingeschlagen  ist,  so  dass  ein 
Anderer  als  der  Entrepreneur  das  mit  dem  Un¬ 
ternehmen  verknüpfte  Risiko  trägt.  Das  nor¬ 
wegische  Seerecht  hat  es  auch  nicht  unterlassen 
können,  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen,  siehe  hier¬ 
über  §§  22  uff.  37,  75  1,  104,  106  u.  flg.,  gleich¬ 
wie  namentlich,  wenn  die  Frage  entsteht,  was 
zu  allgemeiner  Havarie  zu  zählen  ist,  es  noth- 
wendigerweise  in  Betracht  gezogen  werden  muss, 
inwieweit  es  Gelegenheit  giebt,  um  sich  gegen 
dergleichen  Verluste  durch  Assecuranz  zu  sichern 
(so  z.  B.  Kost-  und  Monatsgeld  im  Nothhal'en, 
Seeiahrtsgesetz  §  69,  No.  8,  d).  —  Alle  fremden 
Seegesetze  haben  deshalb  auch  einen  eigenen 
Abschnitt  über  S  ee versiehe ru ng,  so  der  fran¬ 
zösische  Code  de  commerce  von  1808,  II.  tit.  105 
der  spanische  Cödigo  de  comercio  von  1829,  III. 
tit.  9;  der  portugiesische  Cödigo  commercial  von 
1833,  II.  tit.  8;  der  brasilianische  Cödigo  com¬ 
mercial  von  18ö0,  II.  tit.  8;  der  italienische  Co- 
dice  di  commercio  von  1865,.  II.  tit.  8;  der  ar¬ 
gentinische  Cödigo  de  commercio  von  1862  und 
der  uruguaysche  Cödigo  de  comercio  von  1865, 
beider  III.  tit.  9;  das  holländische  Handelsge¬ 
setzbuch  von  1838,  1.  tit.  9  und  II.  tit.  9;  deut¬ 
sches  Handelsgesetzbuch  von  1861,  V.  11.  Titel; 
schwedisches  Beerecht  (svenska  sjölag)  von  1864 
§§  186 — 274,  und  die  russische  Schifffahrtsord¬ 
nung  von  1781,  Capitel  10.  Diese  Gesetze  ent¬ 
halten,  neben  den  eigenen  Plänen  und  Beding¬ 
ungen  der  verschiedenen  Assecuranz  -  Einrich¬ 
tungen,  das  in  den  verschiedenen  Landen  gel¬ 
tende  A  sse  curanz-Recht. 

§  2. 

Historische  Uebersicht.  —  Quellen 
des  Assecuranz-Rechts.  —  Assecuranz  ist 
ein  Institut  ziemlich  neuen  Ursprungs;  die  See¬ 
rechtsbücher  des  Alterthums  so  wenig  wie  die 
des  Mittelalters  kannten  diese.  Es  ist  gewiss  auch 
init  Sicherheit  anzunehmen,  dass  viele  der  Eigen- 


thümlichkeiten,  welche  die  seerechtlichen  Regeln 
während  ihres  Entstehens  und  ihrer  weiteren 
Entwickelung  annahmen,  gerade  ihren  Grund  da¬ 
rin  haben,  dass  man  damals  dieses  Mittel  ver¬ 
misste,  um  das  grosse  Risiko  zu  heben  oder  zu 
verringern.  Hätten  die  Rhodier  die  Assecuranz 
gekannt,  so  würde  man  in  Fällen  der  Havarie 
kaum  die  Ladung  als  pflichtig  angesehen  haben, 
zum  Ersatz  für  den  Schaden  des  Schiffes  beizutra¬ 
gen  (cf'r.  fr.  2,  §  l,fr.  3  Dig.  de  legeRhodia,  14 — 2). 

Die  älteste  auf  uns  gekommene  Assecuranz- 
Ordnung  ist  die  für  Barcellona  aus  dem  Jahre 
1435.  Hier  tritt  Versicherung  gegen  Prämie  als 
ein  selbstständiges  Contractsverhältniss  und  im 
Ganzen  genommen  dermassen  entwickelt  auf, 
dass  man  w ohl  annehmen  darf,  das  Institut  habe 
damals  schon  einige  Decennien,  oder  vom  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  an  bestanden.  Einige  ha¬ 
ben  zwar  die  Zeit  von  dessen  Ursprung  noch 
weiter  zurück  feststellen  wollen,  wenigstens^An- 
fang  des  14.  Jahrhunderts  (Pardessus);  allein  die 
hierfür  angeführten  Gründe  sind  gänzlich  unge¬ 
nügend,  und  an  sich  ist  es  auch  nicht  wahr¬ 
scheinlich,  dass  ein  Institut  von  so  eingreifender 
praktischer  Bedeutung  sehr  lange  bestanden  ha¬ 
ben  sollte,  ohne  eine  solche  Entwickelung  zu 
empfangen,  dass  es  sich  unzweideutig  in  seiner 
wahren  Gestalt  in  den  Rechtsquellen  abspiegele. 
Wenn  Einige  gar  behauptet  haben,  dass  die  Rö¬ 
mer  des  Alterthums  die  Assecuranz  gekannt  ha¬ 
ben,  so  ist  dies  ohne  Grund.  Die  Stellen  bei 
den  Geschichtsschreibern,  auf  welche  man  sich 
hierbei  berufen  hat,  beweisen  nichts  Anderes,  als 
dass  die  Last  der  grossen  Risikos,  die  eine  See- 
Expedition  zu  der  Zeit  begleitete ,  empfunden 
worden  ist,  und  dass  man  in  verschiedener  W  eise 
versucht  hat,  diesen  Druck  zu  erleichtern,  na¬ 
mentlich  dadurch,  dass  die  an  einer  See-Expe¬ 
dition  Interessirten  besondere  Stipulationen  ein¬ 
gegangen  sind  betreffs  einer  von  der  üblichen 
Regel  verschiedenen  Vertheilung  von  periculum 
rei.  Allein  nichts  deutet  darauf  hin,  dass  man 
jemals  auf  den  Gedanken  gerathen  ist,  die  Ueber- 
nahme  fremden  Risikos  gegen  Zahlung  als  ein 
besonderes  Geschält  zu  betreiben. 

Dahingegen  ist  es  gewiss  ein  an  sich  be- 
merkenswerthes  Phänomen ,  dass  es  so  lange 
dauern  konnte,  bis  die  Menschen  dieses  Institut 
erfanden,  dessen  Bedürfnis  so  lange  und  so  tief 
gefühlt  worden  ist.  Die  Erklärung  dieser  Merk¬ 
würdigkeit  liegt  indess  darin,  dass  die  Erkennt¬ 
nis  der  Wahrheit,  dass  auch  bei  den  sogenannten 
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zufälligen  Ereignissen  eine  Regelmässigkeit  ob¬ 
waltet,  die  es  erlaubt,  das  Risiko  als  solches  zu 
einem  bestimmten  Geld werth  zu  veranschlagen, 
erst  spät  den  Menschen  klar  geworden  ist. 
Doppelt  merkwürdig  erscheint  dies,  wenn  man 
sieht,  wie  oft  sie  dem  Dinge  nahe  gewesen  sind. 
Die  Römer  kannten  bereits  zur  Zeit  der  Repub¬ 
lik  sowohl  Bodmerei  (foenus  nauticum)  wie  Re- 
spondentia  (pecunia  trajectitia);  während  des 
ersten  panischen  Krieges  contrahirte  so  z.  B. 
der  römische  Staat  eine  Respondentia-Anleihe, 
um  für  dieselbe  eine  Kriegsflotte  zu  bauen  (Po- 
lyb.  I.  59) ;  während  des  zweiten  punischen  Krie¬ 
ges  schloss  der  römische  Staat  einen  Contract 
mit  drei  Lieferanten- Compagnien  dahin  ab,  dass 
diese  der  Armee  der  Scipionen  in  Spanien  Be¬ 
kleidung  und  Nahrungsmittel  senden,  und  garan- 
tirte  der  Staat  die  Verluste  bei  etwaiger  Auf¬ 
bringung  der  Waaren  durch  den  Feind  und  bei 
Untergang  mittelst  Seeschaden  (Liv.  XXIII.  49, 
siehe  auch  Liv.  XXV.  3),  und  während  einer 
grossen  Hungersnoth  in  Rom  unter  dem  Kaiser 
Claudius,  versprach  dieser,  um  die  Getreidezu¬ 
fuhr  zu  ermuntern,  dass  der  Staat  das  Risiko  für 
den  Verlust  der  Waaren  übernehmen  wolle 
(Sueton.  Claudius  18).  Im  Mittelalter  fand  nicht 
selten  eine  Uebereinkunft  zwischen  Rheder  und 
Befrachter  dei’art  statt,  dass  sie  gemeinschaftlich 
die  Verluste  zu  tragen  hätten  (agermanament). 

Als  ersten  Schritt  auf  dem  Wege  zur  wirk¬ 
lichen  Assecuranz  hat  man  es  indess  zu  be¬ 
trachten,  dass  König  Ferdinand  I.  von  Portugal 
(1367 — 1383)  eine  obligatorische  gegenseitige 
Schiffsversicherung  für  sein  ganzes  Reich  befahl. 
Allerdings  hat  auch  diese  mehr  den  Character 
einer  Interessentschaft,  welche  die  Verluste 
auf  gemeinsame  Rechnung  setzte,  als  den  einer 
eigentlichen  Versicherung  oder  Uebernahme  von 
fremden  Verlusten.  Allein  es  wird  doch  hier 
eine  gewisse  jährliche  Prämie  vorgeschrieben, 
nämlich  20/0  von  dem  jährlichen  Verdienst  der 
Schiffe,  die  in  die  Kasse  der  Gesellschaft  gingen, 
aus  welcher  vorzugsweise  der  Ersatz  zu  zahlen 
war,  und  nur  das,  was  in  dieser  Weise  nicht  ge¬ 
deckt  werden  konnte,  blieb  auf  alle  Schiffe  je 
nach  deren  Tax  werth  zu  vertheilen.  Hierin  offen¬ 
bart  sich  somit  das  Erkenntniss,  dass  auch  die 
unglücklichen  Ereignisse  einem  bestimmten  Ge- 
setze  unterworfen  sind  und  dass  die  Verluste, 
wie  ein  bestimmter  Bruchtheil  von  dem  ganzen 
in  Thätigkeit  gesetzten  Capital ,  in  Zahlen  aus¬ 
gedrückt  werden  können.  Von  nun  an  gab  es 


nur  einen  Schritt  zu  der  eigentlichen  Assecuranz 
im  wahren  Sinne,  nämlich  als  besonderes  Ge¬ 
schäft,  ohne  Theilnahme  an  dem  ausgesetzten 
Interesse  selbst,  die  Risikos  gegen  eine  bestimmte 
Entschädigung  zu  übernehmen,  welche  dem 

O  o 

Durchsohnittsbetrag  der  wirklichen  Verluste  ent- 
spricht,  die  die  der  Gefahr  ausgesetzten  Werthe, 
der  Erfahrung  gemäss  unter  gegebenen  Verhält- 

O  Ö  O  O 

nissen  während  einer  gegebenen  Zeit  voraussätz- 
lieh  erleiden  werden ,  und  zwar  mit  Zuschlag 
eines  angemessenen  Verdienstes  für  den  Asse- 
curadeur  selbst. 

All  erdings  hat  das  mittelalterliche  Verbot  der 
Kirche  gegen  Zinsen  dazu  beigetragen,  die  Er- 

o  o  o  o 

kenntniss  vom  Risiko  als  einen  besonderen,  be¬ 
stimmt  taxirbaren  Werth  zu  wecken.  Responden- 
tia  war  ja  schon  seit  vielen  Jahrhunderten  in 
Gebrauch  gewesen;  allein,  wenn  man  speciell 
das  hazardiöse  Element  aus  diesem  Contract 
ausscheidet,  welches  in  demZinsverbot  nicht  einbe¬ 
griffen  ist,  dann  hat  man  ja  geradezu  Assecuranz. 

Von  Portugal  aus,  welches  nach  dem  oben 
Angeführten  wohl  als  das  Vaterland  des  Asse- 
curanzwesens  zu  betrachten  sein  dürfte,  hat  das¬ 
selbe  sich  wieder  über  Spanien  nach  Italien  und 
weiter  verbreitet.  Barcellona  war  im  15.  Jahr¬ 
hundert  der  Haupt-Assecuranzplatz  aller  Länder 
am  Mittelmeere,  und  die  Ordonanz  von  1435 
scheint  als  geltendes  Recht  in  den  italienischen 
Städten  recipirt  worden  zu  sein.  —  In  Hamburg 
wurde  die  Assecuranz  kaum  vor  der  letzten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  durch  die  unter 
Philipp  II.  vertriebenen  Niederländer  eingeführt. 
Dieser  König  hatte  im  Jahre  1568  ein  allge¬ 
meines  Verbot  gegen  Assecuranz  für  die  Nieder- 
lande  ergehen  lassen,  allein  schon  im  darauf  fol¬ 
genden  Jahre  wurde  dieses  Verbot  zurückge¬ 
nommen  und  am  20.  Januar  1570  erliess  der 
Herzog  von  Alba  die  erste  Assecuranz-Ordnung 
für  die  Niederlande. 

Ein  schwacher  Punkt  der  Institution  war 
die  Schwierigkeit  für  den  Versicherten,  den  ein¬ 
getroffenen  Unfall  zu  beweisen,  der  ihn  zum 
Ersatz  berechtigte.  Gerade  der  totale  Untergang 
der  versicherten  Güter  vernichtete  auch  leicht 
des  Versicherten  einziges  Beweismittel.  Und  doch 
war  dies  ein  Hauptpunkt,  bei  welchem  jede  Nach¬ 
giebigkeit  von  Seiten  des  Assecuradeurs  die 
bedenklichsten  Folgen  haben  konnte.  Der  Be¬ 
weis  für  den  Schaden  musste  nothwendigerweise 
dem  Versicherten  obliegen,  wollte  man  nicht  Thür 
und  Thor  den  gröbsten  Betrügereien  öffnen.  Al- 
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ein  man  räumte  ihm  doch  schliesslich  ein,  dass 
wenn  Beweis  für  den  Untergang  des  versicherten 
Gegenstandes  nicht  beigebracht  werden  könne, 
man  aber  auch  seit  längerer  Zeit  keine  Nachricht 
von  dem  Schiffe  gehabt  hatte,  er  es  alsdann  als 
untergegangen  betrachten  und,  wenn  er  sich 
gleichzeitig  jedweden  Rechtes  auf  die  versicherten 
Gegenstände  begebe  (Abandon),  Forderung  auf 
die  Versicherungssumme  machen  könne  Und 
selbst  wo  es  gegeben  war,  dass  der  versicherte 
Gegenstand  wirklich  erhalten  sei  und  die  Mög- 
lichkeit  einer  Rettung  also  noch  immer  voraus¬ 
gesetzt  werden  konnte,  z.  B.  wo  das  Schiff  ge¬ 
strandet  oder  gekapert  oder  von  Seeräubern  ge¬ 
nommen  ,  stellte  man  die  geringe  Wahrschein¬ 
lichkeit,  dass  der  Versicherte  jemals  den  Gegen¬ 
stand  wieder  erhalten  werde,  auf  gleiche  Stufe 
mit  dessen  wirklichem  Untergange  und  räumte 
ihm  den  Abandon  ein.  Dieses,  das  neueste  Glied 
in  dem  Versicherungsrecht,  durch  welches  das¬ 
selbe  erst  seine  wirkliche  Vollendung  als  Insti¬ 
tution  empfing,  entwickelte  sich  nicht  vor  Ende 
des  16.  Jahrhunderts.  Es  kommt  bereits  in 
Guidon  de  la  mer  vor. 

Das  dänische  Gesetzbuch  des  Königs  Chris¬ 
tian  Y.  behandelt  die  Assecuranz  im  4.  Buche 
6.  Kapitel,  welches  im  Wesentlichen  dem  schwe¬ 
dischen  Seegesetz  Carl  XI.  von  1687  entnommen, 
und  durch  das  Seefahrtsgesetz  von  1860  so 
gut  wie  gar  nicht  aufgehoben  worden  ist.  Dieses 
Kapitel  ist  somit  in  der  Form  die  Hauptquelle 
des  norwegischen  Assecuranzrechts,  da  die  übrige 
Gesetzgebung  diese  Materie  so  gut  wie  ganz 
unberührt  gelassen  hat  (cfr.  Mäcklergesetz  vom 
8.  Sptbr.  1818  §§  5  u.  7;  Gesetz,  vom  9.  Aug. 
1839).  —  Ungeachtet  dessen  haben  die  Bestim¬ 
mungen  des  Gesetzbuches  niemals  sonderlich 
practische  Bedeutung  für  Norwegen  gehabt, 
denn  sie  hatten  allein  Geltung  für  die  im  In- 
lande  gezeichnete  Assecuranz  und  vor  dem  Jahre 
1726  versicherte  man  dort  zumeist  im  Auslande. 
Die  in  diesem  Jahre  errichtete  Seeassecuranz- 
Compagnie  in  Kopenhagen  erhielt  so  gut  wie 
Monopol  darauf,  Seeversicherung  in  Dänemark 
und  Norwegen  zu  zeichnen,  dadurch,  dass  nicht 
allein  die  Bildung  anderer  Assecuranz  -  Gesell¬ 
schaften  untersagt,  sondern  dass  es  überhaupt 
privaten  Assecuradeuren  verboten  wurde,  irgend¬ 
welche  Versicherung  unter  solidarischer  Ver¬ 
pflichtung  zu  übernehmen  (cfr.  4—6—3).  Und 
diese  Compagnie  hatte  ihren  eigenen  Octroi  vom 
20.  April  1726,  revidirt  1.  Juli  1746  (jetzt  ab¬ 


gelöst  durch  Convention  vom  2.  April  1850), 
welcher,  als  von  dem  souverainen  König  confir- 
mirt,  natürlicherweise  Gesetzeskraft  hatte  und» 
als  jüngeres  Gesetz,  dem  Gesetzbuch  voranging. 
Schon  hierdurch  musste  also  die  wichtigste  aller 
Bestimmungen  des  Gesetzbuches  4 — 6,  —  näm¬ 
lich  das  Verbot  in  4 — 6 — 5  u.  6  gegen  Ver¬ 
sicherung  zum  vollen  Werth  von  Schiff  oder 
Gut  —  factisch  als  weggefallen  angesehen  wer¬ 
den.  Und  die  Trennung  Norwegens  von  Däne- 
mark ,  durch  welche  das  Monopol  der  kopen- 
hagenschen  Compagnie  in  dem  erstgenannten 
Reiche  in  Wegfall  kam,  vermochte  selbstfolglich 
nicht  die  seit  fast  einem  Jahrhundert  factisch 
nicht  geltenden  Vorschriften  wieder  ins  Leben 
zu  rufen.  Das  Gesetz  vom  9.  Aug.  1839,  §  1 
setzt  auch  Lebensversicherung  als  ohne  weiteres 
erlaubt  voraus,  obgleich  das  unbedingte  Verbot 
hiergegen  in  4 — 6 — 5  (cfr.  Ord.  de  la  marine 
v.  1681  III — 6 — 10)  nicht  eher  als  durch  das 
Seefahrtsgesetz,  §  138,  förmlich  zurückgenommen 
wurde. 

Inländische  Seeversicherung  wurde  indess 
erst  20  Jahre  nach  der  Trennung  von  Dänemark 

Cj 

in  Norwegen  eingeführt  durch  Errichtung  des 
„  Ersten  norwegischen  Assecuranzvereins  “  zu 
Langesundsfjord  im  Jahre  1837  (errichtet  von 
H.  E.  Möller  in  Porsgrund,  cfr.  Prov.  An. 
27.  Mai  1837);  allein  das  Beispiel  fand  bald 
Nachahmung  und  es  entstanden  im  Verlaufe  der 
nächstfolgenden  Jahre  ähnliche  Vereine  von 
Schiffsrhedern  in  fast  allen  norwegischen  See- 
Städten.  Sämmtliche  derselben  waren  auf  gegen¬ 
seitige  Versicherung  basirt,  aber  gegen  jähr¬ 
liche  Prämie  und  allein  für  Schiff  —  der 
wesentlichste  Theil  der  inländischen  Kasko-Ver¬ 
sicherung  geschieht  auch  jetzt  in  dieser  Weise, 
die  bedeutende  Vortheile  für  die  Versicherten  ge¬ 
währt.*)  Die  erste  A ctienges ellsch aft,  welche 
gegen  Prämie,  für  bestimmte  Zeit  oder  für  eine 
bestimmte  Reise,  Versicherungen  sowohl  auf  Schiff 
wie  auf  Fracht  und  Gut  in  der  Weise  übernahm, 
dass  der  Versicherte  niemals  zu  irgend  welchem 


*)  Das  möchten  wir  doch  nur  bedingungsweise  zu¬ 
geben;  das  letzte  Decennium  hat  viele  Jahre  aufzuweisen, 
die  der  Gegenseitigkeit  harte  Verluste  beigebracht  haben. 
Wir  erinnern  nur  an  die  Novemberstürme  1872  und  1873, 
die  vielen  dieser  Vereine  die  Frage  vom  Sein  oder  Nicht¬ 
sein  nur  durch  schwere  Opfer  lösen  liess.  Diese  An¬ 
merkung  möchten  wir  auch  für  einige  später  vorkom¬ 
mende  ähnliche  Sätze  aufrecht  erhalten. 

D.  R.  der  Annalen. 
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Zuschuss  verpflichtet  sei,  während  umgekehrt  der 
Verdienst  auf  die  Prämie  ausschliesslich  den  Actien- 
inhabern  der  Gesellschaft  zufiel,  wurde  in  Christia- 
nia  1847  gestiftet  und  bald  wurde  dieses  Beispiel 
von  ähnlichen  Gesellschaften  in  den  wichtigsten 
Städten  des  Landes  nachgeahmt,  —  Früher  waren 
norwegische  Seeversicherungen  ausschliesslich  im 
Auslande  gezeichnet  worden,  namentlich  in  Ham¬ 
burg,  und  die  Assecuranz-Bestimmungen  dieser 
Stadt  erhielten  solchergestalt  auch  in  Norwegen 
überwiegenden  Eingang.  Bei  der  Stiftung  des 

O  O  O  O 

ersten  norwegischen  Assecuranz-Vereins  wurde 
es  denn  auch  ausdrücklich  festgestellt,  dass  der 
Hamburgische  Seeversicherungsplan  geltende  Re¬ 
gel  in  allen  solchen  Fällen  sein  sollte,  in  -welchen 
die  eigenen  Gesetze  des  Vereins  nichts  demselben 
Entgegengesetztes  enthielten:  und  dieselbe  Be¬ 
stimmung  ist  später  in  die  Mehrzahl  der  Gesetze 
anderer  Assecuranz-Einrichtungen  (sowohl  Ge¬ 
sellschaften  wie  Vereine)  übergegangen.  Auf 
diese  Weise  ist  das  hamburgische  Assecuranz- 
recht,  durch  contractmässige  Annahme,  zur  Gel¬ 
tung  in  Nonvegen  gelangt,  und  die  Assecuranz- 
und  Havarey-Ordnung  von  1731,  revidirt  1847 
und  wieder  revidirt  1852  —  welche  indess  jetzt 
von  den  auf  das  neue  deutsche  Handelsgesetz¬ 
buch  gegründeten  Allgemeinen  Seeversiche¬ 
rungs-Bedingungen  von  1867  abgelöst  ist 

—  ist  als  die  eigentliche  legale  Grundlage  des 
norwegischen  Assecuranz  -  Rechts  zu  betrachten. 

—  Im  Jahre  1871  wurde  auf  Veranstaltung  der 
Repräsentantschaft  der  für  die  Mehrzahl  der  nor¬ 
wegischen  Assecuranz- Vereine  und  -Gesellschaf- 


bungf  des  Risikos  bei  einem  gefahrvol- 
len  Unternehmen.  Hieraus  entspringen  fol¬ 
gende  wesentliche  Grundsätze : 

o 

1.  Sie  darf  nur  darauf  ausgehen,  den  Ver¬ 
sicherten  schadlos  zu  halten,  nicht  ihm  Gewinn 
bei  dem  Unfall  zu  verschaffen; 

2.  der  Versicherte  muss  ein  wirkliches  In¬ 
teresse  an  dem  Unternehmen  haben;  er  kann  ja 
sonst  keinen  Verlust  erleiden; 

3.  der  Unfall  muss  im  Verhältniss  zu  dem 
Versicherten  zufällig  sein,  und,  auf  der  andern 
Seite, 

4.  der  Schaden  darf  nicht  unvermeidlich 
sein;  es  muss  sich  stets  eine  Chance  zum  Ent¬ 
gehen  von  Verlust  bieten,  und  sei  die  Gelahr 
noch  so  gross;  regelmässige  Abnutzung  und 
Schiffsausgaben  gehören  zu  den  allgemeinen 
Kosten  des  Unternehmens. 

Diese  Sätze  sind  jedoch  nicht  so  zu  ver¬ 
stehen,  dass  in  dem  Contract  aufgenommene,  ge¬ 
gen  dieselben  streitende  Bedingungen  ungesetz- 
]ich  sein  sollten;  aber  das  Verhältniss  hört 
dann  auf,  Assecuranz  zu  sein.  Hat  sich  Je¬ 
mand,  für  den  Fall,  dass  ein  Gegenstand  zu  Grunde 
gehen  möge,  dazu  verpflichtet,  einer  Person,  der  das 
nichts  angeht ,  eine  Summe  Geldes  auszuzahlen, 
oder  mehr  zu  ersetzen,  als  den  Werth  des  Gegen¬ 
standes,  so  würde  eine  solche  Verabredung  eine 
Wette  sein,  und,  wenn  beide  Parteien  darüber 
einig  sind,  so  würde  von  Seiten  unserer  Gesetz¬ 
gebung,  die  im  Allgemeinen  die  Wette  aner¬ 
kennt,  gegen  deren  Giltigkeit  nichts  einzuwenden 
sein.  Hätte  aber  Jemand  einen  Gegenstand  ver¬ 


ten  errichteten  allgemeinen  Schiffsbesichtigungs- 
Autorität,  „Det  norske  Veritas“,  ein  „Allge¬ 
meiner  norwegischer  Seeversicherungs¬ 
plan“  herausgegeben,  dazu  bestimmt,  allmälig 
die  hamburgischen  Bedingungen  abzulösen ,  und 
haben  auch  bereits  mehrere  norwegische  Asse- 
curanz-Institute ,  namentlich  auf  der  Ostküste, 
jenen  „Plan“  anstatt  dieser  Bedingungen  ange¬ 
nommen.  Der  norwegische  „Plan“  schliesst  sich 
indess  eng  an  die  hamburgischen  „  Bedingun¬ 
gen“  an  und  stimmt,  namentlich  was  Waaren- 
und  Fracht-Versicherung  betrifft,  in  den  meisten 
Punkten  mit  diesen  überein. 

§  3. 

Die  Bedeutung  der  Assecuranz.  Die 
Nothwendigkeit  de's  Interesses.  —  Aus 
der  in  §  1  gegebenen  Definition  des  Begriffs 
Assecuranz  geht  es  klar  hervor,  dass  dieselbe 
niemals  weiter  gehen  darf,  als  bis  zur  Aufhe- 


sichert,  an  dem  er  kein  Interesse  hatte,  oder 
höher  als  den  Werth  des  Gegenstandes,  so  würde 
der  Mitcontrahent  behaupten  können,  dass  der 
Contract  aus  dem  Grunde  ungültig  sei,  dass  er 
nur  seine  Einwilligung  zum  Abschluss  einer  Asse¬ 
curanz,  nicht  aber  zum  Eingehen  einer  W ette  ge¬ 
geben  habe,  —  und,  woderVersicherungsnehmer  ein 
nicht  existirendes  Interesse  fingirt,  oder  lügen¬ 
hafter  Weise  den  Werth  des  Gegenstandes  zu 
hoch  angesetzt  hätte,  würde  er  sich  dadurch  des 
geradezu  strafbaren  Betrugs  schuldig  machen, 
nämlich  indem  er  seinen  Mitcontrahenten  zum 
Eingehen  einer  Wette  unter  der  falschen  Angabe 
verleitete,  dass  sie  eine  Versicherung  sein  solle 
(Krll.  21 — 1,  cfr.  16).  —  In  derselben  Weise 
würde  nichts  dagegen  einzuwenden  sein,  dass 
Einer  sich  verpflichtet,  Verlust  und  Kosten  zu 
ersetzen,  die  einen  Andern  unvermeidlich  tref¬ 
fen  müssen,  oder  dazu,  einen  bestimmten  Scha- 
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den  zu  ersetzen,  den  dieser  sich  vorsätzlich 
zuzöge.  Allein  dergleichen  Verabredungen,  ge¬ 
wisse  Ausgaben  an  Stelle  eines  Anderen  zu  über¬ 
nehmen,  würde  nicht  Assecuranz  sein,  sondern 
unter  verschiedene  andere  Kategorien  der  Con- 
tractslehre  fallen.  —  Die  oben  angeführten  Sätze 
sind  somit  als  stillschweigende  Voraus¬ 
setzungen  b  ei  jed  e  r  Assecuranz  zu  betrach¬ 
ten,  und  sie  sind  in  der  Regel  auch  ausdrücklich 
in  den  „Plänen“  der  verschiedenen  Assecuranz- 
Einrichtungen  ausgesprochen,  siehe  z.  B.  Pb 
1871,  §  2,  cfr.  38,  46  u.  52 ;  Hambgrbed.  §§  4,  9 
u.  70;  dän.  Conv.  1850  §  50  cfr.  111  u.  flg.  — 
Die  grossen  Misslichkeiten,  zu  welchen  der  Fall 
leicht  führen  kann,  dass  Jemand  sich  einen  Vor¬ 
theil  vom  eintretenden  Unglück  bedingt,  hat 
ausserdem  Veranlassung  gegeben,  dass  mehrere 
fremde  Gesetzgebungen  dergleichen  Contracte 
ausdrücklich  verboten  haben;  so  z.  B.  ein  eng¬ 
lisches  Gesetz  von  1746  (19  Geo.  II.  Cap.  37> 

§  1),  frz.  Cod.,  Art.  357  u.  358,  span.  Cod.  Art#> 
857.  ital.  Cod.  Art.  471  u.  472,  holl.  Han  lels- 
G.-B.  §  253.  cfr.  254;  schwed.  Seeges.  §  186  er¬ 
klärt  ausdrücklich  „alle  und  jede  Wette  auf  den 
Ausfall  einer  Seereise“  für  ungiltig. 

Als  Assecuradeur  aufzutreten  ist  in  Nor¬ 
wegen  ein  vollständig  freies  Geschäft,  sowohl 
für  den  Einzelnen  als  auch  für  Mehrere  im  Ver¬ 
ein.  Namentlich  war  nicht  anzunehmen,  dass 
das  Mäcklergesetz  vom  8.  Septbr.  1818  §  14 
irgend  ein  Verbot  dagegen  enthalte,  dass  öffent¬ 
lich  angestellte  Mäckler  Assecuranzgeschäfte  be- 
trieben,  cfr.  jetzt  Gesetz  v.  5.  Juni  1869  §  3. 
Zwar  hatte  der  Octroi  von  1746,  §  1  authentisch 
4 — 6 — 3  dahin  interpretirt,  dass  Private  keine 
Assecui'anz  in  solidum  zeichnen  durften,  aber  in 
Wirklichkeit  war  dies  allein  zur  Begünstigung 
der  kopenhagenschen  Compagnie  geschehen,  und 
es  würde  zu  viel  Gewicht  auf  die  Form  einer 
authentischen  Gesetzesinterpretation  legen  heissen, 
wollte  man  nun  daraus  herleiten,  dass  die  Ge¬ 
sellschaften  königlicher  Bestätigung  ihrer  „Pläne“ 
bedürfen,  selbst  wenn  sie  die  Vorrechte  laut  Ge¬ 
setz  vom  9.  Aug.  1839  nicht  beanspruchten.  — 
Versicherung,  gezeichnet  von  dem  Einzelnen, 
kommt  übrigens  in  Norwegen  nur  äusserst  selten 
vor  (s.  Hstretsd.  [Oberappellationsgerichts  -  Er¬ 
kenntnis]  v.  8.  Febr.  1850,  Retst.  [Gerichtsztg.] 
S.  97  u.  flg.),  sondern  fast  jede  Versicherung  ge¬ 
schieht  durch  eigene  zu  diesem  Behuf  gegründete 
Actiengesellschaften,  oder,  was  Schiffe  betrifft, 
durch  die  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Ver-  I 


eine  —  in  beiden  Fällen  gegen  eine  der  Grösse 
des  Risikos  angemessene  Prämie.  Mag  aber 
die  Versicherung  in  der  einen  oder  der  an¬ 
dern  Weise  genommen  sein,  es  hat  dies  durch¬ 
aus  keinen  Einfluss  in  Bezug  auf  das  eigene 
Wesen  und  die  Voraussetzungen  des  Contracts. 
Dass  die  Prämie  nothwendiger  Weise  bei  den 
Gesellschaften  eine  höhere  sein  muss,  weil 
sie,  ausser  der  Deckung  sowohl  regelmässiger 
als  extraordinär  eintretender  Verluste  und  Schä¬ 
den,  zugleich  eine  entsprechende  Dividende  an 
die  Actionäre  gewähren  soll,  —  welche  hier  al¬ 
lein  das  Risiko  tragen  —  als  bei  den  auf  Gegen¬ 
seitigkeit  gegründeten  Vereinen,  bei  welchen 
sie  nur  die  wirklichen,  regelmässigen  Verluste 
zu  decken  hat,  ist  selbstverständlich. 

Um  einen  Gegenstand  versichern  las¬ 
sen  zu  können,  muss  man,  wie  oben  angeführt, 
ein  wirkliches  juristisches  Interesse  daran  ha¬ 
ben,  dass  der  versicherte  Gegenstand  ohne  Un¬ 
fall  an  Ort  und  Stelle  gelangt,  cfr.  PI.  1871, 
§  2,  Hambrgbed.  §  1,  schwed.  Seeges  §  186,  dän. 
Conv.  1850,  §  34  u.  111,  holl.  Handels.-G.-B. 
§  250,  d.  h.  der  Untergang  des  versicherten  Gegen¬ 
standes  muss  für  den  Versicherten  einen  unmit¬ 
telbar  ökonomischen  Verlust  hervor  bringen.  Es 
ist  so  z.  B.  nicht  Rechtens,  dass  derjenige,  der 
die  Ankunft  eines  fremden  Schiffes  erwartet,  und 
selbst  wenn  er  keine  andere  Gelegenheit  hat, 
um  seine  Waare  verschifft  zu  bekommen,  dieses 
Schiff  versichern  lässt;  denn  irgend  ein  juristi¬ 
sches  Recht  darauf,  seine  Waare  mit  dem  Schiff 
erhalten  zu  können,  hat  er  nicht,  und  die  Täu¬ 
schung,  die  er  bei  dessen  möglichem  Ausbleiben 
erleiden  könnte,  ist  im  juristischen  Sinne  kein 
Verlust.  Dahingegen  ist  es  durchaus  nicht  noth- 
wendig,  dass  der  Versicherte  Eigenthümer  des 
versicherten  Gegenstandes  ist,  sein  Interesse  an 
dessen  Ei’haltung  darf  sehr  wohl  ein  indirectes 
sein,  wenn  es  nur  ein  wirkliches  ist  (was  auch 
ausdrücklich  vorausgesetzt  wird  in  dem  schwed. 
Seeges.  §  206,  der  dän.  Conv.  1850  §  122  und 
in  dem  älteren  hamburger  Plan  von  1852  §  2); 
er  kann  Miether,  Pfandinhaber,  Consignator  sein, 
der  auf  die  Waaren  Vorschuss  gezahlt  hat,  Asse¬ 
curadeur  u.  dergl.  Wenn  dies  bestritten  worden 
ist*)  und  man  dagegen  den  Satz  hat  aufstellen 
wollen,  dass  derselbe  Gegenstand  niemals  mehr 
als  ein  Mal  zum  vollen  Werth  versichert  sein 


*)  cfr.  Tecklenborg,  System  des  Seeversicherungs- 
wesens,  S.  75  u.  flg. 
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kann ,  so  trifft  dieser  Einwand  in  Wirklichkeit 
nicht  den  Gegenstand,  sondern  allein  den  Aus¬ 
druck.  Die  Sache  ist  die,  dass  dasselbe  In¬ 
teresse  nicht  mehr  denn  einmal  versichert  wer¬ 
den  kann;  allein  derjenige,  welcher  nur  ein  in- 
directes  Interesse  an  dem  versicherten  Gegen¬ 
stand  hat,  versichert  in  Wirklichkeit  auch  nicht 
den  Gegenstand  selbst,  sondern  allein  das  mit 
diesem  verknüpfte,  abgeleitete  Interesse  als  sol¬ 
ches,  und  die  abweichende  Bezeichnung  im  (Jon- 
tract  hat  allein  ihren  Grund  darin,  dass  dessen 
Abschluss  in  der  Kegel  gleichen  Bedingungen 
unterworfen  ist,  mag  nun  der  Gegenstand  das 
fassbare  Ding  selbst  oder  andre  mit  demselben 
verknüpfte  Interessen  sein.  Wenn  so  z.  B.  ein 
Pfandhaber  sein  Pfand  versichert,  dann  ist  es 
eigentlich  die  Forderung,  die  aus  dem  Pfände 
zu  decken  und  welche  der  wahre  Gegenstand  der 
Versicherung  ist.  Wenn  sowohl  Rheder  als 
Frachtgeber  „die  Fracht“  einer  Partie  Waare 
versichern,  dann  ist  eigentlich  nur  durch  die  Ver¬ 
sicherung  der  Khederei  die  Fracht  selbst  (d.  h 
die  Frachtforderung)  der  wahre  Gegenstand  der 
Versicherung,  während  dasjenige,  was  der  Ab¬ 
lader  versichert,  eigentlich  seine  Aussicht  auf 
Refusion  der  Frachtauslage  ist.  End  bei  Ke- 
assecuranz,  wo  scheinbar  zwei  Assecuradeure 
auf  denselben  Gegenstand  Versicherung  zeichnen, 
sind  gleichfalls  die  Versicherungsobjecte  in  Wirk¬ 
lichkeit  verschieden;  denn  nur  der  erste  Asse- 
curadeur  kommt  dem  Eigenthümer  unmittelbar 
dafür  auf,  dass  die  Gefahr  nicht  dem  versicherten 
Gegenstände  zur  Last  falle ,  und  das ,  was  die 
Reassecuranz  deckt,  ist  nur,  dass  die  von  dem 
ersten  Assecuradeur  übernommene  \  erantwor- 
tung  diesen  nicht  trifft ,  cir.  dän.  Conv.  Ib50, 
§  148.  In  der  dän.  Conv.  von  1850,  §  122,  cfr. 
100,  ist  vorgeschrieben,  was  auch  an  sich  ganz 
natürlich  ist,  dass  Derjenige,  welcher  nur  ein 
mittelbares  Interesse  hat,  dem  Assecuradeur  die 
Beschaffenheit  desselben  angeben  muss,  cfr.  §§ 
34  u.  49,  soAvie  auch  schAved.  Seegesetz  §  205, 
Hambrgbed.  §  58  und  Bremerbed.  §  51,  die  in  der¬ 
selben  Weise  ausdrückliche  Angabe  für  den  Fall 
fordern,  dass  die  Versicherung  eine  Reassecuranz 
ist;  dasselbe  dürfte  gewiss  auch  der  Sinn  des 
§  25  in  dem  nonvegischen  „Plan“  von  1871  sein. 

Ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  in  der  Police, 
dahin  gehend,  dass  die  Versicherung  „ohne  In¬ 
tel  esse‘‘  genommen  sei,  welches  zuweilen,  ob¬ 
gleich  niemals  in  Norwegen,  vorkommt,  streitet 
eigentlich  gegen  die  Bezeichnung  des  Contracts 


als  Assecuranz,  und  es  muss  deshalb  angenom¬ 
men  werden,  dass  derselbe,  selbst  da  wo  Wett- 
Assecuranz  nicht  gesetzlich  untersagt  ist,  den 
Versicherten  nur  davon  befreit,  sein  Interesse 
beweisen  zu  müssen,  so  dass  die  Versicherung 
nichtsdestOAveniger  ungiltig  wird,  wenn  der  As¬ 
securadeur  den  Beweis  für  sein  fehlendes  Inte¬ 
resse  zu  führen  vermag,  cfr.  Hambrgbed.  §  148. 

Nichts  verhindert  natürlicherweise,  dass  man 
nicht  allein  für  eigene,  sondern  auch  für  fremde 
Rechnung  versichern  kann.  Auch  Avird  es 
beim  Abschluss  der  Versicherung  als  erlaubt  be¬ 
trachtet,  dass  verschAviegen  wird,  wer  der  wirk¬ 
lich  Interessirte  ist,  und  man  kann  die  Versiche¬ 
rung  anmelden  „für  dessen  Rechnung,  dem  es 
angeht“,  „für  Rechnung  des  Betreffenden“,*)  unter 
welchen  Ausdrücken  dann  auch  Versicherung 
für  eigene  Rechnung  als  inbegriffen  betrachtet 
wird.  In  allen  Fällen  jedoch,  in  welchen  die 
Versicherung  nicht  iür  eigene  Rechnung  genom¬ 
men  Avird,  wird  gefordert,  dass  dies  in  der  Po¬ 
lice  ausdrücklich  angegeben  werden  soll  (schw. 
Seegs.  §  189,  dtsch.  Hgb.  §  785,  Hambrgbed.  §  4). 

Eleberali,  wo  Jemand  solchergestalt  Ver¬ 
sicherung  für  Rechnung  eines  Andern  nimmt,  ist 
es  notliAvendig,  dass  er  entweder  im  Voraus 
von  dem  wirklich  Interessirten  dazu  beauftragt 
ist,  oder  dass  es  beim  Zeichnen  der  Versiche¬ 
rung  ausdrücklich  dem  Assecuradeur  bemerk- 
lich  gemacht  wird,  dass  die  Versicherung  ohne 
Ordre  genommen  ist,  und  genügt  es  dann,  dass 
der  Interessirte  nachträglich  die  Versicherung 
gutheisst,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  786,  vAelches  nicht 
einmal  irgend  welche  förmliche  Gutheissung  ior- 
dert.  Im  entgegengesetzten  Falle  ist  der  Mangel 
an  Ordre  nicht  durch  nachträgliche  Ratihabition 
zu  ersetzen  (Hambrgbed.  §  5  cfr.  145,  schw.  See- 
ges.  §  190,  dän.  Conv.  1850  §  113,  holl.  Han- 
dels-G.-B.  §  264 — 267).  Der  ältere  Hamburger 
Plan  von  1852,  §  3  forderte  ferner,  dass  Der¬ 
jenige,  welcher  ohne  Ordre  Versicherung  für 
fremde  Rechnung  zeichnen  Hesse,  dazu  veranlasst 
sein  müsse  durch  sein  mercantiles  Geschäftsver- 
hältniss:  allein  diese  Beschränkung  ist  nunmehr 
in  Wegfall  gekommen.  Bei  uns  in  Norwegen 
ist  Versicherung  ohne  Ordre  kaum  Brauch.  — 
Ist  Derjenige,  der  auf  die  Versicherung  anträgt, 
der  allgemeine  Repräsentant  des  Versicher¬ 
ten,  so  braucht  er  natürlicherweise  keine  aus- 


*)  Im  Deutschen  dürfte  diese  Clausei  regelmässig 
lauten:  „Für  Rechnung  wen  es  angeht.“  D,  R.  d.  Annalen. 
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drückliche  Ordre  für  den  einzelnen  Fall;  seine 
Autorisation  ist  hier  eo  ipso  in  seiner  Stellung 
enthalten  (cfr.  Hambrgbed.  §  6).  Dies  gilt  somit 
von  Jedem,  welcher  Vollmacht  für  ein  Hand¬ 
lungshaus  hat,  gilt  ferner  für  den  verwalten¬ 
den  Rheder,  sofern  seine  Vollmacht  auch  die 
Versicherungsnahme  umfasst  (was  jedoch  nicht 
die  Vermuthung  für  sich  hat,  siehe  Seefahrtsges. 

§  6,  dtsch.  Hgb.  §  460,  schwed.  Seeges.  §  14); 
dahingegen  ist  der  Schiffer  als  solcher  nicht 
berechtigt,  das  Schiff  zu  versichern,  auch  der 
Commissionair  ist,  mag  er  immerhin  Connos- 
sement  empfangen  haben,  nicht  berechtigt,  die 
Waare  ohne  Ordre  zu  versichern,  wenn  dies  bei 
der  Versicherung  nicht  ausdrücklich  angegeben 
wird. 

Derjenige,  welcher  Versicherung  im  Namen 
eines  Andern  nimmt,  ist  stets  als  für  die  Prä¬ 
mie  persönlich  haftend  zu  betrachten  (cfr. 
dtsch.  Hgb.  §  816,  schwed.  Seeges.  §  222,  dän. 
Conv.  1850  §§  151—153,  holl.  Handels-G.-B. 
§  682),  —  und  er  sowohl,  wie  jeder  andere 
Mittelsmann,  angesehen  Alle fü r  Einen,  gleicli- 
wie  den  Versicherten  selbst,  sind  dazu 
verpflichtet,  dem  Assecuradeur  ehrlich  und  offen 
jedwede  Aufklärung  zu  geben,  welche  die  ße- 
urtheilung  des  Risikos  beeinflussen  könnte,  siehe 
Plan  1871  §  26,  dtsch.  Hgb.  §§  810  u.  811,  Ham¬ 
brgbed.  §§  29  u.  30,  schwed.  Seeges.  §  209,  dän. 
Conv.  1890  §  114  u.  ff.  und  holl.  Handels-G.-B. 
§  251. 

Dass  Niemand  in  der  Regel  verpflichtet 
ist,  für  einen  Andern  Assecuranz  zeichnen  zu 
lassen,  falls  er  sich  nicht  speciell  dazu  verpflichtet 
habe,  versteht  sich  von  selbst*).  Indessen  wird 
es  in  der  Handelswelt  und  namentlich  in  Eng¬ 
land  angenommen,  dass  man  in  drei  Fällen  ver¬ 
pflichtet  ist,  einem  Auftrag  bezüglich  der  Ver¬ 
sicherungsnahme  nachzukommen:  1)  wenn  der 
Commissionair  im  Besitz  von  Fonds  ist,  die 
dem  Andern  gehören,  2)  wenn  er  Connossement 
mit  Ordre  zur  Versicherung  der  Gegenstände 
empfängt;  denn  er  muss  alsdann  entweder  das 
Geschäft  zurück  weisen  oder  es  in  seiner  ganzen 

o 

Ausdehnung  annehmen ,  3)  derjenige ,  welcher 
bislang  die  Assecuranz- Commissionen  eines  An¬ 
dern  regelmässig  besorgt  hat,  muss  als  verpflichtet 
betrachtet  werden,  dessen  Auftrag  zur  Assecu- 
ranz-Besorgung,  so  lange  er  sich  nicht  ausdrück¬ 
lich  von  diesem  Verhältniss  losgesagt  hat,  aus¬ 


zuführen.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass 
die  Stellung  einer  Person  zur  andern,  z.  B.  als 
Schiffer  oder  als  Verladungsbevollmächtigter,  ge¬ 
radezu  eine  Dienstverpflichtung  dahin  involvirt, 
dass  er  für  dieselbe  auch  Assecuranz  zu  besor¬ 
gen  hat. 

Die  Frage,  ob  oder  wie  weit  der  Commissionair 
berechtigt  ist,  selbst  die  Versicherung  zu  über¬ 
nehmen,  ist  gewiss  verneinend  zu  beantworten; 
es  müsste  denn  sein,  dass  es  dem  Ordregeber 
bekannt  sei,  dass  es  zum  Geschäft  des  Commis- 
sionärs  gehöre,  Privatversicherung  zu  zeichnen, 
cfr.  Gerichtsztg.  1864  S.  485  u.  ff. 

Die  Verantwortung  des  Commissionairs 
muss,  wie  die  eines  Bevollmächtigten  im  Allge¬ 
meinen,  nach  der  Umsicht  und  Sorgfalt  festge¬ 
stellt  werden,  die  in  der  Regel  bei  dergleichen 
Sachen  angewendet  zu  werden  pflegen.  Ist  ihm 
in  Bezug  auf  die  Wahl  des  Assecuradeurs  nichts 
zur  Last  zu  legen,  dann  hat  er  für  dessen  Zah¬ 
lungsfähigkeit  nicht  aufzukommen,  er  müsste 
sich  denn  selbst  del  credere  gestellt  haben. 

§  4- 

Fortsetzung.  Gegenstand  der  Ver¬ 
sicherung.  —  Gegenstand  der  Versicherung 
kann,  mit  den  Begrenzungen,  welche  im  positiven 
Gesetz  oder  in  den  Bedingungen  der  Assecuranz- 
Einrichtung  enthalten,  jedweder  Werth  (mate¬ 
rielles  oder  nicht  materielles  Ding)  sein,  an  dessen 
Bewahrung  der  Versicherte  ein  wirklich  juristi¬ 
sches  Interesse  hat.  Als  Beispiele  werden  in  den 
Plänen  genannt:  Schiff,  Ladung,  Fracht-  und 
Passagiergelder ,  Bodmereiforderungen ,  Havarie¬ 
gelder,  Bergelohn  und  andere  Forderungen,  die 
ihre  Deckung  im  Schiff,  in  der  Ladung  oder 
Fracht  suchen  müssen,  die  auf  den  Waaren  las¬ 
tende  Steuer,  Fracht  und  andere  Ausgaben  an 
dem  Bestimmungsort,  der  V erdienst  an  den  W aa- 
ren,  auf  welchen  am  Bestimmungsort  gerechnet 
ist,  so  auch  die  Provision  des  Commissionairs, 
—  Alles  zugleich  mit  der  Prämie  selbst  und 
wieder  die  Prämie  von  dieser  u.  s.  w.  (siehe  Plan 
1871,  §  2  u.  3,  dtsch.  PIgb.  §  782 — 784,  Ham¬ 
brgbed.  §  1 — 3  cfr.  22  u.  23).  Der  einzige  Ge¬ 
genstand,  welcher  überall  von  Versicherung  aus¬ 
genommen  ist,  bleibt  die  Heuer  (das  Monatsgeld 
der  Schiffsleute).  Ausserdem  hat  der  spanische 
Codigo,  Art.  854,  noch  das  Verbot  gegen  Ver¬ 
sicherung  von  mehr  als  4  Fünltheilen  des  Wer- 
thes  des  Schiffes  beibehalten. 


)  cfr.  1*014,  Seeassecuranzrtckt  8.  btt  u.  ff. 
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Der  Versicherte  braucht  also  selbst  nicht 
da»  geringste  Risiko  zu  laufen.  Dieser  Satz, 
welcher  schon  in  der  alten  Hamburgschen  Ha- 
varei-  und  Assecuranzordnung  von  1 791,  Tit.  III 
§  3,  ausgesprochen  wird,  ist  doch  erst  nach  vielen 
Bedenken  von  den  Gesetzgebungen  anerkannt 
worden.  Theils  hat  man  Bedenken  durch  ie 
Veranlassungen  zum  Betrug,  welche  durch  die 
Uebertragung  von  eigener  Gefahr  auf  Andere  in 
der  That  gegeben  werden,  theils  hat  man  na¬ 
mentlich  früher  sogar  religiöse  Scrupel  dabei  ge¬ 
hegt  ,  sieh  in  s  lcher  Weise  den  Fügungen  der 
Vorsehung  zu  entziehen.  Noch  immer  ist  der 
Satz  in  der  französischen  und  anderen  auf  dieser 
basirten  Gesetzgebungen  nur  mit  grossen  Be¬ 
schränkungen  aufgenommen,  indem  die  Gesetze 
noch  an  dem  Grundsatz  festhalten,  dass  die  Asse- 
curanz  nur  gegen  directe  Verminderung  des 
Vermögens  und  nicht  gegen  Verlust  eines 
Gewinnes,  auf  welchen  gerechnet  worden  ist, 
sichern  darf.  In  dem  Gesetzbuche  Christian  V. 
4 — 6 — 5  war  es  verboten,  mehr  als  die  9  Zehn¬ 
theile  von  seinem  Interesse  zu  versichern;  ferner 
wurde  es  verboten,  den  Monatslohn  (Heuer)  der 
Schiftsleute,  den  Proviant,  die  Ammunition  und 
alle  Schiffsgeräthschalten  zu  versichern.  Allein  das 
Verbot,  sein  volles  Interesse,  so  auch  das  Schiffs¬ 
inventar  zu  versichern,  wurde  schon,  was  die 
Copenhagensche  Compagnie  betraf,  durch  Con¬ 
vention  1746,  II  §  2  aufgehoben,  wohingegen 
das  Verbot  ©egen  Versicherung  von  Proviant 
Ammunition  und  Lohn  der  Schiffsleute  aufrecht 
gehalten  wurde,  ln  dem  Seefahrtsgesetz  §  138 
ist  das  Verbot  in  Christian  V.  Gesetzbuch  4 — 6 — 5 
gegen  Versicherung  von  Schiff'  oder  Gut  zu  de¬ 
ren  vollem  Werth  ausdrücklich  aufgehoben;  hie¬ 
rin  liegt  gewiss  auch  die  Aufhebung  des  Verbots 
gegen  Versicherung  einzelner  Arten  von  Gut, 
also  von  Inventargegenständen,  Proviant  und 
Ammunition  (Aussteuer).  Dahingegen  muss  das 
Verbot  gegen  Versicherung  von  Lohn  und 
Heuer  der  Schiffs leute  gewiss  noch  fürder 
als  bestehend  angesehen  werden,  und  zwar,  dem 
Wortlaut  nach,  gleichviel,  ob  nun  die  Versiche- 


Bemerkung.  Wir  halten  uns  für  verpflichtet,  zu 
erklären,  dass  wir  selbst  diese  Artikel  nach  dem  nor¬ 
wegischen  Original  des  Herrn  Prof.  Dr.  Brandt  bear¬ 
beiten,  so  dass  also  auch  nur  uns  etwaige  Abweichun¬ 
gen  zuzuschreiben  sind.  Erforderliche  Bemerkungen 
werden  zum  Schluss  beigegeben. 

D.  R.  d.  Annalen. 


rung  von  der  Rhederei  oder  von  den  Leuten 
selbst  geuommen  wird.  Da  jedoch  das  Verbot 
allein  seinen  Grund  darin  haben  mag,  dass  das 
Gesetz  die  Leute,  indem  es  ihr  Recht  auf  Lohn 
von  der  Erhaltung  des  Schiffes  abhängig  machte, 
zu  einem  erhöhten  Eifer  anspornen  wollte  (cfr. 
4—4 — 8,  jetzt  aufgehoben  durch  das  Seefahrts¬ 
gesetz),  welcher  Grund  ganz  und  gar  wegfällt, 
wenn  es  die  Rhederei  ist,  welche  den  Lohn  ver¬ 
sichern  lässt  —  denn  der  Lohn  tritt  hier  als  ein 
Theil  der  Bruttofracht  auf  und  muss  mit  dieser 
gleichen  Versicherungsbedingungen  unterworfen 
sein  (cfr.  PI.  1871  §  10,  b  und  d,  dtsch.  Hgb> 
§  801  u.  804,  Hambrgbed.  §  19  u.  23,  schwed. 
Seeges.  §  198  u.  202,  dän.  Conv.  1850  §  39) 
—  so  hat  man  gewiss  mit  vollem  Fug  und  Recht 
das  Verbot  darauf  beschränkt,  dass  es  allein  die 
Versicherung  betrifft,  die  vom  Schiffer  und  von 
der  Mannschaft  selbst  genommen  wird  (PI.  1871, 
§  2).  In  dieser  Form  findet  man  auch  das  Verbot  in 
den  Assecuranzgesetzen  aller  Länder,  siehe  f'rz. 
Cod.  Art.  347,  span.  Cod.  Art.  885,  ital.  Cod. 
Art.  461,  dtsch.  Hgb.  §  784,  schwed.  Seegesetz 
§  188,  dän.  Conv.  1850  §  35  u.  fff.  Unter  „Lohn 
und  Heuer“  dürfte  auch  Kapplaken*)  einbegriffen 
sein,  welcher  somit  wohl  von  der  Rhederei,  weil 
er  in  der  Bruttofracht  enthalten  ist,  aber  nicht 
vom  Schiffer  assecurirt  werden  darf  (cfr.  holl. 
Handels-G.-B.  §  599).  Ferner  dürfte  darunter  seiner 
Zeit  die  Beilast**)  gerechnet  worden  sein,  die 
geradezu  den  Leuten  als  ein  Theil  ihres  Lohnes 
zugestanden  w  ard  (4 — 1: — 27).  Doch  dies  letztere 
ist  nunmehr  ganz  ausser  Gebrauch  gekommen, 
und  dass  es  den  Leuten  zugestanden  werden 
muss,  die  Waare  zu  versichern,  die  sie  mit  sich 
führen ,  ist  nicht  zweifelhaft  cfr.  Plan  1871, 
§  10,  g,  wo  gar  der  Versicherungswrerth  dieser 
Waare  mit  Zuschlag  der  Fracht  berechnet  wer¬ 
den.  In  Hamburg  wird  jedoch  in  diesem  Falle 
ausdrückliche  Angabe  verlangt,  dass  diese  Waa- 
ren  für  Rechnung  der  Mannschaften  versichert 
sind  (Hambrgbed.  §  53). 

Der  franz.  Cod.  Art.  347  und  die  auf  dem¬ 
selben  basirten  Gesetze  (doch  mit  Ausnahme  des 
holländischen),  verbieten  es  ferner,  die  Fracht 
zu  versichern,  die  noch  nicht  verdient  ist,  sowie 
den  immaginären  GewTinn  und  die  Bodmerei¬ 
prämie  (wohingegen  die  Bodmereiforderung  selbst 

*)  Kapplaken:  Vergütung  an  Schiffer  und  Leute  für 
besondere  Umsicht  in  Bezug  auf  Schiff  und  Ladung. 

**)  Die  Waaren, welche  Capitän  und  Leute  für  eigene 
Rechnung  am  Bord  führen  und  die  frachtfrei  sind. 


10 


versichert  werden  kann,  Art.  334).  In  England  war 
die  Reassecuranz  durch  einen  Parlamentsakt  von 
1746  (19.  Geo.  II.  Cap.  37  §  4)  verboten,,  und 
zwar  wegen  der  Speculationen  aut  das  Steigen 
und  Fallen  der  Prämien,  wozu  dieselbe  Veran¬ 
lassung  gab. 

Wenn  es  gefordert  wird,  dass  das  Interesse 
des  Versicherten  an  dem  versicherten  Gegenstand 
ein  wirkliches  sein  soll,  dann  ist  hierdurch 
in  erster  Linie  ausgesprochen,  dass  dasselbe  nicht 
ein  nur  eingebildetes  oder  ein  auf  Missverständniss 
beruhendes  sein  darf.  Hat  der  versicherte  Gegen¬ 
stand  nicht  einmal  existirt,  z.  B.  wenn  Je¬ 
mand,  welcher  Waaren  aus  einem  fremden  Ort 
verschrieben  hat,  dieselben  in  dem  Glauben  ver¬ 
sichern  lässt,  dass  sich  diese  am  Bord  eines  an¬ 
gegebenen  Schiffes  befinden,  es  aber  später  sich 
herausstellt,  dass  sie  nicht  verschifft  worden  sind, — 
dann  ist  die  Versicherung  selbstverständlich  eine 
Nullität  (cfr.  Plan  1671.  §§12,30  u.  39,  Hambrgbed. 
§§64,  73, 144,  2u.  154).  Dahingegen  kann  es  nicht 
gefordert  werden ,  dass  der  Gegenstand  noch 
existiren  soll  in  dem  Augenblick,  wo  der  Con- 
tract  abgeschlossen  wird,  wenn  derselbe  nur  in 
dem  Augenblick  existirte,  in  welchem  das  Risiko 
beginnen  sollte;  es  kann  nämlich  nichts  dagegen 
einzuwenden  sein,  dass  der  Assecuradeur  das 
Risiko  für  jedweden  Zeitabschnitt,  ebensowohl 
für  einen  schon  verstrichenen,  als  für  einen  be¬ 
vorstehenden  übernimmt. 

Ferner  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  das 
Interesse  des  Versicherten  während  der  ganzen 
Versicherungszeit  andauern  und  dass  die  Ver¬ 
sicherung  in  dem  Augenblick  von  selbst  auf¬ 
hören  muss,  wo  das  Interesse  des  Versicherten 
an  dem  Gegenstand  wegfällt,  so  z.  B.  wenn  er 
den  versicherten  Gegenstand  verkauft  oder  ver¬ 
schenkt,  ohne  zugleich  die  Versicherung  auf  den 
neuen  Besitzer  zu  übertragen.  Inwiefern  eine 
solche  Uebertragung  ohne  Einwilligung  des  Asse- 
curadeurs  geschehen  darf,  ist  nach  den  allge¬ 
meinen  Regeln  der  Contractlehre  über  Cession 
zu  entscheiden,  nach  welchen  in  Norwegen  eine 
solche  Einwilligung  gewöhnlich  er  weise  nicht  er¬ 
forderlich  ist,  wenn  nicht  der  Inhalt  des  Con- 
tracts  selbst  durch  die  Uebertragung  berührt 
wird,  z.  B.  wenn  der  neue  Besitzer  ein  Aus¬ 
länder  wäre  (cfr.  Plan  1871  §  35,  cfr.  84; 
Hambrgbed.  §§  161  u.  162). 

In  derselben  Weise  müsste  die  Versicherung 

ö 

aufhören,  wenn  der  versicherte  Gegenstand  einem 
Andern  zur  Benutzung  auf  die  Bedingung  hin 


übertragen  würde,  dass  der  Benutzer  unbedingt 
dem  Eigenthümer  verantwortlich  für  denselben 
sei  (z.  B.  bei  Miethung  von  Dampfschiffen). 
Denn  das  Interesse,  welches  der  Besitzer  nun 
noch  an  der  Erhaltung  des  Gegenstandes  hat, 
besclmänkt  sich  auf  die  Möglichkeit ,  dass  der 
Abmiether  seine  Verpflichtung  |nicht  zu  erfüllen 
vermag,  und  das  Verhältniss  ist  somit  ganz  das¬ 
selbe,  als  sei  dieser  sein  Assecuradeur;  der  Be¬ 
sitzer  darf  lolglich  den  Gegenstand  nur  für 
diese  Möglichkeit  versichern.  Der  Abmiether 
kann  dahingegen  in  diesem  Fall  den  Gegenstand 
in  gewöhnlicher  Weise  versichern*)  War  um¬ 
gekehrt  der  Gegenstand  dem  Andern  unter  der 
gewöhnlichen  Bedingung  übertragen,  dass  der 
Abmiether  nur  für  Betrug  oderünachtsam- 
keit  verantwortlich  zu  sein  habe,  dann  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  der  Eigenthümer,  den 
jeder  zufällige  Unfall  trifft,  sein  Recht  behält, 
den  Gegenstand  in  gewöhnlicher  Weise  zu  dessen 
vollem  Werth  zu  versichern,  während  das  Inte¬ 
resse,  welches  der  Abmiether  nun  an  dessen 
Erhaltung  hat,  darin  besteht,  dass  er  bei  dem 
zufälligen  Untergang  desselben,  die  Gelegenheit, 
den  vorausgesetzten  Gebrauch  von  dem  Gegen¬ 
stand  zu  machen  verliert,  —  und  dieses  Inte¬ 
resse,  aber  auch  nur  dieses,  kann  er  versichern. 

Wenn  ein  Pfandhaber  sein  Pfand  asse- 
curirt,  dann  besteht  sein  Interesse  in  dem  ding¬ 
lichen  Sicherheits recht,  welches  ihm  der 
Gegenstand  gewährte,  d.  h.  das  Recht,  seine 
Bezahlung  aus  dem  Gegenstände  für  den  Fall 
zu  suchen,  dass  dessen  persönlich  verpflichteter 
Besitzer  nicht,  zahlt.  Dieses  Interesse,  also  die 
Zahlungsfähigkeit  des  Pfandes  bis  zum  Betrage 
der  Forderung,  kann  der  Pfandhaber  folglich 
versichern,  ohne  dass  dadurch  das  Recht  des  Be¬ 
sitzers,  sein  Eigenthum  lür  dessen  vollen  Werth 
zu  versichern,  irgend  welcher  Beschränkung  unter¬ 
worfen  ist.  Beim  Untergang  des  Pfandes  muss 
der  Assecuradeur  des  Besitzers  diesem  seinen 
Verlust,  d.  h.  den  Werth  des  versicherten  Ge¬ 
genstandes  ersetzen ,  —  und  der  Assecuradeur 
des  Pfandhabers  das  ersetzen,  was  dieser  ver¬ 
liert,  nämlich  dessen  reelle  Sicherheit  an  dem 
Gegenstand,  er  muss  also,  wenn  der  Eigenthümer 
die  hypothekarische  Forderung  nicht  deckt,  dem 
Pfandhaber  dieselbe  bis  zum  Werthe  der  Hypo¬ 
thek  zahlen,  allein  diese  seine  Verpflichtung  ist 
—  gleichwie  das  versicherte  Interesse  —  nur  subsi¬ 
diär,  und  der  Assecuradeur  muss  somit,  wenn  er 


*)  Cfr.  Benecke  I,  S.  208. 
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die  Pfandschuld  bezahlt,  in  die  persönliche  | 
Forderung  des  Pfandhabers  gegen  den  Besitzer 
des  Pfandes  eintreten;  cfr.  jedoch  Plan  1871 
§  62  Schluss. 

Hat  der  Pfandhaber  kein  persönliches 
Klagerecht  neben  dein  dinglichen  liecht,  ist 
es  schon  einleuchtend,  dass  dasselbe  mehr  als 
ein  Sicherheitsrecht  ist,  indem  ein  so  grosser 
Theil  vom  Werthe  des  Gegenstandes,  welcher 
die  Forderung  repräsentirt,  als  aus  dem  Inte¬ 
resse  des  Eigenthümers  geschieden  und  als  in  das 
ausschliessliche  Interesse  des  Forderungshabers 
übergegangen  zu  betrachten  ist,  und  dieses  kann 
selbstfolglich  nicht  von  jenem,  sondern  nur  von 
diesem  versichert  werden.  Ein  Schiff,  welches 
zu  seinem  vollen  Werthe  verbodir. erirt  ist, 
kann  selbstverständlich  nicht  von  der  Rhederei 
—  welche  nicht  mehr  irgendwelches  Interesse  an 
dessen  Erhaltung  hat  —  versichert  werden, 
sondern  nur  vom  Bodmerei-Creditor;  ist  die 
Bodmereischuld  dahingegen  geringer  als  der 
Werth,  dann  kann  die  Rhederei  selbstfolglich 
diese  Differenz  versichern ,  während  der  Be¬ 
trag:  der  Bodmerei-Schuld  nur  von  den  Bodme- 
risten  versichert  werden  kann.  (cfr.  schwed.  Seeges. 

§  188,3,  dän.  Conv.  1850  §  47,  holl.  Handels-G.- 
B.  §§  509,3  u.  600.)  Wenn  dahingegen  eine 
Bodmerei- Anleihe  auf  ein  vorher  versichertes 
Schiff  aufgenommen  wird,  muss  die  Versicherung 
selbstredend  ihre  Giltigkeit  behalten,  —  voraus¬ 
gesetzt  natürlicherweise,  dass  die  Verbodmeri- 
rung  in  einem  wirklichen  Fall  der  Noth  geschehen 
ist,  cfr.  dän.  Conv.  1850  §  47  u.  holl.  Handels- 
G  -B.  §  601  Schluss.  Der  scheinbare  Wider¬ 
spruch  darin,  dass  Assecuranz  und  Verbodmeri¬ 
rung  desselben  Gegenstandes  unvereinbar  oder 
vereinbar  ist,  je  nachdem  die  Verbodmerirung 
zuerst  oder  zuletzt  kommt,  verschwindet,  wenn 
man  sich  erinnert,  dass  Verbodmerirung  unter 
den  legalen  Bedingungen  geradezu  als  ein  Ver¬ 
lust  für  den  Besitzer  anzusehen  ist  und  zwar  von 
einem  so  grossen  Theil  vom  Werthe  des  verbod- 
merirten  Gegenstandes  als  eben  die  Bodmereischuld 
repräsentirt.  Ist  dieser  Verlust  durch  ein  Unglück 
veranlasst,  welches  zum  Risico  des  Asse- 
curadeurs  gehört,  muss  dieser  selbstfolglich 
den  Schaden  ersetzen,  d.  h.  wenn  das  Schiff  glück  - 
lieh  an  Ort  und  Stelle  gelangt,  muss  der  Assecura- 
deur  die  Bodmereianleihe  bezahlen ;  geht  dagegen 
das  Schiff  unter,  muss  er  die  Assecuranzsumme  be¬ 
zahlen,  allein  alsdann  fällt  auch  das  Bodmreigeld 
weg.  Gehörte  das  Unglück,  welches  die 


!  B  o  d  m  e  r  c  i  veranlasst,  nicht  unter  das 
Risico  des  Assecuradeurs,  dann  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  dieser  nicht  verpflichtet  ist, 
irgend  etwas  zu  zahlen,  wenn  das  Schiff:  glücklich 
anlangt.  W enn  aber  nun  das  Schiff  s  p  ä  t  e  r  d  u  r  c  h 
ein  Ungl ii  ek  un  t ergeht,  w elches  unter  das 
Risico  des  Assecuradeurs  fällt,  möchte  es 
dann  auch  eonsequent  erscheinen,  dass  der  Assc- 
curadeur  nur  dieVersicherungssumme  nach  Abzug 
desjenigen  Betrages  zu  zahlen  hätte,  welchen  die 
Bodmerei- Anleihe  repräsentirt*),  weil  das  Inte¬ 
resse  des  Versicherten  insoweit  als  fortgefallen 
vor  dem  Untergang  anzusehen  ist,  und  er 
sonst  einen  Vortheil  aus  demselben  ziehen  würde, 
indem  er  Ersatz  für  das  Schiff  von  seinem  Asse- 
curadeur  erhält,  aber  von  Zahlung  an  den  Bod- 
mereicreditor  befreit  ist.  —  Dies  würde  jedoch 
kaum  berechtigt  sein,  denn  dem  Assecuradeur 
muss  es  offenbar  vollständig  gleichgiltig  sein, 
inwiefern  die  zur  Deckung  des  ersten,  ihm 
nichts  angehenden  Verlusts  erforderlichen  Gelder 
mit  oder  ohne  persönliche  Verantwortung  von 
Seiten  des  Versicherten  aufgebracht  worden  sind. 
Die  Verpflichtung  des  Assecuradeurs  geht  ja 
gradezu  darauf  aus,  das  zu  ersetzen,  was  der 
versicherte  Gegenstand  werth  ist  im  Augen¬ 
blick  des  Untergehens,  und  wenn  auch  ein  Theil 
dieses  "Werth es  durch  einen  Hazard- Contract 
(Verbodmerirung)  in  einer  solchen  Weise  zuwege¬ 
gebracht  wurde,  dass  derselbe  in  Wirklichkeit 
den  Versicherten  nichts  kostet,  so  bleibt 
dieser  Vortheil  an  sich  vollständig  legitim,  in¬ 
dem  lucrum  cessans  überhaupt  als  berechtigter 
Gegenstand  der  Versicherung  angesehen  wird; 
denn  dieser  Vortheil  rührt  ja  eigentlich  nicht 
von  der  Versicherung  her,  auch  nicht  von  dem 
Unglück,  sondern  von  der  mit  der  früheren 
Geldanleihe  verknüpften  hazardieusen  Bedingung. 
Wäre  es  doch  auch  nicht  billig,  dem  Assecura¬ 
deur  einen  Vortheil  aus  dem  Unglück  ziehen  zu 
lassen,  welches  den  Versicherten  betroffen  hat, 
und  denkt  man  sich,  dass  sowohl  das  erste  wie 
das  letzte  Risico  bei  verschiedenen  Assecura- 
deuren  versichert  sei,  würde  es  gewiss  unbillig 
sein,  dass  der  eine  Assecuradeur  mehr  als  der 
andere  einen  Vortheil  aus  dem  Unglücke  zöge, 
welches  den  Gegenstand  traf,  während  derselbe 
ausserhalb  seines  eigenen  Risicos  sich  befand. 
Jedenfalls  müsste  wohl,  wenn  man  die  Versiche¬ 
rung  als  durch  die  Verbodmerirung  aufgehört 


*)  Cfr.  Gram’s  Seerecht  S.  440. 
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betrachtet ,  ein  verhältnissmässiger  Theil  der 
Prämie  zurückzuzahlen  sein;  allein  dies  wird 
nirgends  als  Grund  der  Ristornis  in  den  Assecu- 
ranzplänen  genannt,  welche  im Gegentheil  stets  den 
Grundsatz  festhalten ,  dass,  nachdem  das  Risico 
des  Assecuradeurs  begounen  hat,  kein  Recht  auf 
Ristorno  verbleibt,  (cfr.  PI.  1871  §39,  Hambrgbed. 
§  157,  schwed.  Seeges.  §  273,  dän.  Conv.  1850, 
§  154.  Wo  der  norwegische  Plan  von  1871 
§77  den  Versicherten  Ersatz  für  Havarie- Aus¬ 
gaben  abspricht,  die  bei  Bodmerei- Anleihen  be¬ 
zahlt  oder  versichert  sind,  und  zwar  wo  ein 
neuer  Unglücksfäll  eintrifft,  welcher  zur  Folge 
hat,  dass  der  ßodmerei-Creditor  oder  der  Asse- 
curadeur  der  Havariegelder  diese  Ausgaben  zu 
tragen  hat,  —  da  handelt  derselbe  allein  von 
dem  Fall,  in  welchem  das  Unglück,  durch  welches 
die  Ausgabe  veranlasst  wurde,  zu  dem  Risico 
des  Assecuradeurs  gehörte,  wo  es  ganz  klar  ist, 
dass  dieser  in  keinem  Fall  verpflichtet  sein  kann, 
die  Ausgaben  zu  ersetzen,  welche  der  Versicherte 
in  Wirklichkeit  nie  gehabt  hat;  dagegen  wird  hier 
nichts  über  die  Verpflichtung,  den  letzten  Verlust  zu 
ersetzen,  entschieden,  Es  ist  überhaupt  keine  rich¬ 
tige  Betrachtungsweise,  wenn  man  sich  vorstellt, 
und  wozu  man  sich  so  leicht  verleiten  lässt,  dass  ein 
Theil  von  dem  Risico  des  Assecuradeurs  durch  die 
nachfolgende  Verbodmerirung  von  dem  Bodme- 
risten  übernommen  werde.  Denn  allerdings 
schliessen  Bodmerei  und  Assecuranz  beide  ein  Ri¬ 
sico  in  sich,  allein  sie  sind  in  ihrem  Wesen  ganz 
verschiedene  Contracte:  Der  Bodmerist  ist  nicht 
Assecuradeur,  sondern  Creditor  unter  einer  ris¬ 
kanten  Bedingung;  er  übernimmt  keine  Garantie 
und  hat  keine  Verpflichtung  zum  Ersatz  (cfr. 
dtsch.  Hgb.  §  725,  schwed.  Seeges.  §  134),  er  ver¬ 
liert  nur  seine  Forderung,  wenn  der  Gegenstand 
zu  Grunde  geht ;  es  ist  somit  ein  ganz  verschie¬ 
denes  Risico,  welches  die  Beiden  tragen,  und 
das  Eintreten  des  letzteren  dal’f  mithin  das  erstere 
nicht  aufheben. 

Endlich  muss  das  versicherte  Interesse  ein 
Gesetzliches  sein.  Es  geht  natürlicherweise 
nicht  an,  sich  gegen  die  Folgen  seines  eigenen 
Betrugs  zu  versichern,  (cfr.  holl.  Handels-G.- 
B.  §  640  Schluss)  und  also  auch  nicht  gegen 
Aufbringung  wegen  Zolldefraudation,  Contre- 
bandehandel,  Zufuhr  zu  den  Feinden  des  Landes, 
Sclavenhandel, Seeräuberei  u.  dergl.;  eine  solche 
Versicherung  würde  geradezu  gegen  Chr.  V.  Ge¬ 
setzbuch  5 — 1 — 2  streiten,  und  der  Assecuradeur, 
welcher  sich  wissend  darauf  einliesse,  würde  sich 


der  strafbaren  Theilnahme  schuldig  machen. 
Andererseits  kann  im  Allgemeinen  kaum  Etwas 
dagegen  einzuwenden  sein,  dass  man  sich  Ersatz 
für  Verlust  durch  seine  eigene  Unachtsamkeit 
versichert,  wenigstens  wo  dieselbe  nicht  strafbarer 
Natur  ist,  cfr.  Plan  1871  §  46,  der  allein  die 
grobe  Unachtsamkeit  ausschliesst  (cfr.  Krlb 
4  —  2  ;  Seefahrtges.  §  72.)  —  In  Bezug  auf  Ueber- 
tretung  der  Gesetze  fremder  Länder  pflegt 
man  es  jodoch  nicht  zu  streng  zu  nehmen,  in¬ 
sofern  diese  Gesetze  mehr  oder  weniger  willkür¬ 
licher  Natur  sind,  als  da  sind  Zollgesetze,  Ein- 
und  Ausfuhrverbote  u.  dergl.,  und  namentlich  in 
Nordamerika  wird  Versicherung  gegen  die  Folgen 
der  Uebertretung  solcher  Gesetze  stets  als  gütig 
angesehen,  indem  man  sich  darauf  beruft,  dass 
die  fremden  Gesetze  für  den  inländischen  Asse¬ 
curadeur  nicht  verbindlich  sind.  Was  die  Ue¬ 
bertretung  von  den  allgemeinen  völkerrecht¬ 
lichen  Regeln  anbelangt,  als  da  sind  Blokade- 
bruch,  Zufuhr  von  Kriegsmaterial  von  Seiten 
Neutraler  u.  dergl.,  so  sollte  das  eigentlich  stets 
als  Uebertretung  des  Gesetzes  des  eigenen  Landes 
betrachtet  werden,  weil  die  anerkannten  völker¬ 
rechtlichen  Satzungen  als  Bestandtheile  des 
Rechts  eines  jeden  civilisirten  Landes  anzu¬ 
sehen  sind.  Allein  in  der  Regel  kümmert  man 
sich  —  und  vorzugsweise  in  Nordamerika 
—  darum  nicht,  sondern  sieht  die  Versicherung 
auf  dergleichen  Unternehmungen  für  vollgiltig 
an,  wenn  nur  der  Versicherte  seinem  Assecura¬ 
deur  gegenüber  den  Zusammenhang  nicht  ver¬ 
schwiegen  hat.  Hat  aber  der  Staat  indess  durch 
förmlichen  Tractat  eine  gewisse  Verpflichtung 
übernommen,  dann  ist  es  wohl  unzweifelhaft, 
dass  die  Versicherung  von  einem  jeden  hiergegen 
streitenden  Unternehmen,  als  gegen  Gesetz  und 
Moral  verstossend  ungiltig  sein  muss.*)  —  Ver¬ 
sicherung  auf  Eigenthum  des  Feindes  muss 
im  Allgemeinen  als  gütig  betrachtet  werden,  in 
soweit  der  Verkehr  zwischen  den  Bürgern  dieser 
Länder  nicht  verboten  ist;  denn  der  Krieg  wird 
allein  zwischen  den  Staaten  geführt  und  unter¬ 
bricht  nicht  die  friedlichen  Verbindungen  der 
Bürger.  Doch  würden  unsere  Gerichte  eine 
Versicherung  wohl  kaum  aufrechterhalten,  die  hier 
im  Reich  mit  einem  feindlichen  Unterthan  gegen 
Kriegs m ölest  abgeschlossen  wäre,  —  weil  eine 
solche  Versicherung,  so  lange  das  Völkerrecht 

*)  Cfr.  Pöbls  S.  69  ffl.  u.  147.  Tecklenborg  S.  23, 
cfr.  69. 
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es  erlaubt,  feindliches  Privateigentum  auf 
See  zu  ei'beuten,  wohl  dahin  ausgelegt  werden 
würde,  als  sei  beabsichtigt,  die  Kriegsunterneh¬ 
mungen  des  Landes  zu  schwächen.  —  In  England 
wird  die  Versicherung  auf  gesetzwidrige  Unterneh¬ 
mungen  so  wie  auch  von  Eigenthum  des  Feindes 
unbedingt  als  ungiltig  angesehen.  Siehe  auch  dän. 
Conv.  1850,  §  118. 

§  5. 

Umfang  der  Versicherung.  Ver¬ 
siehe  run  g  s  w  er  t  h  und  Versicherungs¬ 
summe.  —  Wenn  man  festhält,  dass  der  Ver¬ 
sicherte  durch  das  Unglück  nicht  gewinnen,  son¬ 
dern  nur  schadlos  gehalten  werden  soll  und  dass 
er  also  nicht  mehr  als  sein  wirkliches  Interesse 
versichern  kann,  dann  muss  wiederum  gefragt  wer¬ 
den,  ob  das  so  zu  verstehen  ist,  dass  er  nur  in  die¬ 
selbe  Lage  versetzt  werden  soll,  als  habe  die 
missglückte  Ex pedi tion  gar  nicht  Statt  ge¬ 
funden,  oder  als  wäre  das  ein  getretene  Un¬ 
glück  nicht  passirt.  Ersteres  war  früher  die 
allgemeine  Auffassung  sowohl  nach  dem  Gesetz¬ 
buch  als  nach  der  Conv.  1746,  Assecuranz-Beding. 
3  und  liegt  noch  sowohl  den  französischen  als  den 
übrigen  südeuropäischen  Assecuranzgesetzen  zu 
Grunde.  Obwohl  die  Regel,  dass  Assecuranz 
nicht  gegen  Verlust  von  Gewinn  garantiren  soll, 
im  hohen  Grade  dazu  angethan  sein  muss,  Miss¬ 
lichkeiten  vorzubeugen,  so  ist  es  doch  klar,  dass 
eine  solche  Auffassung  andererseits  gar  zu  sehr 
die  Anwendung  der  Institution  und  so  deren 
rechten  und  wahren  Endzweck  beschränken 
würde,  indem  dadurch  von  der  Versiche¬ 
rung  Werthe  ausgeschlossen  blieben,  welche, 
gerade  auf  Grund  ihrer  Ungewissheit,  in  um 
so  höherem  Grade  Schutz  nöthig  haben,  wie 
z.  B.  namentlich  Frachtverdienst.  Auch  ist  dieses 
Unterschiedmachen  zwischen  unmittelbarer  Ver¬ 
ringerung  von  Vermögen  und  verlorenem  Ver¬ 
dienst  im  Princip  selbst  nicht  berechtigt  ;  das 
Letztere  ist  ebensowohl  wie  das  Erstere  wirk¬ 
licher  Verlust;  denn  der  Geschäftsmann  soll 
ja  von  seinem  Verdienst,  nicht  von  seinem  Ca¬ 
pital  leben.  Diese  Auffassung  ist  nun  auch  all¬ 
gemein  in  dem  Assecuranzrecht  der  übrigen 
Länder  verlassen,  wo  ohne  Beschränkung  die 
Versicherung  nicht  allein  auf  unverdiente  Fracht, 
sondern  auch  die  des  erwarteten  Gewinnes  und 
der  Provision  oder  Courtage  erlaubt  ist,  siehe  PI. 
1871  §  3  und  10,  schwed.  Seeges.  §  203,  dtsch. 
Hgb.  §§  805  und  806,  Hambrgbed.  §§  24  und  25, 


dän. Conv.  1850  §§34,40  und 45,  holl.  Handels -G.- 
B.  §§  615  und  616.  Als  allgemeine  Regel  gilt 
indess,  dass  dergleichen  Werthe  als  besondere 
Versicherungsgegenstände  zu  behandeln 
sind  und  ausdrücklich  in  der  Police  ange¬ 
führt  sein  müssen,  so  dass  z.  B.  erhoffter  Ge¬ 
winn  nicht  als  in  der  Versicherung  von  Waaren 
einbegriffen  betrachtet  wird,  wenn  dies  nicht 
ausdrücklich  bestimmt  ist. 

Es  spricht  natürlicherweise  nichts  dawider,  dass 
man  einen  besonderen  Th  eil  seines  Interesses 
versichern  und  den  übrigen  Theil  auf  eigenes  Ri- 
sico  behalten  kann.  Dies  kann  in  der  Weise 
geschehen,  dass  das  Risieo  des  Assecuradeurs 
auf  gewisse  Unfälle  beschränkt  wird  z.  B. 
„nur  gegen  Seegefahr“,  „frei  von  Kriegsmolest“ 
„auf  behaltene  Ankunft“,  „gegen  Total- Verlust“, 
„frei  von  Beschädigung  ausser  im  Strandlings  - 
fälle“  „frei  von  gewissen  Procenten“  etc.  In 
diesen  Fällen  ersetzt  der  Assecuradeur  nur  den 
Schaden,  welcher  durch  denjenigen  Unfall  entstan¬ 
den  ist,  für  den  er  das  Risieo  übernommen  hat, 
während  der  Versicherte  selbst  jeden  anderen 
Schaden  trägt,  siehe  PI.  1871  §§  20  —  24, 
Hambrgbed.  §§  100—105,  schwed.  Seeges.  §  234, 
dän.  Conv.  1850  §§.  75,  78  etc.  Oder  auch  kann 
ein  bestimmter  Theil  von  dem  Werthe 
des  Gegenstandes  allein  versichert  werden,  in 
welchem  Fall  jedes  Unglück  sowohl  den  Assecu¬ 
radeur  als  auch  den  Versicherten  im  Verhältniss  zu 
dem  Theil  des  Werthes  trifft,  der  unter  das  Ri- 
sico  des  Einen  oder  des  Anderen  fällt, 
oder  mit  anderen  Worten:  Der  Assecuradeur 
erstattet  einen  so  grossen  Theil  von  dem 
erlittenen  Schaden,  als  die  versicherte  Summe 
vom  Werthe  des  Gegenstandes  beträgt,  PI.  1871, 
§  80,  dtsch.  Hgb.  §§  796  u.  888,  Hambrgbed. 
§§  15  u.  141,  schwed.  Seeges.  §§  248  u.  257,  dän. 
Conv.  1850  §  199.  Bei  Totalverlust  wird  natür¬ 
licher  Weise  stets  die  volle  versicherte  Summe 
zu  zahlen  sein,  während  Dasjenige,  was  gerettet 
wird,  verhältnissmässig  zu  seinem  Werthe  unter 
Assecuradeur  und  Versicherten  getheilt  werden 
muss.  Ebenso  kann  man  sein  Interesse  bei  ver¬ 
schiedenen  Assecur  ad  euren  in  einer  der 
hier  angegebenen  Arten  tlieilweise  versichern,  wenn 
nur  die  Versicherungen  zusammengenommen 
nicht  weiter  gehen,  als  das  Interesse  des  Ver¬ 
sicherten,  siehe  PI.  187 1  §  26  Schluss  u.  §  38, 
Hambrgbed.  §  10  u.  11. 

Wenn  in  dieser  Weise  der  Assecuradeur 
das  Risieo  nicht  für  alle  Unfälle  übernommen 


14 


hat,  oder  wenn  das  Risico  der  verschiedenen  Un¬ 
fälle  von  verschiedenen  Assecuradeuren  übernom¬ 
men  wurde,  entstehen  in  gegebenen  Fällen  leicht 
ausserordentlich  schwierige  factische  Fragen  in 
Betreff  der  Vertheilung  der  Verbindlichkeit,  be¬ 
sonders  wenn  das  Unglück,  durch  welches  der 
Schaden  bewirkt,  durch  ein  früheres  Unglück  her¬ 
vorgerufen  worden  ist  und  wo  das  Risico  des  Asse- 
curadeurs  nur  das  eine  und  nicht  das  ändere  einge¬ 
troffene  Ereigniss  umfasst.  Das  englisch  -  amerika- 
nische  Recht  pflegt  in  solchen  Fällen  nur  Rücksicht 
auf  die  nächsteUrsache  des  Schadens  zu  neh¬ 
men  und  es  ist  klar,  dass  dies  für  die  Praxis  am  leich¬ 
testen  fallen  muss.  Nichtsdestoweniger  scheint 
es,  wo  positive  Bestimmungen  fehlen,  das  einzig 
Folgerichtige  zu  sein,  sich  an  die  ursprüng¬ 
liche  Entstehung  des  Schadens  zu  halten,  und 
somit  z.  B.  Demjenigen,  welcher  Versicherung  nur 
„gegen  Seegefahr“  gegeben  hat,  von  Ersatz  auch 
solcher  Seeschaden  frei  zu  sprechen,  welcher  da¬ 
durch  bewirkt  wurde,  dass  das  Schiff,  um  feindlicher 
Verfolgung  zu  entgehen,  von  seinem  Cours  hat 
ab  weichen  müssen,  (cfr.  PI.  1871,  §  20),  —  natür¬ 
licherweise  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
Causalverbindung zwischen  beiden  Unfällen  sicher 
und  beweisbar  ist.  Diese  Ansicht  ist  auch  in 
dem  norweg.  PI.  1871  §  19  befolgt  für  den  Fall, 
dass  ein  während  der  Versicherungszeit  einge¬ 
troffener  Schaden  später  noch  ferneren  Schaden 
nach  sich  zieht,  cfr.  vom  verlassenen  Schiff  §  18 
Schluss,  ln  den  verschiedenen  Assecuranzge- 
setzen  (Plänen)  ist  es  übrigens  bei  der  Behandlung 
der  am  öftesten  vorkommenden  einschränkenden 
Clauseln  zugleich  ausdrücklich  angegeben,  was 
das  Risico  unter  den  verschiedenen  Bedingungen 
zu  umfassen  haben  wird,  siehe  die  oben  citirten 
Stellen  und  §  14. 

Es  ist  genau  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Versicherungs  werth ,  d.  i.  dem  wirk¬ 
lichen  Werth  des  versicherten  Gegenstandes, 
welcher  also  den  vollen  Verlust  ausdrückt,  den 
der  Versicherte  durch  den  Untergang  des  Ge¬ 
genstandes  erleiden  würde,  —  und  der  Versi¬ 
ehe  rungssumme,  d.  i.  dem  Ersatzbetrag,  den 
der  Assecuradeur  im  Fall  des  Unterganges 
des  Gegenstandes  zu  zahlen  sich  verpflichtet 
hat.  Letzterer  kann  wohl  geringer,  aber  nie¬ 
mals  grösser  denn  der  Erstere  sein,  cfr.  dtsch. 
Hgb.  §  790,  Hambrgbed.  §  9,  schwed.  Seeges. 
§  191,  dän.  Conv.  1850  §  53. 

§  6. 

Feststellung  des  Versicherungswer- 


thes.  Taxirte  Police.  —  Es  ist  nicht  leicht 
denkbar,  dass  die  Parteien  es  versäumen  sollten, 
beim  Abschluss  der  Versicherung  ausdrücklich 
die  Grösse  der  Versicherungssumme  festzusetzen  > 
cfr.  dän.  Conv.  1850  §  123,  laut  welcher  die 
Versicherung  erst  dann  als  definitiv  abgeschlossen 
betrachtet  wird,  wenn  die  Versicherungssumme 
festgestellt  ist.  Dahingegen  ist  es  nicht  noth- 
wendig,  dass  der  Versicherungs  werth  eher  ange¬ 
geben  wird,  als  bis  der  Versicherte  im  Falle  eintre¬ 
tenden  Schadens  Ersatz  sucht,  in  welchem  Falle 
der  wahre  Werth  des  betroffenen  Versicherungs- 
gegenständes  durch  Legitimation  desjenigen  Ver¬ 
lustes,  welcher  in  Wirklichkeit  stattgefunden  hat, 
festzustellen  ist.  Die  Verpflichtung  der  Beweisfüh¬ 
rung  fällt  selbstredend  dem  Versicherten,  wel¬ 
cher  Ersatz  beansprucht,  zu. 

Um  den  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  die 
damit  verknüpft  sind,  den  Werth  des  versicher¬ 
ten  Gegenstandes  nach  Eintritt  des  Schadens  zu 
beweisen,  Schwierigkeiten,  welche  namentlich 
was  Schiffe  angeht,  sehr  bedeutend  sein  können, 
wird  der  Versicherungs  werth  oft  beim  Abschluss 
der  Versicherung  contractmässig  verabredet. 
Es  heisst  alsdann  die  Police  sei  taxirt,  und  im 
Gegensatz  hierzu  nennt  man  Policen,  in  wel¬ 
chen  sich  keine  vorausgegangene  Verabredung 
wegen  des  Versicherungs werthes  findet,  offene 
Policen,  siehe  PI.  1871,  §  11,  cfr.  78;  dtsch. 
Hgb.  §  797;  Hambrgbed.  §  16,  schwed.  Seeges. 
§  196  u.  197;  dän.  Conv.  1850  §  54  u.  f.  frz. 
Cod.  Art.  332.  u.  339;  span.  Cod.  Art.  841 
u.  856;  ital.  Cod.  Art.  446  u.  453;  holl. 
Handels-G.-B.  §  273  —  275  u.  592,  7.  Einige 
Assecuranzgesetze,  z.  B.  das  französische,  spa¬ 
nische,  italienische  und  holländische  stellen  bei 
Versicherung  auf  Casco  die  unbedingte  Forderung, 
dass  die  Police  taxirt  sein  soll. 

Die  Wirkung  der  Taxe  ist  die,  dass  der 
Versicherte,  im  Falle  eines  Schadens,  davon  be¬ 
freit  ist,  den  Werth  des  vei’sicherten  Gegen¬ 
standes  zu  beweisen.  Dahingegen  muss  es 
dem  Assecuradeur  frei  stehen,  wenn  er  es  katin, 
den  Beweis  der  Unrichtigkeit  der  Taxe  zu  führen. 
Dies  gilt  unbedingt,  wenn  die  Taxe  zu  hoch  ge¬ 
stellt  ist;  denn  über  seinen  Werth  hinaus  darf 
kein  Gegenstand  versichert  werden,  was  auch 
überall  sich  ausdrücklich  so  vorgeschrieben  findet. 
Ist  dahingegen  die  Taxe  zu  niedrig  angesetzt, 
so  wird  dadurch  dem  V ersicherungscontract  seine 
Bedeutung  als  solcher  eigentlich  nicht  genommen, 
sondern  das  Verhältniss  gestaltet  sich  nur  so,  dass 
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der  Assecuradeur  das  Risiko  in  einer  um  soviel  grös- 
seren  Ausdehnung  übernommen  hat,  indem  Der¬ 
jenige,  der  nicht  voll  versichert  hat,  im  Fall  eines 
partiellen  Schadens  einen  zu  grossen  Ersatz  be¬ 
kommt  und  somit  nicht  einen  so  grossen  Theil  des 
Verlustes  zu  tragen  hat,  wie  er  eigentlich  tragen 
sollte.  Und  da  dies  sehr  wohl  contractmässig 
bei  der  Versicherung  bestimmt  werden  darf  (cfr. 
holl.  Handels-G.-B.  §  253)  so  scheint  das 
Richtige  zu  sein,  da  wo  das  Gesetz  oder  der 
Plan  der  betreffenden  Gesellschaft  nichts  dem 
Entgegengesetztes  bestimmt,  eine  zu  niedrige 
Taxe  für  den  Assecuradeur  als  bindend  zu  be¬ 
trachten,  vorausgesetzt  natürlicherweise,  dass  kein 
Betrug  obwaltet,  indem  bei  einem  solchen  die 
Versicherung  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  un- 
giltig  wird.  Dass  auf  jeden  Fall  die  Ab¬ 
weichung  der  Taxe  von  dem  richtigen  Betrage, 
um  in  Betracht  kommen  zu  können,  von  einer 
gewissen  Höhe  sein  muss,  versteht  sich  von 
selbst,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  797,  Hambrgbed.  §  16, 
schwed.  Seeges.  §  196,  siehe  auch  holl.  Handels- 
G.-B.  §  274  Schluss.  So  forderte  schon  Guidon 
de  la  mer,  dass  die  Taxe  über  einen  viertel 
Theil  zu  hoch  angesetzt  sein  müsste.  Dem 
norwegischen  Versicherungsplan  von  1871,  §  78» 
zufolge,  ist  die  Taxe  für  den  Assecuradeur  nicht 
bindend,  wenn  dieser  beweist,  dass  dieselbe 
über  10  pCt.  zu  hoch  oder  zu  niedrig  angesetzt 
ist;  jedenfalls  ist  aber  die  Taxe  bindend,  wenn 
dieselbe  vom  Assecuradeur  selbst  angesetzt  ist, 
oder  sich  auf  ein  von  ihm  angenommenes  Gut¬ 
achten  basirt.  Bei  diesem  letzteren  ist  Bezug 
genommen  auf  die  Taxen  des  „norwegischen 
Veritas“  über  die  in  den  norwegischen  Vereinen 
und  Gesellschaften  versicherten  Schiffe  (cfr. 
holl  Handels-G.-B.  §  275).  Demjenigen  Ver¬ 
sicherten  gegenüber,  welcher  selbst  die  Taxe 
angesetzt  hat,  ist  dieselbe  in  der  Regel  stets 
bindend,  und  im  Ganzen  genommen  ist  es  nach 
den  allgemeinen  Regeln  der  Lehre  von  Con- 
tracten  und  zwar  über  die  Wirkung  eines  Irr¬ 
thums  zu  beurtheilen,  in  wie  fern  er  seinerseits 
verlangen  kann,  dass  solche  Taxe  berichtigt  werde, 
cfr.  dän.  Conv.  1850  §.  55,  welche  ihm  unbe¬ 
dingt  das  Recht  hierzu  versagt. 

Ist  die  Taxe  von  allem  Anfang  an  zwar  nicht 
unrichtig  angesetzt,  zeigt  sie  sich  aber  nachträglich 
von  dem  wirklichen  Marktpreise  am  Orte  der  Be¬ 
stimmung  abweichend,  dann  würde  es  principmäs- 
sig  sein,  dass  dieser  letztere,  wenn  derselbe  niedriger 
als  die  Taxe  war,  zu  Grunde  gelegt  würde,  denn 


der  Assecuradeur  soll  nur  den  wirklichen  Verlust 
ersetzen  und  nicht  die  Conjuncturen  am  Orte  der 
Bestimmung  tragen;  der  Zweck  der  Taxe  ist  ja 
nur  der,  dem  Versicherten  die  Last  der  Be¬ 
weisführung  abzunehmen,  nicht  aber  der,  einen 
unrichtigen  Werth  an  Stelle  eines  richtigen  zu 
setzen.  Dies  wird  denn  überhaupt  auch  allge¬ 
mein  beobachtet  in  Betreff  der  Berechnung  der 
Procente,  welche  der  Assecuradeur  als  die  Grenze 
seiner  Ersatzpflicht  bestimmt  haben  möchte. 
Allein  bei  Berechnung  des  Ersatzes  selbst  wird 
auch  in  diesem  Falle,  namentlich  in  England, 
die  Taxe  zu  Grunde  gelegt,  cl'r.  dän.  Conv.  1850 
§  187,  dtsch.  Hgb.  §  879,  schwed.  Seeges.  §  251 
u.  252,  holl.  Handels-G.-B.  §  709, —  indem  man  da¬ 
von  ausgeht,  dass  die  Taxe  jedenfalls  das  wahre 
Interesse  des  Versicherten  im  Augenblicke  der 
Versicherung  ausdrückt,  und  er  konnte  ja,  wenn  die 
Waare  glücklich  angekommen  wäre,  mit  der 
Realisation  bis  zu  besseren  Zeiten  warten.  Wäre 
so  z.  B.  eine  Partie  Waare  zu  500  Spd.  taxirt, 
zu  ihrem  vollen  W  erthe  versichert  mit  der  Clau- 
sel:  frei  von  Beschädigung  bis  zu  10  pCt.  (cfr. 
Plan  1871,  §  56)  und  dieselbe  langt  in  beschädigtem 
Zustande  an  dem  Bestimmungsorte  an,  wo¬ 
selbst  sie  zu  350  Spd.  verkauf^  wild,  während 
der  Marktpreis  derselben  Waare  in  unbeschä¬ 
digtem  Zustande  unterdessen  auf  400  Spd.  herab¬ 
gegangen  ist  —  dann  wird  die  Differenz  zwischen 
diesen  beiden  Beträgen,  50  Spd.  =  1 2 1/2 °/0 ,  als 
Beschädigungsprocente  anzusehen  und  als  Ersatz 
für  die  versicherten  500  Spd.  mit  62%  Spd.  zu 
berechnen  sein,  ungeachtet  der  Versicherte  in 
dieser  Weise  besser  zu  stehen  kommt,  als  wenn 
die  Ladung  in  unbeschädigtem  Zustande  ange¬ 
kommen  und  der  Verlust  auch  nicht  mehr  als 
10%  des  versicherten  Betrages  ausmacht.  Dass 
dieselbe  Art  der  Berechnung  auch  in  Folge  desnor- 
weg.  PI.  1871  §55  anzuwenden  sein  muss,  scheint 
geradezu  daraus  hervorzugehen,  dass  derselbe 
gleich  wie  die  übrigen  ohne  Einschränkung  sagt, 
dass  die  Beschädigungsprocente  als  Ersatz  von  der 
Versicherungssumme  zu  berechnen  sind;  nach¬ 
dem  diese  beimAbschluss  der  V ersicherung  mit  dem 
wahren  Werthe  übereinstimmte,  würde  es  eine 
Willkür  sein,  noch  die  fernere  Beschränkung 
aufstellen  zu  wollen,  dass  sie  den  Marktpreis 
bei  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  nicht  über¬ 
steigen  dürfe.  Der  PI.  §  55  spricht  nur  die  Be¬ 
schränkung  aus,  dass  der  Gesammtersatz  für  die 
Waare,  für  Fracht,  Zoll,  und  Unkosten  am  Be¬ 
stimmungsorte,  insoweit  diese  besonders  ver- 
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sichert  sind,  so  wie  für  immaginairen  Gewinn 
den  taxirten  Werth  der  Waare  im  unbeschädigten 
Zustande  nicht  übersteigen  darf.  —  Andere  Ver¬ 
sicherungsgesetze,  z.  B.  Hambrgbed.  §  133  u. 
Bremerbed.  §  29 ,  bestimmen  dahingegen  aus¬ 
drücklich,  dass  die  Beschädigungsprocente  so  zu 
berechnen  sind,  dass  sie  Ersatz  für  den  wirk¬ 
lichen  Markt werth  der  Waare  in  unbeschädigtem 
Zustande  gewähren ,  wenn  dieser  niedriger  ist, 
als  der  Versicherungswerth;  es  ist  auch  nicht 
zu  leugnen,  dass,  wenn  der  Assecuradeur  unbe¬ 
schädigte  Waaren  zum  Marktpreise  ankaufte,  und 
dem  Versicherten  dieselben  anstatt  der  beschä¬ 
digten  gäbe,  Letzterer  alles  erhalten  haben  würde, 
was  er  mit  Recht  zu  fordern  hätte.  Früher  war 
man  nicht  geneigt,  die  Policentaxe  in  anderen 
Fällen  als  beim  Totalschaden,  sowie  be.i  Condem- 
nation  des  Schiffes  als  seeuntüchtig,  oder  bei 
Verkauf  der  Waare  im  Nothhafen  gelten  zu 
lassen,  in  welchen  Fällen  der  Ersatz  gradezu 
den  Unterschied  zwischen  Taxe  und  Nettoaus¬ 
beute  darstellt;  wogegen  man  in  anderen  Fällen 
von  partiellen  Schäden  die  Police  als  offen  be¬ 
handelte,  siehe  z.  B.  den  älteren  Hamburger 
Plan  von  1852  §  11*).  Es  ist  jedoch  nicht  ein¬ 
leuchtend,  dass  man  berechtigt  sein  sollte,  wo 
dies  anders  nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist,  in 
den  contractmässigen  Bestimmungen  eine  solche 
Beschränkung  den  Parteien  auferlegen  zu  können. 

Von  einer  Taxe  kann  natürlicherweise  da 
keine  Rede  sein,  wo  das  versicherte  Interesse 
unmittelbar  in  einem  bestimmten  Geldbeträge  be- 
steht,  als  da  sind  Bodmerie-  und  Havareigelder 
(cfr.  Hamburger  Plan  1852  §  112.)  Dasselbe  gilt 
bei  Versicherung  von  Fracht,  sofern  deren  Grösse 
durch  Certepartie  oder  in  andererWeise  bestimmt 
ist;  ist  dies  dagegen  nicht  der  Fall  (wo  die  Ladung 
selbst  Eigenthum  der  Rhederei)  dann  gilt  die 
Taxe.  (PI.  1871  §  78.) — Nach  §  16  der  Hambrg- 
bed.  gilt  die  Taxe  auf  Fracht  allein  als  Angabe 
der  Versicherungssumme  und  der  Versicherte  muss 
gleichfalls,  wenn  die  Ladung  sein  Eigenthum  war, 
den  Beweis  für  die  wirkliche  Grösse  der  Fracht, 
wie  diese  gang  und  gebe  ist,  beibringen  (cfr. 
§  20,  Pas.  2,)  es  müsste  denn  sein,  dass  er 
sich  die  Befreiung  davon  ausdrücklich  ausbe¬ 
dungen  hätte. 

Zuweilen  werden  mehrere  Gegenstände  gleich¬ 
zeitig  in  derselben  Police  mit  einer  Gesammt- 


*)  Cfr.  Pölils  S.  228 — 9,  247—8  u.  687—8.  Teek- 
leaborg  8.  114  u.  122. 


Versicherungssumme  versichert,  aber  mit 
besonderer  Angabe  des  Werthes  dereinzelnen  Ge¬ 
genstände.  Dies  heisst  eine  Police  mit  Taxen  und 
ist,  insofern  als  die  Absicht  daraus  hervorgeht,  dass 
ein  bestimmter  Theil  der  Versicherungssumme  auf 
jeden  der  besonders  taxirten  Gegenstände  zu 
fallen  hat,  als  eben  so  viele  besondere  Versiche¬ 
rungen  anzusehen,  was  bei  der  Frage  von  To¬ 
talverlust,  Berechnung  vonBefreiungsprocenten  etc. 
seine  Bedeutung  erhält  (PI.  1871  §  16,  dtsch. 
Hgb.  798,  Hambrgbed.  §  17,  dän.  Conv.  1850  §  62 
cfr.  58;  siehe  auch  frz.  Cod.  333,  span.  Cod. 
Art.  844,  it.  Cod.  Art.  447.)  ln  diesemFalle  genügt 
es  jedoch  nicht,  dass  die  Versicherungsobjecte  aus 
einer  gewissen  Anzahl  Colli  bestehen,  deren  Werth 
per  Stück  aus  der  Police  ersichtlich  ist ;  vielmehr 
muss  verlangt  werden,  dass  die  Gegenstände,  welche 
unter  dieselbe  Versicherung  gehören  sollen,  in 
der  Police  so  deutlich  bezeichnet  sind,  dass  sie 
von  den  übrigen,  durch  dieselbe  Police  ver¬ 
sicherten  Gegenständen  unterschieden  werden 
können.  —  Umgekehrt  spricht  nichts  dagegen,  die 
Taxe  mit  einem  Gesammtbetrage  anzuführen, 
während  die  Versicherungssummen  der  einzelnen 
Gegenstände  besonders  angegeben  sind.  In  die¬ 
sem  Falle  repräsentirt  jede  Versicherungssumme 
eine  besondere  Versicherung,  und  ist  die  Taxe 
auf  die  einzelnen  Gegenstände  im  Verhältniss  zu 
ihrer  Versicherungssumme  zu  vertheilen. 

Mitunter,  besonders  bei  Retourladungen  von 
entfernteren  Orten,  wo  der  Versicherungsuchende 
die  Beschaffenheit  und  denWerth  der  Objecte  viel¬ 
leicht  nicht  genügend  kennt,  einigt  der  Versicherte 
mit  seinem  Assecuradeur  sich  dahin ,  dass  es  ihm 
Vorbehalten  sein  soll,  später  die  bestimmte 
Taxe  anzugeben,  während  beim  Abschluss  der 
Versicherung  entweder  nur  eine  vorläufige 
oder  gar  keine  Angabe  der  Taxe  stattfindet.  Der 
Abschluss  einer  solchen  Versicherung  enthält  von 
Seitendes  Assecuradeurs  eine  Zusage  dahin,  vor¬ 
kommenden  Falles  die  spätere  Angabe  des  Ver¬ 
sicherten  gutzuheissen  und  befreit  denselben  somit 
der  Beweislast.  Der  Versicherte  ist  jedoch  verpflich- 
tet,  solche  definitive  Angabe  zu  machen,  so  bald  er 
genügende  Kenntniss  von  dem  Werth  erhält  und 
jedenfalls  bevor  irgend  welche  Nachricht  darüber 
eingeht,  dass  der  versicherte  Gegenstand  beschä¬ 
digt  worden  ist.  Solange  die  Taxe  nicht  entgiltig 
festgestellt  ist,  wird  die  Police,  in  welcher  die 
Taxe  Vorbehalten,  oder  wo  diese  nur  eine  vor¬ 
läufige  ist,  als  eine  offene  zu  behandeln  sein.*) 

*)  Cfr.  Pölils  S.  225—7.  Gram  S.  454—5. 
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§  7. 

Allgemeine  Regel  n  b  et  reffe  n  d  den 
Versieh erungswerth.  —  Bei  offenen  Policen, 
wo  also  der  Versicherte  im  Falle  der  Beschä¬ 
digung  den  Werth  zu  erhärten  hat,  wird  derselbe, 
bei  entstehenden  Fragen  nach  den  in  den  ver¬ 
schiedenen  Assecuranzgesetzen  gegebenen  allge¬ 
meinen  Regeln  zu  bestimmen  sein,  siehe  PI.  1871 
§  10,  cfr.  §§  4,7  u.  58,  dtscli.  Hgb.  §§  799 
—  807,  Hambrgbed.  §  18 — 26;  schwed.  Seeges. 
§§  198-  203;  dän.  Conv.  1850  §§37—49,  60  u. 
61,  holl.  Handels-G.-B  §§  602  u.  612—17.  Als 
leitender  Grundsatz  ist  hier  festzuhalten,  dass 
es  das  wahre  Interesse  des  Versicherten  an 
jedem  einzelnen  der  besonderen  Versicherungs¬ 
gegenstände  (PI.  1871  §  3)  in  dem  Augenblick 
ist,  in  welchem  der  Assecuradeur  das  Risico 
übernimmt,  welches  zu  Grunde  gelegt  werden 
soll,  und  dass  die  Versicherung  des  einen  Ge¬ 
genstandes  nicht  diejenige  des  anderen  in  sich 
schliesst,  falls  das  nicht  ausdrücklich  so  contra- 
hirt  wurde. 

a)  Der  Versicherungswerth  des  Schiffes  w  ird 
somit  dessen  Werth  mit  Segeln  und  Inventarium 
zu  der  Zeit  sein,  zu  welcher  die  Versicherung 
geschlossen  wTorden,  ohne  dass  die  wahrscheinliche 
Abnutzung  durch  die  bevorstehende  Reise  in  Be¬ 
tracht  gezogen  w  ird.  Das  Verbot  in  Chr.  V  Gesetz¬ 
buch  4 —  6 — 5  gegen  Versicherung  des  Schiffsinven- 
tars  ist  durch  §  138  des  Seefahrtgesetzes  aufge¬ 
hoben.  Dasjenige  Inventar  jedoch,  welches  für 
Zwecke  bestimmt  ist,  die  die  Fahrt  des  Schiffes 
nicht  betreffen,  z.  B.  Fischereigeräthschaften,  kann 
jedoch  nicht  mitgezählt  werden,  es  müsste  denn 
ausdrücklich  in  der  Police  namhaft  gemacht  sein. 
Cfr.  PI.  1871  §  4.  Dahingegen  gehört  Alles, 
was  als  Zubehör  des  Schiffes  selbst  angeschafft 
und  in  der  Inventarliste  aufgeführt  ist ,  z.  B 
Kronometer,  Hausgeräthe  und  anderes  Cajüten- 
und  Kabuse-Inventarium  mit  zum  Versicherungs¬ 
werth  des  Schiffes,  selbst  wenn  es  nicht  gerade 
zum  Gebrauch  der  Schifffahrt  selbst  bestimmt  ist. 

Die  Aussteuer  des  Schiffes,  Proviant  etc. 
gehört  dahingegen  nicht  mit  zur  Kaskoversiche¬ 
rung;  dasselbe  ist  an  und  für  sich  kein  Zube¬ 
hör  des  Schiffes,  sondern  die  Ausgaben  bei  deren 
Anschaffung  gehören  zu  den  Kosten,  welche 
die  Unternehmung  der  Reise  erheischen  und  von 
welchen  angenommen  wTerden  muss,  dass  die 
Fracht  sie  deckt.  Das  Natürliche  ist  dess- 


halb,  so  wie  es  der  PI.  1871.  §.7  voraus¬ 
setzt,  die  Aussteuer  in  Verbindung  mit  der 
Fracht  zu  versichern.  —  Es  ist  indess  laut  der 
Kopenhagenschen  Convention,  des  deutschen 
und  des  schwedischen  Gesetzes  erlaubt,  die 
Aussteuer  unter  die  Kaskoversicherung  aufzu- 
nehmen,  wenn  das  in  der  Police  ausgesprochen 
wird,  und  in  Bremen  sowie  in  Nordamerika  ist 
es  gewöhnlich,  die  Aussteuer  mit  zum  Kasko  zu 
rechnen.*)  cfr.  Bremerbed.  §  64,  nach  welchen 
im  Gegensatz  zu  allen  übrigen  Versicherungsge¬ 
setzen,  Versicherung  auf  Fracht,  in  Ermangel¬ 
ung  anderer  Verabredung  nur  als  deren  Netto¬ 
betrag  geltend  angesehen  wird.  Ganz  und  gar 
unregelmässig  war  das  Verhältniss  nach  dem 
älteren  Hamburger  Plan  von  1852  §.  11  cfr. 
20,  nach  welchem  die  Aussteuer  in  Erman¬ 
gelung  anderer  Verabredung  als  in  den  Ver¬ 
sicherungswerth  für  Kasko  einbegriffen  betrach¬ 
tet  wurde,  während  dessen  ungeachtet  eine 
Frachtversicherung,  wrenn  nichts  anderes  con- 
trahirt,  für  die  ganze  Bruttofracht  geltend  ange¬ 
nommen  wurde,  so  dass  die  Aussteuer  also  dem 
Wortlaute  nach  zweimal  versichert  war. 
Allein  dies  ist  bei  den  neuen  Hamburger  Be¬ 
dingungen  von  1867,  §§  19  und  20  übereinstim¬ 
mend  mit  den  Regeln  des  allgem.  Deutschen 
Handelsgesetzes  abgeändert. 

Ist  ein  Schiff  verbodmerirt,  dann  ist  das 
Interesse  seines  Eigenthümers  durch  das  Unglück, 
welches  die  Bodmerei  veranlasste,  mit  einem  so 
grossen  Betrage  verringert,  als  die  Bodmereischuld 
beträgt,  w7elche  für  ihn  als  schon  verloren  zu  be¬ 
trachten  ist.  Den  Versicherungs werth  des  Schiffes 
bildet  also  dann  nur  die  Summe,  um  welche  der 
Werth  desselben  die  Bodmereischuld  übersteigt  cfr. 
schwed.  Seeges.  §.  188,  3,  dän.  Conv.  1850  §  47, 
holl.  Handels-G.-B.  §.  600. 

b)  Der  Versicherungs wTerth  der  Fracht  ist 
deren  voller  Bruttobetrag  incl.  Kapplaken  und 
andere  Gratificationen  oder  Douceure,  welche 
ausbedungen  sein  möchten;  ist  keine  Fracht 
ausbedungen,  z.  B.  wto  die  Ladung  Eigenthum 
der  Rhederei  ist,  dann  muss  die  Fracht  durch 
ein  Gutachten  festgesetzt  werden  und  zw7ar  über¬ 
einstimmend  mit  denjenigen  Frachten,  die  zu 
der  Zeit,  wto  die  Versicherung  gezeichnet  wurde, 
üblich  waren,  cfr.  dän.  Conv.  1850  §.  42. 

Ist  die  Fracht  für  mehrere  Reisen  zusammen 
versichert,  ohne  dass  es  bestimmt  ist,  ein 


*)  Tecklenborg  S.  120  und  144. 


18 


wie  grosser  Betrag  für  jede  einzelne  Reise  gel¬ 
ten  soll,  dann  muss  dies  gleichfalls  durch  Gut¬ 
achten  entschieden  werden,  cfr.  PI.  1871.  §.  8. 
Dies  hat  ebenso  Geltung,  wenn  die  Fracht 
für  Tour  und  Retour  in  einem  Betrage  ver¬ 
sichert  ist;  in  diesem  Falle  bestimmt  das  Dtsch. 
Hgb  §.  802  und  das  schwed.  Seeges.  §.  200,  dass 
angenommen  werden  soll,  für  jede  Reise  gelte  die 
Hälfte  des  versicherten  Betrages,  während  die 
Hamburger  Bedingungen  §.21  die  Regel  des 
älteren  Planes,  dass  ein  Drittel  für  Tour  und 
zwei  Drittel  für  Retour  gelten  auch  ferner  bei¬ 
behalten  haben. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  es  die  volle 
Bruttofracht  ist,  die  den  wahren  Versicher¬ 
ungswerth  der  Fracht  bildet,  also  nicht  nur  der 
Frachtverdienst,  d.  h.  die  Fracht  nach  Abzug 
der  Kosten  der  Ausrüstung,  oder  die  Netto¬ 
fracht;  denn  für  den  Fall,  dass  die  Fracht  ver¬ 
loren  geht,  verliert  nicht  allein  die  Rhederei 
ihren  Verdienst,  sondern  auch  die  auf  die  Aus¬ 
rüstung  der  Expedition  verwendeten  Kosten 
gehen  verloren.  Eine  Versicherung,  nur  auf 
Nettofracht  lautend,  ist  also  an  sich  nichts 
Anderes,  als  eine  partielle  Frachtversicherung,  wie 
es  auch  geradezu  in  dem  Plan  von  1871  §.  58 
gesagt  wird,  und  die  Bezeichnung  ist  desshalb 
allein  auf  die  Assecuranzsumme  zu  beziehen. 
Ist  die  Grösse  dieser  Summe  nicht  angegeben, 
was  jedoch  nicht  leicht  der  Fall  sein  wird, 
dann  bestimmt  der  PI.  1871  §.  7,  und  zwar 
übereinstimmend  mit  dem  deutschen  Gesetze, 
dass  zwei  Drittel  des  vollen  Betrages  der  Fracht 
als  Nettofracht  anzusehen  sind.  Dergleichen 
Versicherung  ist  indess,  wie  schon  bemerkt, 
wenig  natüijich  und  führt  leicht  zu  Missver¬ 
ständnissen,  sie  wird  auch  nicht  gern  gebraucht, 
ausser  wo  die  Kosten  der  Ausrüstung  besonders 
(oder  in  Verbindung  mit  dem  Kasko)  ver¬ 
sichert  sind. 

Die  Ausste  uer  des  Schiffes  ist,  wie  schon 
oben  bemerkt,  stets  als  unter  der  Bruttofracht 
versichert  zu  betrachten  und  bildet  somit  kei¬ 
nen  besonderen  Versicherungsgegenstand.  Es 
liegt  indessen  kein  Hinderniss  vor,  dieselbe  be¬ 
sonders  zu  versichern;  allein  in  solchem  Falle 
kann  ein  entsprechender  Betrag  der  Fracht  nicht 
versichert  werden,  wenn  nicht  die  Aussteuer 
theil weise  eine  andere  als  die  versicherte  Reise 
betrifft,  siehe  PI.  1871.  §.  7.  Dergleichen  beson¬ 
dere  Versicherung  der  Aussteuer  kann  nament¬ 
lich  von  Interesse  sein,  wenn  für  die  versicherte 


Reise  von  dem  Schifte  keine  Fracht  erhoben 
worden  ist,  diese  aber  unter  anderen  Formen 
eine  Ausbeute  bringt,  z.  B.  wo  das  Schiff  in 
Ballast  oder  auf  Fischfang  geht.  Der  Versiche¬ 
rungswerth  der  Aussteuer  besteht  alsdann  in  den 
Kosten  durch  Anschaffung  von  Proviant,  vor¬ 
ausbezahlter  Heuer  und  anderen  Schiffsausgaben 
in  Veranlassung  der  Reisen,  welche  vom  Ab¬ 
gangsorte  gemacht  worden  sind,  ohne  dass  man 
irgendwie  Rücksicht  darauf  nimmt,  was  während 
der  Reise  verbraucht  wird;  denn  es  ist  die 
Ausgabe  als  solche,  und  nicht  die  individuellen 
Gegenstände,  welche  durch  die  Ausgabe  ange¬ 
schafft  sind,  die  hier  das  eigentliche  Versiche¬ 
rungsobject  bilden.  Consequent  müsste  die  Ver¬ 
sicherung  der  Aussteuer,  sowie  die  der  Netto« 
fracht,  in  Fällen  des  Ersatzes,  als  eine  partielle 
Frachtversicherung  zu  behandeln  sein,  allein  dies 
ist  nicht  gebräuchlich,  wohingegen  die  Aussteuer 
gradezu  nach  dem  vollen  Verlust,  welcher  erlitten 
worden  ist,  ersetzt  wird,  cfr.  PI.  1871.  §.  59. 

Hat  die  Rhederei  vorschussweise  einen 
Theil  der  Fracht  erhoben  und  dieser  Vorschuss 
wird  versichert,  dann  geht  die  V ersicherung  allein 
darauf  aus,  die  Rhederei  dagegen  zu  sichern, 
dass  sie  in  Unglücksfällen  irgend  welchen  Theil 
des  Vorschusses  zurückzuzahlen  habe,  wenn 
nämlich  die  verdiente  Distancefracht  nicht  so 
viel  betragen  sollte.  Der  Frachtvorschuss  ist 
somit  einem  eigenen  Risico  unterworfen  und  wird 
also  ein  besonderes  Versicherungsobject,  dessen 
Versicherungs werth  der  erhobene  Betrag  ist,  und 
diese  V  ersicherung  ist  nicht  als  eine  partielle  Fracht¬ 
versicherung  zu  betrachten,  cfr. PI.  1871.  §.57.  Wird 
darauf  aber  der  übrige  Theil  der  Fracht  versichert, 
dann  ist  diese  Versicherung  gleichwohl  eine  parti¬ 
elle  Frachtversicherung,  und  der  Assecuradeur 
wird  somit  im  Falle  eines  Unglücks  einen  verhält- 
nissmässigen  Theil  der  Distancefracht  in  Abzug  von 
der  Versicherungssumme  bringen,  ungeachtet  dass 
dieselbe  mit  dem  erhobenen  Vorschuss  zu  liqui- 
diren  war.  Diesem  Resultat  vermag  indess  der 
Versicherte  in  Folge  des  norwegischen  Planes 
1871  §.  58  vorzubeugen,  wenn  er  sich  ausdrück¬ 
lich  bedingt,  dass  die  letzte  Versicherung  allein 
der  Restfracht  zu  gelten  hat.  Dadurch  gestaltet 
sich  nämlich  auch  diese  zu  einem  besonderen 
Versicherungsobject,  dessen  Versicherungs  werth 
die  Fracht  nach  Abzug  des  schon  erhobenen 
Vorschusses  ist.  —  Indess  muss  wohl  festge¬ 
halten  werden,  dass,  wenn  der  Frachtvorschuss 
und  die  Restfracht  in  dieser  Weise  zum  Gegen- 
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stand  selbstständiger  Versicherungen  gemacht  wer¬ 
den  sollen,  dies  ausdrücklich  in  der  Police  ange¬ 
geben  sein  muss;  denn  es  ist  einleuchtend,  dass  das 
Risico  des  Assecuradeurs  bei  diesen  Versiche¬ 
rungen  verschieden  ist,  indem  eine  möglicher¬ 
weise  verdiente  Distancefracht  demselben  erst 
auf  die  Restfracht  zu  Gute  kommt,  nachdem 
der  Frachtvorschuss  gedeckt  wurde,  und  er  sich 
somit  eine  um  so  viel  höhere  Prämie  berechnen 
muss,  während  umgekehrt  der  Assecuradeur  des 
Frachtvorschusses,  sich  mit  einer  geringeren 
Prämie  begnügen  kann,  als  wenn  sie  jeder  für 
sich  einen  Theil  der  Totalfracht  versichert 
hätten. 

Allen  Gesetzen  zufolge  wird  angenommen, 
dass,  wro  nichts  anderes  bestimmt  ist,  eine  Fracht¬ 
versicherung  auf  die  Bruttofracht  sämmtlicher 
mit  dem  Schiffe  verladener  Waaren  gilt,  jedoch 
mit  Ausnahme  desjenigen  Gutes,  welches  Schiffer 
und  Mannschaft  wie  auch  die  Passagiere  bei  sich 
führen. 

Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  bei  der  Fracht¬ 
versicherung,  dass  ein  Theil  des  Versicherungs- 
werthes  im  Falle  eines  Unglücks  stets  erspart 
wird,  nämlich  Schiffs-  und  Hafenabgaben  am 
Bestimmungsorte,  Lohn  der  Mannschaft  und 
Proviant  für  den  übrigen  Theil  der  Reise,  Pro¬ 
vision  etc.,  so  dass  der  Versicherte  also  im  Falle 
des  Untergangs  Ersatz  erhält  für  Ausgaben,  die 
er  nicht  gehabt  hat.  Doch  pflegte  man  in  frü¬ 
heren  Zeiten  hierauf  keine  Rücksicht  zu  nehmen. 
Jetzt  bestimmen  indess  schwed.  Seeges.  §.  202, 
dtsch.  Hgb.  §.  804,  Hambrgbed.  §.  23  und  holl. 
Handels-G.-B.  §.  617,  dass  die  solchergestalt  er- 
ersparten  Ausgaben  in  Unglücksfällen  abzurech¬ 
nen  sind.  Nach  dem  norweg.  PI.  1871  §.  59 
hat  dahingegen  ein  Abzug  nur  zu  geschehen  für 
den  geretteten  Proviant  und  für  andere  materi¬ 
elle  Gegenstände,  die  zur  Aussteuer  gehören,  und 
gilt  dasselbe  nach  der  dän.  Conv.  1850.  §.  184.*) 

Bei  Passagierfracht  entsteht  auf  dieselbe 
Weise  derV  ersicherungs  werth  der  Passagier  ge  1- 
der  vom  Bruttobetrag  der  Fracht,  ohne  Abzug 
von  dem  für  die  Passagiere  angeschafften  Pro¬ 
viant,  oder  von  den  durch  die  unternommene 
einstweilige  Einrichtung  verursachten  Ausgaben, 
es  sei  denn,  dass  solches  besonders  versichert 
wäre. 

c)  Der  V ersicherungs  werth  der  Ladung 
ist  deren  Werth  am  Orte  der  Verschiffung 


(Facturawerth)  mit  Zuschlag  der  Kosten  für  das 
Anbordbringen  derselben,  sofern  diese  nicht  vom 
Schiffe  bezahlt  werden  (cfr.  Seefahrtges.  §.  §.  53 
u  54,)  ebenso  auch  Ausfuhrzoll.  Hierzu  muss  auch 
noch  hinzugefügt  werden,  die  Assecuranzprämie 
und  die  Prämie  von  dieser  selbst,  wie  das  auch 
in  mehreren  fremden  Gesetzen  ausdrücklich  ge- 
sagt  ist;  nach  der  dän.  Conv.  1850  §.  43  muss 
dies  jedoch  ausdrücklich  vermerkt  sein.  Dahin¬ 
gegen  gehören  nicht  hierher  die  Fracht,  ebenso¬ 
wenig  der  Einfuhrzoll  und  andere  Ausgaben  am 
Orte  der  Bestimmung.  In  den  seltneren  Fällen, 
in  welchen  die  Fracht  mit  der  Bedingung  vor¬ 
ausgezahlt  sein  möchte,  dass  sie  in  Verlust  - 
fällen  nicht  zurückzuzahlen  ist,  — in  welchem  Falle 
sie  natürlicherweise  auch  nicht  für  Rechnung  der 
Rhederei  versichert  werden  kann,  cfr.  Hambrgbed. 
§.  20.  cfr.  52.,  —  müsste  indess  eine  solche 
Fracht  dem. Versicherungs werth  der  Waaren  hin¬ 
zugefügt  sein,  und  zwar  geradezu  als  ein  Theil 
ihrer  Kosten,  nach  der  Verladung. 

Fracht,  Zoll  und  Ausgaben  am  Be¬ 
stimmungsorte,  sowie  auch  der  erhoffte 
Gewinn  an  den  Waaren,  sind  dahingegen  ein 
besonderer  Versicherungsgegenstand;  allein  die 
Mehrzahl  fremder  Gesetze  erlauben  es  doch,  diese 
auch  in  Verbindung  mit  der  Waare  zu  versichern, 
wenn  es  nur  ausdrücklich  in  der  Police  ver¬ 
merkt  ist  (so  das  schwedische,  dänische,  deutsche 
und  holländische  Gesetz.)  —  Was  Fracht,  Zoll 
und  Ausgaben  am  Orte  der  Bestimmung  betrifft, 
so  scheint  es  doch  weniger  natürlich,  diese  in 
den  Versicherungs  werth  der  Waare  aufzunehmen, 
weil  das  Interesse  des  Versicherten  insoweit  ja 
nur  ein  bedingtes  ist,  indem  er  diese  Ausgaben 
nur  dann  haben  wird,  wenn  die  Waaren  in  be¬ 
schädigtem  Zustande  am  Bestimmungsort  ein- 
treffen.  Mit  Rücksicht  hierauf  ist  es  also  auch 
bestimmt,  dass  der  Assecuradeur,  wenn  diese 
Ausgaben  in  Verbindung  mit  den  Waaren  ver¬ 
sichert  sind,  keinen  Ersatz  für  denjenigen  Theil 
derselben  zu  geben  hat,  welcher  im  Falle  eines 
Unglücks  erspart  wird,  (siehe  dän.  Conv.  1850 
§.  44  u.  172,  dtsch.  Hgb.  §.  804,  schwed.  Seeges. 
§.  202,  holl.  Handels-G.-B.  §.  614  und  in  Folge 
der  Hambrgbed.  §.  23  ist  in  solchem  Falle  die 
halbe  Prämie  des  solchergestalt  weggefallenen 
Theils  der  Versicherung  zu  ristorniren.  —  Es 
scheint  übrigens  auch  nichts  dagegen  einzuwen¬ 
den  zu  sein,  wenn  es  nur  ausdrücklich  in  der 
Police  vermerkt  wird,  dass  die  Waare  einfach 
nach  ihrem  Werthe  am  Orte  der  Bestim- 


*)  cfr.  Pöhls  S.  85— 86.  Gram  S.  430. 
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mung  versichert  werde,  welcher  ja  sowohl  den 
Facturawerth  und  die  Ausladungskosten,  als 
Fracht,  Zoll  und  andere  Ausgaben  am  Bestim¬ 
mungsorte,  so  auch  den  erhofften  Gewinn  um¬ 
fasst.  Allein  diese  Versicherungsart,  von  welcher 
übrigens  dasselbe  gelten  müsste,  als  wenn  die 
angeführten  Gegenstände  ausdrücklich  mit  der 
Ladung  versichert  wären,  verursacht  Schwierig¬ 
keiten  im  Falle  eines  Totalverlustes  und  ist  nicht 
sehr  gebräuchlich. 

Der  norwegische  Plan  von  1871  besagt 
nichts  über  das  Hinzuziehen  von  Fracht,  Zoll 
und  Ausgaben  am  Bestimmungsorte  in  die  Ver¬ 
sicherung  von  Waaren,  und  die  Meinung  ist 
offenbar  die,  dass  solches  stets  Gegenstand  einer 
besondern  Versicherung  sein  soll1,  was  auch  an 
sich  das  Natürlichste  ist,  indem  man  damit  in 
den  Stand  gesetzt  wird,  bei  der  Feststellung  der 
Prämie  Rücksicht  auf  die  besondere  Natur  des 
Risicos  zu  nehmen,  und  dadurch  den  Weitläufig¬ 
keiten  entgeht  (wie  nach  den  Hambrgbed.  §.  23) 
die  Prämie  im  Falle  des  Unterganges  ristorniren  zu 
lassen.  —  Dahingegen  hat  der  genannte  Plan 
dem  Eigenthümer  der  Ladung  gewissermassen 
eine  Anleitung  gegeben,  durch  welche  er  sich 
bei  Versicherung  der  Waare  vollen  Ersatz  zu 
sichern  vermag,  auch  da,  wo  dieselbe  in  beschä¬ 
digtem  Zustande  am  Bestimmungsorte  eintrifft, 
ohne  dass  er  Fracht,  Zoll  und  Ausgaben  am 
Bestimmungsorte  besonders  zu  versichern  nöthig 
hat,  nämlich  durch  den  ausdrücklichen  Vorbehalt 
der  Berechnung  nach  dem  Nettowerthe. 
Der  Assecuranz werth  der  Ladung  bleibt  in  die- 
sem  Falle  unverändert,  —  Facturawerth  mit 
Zuschlag  der  Verschiffungskosten  —  aber,  falls 
die  Waaren  in  beschädigtem  Zustande  am  Be¬ 
stimmungsorte  anlangen,  dann  würde  der  Er¬ 
satz  in  derselben  Weise,  wie  im  Nothhafen,  nach 
dem  Verhältniss  zwischen  dem  Netto  werth  der 
Waare  in  beschädigtem  und  unbeschädigtem  Zu¬ 
stande  zu  berechnen  sein,  wobei  also  Fracht, 
Zoll  und  andere  Ausgaben,  die  der  Versicherte 
zu  zahlen  hat,  erst  abgezogen  werden,  siehe  PI. 
1871.  §.  6.  cfr.  55. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  einem 
solchen  Versicherungsmodus  eine  verhältnissmäs- 
sig  höhere  Prämie  zu  zahlen  ist  und  von  etwai¬ 
gem  Ristorno  kann  im  Falle  des  Verlustes  keine 
Rede  sein.  Da  wo  eine  Berechnung  des  Netto¬ 
werths  ausbedungen  ist,  kann  selbstfolglich  keine 
Rede  von  besonderer  Versicherung  von  Fracht, 
Zoll  und  Ausgaben  am  Bestimmungsorte  sein. 


Immaginairer  Gewinn  ist  stets  als 
eine  selbstständige  Versicherung  zu  betrachten, 
selbst  wenn  er  bei  einer  Waarenversicherung  in 
derselben  Police  aufgenommen  wäre. 

Bei  Retourladungen  von  Orten,  an  wel¬ 
chen  die  Beschaffung  durch  Tauschhandel  ge¬ 
schieht,  besteht  der  Assecuranz  werth  in  dem 
Facturawerth  der  dorthin  gesandten  Waaren 
mit  Zuschlag  der  Transportkosten,  (cfr.  frz.  Cod. 
Art.  340,  span.  Cod.  Art.  860,  it.  Cod.  Art.  454, 
holl.  Handels-G.-B.  620.  Was  die  Berechnung 
fremden  Geldes  betrifft,  dann  ist,  wenn  keine 
andere  Coursberechnung  vereinbart  ist,  der  Cours 
des  Versicherungsortes  am  Ausstellungstage  der 
Police  zu  Grunde  zu  legen  (cfr.  frz.  Code  Art. 
338.)  Besteht  kein  regelmässiger  Cours  zwischen 
dem  Verschiffungs-  und  Assecuranzort,  dann  ist 
als  Versicherungswerth  derjenige  Betrag  zu 
Grunde  zu  legen,  den  der  Besitzer  nach  Deck¬ 
ung  aller  Kosten  erhalten  haben  würde,  wenn 
er  sich  den  Betrag  in  edlem  Metall  hätte  zu¬ 
senden  lassen,  cfr.  Benecke  I.  S.  458 — 64.  Aber 
allgemein  benutzt  man  bei  Versicherung  der  Re¬ 
tourladungen  von  weitentfernten  Orten,  die  Vor- 
behaltung  der  Taxe  in  den  Policen. 

Zuweilen  wird  nur  eine  Versicherung  für 
Waaren  gezeichnet,  die  nach  dem  Bestimmungs¬ 
ort  geschickt,  und  für  solche,  die  anstatt  der¬ 
selben  wieder  nach  Hause  gesandt  werden;  fer¬ 
ner  wird  es  zuweilen  vereinbart,  dass  das  Schiff 
von  Hafen  zu  Hafen  gehen  und  successive 
Waaren  ausladen  und  einnehmen  darf 
(faire  echelle)  und  dass  die  Waare,  die  das 
Schiff  zu  jeder  Zeit  inne  hat,  in  der  Versiche¬ 
rung  einbegriffen  sein  soll  (siehe  dän.  Conv.  1850 
§.  138);  allein  in  solchen  Fällen  wird  verlangt, 
dass  mindestens  stets  bis  zum  Betrag  der  Ver¬ 
sicherungssumme,  Waaren  am  Bord  sind.  In 
solchen  Fällen  dagegen,  wo  es  nicht  ausdrück¬ 
lich  bedungen  wurde,  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  es  nicht  eidaubt  ist,  die  ursprünglich  ver¬ 
sicherten  Waaren  gegen  andere  umzutauschen. 
Im  PI.  von  1871  und  in  den  Hambrgbed.  werden 
solche  Versicherungen  nicht  genannt. 

Bei  Waaren,  welche  Schiffer  und  Mann¬ 
schaft  mit  sich  führen,  wird  der  Versiche¬ 
rungswerth  laut  PI.  187 1.  §.  10  g.  aus  deren 
Kosten  mit  Zuschlag  der  gewöhnlichen  Fracht 
gebildet.  Diese  Bestimmung,  die  in  keinem  an¬ 
deren  Gesetz  vorkommt,  ist  auch  ganz  billig, 
indem  das  Recht  zur  freien  Beförderung  dieser 
Waare  von  dem  Augenblick  aD,  wo  sie  verladen 


ist,  einen  Zuschlag  des  Werthes  verleiht,  welcher, 
ebenso  wie  ihr  ursprünglicher  Einkaufspreis  dem 
Eigenthümer  durch  Untergang  verloren  geht. 
Zoll  und  Ausgaben  am  Orte  der  Bestimmung 
gehören  dagegen  nicht  hierher.  Es  versteht  sich, 
dass  es  bei  der  Versicherung;  angegeben  werden 
muss,  dass  das  Gut  dem  Schiffer  oder  der  Mann¬ 
schaft  eigenthümlich  gehört,  ohne  dass  jedoch  die 
Unterlassung  hiervon  in  Norwegen  irgend  eine 
andere  Wirkung  haben  kann,  als  dass  man  in 
Unglücksfällen  den  besonderen  Beweis  zu  führen 
hat,  dass  das  Gut  keinen  Theil  der  gewöhnlichen 
Ladung  bildete.  Hambrgbed.  §.  53  fordern 
im  Allgemeinen  ,  und  zwar  bei  Strafe  der 
Ungiltigkeit  des  Vertrages  bei  Versicherung  von 
Gütern  des  Schiffers  und  der  Mannschaft  aus¬ 
drücklich  anzugeben,  dass  die  Versicherung  für 
Rechnung  dieser  Personen  genommen  worden 
ist,  cfr.  frz.  Cod.  Art.  344  u.  345,  span.  Cod. 
Art.  878,  it.  Cod.  Art.  458  u.  459,  holl.  Han- 
dels-G.-B.  §.  651.  —  Gleichfalls  bei  Waaren, 
welche  Passagiere  oder  Andere  frachtfrei 
mit  dem  Schiffe  versenden,  scheint  es,  als  müssen 

die  üblichen  Frachtkosten  bei  Feststellung  des 

© 

Versicherungswerthes  hinzugerechnet  werden 

können,  jedenfalls  wenn  die  Waaren  bei  der 

Versicherung  ausdrücklich  als  frachtfrei  ange- 

© 

geh'  »verden,  da  es  ja  ganz  auf  Eins  heraus¬ 
kommt,  ob  die  Fracht  vorausbezahlt  oder  er¬ 
lassen  worden  ist. 

d)  Bei  immaginairem  Gewinn  ist  es 
allgemeine  Regel,  den  Versicherungs vverth  mit 
10  pCt.  vom  Versicherungs werthe  der  Waaren 
anzunehmen  ,  und  derselbe  Maassstab  gilt, 
wenn  immaginairer  Gewinn  in  einer  Waaren- 
versicherung  mit  taxirter  Police  einbegriffen  ist, 
ohne  dass  es  angegeben  wurde,  ein  wie  grosser 
Theil  der  Taxe  auf  den  Gewinn  zu  fallen  hat. 
Eigentlich  ist  eine  solche  procentweise  Berech¬ 
nung  an  sich  eine  Unrichtigkeit,  denn  der  wirk¬ 
liche  Verdienst  des  Kaufmanns  ist  der  Unter¬ 
schied  zwischen  dem,  was  die  Waare,  im  Schiff 
verladen,  kostet,  und  dem,  zu  welchem  dieselbe 
Waare  im  unbeschädigten  Zustande  am  Be¬ 
stimmungsorte,  netto  verkauft  werden  kann. 
Allein  dies  ist  abhängig,  theils  von  der  Art  der 
Waare  —  es  giebt  Waaren,  an  welchen  ein  Ver¬ 
dienst  von  10  pCt.  eine  Unmöglichkeit  ist  — 
theils  von  den  Conjuncturen,  welche  ja  den 
Assecuradeur  nichts  angehen  sollen.  Es  könnte 
desshalb  Vieles  für  sich  haben,  die  10  pCt. 
allein  als  ein  Maximum  zu  betrachten,  und  dem 


Assecuradeur  in  derselben  Weise,  als  sei  die 
Police  taxirt,  den  Beweis  zu  führen  erlauben, 
dass  die  Berechnung  unrichtig  wäre,  was  auch 
im  holl.  Handels. -G.-B.  §  622  so  bestimmt  ist. 
Im  entgegengesetzten  Falle  würde  der  Ver¬ 
sicherte,  welcher  durch  das  Fallen  des  Preises 
seiner  glücklich  angelangten  Waaren  vielleicht 
gezwungen  worden  wäre,  solche  mit  Verlust  zu 
verkaufen,  jetzt  einen  Vortheil  aus  dem  Unglück 
haben  ziehen  können.  Allein  die  praktische 
Schwierigkeit,  die  mit  einer  Abschätzung  des 
wirklichen  Gewinnes  in  jedem  einzelnen  Falle 
verknüpft  sein  würde,  in  Verbindung  mit  dem 
Umstande,  dass  an  und  für  sich  nicht  gesagt 
werden  kann,  es  streite  gegen  das  Wesen  des 
Versicherungscontracts,  wenn  der  Assecuradeur 
sich  verpflichtet,  in  Unglücksfällen  auch  die 
Conjuncturen  zu  tragen,  *)  hat  bewirkt,  dass 
man  an  mehreren  Orten,  an  welchen  Versicher¬ 
ung  von  immaginairem  Gewinn  erlaubt  ist,  wie 
z.  B.  in  Hamburg  und  Copenhagen,  sich  darü¬ 
ber  hinausgesetzt  hat,  und  dasselbe  muss  un¬ 
zweifelhaft  ebenso  für  Norwegen  gelten,  weil 
man  keine  Berechtigung  hat,  von  dem  Wortlaut 
des  Planes  abzugehen.  Infolge  Hambrgbed. 
§  16,  Passus  2  und  dtsch.  Hgb.  §  797  hat  der 
Assecuradeur,  wenn  er  die  Unrichtigkeit  der 
Taxe  auf  immaginairen  Gewinn  beweisen  will, 
zu  erhärten,  dass  derselbe  den  beim  Abschluss 
der  Versicherung  möglichen  Verdienst  über¬ 
steigt,  und  consequenter  Weise  hiermit  ist 
gewiss  auch  anzunehmen,  dass  es  dem  Assecu¬ 
radeur  frei  steht,  in  gleicher  Weise  zu  beweisen, 
dass  die  gewöhnlichen  10  pCt.  ein  unmöglicher 
Verdienst  sein  würden ;  allein  es  zeigt  sich 
zugleich,  dass  hier  nur  an  die  Fälle  gedacht  ist, 
in  welchen  der  aufgeführte  Verdienst  auf  Grund 
der  Art  der  Waare  unmöglich  ist,  während  die 
nach  Abschluss  der  Versicherung  eingetretenen 
Veränderungen  in  den  Conjuncturen  dessenun¬ 
geachtet  nicht  in  Betracht  gezogen  werden**). 

Dasselbe  wie  beim  erwarteten  Vortheil  des 
Handels  gilt  auch  von  der  Provision  des 
Commissionairs,  deren  Versicherungswerth,  in 
Ermangelung  anderer  Verabredung,  in  der  Regel 
mit  2  pCt.  angesetzt  wird. 


*)  Der  ältere  Hamburgerplau  von  1852,  §  9  erlaubt 
selbst  geradezu  Versicherung  auf  das  Steigen  und  Fallen 
des  Waarenpreises. 

**)  Cfr.  Benecke,  System  I.  S.  137;  Pöhls,  S.  94 — 95 
cfr.  119;  Tecklenborg,  S.  65;  Gram.  S.  437,  557  und  579. 
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e)  Bei  Bodmereiford  erringen  besteht  der 
Versicherungswerth  in  dem  vorgeschossenen 
Betrag  mit  Zuschlag  der  Prämie ;  dagegen  kann 
hier  nicht  noch  die  Assecuranzprämie  hinzuge¬ 
fügt  werden,  da  diese  ja  in  der  Bodmereiprämie 
enthalten  ist,  welche  den  vollen  Ersatz  für  das 
Risiko  des  Bodmeristen  umfasst,  cfr.  PI.  1871  §. 
10  h,  Hambrgbed.  §.  26.  Die  südeuropäischen 
Assecuranzgesetze  verbieten  es  dem  Bodmeri¬ 
sten,  seine  Prämie  zu  versichern  (frz.  Cod. 
Art.  347,  span.  Cod.  Art.  885,  ital.  Cod.  Art. 
461)  und  nach  der  russischen  Schifffahrtsordnung 
von  1781,  Art.  201,  wird  es  als  Wucher  bestraft, 
wenn  der  Bodmerist,  nachdem  er  seine  Forde¬ 
rung  versichert  hat,  mehr  als  6  pCt.  aus  seinem 
Capital  zieht. 

Bei  Havariegeldern  muss  dagegen  die 
Versicherungsprämie,  die  hier  gleichfalls  bei  der 
Abrechnung  als  Ausgabe  geltend  gemacht  wer¬ 
den  kann  und  somit  beim  Untergang,  gleichwie 
die  ausgelegten  Gelder  selbst,  verloren  geht,  mit 
in  den  Versicherungswerth  einzurechnen  sein, 
was  auch  ausdrücklich  im  PI.  1871,  §.  10,  i  ge¬ 
sagt  ist. 

f)  Bei  Reassecuranz  ist  natürlicherweise 
der  Versicherungswerth  gleich  der  vom  Haupt- 
Assecuradeur  gezeichneten  Versicherungssumme, 
ohne  Rücksicht  auf  den  eigenen  Werth  des  ver¬ 
sicherten  Gegenstandes,  cfr.  PI.  1871,  §.  25.  In 
England  ist  die  Reassecuranz  verboten  durch  19 
Geo.  II.  Cap.  37.  §.  4  (von  1746).*) 

§.  8. 

Ueber Versicherung  und  Doppelver¬ 
sicherung.  —  Ist  ein  Gegenstand  von  Jemand, 
welcher  kein  Interesse  an  demselben  hat,  oder 

*)  Wir  haben  zwar  die  Gesetzgebung  Englands  nicht 
so  ganz  genau  verfolgt,  indess  darf  man  wohl  mit  ziem¬ 
licher  Sicherheit  erklären ,  dass  die  hier  angezogene 
Acte  heute  nicht  mehr  die  geringste  Giltigkeit  zu  bean¬ 
spruchen  haben  dürfte  Das  heutige  Rückversicheruugs- 
wesen  ist  von  dem  früheren  himmelweit  verschieden; 
jetzt  umfasst  dasselbe  in  den  allermeisten  Fällen  den¬ 
jenigen  Theil  des  Risicos,  welcher  das  Maximum  einer 
Gesellschaft  übersteigt,  während  man  früher  unter 
Reassekuranz  gewöhnlich  nur  die  Wiederdeckung  des 
übernommenen  Risicos  verbunden  mit  einem  Vortheil 
verstand  Schon  die  heutige  Existenz  einer  grossen 
Anzahl  von  englischen  Rückversicherungs- Compagnien 
erklärt  die  Situation  hinreichend  und  wie  bereits  in  §  4 
(Seite  10)  bemerkt,  müsste  es  daher  wohl  heissen ,  die 
Reassekuranz  war  (nicht  „ist“)  in  England  verboten. 
Uebrigens  aber  dürfte  es  immerhin  interessant  sein, 
den  Wortlaut  der  Bestimmungen  der  hier  in  Rede 


für  mehr  als  eleu  Asseeuranz werth  (Ueberver- 
sicherung)  versichert,  dann  ist  die  Versicherung 
insoweit  ganz  und  gar  ungiltig,  Pl.  1871  §.  38, 
dän.  Conv.  1850  §.  50  u.  56,  dtsch.  Hgb.  §.  790, 
Hambrgbed  §.  9,  schwed.  Seeges.  §  191 ,  holl. 
Handels-G.-B.  §.  253  etc.  Dasselbe  gilt  natür¬ 
licherweise  auch,  wenn  der  Gegenstand  bei  meh¬ 
reren  Assecuradeuren  gegen  dieselbe  Gefahr  mit 
einem  Betrage  versichert  ist,  welcher  den  Asse- 
curanzwerth  des  Gegenstandes  übersteigt,  (dtsch. 
Hgb.  §.  792,  Hambrgbed.  §.  11).  Dahingegen 
besteht,  wie  schon  früher  bemerkt,  kein  Hinder¬ 
niss  ,  eine  Sache  bei  mehreren  Assecuradeuren 
in  der  Weise  zu  versichern,  dass  jeder  Einzelne 
einen  bestimmten  Theil  des  Werthes  der  Sache 
versichert,  oder  gegen  eine  bestimmte  Art  von 
Gefahr  garantirt. 

Ist  die  Ueber-  oder  Doppelversicherung  im 
bösen  Glauben,  in  böser  Absicht  geschehen ,  dann 
ist  es  nach  den  Regeln  der  Gesetze  aller  Länder, 
dass  der  Betreffende  jedwede  Forderung  an  den 
Assecuradeur  verliert  und  je  nach  Umständen  we¬ 
gen  Betrügerei  in  Strafe  verfällt  (4  —  6  —  6  u. 
Krll.  21 — 16)  *).  Ist  aber  hierbei  im  guten 
Glauben  gehandelt  worden,  oder  hat  die  Angabe 
aus  Versehen  stattgefunden,  dann  wird  die  Ver¬ 
sicherung  einfach  auf  das  richtige  Maass  herab¬ 
gesetzt;  das  Ueberschiessende  fällt  fort  und  die 
Prämie  für  Dasselbe  ist,  unter  Abzug  der  ge¬ 
wöhnlichen  Ristornogebühren,  zurückzuzahlen, 

stehenden  Acte  mitzutheilen,  besonders  aber  nach  einer 
Uebersetzuug  aus  jener  Zeit,  die  sich  auch  im  Deutschen 
getreu  an  das  Original  hält;  dieselbe  lautet:  „Es  soll 
keine  Reassekuranz  erlaubt  sein,  es  sei  denn  der  Reasse- 
kuradeur  unvermögend  zu  bezahlen ,  oder  fallit  worden 
oder  gestorben ;  in  welchen  Fällen  ein  solcher  Asseku- 
radeur,  dessen  Executoren,  Administratoren  oder  Be¬ 
vollmächtigte  ,  Reassekuranz  thun  mögen  bis  an  die  von 
ihm  zuvor  assecurirte  Summe,  jedoch  soll  in  der  Police 
angezeigt  werden,  dass  solches  eine  Reassekuranz  sei. 

Hinzugefügt  sei  übrigens  noch,  dass  schon  mehrere 
damalige  Commentatoren  erklären,  dass  gegen  ehrliche 
Reassekuranz  nichts  einzuwenden  sei  und  es  müsse 
wohl  angenommen  werden,  dass  die  hier  angezogene 
Acte  nur  die  betrügerische  Reassekuranz  gemeint  haben 
könne,  was  auch  aus  §  1  der  Acte,  der  Assekuranz 
überhaupt  verbietet,  hervorgeht.  Dadurch  sollte  nur 
dem  „grundsätzlichen  Verlorengehen  der  Schiffe  und 
ihrer  Ladungen“  „dem  Schleichhandel“  „der  schädlichen 
Gattung  von  Spielen  und  Wetten“  vorgebeugt  werden, 
(d.  R.  d.  Annalen.) 

*)  Die  Kopenhagensche  Conv.  1850  §.  156  gesteht 
jedoch  auch  in  diesem  Falle  Ristorno  zu,  wenn  derselbe 
gefordert  wird,  bevor  der  Gegenstand  der  Gefahr  ausge¬ 
setzt  war, 
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PI.  1871  §.  26  Schluss  u.  §.  39,  a;  dtsch.  Hgb.  ] 
§.  900;  Hambrgbed.  §.  155;  sclnved.  Secgcs.  273; 
dän.  Conv.  1850  §.  52  u.  156;  frz.  Cod.  Art. 
348,357,358  u.  359  etc.;  holl.  Handels-G.-B.  §. 
252,  253,  277  u.  282. 

Wenn  demnach  Ristorno  in  Fällen  von 
Doppelversicherung  stattfindet,  ist  es  regelmässig 
die  jüngere  Versicherung  die  aufgehoben  wer¬ 
den  muss.  Der  Wunsch  des  Versicherten  kann  hier 
nicht  in  Betracht  gezogen  werden ;  selbst  wenn 
er,  nachdem  die  letztere  Versicherung  ge¬ 
schlossen  ist,  dem  ersteren  Assecuradeur  dessen 
Verpflichtung  zurückgiebt,  kann  die  letztere 
Versicherung  dadurch  nicht  aufrecht  erhalten 
werden,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  795;  Hambrgbed. 
§  14;  schwed.  Seeges.  §  195;  holl.  Handels-G.-B. 
§  279;  denn  dieselbe  war  schon  an  sich  bei 
ihrem  Abschluss,  wegen  fehlenden  Interesses 
ungiltig.  Hatte  der  Versicherte  indess  bevor 
er  die  neue  Versicherung  abschloss,  dem  älteren 
Assecuradeur  dessen  Verpflichtung  zurückge¬ 
geben,  dann  liegt  natürlicherweise  keine  Doppel - 
Versicherung  vor,  wie  es  denn  auch  heisst  in 
PI.  1871,  §.  38  letzter  Passus  cfr.  §43;  dtsch. 
Hgb.  §§.  793,  903;  Hambrgbed.  §§.  12  u.  160; 
holl.  Handels-G.-B.  §.  272.  Es  ist  somit  auch 
dem  Versicherten  erlaubt,  wenn  der  Assecura¬ 
deur  insolvent  wird,  sich  bei  einem  Andern 
aufs  Neue  versichern  zu  lassen  cfr.  dän.  Conv.  1850 
§.  51,  welcher  fordert,  dass  die  neue  Versicherung 
in  diesem  Falle  ausdrücklich  als  eine  subsidiäre 
bezeichnet  wird,  so  dass  der  Assecuradeur  mit 
Bezug  auf  den  versicherten  Betrag  nur  dieV erpflich- 
tung  eines  Cautionisten  eingeht.  —  Auch  da,  wo  der 
Versicherte  theilweise  dem  ersten  Assecuradeur 
von  seiner  Verpflichtung  entbunden,  und  die 
neue  Versicherung  für  nichts  anderes  oder  mehr 
gezeichnet  wird,  als  das,  was  in  solcher  Weise 
ungedeckt  geblieben,  findet  keine  Doppelver¬ 
sicherung  statt,  siehe  dtsch.  Hgb.  §.  793.  3,  und 
Hambrgbed.  §.  12.  3,  so  wie  Holl.  Handels-G.-B. 
§.  272  cfr.  280,  wo  gefordert  wird,  dass  der 
spätere  Assecuradeur  davon  ausdrücklich  zu  be¬ 
nachrichtigen  ist,  und  PI.  1871  §.  38,  2.  Pass., 
welcher  andrerseits  hinzufügt  —  was  sich  üb¬ 
rigens  von  selbst  versteht,  dass  eine  Ueberver- 
sicherung  nichtsdestoweniger  ungiltig,  selbst 
wenn  es  nachgewiesen  wird,  dass  der  letztere 
Assecuradeur  solche  Verluste  ersetzt,  welche  der 
erstere  nicht  vergütet,  es  sei  denn,  dass  die  Ver¬ 
sicherung  ausdrücklich  nur  gegen  solche  Ver¬ 
luste  gezeichnet  wurde. 


Uebersteigen  mehrere  gleichzeitig  ge¬ 
schlossene  Versicherungen  den  wirklichen  Werth 
der  Versicherungsobjecte  ,  dann  muss  der 
überversicherte  Betrag  im  Verhältniss  zu  den 
Versicherungssummen  von  allen  Policen  in  Ab¬ 
zug  kommen.  Mehrere  Versicherungen,  die  in 
derselben  Police  enthalten  sind  (z.  B.  auf  Ladung 
und  immaginairen  Gewinn),  so  auch  wo  mehrere 
Policen  an  demselben  Tage  ausgefertigt  sind, 
werden,  der  allgemeinen  Regel  zufolge,  als  gleich¬ 
zeitig  abgeschlossene  Versicherungen  angesehen, 
cfr.  PI.  1871,  §.  38;  dtsch.  Hgb.  791;  Hambrg. 
bed.  §.  10;  schwed.  Seeges.  §.  192,  dän.  Conv. 
1850,  §.  52. 

Ausnahmsweise  muss  jedoch  die  jüngere 
V  ersicherung  in  folgenden  Fällen  geltend  bleiben: 

1,  wenn  der  Versicherte,  beim  Abschluss 
der  späteren  Versicherung,  ausdrücklich  dem 
letzteren  Assecuradeur  sein  liecht  gegen  den 
ersteren  überträgt.  • —  Dies  ist  somit  eigentlich 
eine  Versicherung  auf  dessen  Zahlungsfähigkeit, 
also  eine  Art  lleassecuranz  von  Seiten  des  Ver¬ 
sicherten  und  von  dem  eben  erwähnten  Abschluss 
einer  neuen  Versicherung  gegen  Aufhebung  der 
älteren,  verschieden.  Diese  bleibt  hier  bestehen; 
der  letzte  Assecuradeur  muss  principaliter  dem 
Versicherten  seinen  Verlust  ersetzen  und  seinen 
Regress  bei  dem  ersteren  suchen*),  dtsch.  Hgb. 
§.  793,  1;  Hambrgbed.  §.  12,  1;  schwed.  Seeges. 
§.  194,  1.  Dasselbe  muss  umgekehrt  gelten, 
wenn  die  letztere  Versicherung  ausdrücklich  als 
subsidiair  bezeichnet  worden  ist,  und  zwar  für 
den  Fall,  dass  aus  irgend  einem  Grunde  kein 
Ersatz  von  dem  ersteren  zu  erhalten  ist,  cfr.  dän. 
Conv.  1850  §.  51,  Holl.  Handels-G.-B.  §.  280. 

2,  wenn  die  erste  Versicherung  für  fremde 
Rechnung  ohne  Ordre  genommen  sei,  und  der 
Eigenthümer  selbst  oder  ein  speciell  Bevollmäch¬ 
tigter,  sei  es  aus  Unkenutniss  oder  Missfallen 
mit  dieser  Versicherung,  eine  neue  Versicherung 
gezeichnet  hat,  ohne  die  erste  zu  ratihabiren. 
In  diesem  Falle  muss  diese  zu  ristorniren  sein, 
cfr.  dtsch.  Hgb.  §.  794;  Hambrgbed.  §.  13; 
schwed.  Seeges.  §.  194. 

3,  wenn  dieselbe  in  Wirklichkeit  nie  in 
Kraft  getreten  ist,  cfr.  Holl.  Handels-G.-B.  §. 
266.  Siehe  norw.  Oberappellationsgerichts  -  Er- 
kenntniss  vom  7.  März  1860  (Gerichtszeitung  S. 
254  uff.) 


*  cfr.  Pöhls  S.  99-100 
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§•  9. 

Die  Errichtung  des  Ve r siche rungs- 
eontracts.  —  Die  Errichtung  des  Versiche- 
rungscontractes  hat  laut  dem  Norweg.  Gesetz¬ 
buch.  4  —  G — 1,  cfr.  8  schriftlich  zu  geschehen, 
und  streng  genommen  sollte  mündlich  einge¬ 
gangene  A  ssecuranz  ungiltig  sein.  Die  norwegischen 
Gerichtshöfe  sehen  jedoch  auch  mündliche  Asse- 
curanz  für  bindend  an,  siehe  Oberappellations- 
gerichtserkenntniss  8.  Febr.  1850  (Gerichtsztg. 
S,  97  uff).  Irgend  eine  Verpflichtung,  die  Aus¬ 
fertigung;  des  Contracts  einem  Makler  oder  einer 
obrigkeitlichen  Person  zu  übertragen  *)  (Gesetz¬ 
buch  4  —  6 — 2  u.  4.)  existirt  nicht  mehr,  cfr. 
Gesetz,  v.  8.  Sptbr.  1818,  §.  16.  Die  Regel  ist 
jedoch  überall  die,  diese  Contracte  schriftlich  zu 
formuliren,  und  in  mehreren  Ländern  ist  dies 
auch  ausdrücklich  befohlen,  so  in  England  (35. 
Geo.  III.  Cap.  63  §.  11),  in  Frankreich  (Cod. 
Art.  332),  in  Spanien  (Codigo  Art.  840  cfr.  812), 
in  Italien  (Codice  Art.  446),  Holland  (Wetb.  §. 
255  cfr.  258).  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
§.  788,  fordert  vom  Assecuradeur  nur,  dem  Ver¬ 
sicherten  auf  Verlangen  ein  schriftliches  Docu- 
ment  mitzutheilen,  und  Hambrgbed.  §.  7  fügt  aus¬ 
drücklich  hinzu ,  dass  schriftliche  Ausfertigung 
zur  Giltigkeit  des  Contracts  nicht  nothwendig  ist. 

Der  Versicherungscontract  wird  Police 
genannt  und  enthält,  wie  der  Name  zeigt,  eine 
einseitige  Zusage  von  Seiten  des  Assecuradeurs, 
gegen  eine  bestimmte  Prämie  ein  gewisses  Risiko 
zu  übernehmen,  dieselbe  wird  deshalb  auch  von 
ihm  allein  unterschrieben  (Gesetzbuch  4  —  6 — 5.). 
Sie  wird  in  der  Regel  auf  gedruckten  Blanquet- 
ten  nach  bestimmten  Formularen  ausgefertigt, 
welche  die  wesentlichsten  Versicherungs-Beding¬ 
ungen  enthalten,  die  zuweilen  durch  das  Gesetz 
selbst  vorgeschrieben  sind,  cfr.  dän.  Conv.  1850 
§.  149. 

Bei  der  Errichtung  des  Contracts  müssen 
die  eigenen  Angaben  des  Versicherungsnehmers 
zu  Grunde  gelegt  werden;  es  würde  dem  Asse- 
curadeur  unmöglich  sein,  im  Voraus  alle  Um¬ 
stände  zu  untersuchen.  Es  ist  demnach  die 
grösste  Redlichkeit  und  Aufrichtigkeit  von  Seiten 
des  Versicherungsnehmers  zu  erheischen  und  jed¬ 
weder  Umstand,  welcher  irgendwie  einen  Ein¬ 
fluss  auf  die  Beurtheilung  des  Risikos  auszuüben 
im  Stande  ist,  muss  ohne  Vorbehalt  mitgetheilt 

*)  Cfr.  holl.  Handels-G.-ß.  §.  260  u.  681  uff;  Pöhls 
S.  134  —  5. 


werden.  EineUebertretung  hierin  zieht  unbedingt 
die  Ungiltigkeit  der  Versicherung  und  den  Verlust 
der  gezahlten  Prämie  sowie  nach  Umständen 
Strafe  nach  sich  laut  Krll.  21 — 16  (cfr.  4 — 6 — 6 
cfr.  9,  Mäklergesetz  8.  Sptbr.  1818  §.  7)  und  hier* 
bei  hat  das  keinen  Einfluss,  wenn  die  Unrichtig¬ 
keit  in  dem  gegebenen  Falle  in  Wirklichkeit 
keinen  Schaden  im  Gefolge  gehabt  hat,  cfr.  PI. 
1871  §.  26  u.  31;  dtsch.  Hgb.  §.  812  u.  815; 
Hambrgbed.  §§.  31  u.  34;  schwed.  Seeges.  §. 
209;  dän.  Conv.  1850  §.  114  cfr.  117;  Holl. 
Handels-G.-B.  §.  257  cfr.  282 ;  franz.  Code 
Art.  348;  span.  Code  Art.  887;  it.  Code  Art. 
462.  Auch  kann  der  Versicherungsnehmer  sich 
nicht  damit  entschuldigen,  dass  er  den  ver¬ 
schwiegenen  Umstand  für  unsicher  oder  unbegün- 
det  ansah,  wenn  derselbe  aber  doch  auf  Wahr¬ 
heit  beruhte;  er  soll  mittheilen,  was  er  erfahren 
hat,  die  Beurtheilung  aber  dem  Assecuradeur 
überlassen.  Dahingegen  braucht  er  natürlicher¬ 
weise  demselben  seine  blossen  Vermuthungen 
nicht  mitzutheilen.  Nur  wo  es  vorausgesetzt 
werden  darf,  dass  der  verschwiegene  Umstand 
dem  Assecuradeur  bekannt  sein  müsse,  oder  der¬ 
selbe  war  am  Orte  der  Versicherung  notorisch, 
dann  würde  das  Verschweigen  keine  schädliche 
Wirkung  haben  (cfr.  dtsch.  Hgb.  §.  812;  Hambrg. 
Bed.  §.  31  letzter  Passus;  dän.  Conv.  1850 
§.  147;  in  dieser  Hinsicht  wird  jedoch  die  Ver- 
muthung  stets  gegen  den  Versicherten  sprechen. 

Dieselbe  Verpflichtung  bezüglich  der  redli¬ 
chen  Angaben  liegt  einem  jeden  Vermittler  ob, 
so  dass  die  Folgen  der  Versäumniss  eines  Ein¬ 
zelnen  den  Contraet  in  seiner  Totalität  betreffen. 
Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  Derje¬ 
nige,  welcher  die  Versicherung  durch  einen 
Commissionair  besorgen  Hess,  sein  Recht  nicht 
verliert,  wenn  er  auch  nach  der  Ertheilung 
seiner  Ordre  zur  Kenntniss  irgend  welcher  für 
den  Assecuradeur  wesentlichen  Umstände  gelangt, 
wenn  dies  nur  so  spät  geschieht,  dass  er  keine 
Ursache  mehr  hat,  den  Commissionair  von  den¬ 
selben  zu  unterrichten,  cfr.  Oberappellationsge¬ 
richts  -Erkenntniss  v.  26.  März  1868  (Gerichts¬ 
ztg.  S.  393  u.  ff.)  —  Auch  kann  die  Kenntniss 
eines  solchen  Umstandes  dem  Versicherten  nicht 
zum  Schaden  gereichen,  wenn  die  Versicherung 
für  seine  Rechnung  ohne  Ordre  und  ohne  sein 
Wissen  genommen  wurde  (cfr.  dtsch.  Hgb.  §  811 
Hambrgbed.  §  30). 


(Fortsetzung  folgt). 
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—  In  Verbindung  hiermit  enthalten  die 
Hambrgbed.  §  43  die  ausdrückliche  Vorschrift, 
dass,  wenn  die  Versicherung  durch  Commissio¬ 
nair  an  einem  andern  als  dem  Abgangsorte  des 
Schiffes  genommen  ist,  vorausgesetzt  wird,  die 
Ortlre  sei  direct  vom  Abgangsorte  mit  der 
letzten  Post  oder  der  letzten  Schiffsgelegenheit 
eingegangen,  und  dass  das  Schiff  bei  Ausferti¬ 
gung  der  Ordre  noch  im  Hafen  gelegen  habe. 
Im  andern  Falle,  so  auch  wenn  die  Ordre  pr. 
Telegraph  einging,  muss  das  dem  Assecuradeur 
mitgetheilt  werden,  indem  sonst  die  Versicherung 
ungiltig  wird,  und  die  Prämie  verfällt,  cfr.  PL 
1871  §  30  u.  holl.  Handels-G.-B.  §  603  u.  605. 

Seinerseits  ist  natürlicherweise  auch  der 
Assecuradeur  verpflichtet,  dem  Versicherungs¬ 
nehmer  das  ehrlich  mitzutheilen,  was  in  Betreff 
des  Aufhörens  oder  der  Verminderung  des  Risicos 
zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  (cfr.  frz.  Cod. 
Art.  368;  span.  Cod.  Art.  896  u.  897;  ital. 
Cod.  Art.  481;  holl.  Handels-G.-B.  §.  597). 
Allein  hiernach  dürfte  nicht  so  oft  die  Frao-e 

D 

sein,  und  im  Ganzen  wird  man  bei  Beurtheilung 
dessen,  was  der  Versicherer  mitzutheilen  hat, 
nicht  so  strenge  gegen  ihn  verfahren,  wie  gegen 
den  Versicherungsnehmer. 

ln  Betreff  des  Beweises  dafür,  inwieweit 
eine  bestimmte  Nachricht  zur  Kenntniss  der  einen 
oder  der  anderen  Partei  gelangt  sei,  enthalten 
die  Assecuranzgesetze  zuweilen  massgebende 
Regeln.  Im  Allgemeinen  spricht  die  Vermuthung 
dafür,  dass  Jeder  das  erfahren  habe,  was  in 
dem  Kreise,  in  welchem  er  sich  in  seinem  Hei- 
mathsort  bewegt,  allgemein  bekannt  ist;  allein 
es  kann  hierbei  nicht  an  und  für  sich  als  ge¬ 
nügend  angesehen  werden,  dass  die  Nachricht  in 
den  öffentlichen  Zeitungen,  oder  durch  Anschlag 
an  der  Börse  mitgetheilt  gewesen  ist,  solange  sie 
nicht  zugleich  Gegenstand  allgemeiner  Besprech- 
ung  geworden  ist,  cfr.  PI.  1871  §.  31.  Hambgr. 
Bed.  §.  31 ;  dän.  Conv.  1850  §.  147 ;  holl. 
Handels-G.-B.  §.  270;  ital.  Cod.  Art.  480.  Der 
französische  Code  Art.  366  stellt  eine  Rechts¬ 
oder  Gesetzesvermuthung  dahin  auf,  dass  eine 
Nachricht  nach  dem  Assecuranzorte  hingelangt 
sein  muss ,  wenn  eine  Stunde  verstrichen  ist 
nach  dem  Ereigniss  für  jeden  3/4  Myriameter, 
oder  iysLieu,  d.  h.  ungefähr  12000  Ellen,  welche 
der  Ort,  an  welchem  dasselbe  geschah,  von  dem 
Assecuranzort  entfernt  ist,  und  span.  Codigo  Art. 


894  rechnet  in  derselben  Weise  eine  Stunde  für 
jede  Legua  espanola. 

Die  Assecuranzgesetze  stellen  im  Allgemei- 
nen  eine  grosse  Menge  Data  auf,  die  bei  der 
Versicherung  angegeben  werden  sollen,  und  de¬ 
ren  Unterlassung  oder  unrichtige  Angabe  ent¬ 
weder  die  Ungiltigkeit  der  Versicherung  bewirkt, 
—  mit  oder  ohne  Ristorno  der  gezahlten  Prämie, 
oder  das  Risiko  begrenzt  oder  den  Ersatz  ver¬ 
mindert,  siehe  PI.  1871,  §§  27 — 30;  Hambrgbed. 
§§  35 — 58;  Bremerbed.  §§  44 — 53;  schwed. 
Seeges.  §§  212 — 217;  dän.  Conv.  1850  §§  47, 
52,  119,  121,  122,  124,  126—131,  134,136,  139, 
145  u.  146;  holl.  Handels-G.-B.  §§  256  u.  592 
u.  s.  w.  Hier  wird  nicht  in  Betracht  gezogen, 
inwieweit  das  Versäumniss  mit  oder  ohne  Vor¬ 
satz  stattgefunden,  auch  nicht  inwieweit  dasselbe 
Schaden  zur  Folge  gehabt  hat  oder  nicht,  weil 
hier  bestimmte  Contractsbedingungen  gelten,  von 
welchen  allein  die  Verpflichtung  an  sich  abhängig 
ist.  Cfr.  Oberappellationsgerichts-Erkenntniss  15. 
März  1862  (Gerichtsztg.  S.  374).  Indess  der 
Unterschied  bleibt  doch  stets,  je  nachdem  die 
Unrichtigkeit  eine  vorsätzliche  oder  nichtvorsätz- 
liche  war,  dass  jedweder  beabsichtigte  Betrug  die 
Verpflichtung  des  Assecuradeurs  unbedingt  auf¬ 
hebt  und  das  Statthaben  des  Ristorno  abschneidet, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  worin  die  Un¬ 
richtigkeit  bestand,  und  welche  Folgen  dieselbe 
im  übrigen  mit  sich  führte,  (cfr.  Hambrgbed. 
§  156)  während  man  umgekehrt  geneigter  seih 
wird,  ein  kleineres  Versäumniss  zu  übersehen, 
welches  in  dem  gegebenen  Falle  keinen  Schaden 
verursacht  hat,  wenn  es  augenscheinlich  ist,  dass 
der  Versicherte  sich  im  guten  Glauben  befunden 
hat  (cfr.  dän.  Conv.  1850  §  li4). 

Dass  jede  Unrichtigkeit  in  Bezug  auf  die 
wesentlichen  Bestandtheile  des  Contracts 
die  Versicherung  ungiltig  machen  muss,  ohne 
Rücksicht  auf  des  Versicherungsnehmers  guten 
oder  bösen  Glauben,  folgt  eo  ipso  aus  den 
Grundsätzen  der  allgemeinen  Contractslehre, 
cfr.  dtsch.  Hgb.  §  813;  Hambrgbed.  §  32; 
schwed.  Seeges.  §  210,  holl.  Handels-G.-B.  §  251. 
Inwiefern  der  Versicherte,  welcher  im  guten 
Glauben  gehandelt  hat,  in  solchem  Falle  die 
gezahlte  Prämie  zurückverlangen  kann ,  hängt 
davon  ab,  ob  einige  der  allgemeinen  Beding¬ 
ungen  für  Ristorno  vorhanden  sind  (siehe  auch 
§  22.)  Inwiefern  irgend  ein  Punkt  den  wesent¬ 
lichen  oder  unwesentlichen  Bestandtheilen  des 
Contracts  hinzuzuzählen  ist,  muss  nach  den 
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Umständen  in  jedem  einzelnen  Fall  entschieden 
werden.  Im  Allgemeinen  sind  der  Gegenstand 
der  Versicherung,  die  versicherte  Reise  und 
der  Namen  des  Schiffes  stets  als  wesentliche 
Punkte  anzusehen ,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  das  Risiko  in  Wirklichkeit  ein  grösse¬ 
res  oder  kleineres  Avar. 

§  10. 

Fortsetzung.  —  Aufgaben  beim 
Abschluss  des  Contractes.  —  Als  Grund¬ 
lage  des  zwischen  dem  Assecuradeur  und  den 
Versicherten  stattfindenden  Rechts-Verhältnisses 
muss  die  Police  alle  diejenigen  Momente  ent¬ 
halten,  durch  Avelche  die  Verpflichtung  des 
Ersteren  festgestellt  wird.  Einige  Versicherungs¬ 
gesetze  bestimmen  selbst  ausdrücklich,  dass 
gewisse  Data  in  der  Police  angegeben  werden 
sollen,  so  z.  B.  frz.  Cod.  Art.  ‘632;  span.  Cod. 
Art.  841;  ital.  Cod.  Art.  446;  holl.  Handels-G.-B. 
§  256  u.  592,  und  überall  haben  sich  feste  Re¬ 
geln  dafür  entwickelt,  Avas  die  Policen  auf  jeden 
Fall  enthalten  sollen. 

Vom  Avesentlichsten  Inhalt  der  Police  sind 
anzumerken ; 

1.  Der  Name  des  Versicherten,  als 
der  laut  Contract  Berechtigte.  Dieser  braucht 
jedoch  nicht  ausdrücklich  angegeben  zu  Averden, 
sondern  kann  in  verschiedener  Weise  maskirt 
bleiben,  wenn  nur  bei  der  Versicherung  ange¬ 
geben  Avird,  dass  der  Avirklich  Versicherte  seinen 
Namen  nicht  genannt  haben  will,  was  z.  B. 
durch  Zeichnung  der  Versicherung  „für  Rech¬ 
nung  des  Betreffenden“  u.  s.  w.  geschehen  kann 
und  eine  derartige  Bezeichnung  wird  selbst  in 
solchen  Ländern  für  genügend  erachtet,  ayo  es, 
Avie  in  Holland,  Frankreich,  Spanien  und  Italien 
gesetzlich  verordnet  ist,  dass  die  Police  Namen 
und  Wohnsitz  des  Versicherten  enthalten  soll, 
sowie  auch  die  fernere  Angabe  verlangt  wird, 
ob  derselbe  für  eigene  oder  fremde  Rechnung 
versichert  hat,  s.  dtsch.  Hgb.  §  785;  Hambrgbed. 
§  4;  scliAved.  Seeges.  §  189;  dän.  Conv.  1850 
§  112.  Jedenfalls  aber  hat  der  Versicherte  sein 
Interesse  nachzuweisen,  Avenn  er  Ersatz  bean¬ 
sprucht.  *)  Wo  die  Persönlichkeit  des  Ver¬ 
sicherten  irgend  welchen  directen  Einfluss  auf 
das  Risiko  haben  kann,  z.  B.  in  Kriegszeiten, 
versteht  es  sich  jedoch  von  selbst,  dass  eine  so 
unbestimmte  Bezeichnung  nicht  immer  ange- 
av endet  Averden  kann,  sondern  dass,  wenn  gleich- 


Avohl  kein  Name  angeführt  Avird,  AArenigstens 
bei  der  Versicherung  ausdrücklich  bemerkt  sein 
muss.,  dass  jener  Umstand  in  Betracht  gezogen 
Avorden  ist,  so  z.  B.  indem  die  Versicherung 
„für  Freundes  oder  Feindes“,  „für  neutrale“, 
„für  norwegische  Rechnung“  u.  dgl.  abgeschlossen 
Avird  s.  PI.  1871  §  29,  dän.  Conv.  1850  §  119, 
cfr.  Hambrgbed.  §  54.  Nach  U  e  b  e  r  e  i  n  k  u  n  f'  t 
mit  dem  Assecuradeur  feindliches  Eigen¬ 
thum  als  neutral  zu  versichern,  Avird  in  den 
meisten  Ländern  als  eine  dem  Feinde  gegenüber 
erlaubte  List  angesehen  (cfr.  Benecke  II.  S.  39 
uff).  In  Nonvegen  würde  eine  solche  Versiche¬ 
rung  ZAveifelsohne  infolge  Gesetzb.  5 — 1 — 2  als 
ungültig  anzusehen  sein. 

Dass  der  Versicherte  sein  Recht  laut  der 
Police  an  Andere  übertragen  kann,  ist  klar, 
und  in  der  Regel  Avird  derjenige,  welcher  den 
versicherten  Gegenstand  angekauft  oder  in  and¬ 
rer  Weise  erworben  hat,  fordern,  dass  auch  die 
Police  auf  ihn  übertragen  werde.  Dahingegen 
kann  man  nicht  sagen,  dass  die  Uebertragung 
des  versicherten  Gegenstandes  an  und  für 
sich  bewirkt,  dass  das  Recht  des  Uebertragenden, 
dem  Assecuradeur  gegenüber,  an  den  neuen  Eigen- 
thümer  übergeht,  Avogegen  das  Interesse  des 
Versicherten  von  dem  Augenblick  der  Ueber¬ 
tragung  an  aufhören  muss,  so  dass  derselbe 
vom  Assecuradeur  für  später  eingetretenes  Un¬ 
glück  keinen  Ersatz  fordern  kann,  s.  PI.  1871 
§  35,  dän.  Conv.  1850  §  209  cfr.  82.  Dem 
holl.  Handels-G.-B.  §  263  zufolge  geht  dagegen 
die  Versicherung  durch  die  Uebertragung  des 
versicherten  Gegenstandes  ipso  jure  auf  den 
neuen  Besitzer  über,  sofern  nicht  etwas  Anderes 
zwischen  dem  Assecuradeur  und  dem  ursprüng¬ 
lich  Versicherten  contrahirt  ist.  —  Uebertragung 
oder  Verpfandung  der  Police,  soll  an  und  für 
sich  keinen  Einfluss  auf  die  Verpflichtung  des 
Assecuradeurs  haben,  und  insofern  das  Risiko 
also  bei  solcher  Uebertragung  sich  erhöht,  darf 
dies  ihm  nicht  zur  Last  fallen,  cfr.  PI.  1871 
§.']35;  dtsch.  Hgb.  §  904;  Hambrgbed.  §  161; 
dän.  Conv.  1850  §  82.  Dahingegen  Avird  die 
Vorschrift  im  Gesetz  v.  9.  Febr.  1798  ZAveifelsohne 
in  Nonvegen  zur  Folge  haben,  dass  der  Asse¬ 
curadeur  den  im  guten  Glauben  sich  befindenden 
Cessionair  gegenüber  keinen  Einspruch  betreffend 
stattgehabter  Abzahlungen  oder  Forderung  von 
Liquidation  für  unbezahlte  Prämien  oder  dergl. 
erheben  kann,  Avenn  anders  nicht  diese  Rechte 
in  der  Police  selbst  vermerkt  oder  in  derselben 


*)  Cfr.  Pohls  S.  151  uff. 
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Vorbehalten  wurden.  Eine  nur  in  dem  Plane  der 
betreffenden  Gesellschaft  enthaltene  diesbezügliche 
Bestimmung  ist  offenbar  ungenügend,  cfr.  PI.  1871 
§§  42  u.  84,  dän.  Conv.  1850  §§2)3  u.  214.  — 
Diese  Regel  von  dem  unabhängigen  Recht  des 
im  guten  Glauben  sich  befindenden  Dritten  ist 
indess  in  anderen  Ländern  auf  Urkunden  be¬ 
schränkt  ,  welche  ausdrücklich  a  uf  „Ordre  “ 
lauten;  im  andern  Falle  hält  man  den  Assecu- 
radeur  stets  für  berechtigt,  dieselben  Einwände 
gegen  den  neuen  Eigenthümer  geltend  zu  machen, 
die  er  gegen  den  ursprünglichen  Versicherten 
hatte,  und  namentlich  alle,  vor  der  ihm  zuge¬ 
gangenen  Nachricht  von  der  Uebertragung  ent¬ 
standenen  Forderungen  diesem  zu  liquidiren, 
s.  dtsch.  Hgb.  §§  896  u.  904,  Hambrgbed.  §§ 
151  u.  161. 

Wenn  angenommen  werden  kann,  dass  die 
Uebertragung  einer  Police  ohne  Verbindung 
mit  dem  versicherten  Gegenstand  giltig  statt- 
finden  darf*,  dann  kann  es  auch  nicht  unge¬ 
setzlich  sein,  die  Police  geradezu  auf  den  Inha¬ 
ber  lautend  auszustellen,  obgleich  solches  nicht 
sehr  gebräuchlich  und  in  einigen  Ländern  z.  B. 
Holland,  ausdrücklich  verboten  ist;  das  Verbot 
in  Verordg.  v.  14.  Mai  1754  §  4,  vergl.  Stempel¬ 
gesetz  9.  Aug.  1839  §  29,  und  Gesetz  13.  Aug. 
1818  §  11,  gilt  offenbar  dergleichen  Verpflich¬ 
tungen  nicht.  Es  ist  jedoch  in  allen  den  Fällen, 
wo  der  Besitzer  der  Police  Forderung  auf  Er¬ 
satz  erhebt,  nothwendig,  dass  das  Interesse 
des  ursprünglich  Versicherten  an  dem  versicher¬ 
ten  Gegenstand  bewiesen  wird.  —  Dass  der 
Versicherte,  nachdem  er  den  versicherten  Gegen¬ 
stand  veräussert  hat,  die  Police  nicht  an  einen 
Dritten  übertragen  kann,  versteht  sich  von  selbst, 
s.  PI.  1871  §  35. 

2.  Der  versicherte  Gegenstand  muss 
in  einer  Art  und  Weise  angegeben  werden, 
welche  dessen  Identität  ausser  allem  Zweifel 
stellt,  und  es  müssen  ausserdem  die  Eigenschaften 
des  Gegenstandes,  die  von  Einfluss  auf  die 
Beschaffenheit  des  Risiko’s  sein  können,  bezeich¬ 
net  werden. 

a)  Das  Schiff  wird  durch  dessen  und 
des  Schiffers  N amen  bezeichnet.  Die  Tragfähigkeit, 
die  Bauart  und  den  Heimathsort  desselben  anzu¬ 
geben,  ist  an  und  für  sich  zweckmässig,  allein 
nothwendig  ist  das  nicht,  ausser  etwa  zur  mög¬ 
lichen  Unterscheidung  von  anderen  Schiffen 
desselben  Namens,  oder  wenn  besondere  Um¬ 
stände  vorliegen.  So  z.  B.  wird  es  in  Kriegs¬ 


zeiten  nothwendig  sein,  die  Nationalität  des 
Schiffes  anzugeben,  s.  PI.  1871,  §§  29  und  35, 
Hambrgbed.  §§  54 — 56,  dän.  Conv.  1850  §  127. 
Gleichfalls  wird  in  der  Regel  ausdrücklich 
gefordert,  dass  angegeben  werde,  Avenn  das 
Fahrzeug  klinkerartig  *)  gebaut  ist,  s.  PI.  1871 
§  27,  und  in  fremden  Assecuranzgesetzen 
zugleich,  Avenn  dasselbe  von  Fichtenholz  (wegen 
dessen  minderer  Dauer  und  Haltbarkeit)  oder 
von  Eisen  gebaut  ist,  (weil  eiserne  Schiffe  an 
manchen  Ox'ten  keiner  Reparatur  unterzogen 
werden  können  und  desshalb  leicht  der  Gefahr 
ausgesetzt  sind,  bei  einem  partiellen  Schadenj 
condenmirt  zu  Averden),  s.  Hambrgbed.  §  38 
Bremerbed.  §  48,  holl.  Handels-G.-B.  §  592  1, 
däu.  Conv.  1850  §§  128  u.  129  u.  s.  av.  Ebenso 
ist  natürlicherweise  anzugeben,  Avenn  das  Schiff 
Waaren  von  explosiver  oder  andrer  gefahrvollen 
Beschaffenheit  führen  soll  (cfr.  PI.  1871  §  26a, 
Hambrgbed.  §  39,  Bremerbed.  §  44,  6). 

Was  hierzu  zu  rechnen  ist,  muss,  Avenn  die 
Pläne  hierüber  scliAveigen,  durch  ein  Gutachten 
entschieden  Averden.  In  Hamburg  und  Bremen 
rechnet  man  hierzu  noch,  ausser  den  eigentlichen 
Sprengstoffen,  ungelöschten  Kalk,  Block-Eisen 
und  Eisenbahnschienen,  Avährend  die  Hambrgbed. 
§  38  noch  ferner  eine  Menge  von  theils  mehr 
als  gewöhnlich  schweren,  theils  mehr  als  ge- 
wöhnlich  leichten,  theils  weniger  sichern  Waaren 
als  Gegenstände,  die  angegeben  Averden  müssen, 
aufzählen,  und  wird  in  Ermangelung  dieser 
Angaben  die  Verantwortung  des  Assecuradeurs 
bei  Versicherung  von  Schiff  und  Fracht  auf  die 
Hälfte  lieraboesetzt.  Allein  in  dieser  Ausdeh- 
nung  fordert  der  nonvegische  Plan  von  1871 
§  5  nur  Angabe  bei  Versicherung  auf  dergleichen 
Waaren  selbst.  Ferner  fordern  die  Hambrgbed. 
§§  46  und  47  noch  die  ausdrückliche  Angabe, 
wenn  das  Schiff  zur  Zeit  der  Versicherung  sich 
noch  unter  Bau  befindet  oder  einer  Avesentlichen 
Reparatur  unterworfen  \vird.  Ausserdem  fordern 
mehrere  Assecuranzgesetze,  Avie  Hambrgbed. 
§  38,  Bremerbed.  §  45,  dän.  Conv.  1850,  §  130, 
die  Angabe,  Avenn  ein  versichertes  Schiff  in 
Ballast  geht,  avozu  der  Grund  darin  zu  suchen 
ist,  dass  in  solchem  Falle  kein  Schaden  als  geAvöhn- 
liche  Havarie  ersetzt  wird,  sondern  der  Assecu- 
radeur  auf  Kasko  den  vollen  Verlust  zu 
tragen  hat. 


*)  Avokl  „leicht“  gebaut?  D.  R. 
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Unrichtige  Angabe  vom  Namen  des  Schiffes 
wird  in  der  Regel  in  allen  den  Fällen,  wo  irgend 
welcher  Zweifel  in  Bezug  auf  die  Identität 
auftaucht,  die  Ungiltigkeit  der  Versicherung 
bewirken.  Ist  diese  dagegen  in  confesso,  dann 
schadet  der  Irrthum  nichts.  *)  Speciell  bestim¬ 
men  die  Hambrgbed.  §  36,  2,  dassUebersetzungen 
vom  Namen  des  Schiffes  in  fremde  Sprachen  in 
der  Regel  nicht  als  wesentliche  Ungenauigkeit 
zu  betrachten  sind.  Cfr.  dän.  Conv.  1850  §  124. 

Angabe  des  Namens  des  Schiffers  ist 
wohl  an  und  für  sich  nicht  nothwendig,  nur 
wird  regelmässig  vorausgesetzt,  dass  es  bei  Ver¬ 
sicherungen  für  die  Rhederei  geschieht.  Im 
französischen  Code  und  in  den  darauf  basirenden 
Gesetzen  ist  es  ausdrücklich  angeor  Inet,  dass  der 
Name  des  Schiffers  in  der  Police  anzugeben  ist. 
In  solcher  Angabe  liegt  indess  für  den  Assecura* 
deur,  wie  es  auch  ausdrücklich  in  den  Ham- 
bi'gbed.  §  62  gesagt  wird,  durchaus  keine  Zusage, 
dass  die  bezeichnete  Person  das  Schiff  führen  soll, 
sondern  eine  solche  Mittheilung  sagt  nur,  dass  sie 
augenblicklich  dazu  ausersehen  ist,  cfr.  Ham¬ 
brgbed.  §  36,  3.  Passus,  schwed.  Seeges.  §  220. 
Wenn  aber  die  Persönlichkeit  des  Schiffers  un¬ 
mittelbar  irgendwie  das  Risiko  des  Assecuradeurs 
beeinflussen  kann,  dann  wird  die  Angabe  der¬ 
selben  nothwendig,  so  wie  es  sich  dann  von 
selbst  versteht,  dass  später  kein  anderer  Schiffer 
angestellt  werden  darf,  dessen  Persönlichkeit  das 
Risiko  direct  erhöht,  s.  PI.  1871  §  34;  dän. 
Conv.  1850  §  126;  Hambrgbed.  §  54.  3. 

b)  Die  Fracht  wird  dadurch  bezeichnet, 
dass  man  Namen  und  Reise  des  Schiffes  angiebt. 
Die  Beschaffenheit  der  Ladung  braucht  dahin¬ 
gegen  nur  dann  angegeben  zu  werden,  insoweit 
deren  Beschaffenheit  in  irgend  welchem  wesent¬ 
lichen  Grade  das  Risiko  der  Fracht  erhöht  oder 
die  Ladung  im  besonderen  Maasse  dem  Ver¬ 
lorengehen  ausgesetzt  ist,  s.  Hambrgbed.  §  38—  40, 
dän.  Conv.  1850  §§  134  u.  136,  cfr.  PI.  1871 
§  28.  Es  wird  nämlich,  wo  nichts  Anderes 
bestimmt  ist,  angenommen,  dass  eine  Frachtver¬ 
sicherung  der  Bruttofracht  sämmtlicher  in  dem 
Schiff  verladenen  Waaren  gelte,  ausgenommen 
diejenigen,  Avelche  dem  Schiffer  und  der  Mann¬ 
schaft  persönlich  gehören  und,  wo  die  Fracht 
für  mehrere  Reisen  unter  einer  Summe  ver¬ 
sichert  ist,  gilt  sie  denjenigen  Waaren,  welche 
das  Schiff  zu  jeder  Zeit  innehat.  PI.  1871  §§  7 


u.  8;  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  802,  Hambrgbed.  §  21, 
schwed.  Seeges.  §  200,  dän.  Conv.  1850  §  132 
u.  133.  Eine  ganz  besondere  Regel  enthalten 
die  Bremer  Bedingungen  §  64,  die  nämlich, 
dass  eine  Versicherung  auf  „Fracht“  in  Erman¬ 
gelung  andrer  Bestimmung,  als  auf  N  e  1 1  o-Fracht 
geltend  anzusehen  ist,  was  mit  der  in  Bremen 
geltenden  Usance,  die  Ausrüstung  in  Verbindung 
mit  Kasko  zu  versichern,  zusammenhängt.  — 
Es  ist  natürlicherweise  auch  nichts  dagegen,  eine 
Frachtversicherung  für  gewisse  bestimmte  Waa¬ 
ren  abzuschliessen ;  in  solchem  Falle  muss  die 
Beschaffenheit  derselben  angegeben  Averden,  und 
die  Versicherung  kann  alsdann  auf  andere  Sachen 
nicht  übertragen  Averden. 

c)  Waaren  können  bezeichnet  werden  ent- 
Aveder  durch  Angabe  der  bestimmten  Stücke  oder 
Colli  mit  deren  Zeichen,  Verpackung  oder  dergl, 
oder  auch  nur  unbestimmt  nach  ihrer  Art,  in 
Avelchem  Falle  die  Versicherung  für  alles  Gut  der 
genannten  Art  gilt,  Avelches  der  Versicherte  in 
dem  genannten  Schiffe  besitzt,  cfr.  PI.  1871 
§  16;  dän.  Conv.  1850  §  137,  cfr.  62,  wonach 
Waarenpartien,  die  zu  besonderen  Taxen  ver¬ 
sichert  und  gehörig  bezeichnet  sind,  als  beson¬ 
ders  versichert  behandelt  werden.  Die  Ver¬ 
sicherung  kann  auch  unter  der  allgemeinen  Be¬ 
nennung  „Waaren“  oder  „Güter“  gezeichnet 
werden,  —  da  es  ja  durchaus  nicht  immer  vor¬ 
ausgesetzt  Averden  kann,  dass  der  Versicherte 
die  Art  derselben  kennt;  —  allein  in  diesem 
Fall  ist  durch  andere  Bezeichnung  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  die  Identität  constatirt  Avird, 
z.  B.  durch  Angabe  eines  bestimmten  Schiffes, 
einer  bestimmten  Reise  durch  den  Namen  des 
Absenders,  Bezugnahme  auf  das  Connossament 
oder  dergl.,  denn  in  jedem  Falle  gilt  die  Ver¬ 
sicherung  nur  demjenigen,  Avas  beim  Abschluss 
des  Contracts  wirklich  als  dessen  Gegenstand 
bezeichnet  wurde,  und  kann,  Avenn  anders  nicht 
ausdrücklich  so  verabredet,  auf  anderes  Gut, 
wenn  auch  von  derselben  Art,  nicht  übertragen 
Averden,  cfr.  dän.  Conv-  1850  §  138.  In  Fällen, 
wo  die  Art  oder  die  Beschaffenheit  der  Waaren 
Einfluss  auf  das  Risiko  ausüben  können,  z.  B. 
Avenn  sie  gefahrbringender  oder  leicht  vergäng¬ 
licher  Beschaffenheit  sind,  ist  solches  natürlicher¬ 
weise  bei  der  Versicherung  anzugeben,  insoAveit 
es  dem  Versicherungsnehmer  bekannt  ist,  und 
die  verschiedenen  Assecuranzgesetze  führen  in 
der  Regel  die  Gegenstände  auf,  welche  nicht 
als  unter  Waarenversicherung  einbegriffen  be- 


*)  Cfr.  Pöhls  S.  195  uff.  Tecklenborg  S.  131—2. 
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trachtet  werden,  wenn  sie  nicht  spcciell  angege¬ 
ben  sind,  wohin  z.  B.  Gelder,  Pretiosen,  Kunst¬ 
sachen,  lebende  Thiere  und  gefährliche  Geo-en- 
stände  gehören,  s.  PI.  1871  §  5,  Hambrgbed. 
§  48,  Bremerbed.  §  28,  schwed.  Seeges.  §  216, 
dän.  Conv.  1850  §  135,  holl.  Handels-G.-B.  §  596; 
cfr.  frz.  Cod.  Art.  355,  span.  Cod.  Art.  866,  ital. 
Cod.  Art.  469.  Gleichfalls  muss  es  ausdrücklich 
angegeben  sein,  wenn  ein  Theil  der  versicherten 
Waaren  als  Decklast  gehen  sollen,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  dass  in  der  Regel  La- 
düngen  von  einer  gewissen  Beschaffenheit  z.  B. 
Ilolz,  zum  Theil  auf  dem  Deck  geführt  werden 
(cfr.  Seefahrtsgesetz  §  53,  d.);  dieser  Umstand 
kann  den  Versicherten  von  der  ausdrücklichen 
Angabe  schon  desshalb  nicht  befreien,  weil 
für  solches  Gut  sowohl  die  Versicherungsbedin- 
gungen  wie  die  Ersatzregeln  von  den  allge¬ 
meinen  verschieden  sind  cfr.  PI.  1871  §  66;  (cfr. 
Seefahrtsges.  §  69.  1.)  Hambrgbed.  §  107,  Bre¬ 
merbed.  §  46,  dän  Conv.  1850  §  139. 

Der  Name  des  Schiffes  ist  auch  bei  Waa¬ 
ren- Versicherungen  stets  anzugeben,  insofern 
derselbe  dem  Assecuranzsuchenden  bekannt  ist, 
s.  PI.  1871  §  33  letzter  Pass.  cfr.  17.  In  den 
französischen  und  italienischen  Gesetzen  ist  dies 
bei  Ladungen  aus  europäischen  Häfen  unbe¬ 
dingt  befohlen,  während  das  spanische  und 
holländische  Gesetz  den  Namen  nur  dann  anzu¬ 
geben  fordert,  wenn  er  dem  Versichernden  be¬ 
kannt  ist.  Weiss  der  Versicherte  nicht,  mit 
welchem  Schiffe  die  Waare  abgesendet  worden, 
muss  er  dies  ausdrücklich  angeben  und,  sobald 
er  Kenntniss  vom  Namen  des  Schiffes  erhält, 
dies  dem  Assecuradeur  berichten,  s.  dtsch.  Hgb. 
§  820  u.  821;  Hambrgbed.  §  63  u.  64,  sehwed. 
Seeges.  §  215,  dän.  Conv.  1850  §§  69,  124 
und  125  cfr.  131;  holl.  Handels-G.-B.  §  595, 
span.  Codigo  Art.  846.  Laut  frz.  Cod.  Art. 
337  und  ital.  Cod.  Art.  451  ist  es  bei  Ladun¬ 
gen,  welche  aus  fremden  Welttheilen  nach 
Europa  gehen,  nicht  nothwendig,  den  Namen 
des  Schiffes  und  des  Schiffers  anzugeben,  ebenso 
wenig  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Waaren; 
allein  die  Police  muss  in  diesem  Falle,  sofern 
keine  dem  entgegengesetzte  Uebereinkunft  ge¬ 
troffen  ist,  die  Namen  des  Destinateurs  oder 
Consignateurs  enthalten.  —  Dass  in  Folge  eines 
Unglücksfalles,  oder  durch  eine  willkürliche 
Handlungsweise  von  Jemand,  für  den  der  Asse¬ 
curadeur  verantwortlich  ist,  später  ein  anderes, 
als  das  bei  Abschluss  der  Versicherung  angege¬ 


bene  Schiff  eingesetzt  wird,  vermag  natürlicher¬ 
weise  dem  Versicherten  sein  Recht  nicht  zu 
schmälern.  —  Bezieht  sich  die  Versicherung  auf 
Güter  in  einem  ungenannten  Schiffe,  sind  aber 
für  Rechnung  des  Versicherten  Waaren  der 
angegebenen  Art  in  mehreren  Schiffen  von  dem¬ 
selben  Ort  abgesandt,  alsdann  ist  die  Versicher¬ 
ung,  insofern  es  sich  in  andrer  Weise  nicht 
feststellen  lässt,  welches  Schiff  sie  betrifft,  auf 
das  zuerst  abgehende  Schiff  zu  beziehen;  ist 
die  Versicherung  auf  mehrere  Schiffe  gezeichnet, 
dann  ist  die  Versicherungssumme  auf  sie  alle 
zu  vertheilen.  Ist  eine  bestimmte  Menge  von 
Waaren  angegeben,  die  in  jedem  Schiffe  ver¬ 
laden  sein  sollen,  dann  ist  der  Versicherte  natür - 
licherweise  nicht  berechtigt,  diese  Vertheilung 
willkürlich  zu  ändern,  und  der  Assecuradeur 
kommt  für  keine  grössere  Anzahl  Waaren  in 
irgend  einem  der  Schiffe  auf,  als  ursprünglich 
angegeben  war;  andernfalls  muss  die  Versicher¬ 
ung  die  gesammte  Masse  als  ein  Ganzes  um¬ 
fassen,  cfr.  dän.  Conv.  1850  §§  142  und  143 
frz.  Cod.  Art.  361,  span.  Cod.  Art.  868  und  869 
ital.  Cod.  Art.  475.  Ist  sowohl  das  Schiff  wie 
die  Beschaffenheit  der  Waaren  unbekannt,  dann 
ist  die  Identität  auf  andreWeise  zu  constatiren; 
in  der  Regel  wird  dann  angenommen,  dass  die 
Versicherung  Alles  umfasst,  was  gleichzeitig 
ordinirt  ist.  Ist  der  Name  des  Schiffes  alternativ 
angegeben,  (Waaren  im  Schiffe  A  oder  B)  dann 
muss  die  Versicherung,  wenn  nicht  anderes  auf¬ 
geklärt  werden  kann,  dem  Schiffe  gelten,  wel¬ 
ches  zuerst  mit  Waaren  für  Rechnung  des  Ver¬ 
sicherten  abgeht.  In  allen  dergleichen  Fällen 
werden  indess  in  der  Regel  der  Versicherung 
eine  besondere  Verabredung  zu  Grunde  liegen. 

Iminaginairer  Gewinn  und  Provision 
sind  durch  Angabe  der  Gegenstände  zu  bezeichnen, 
von  welchen  sie  erhofft  werden,  übereinstimmend 
mit  dem,  was  so  eben  angeführt  wurde,  cfr. 
dän.  Conv.  1850  §  140  uff. 

d)  Bodmerei  ist  zu  bezeichnen  durch  An¬ 
gabe  des  Datums  vom  Bödmereibriefe  so  wie 
auch  dadurch,  was  als  Pfand  für  die  Anleihe 
gestellt  wurde,  da  es  im  entgegengesetzten  Falle 
angenommen  werden  muss,  dass  für  die  Bod¬ 
merei  sowohl  Schiff  als  Ladung  und  Fracht 
haften,  s.  PI.  1871  §  9;  —  Havarie-Gelder 
präcisirt  man  durch  die  Angabe,  inwieweit  die 
Ausgabe  Schiff  und  Fracht  allein  oder  zugleich  die 
Ladung  betrifft,  cfr.  Hambrgbed.  §  41  u.  42 
und  Bremerbed.  §  52  u.  53,  laut  welchen 
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Versicherung  auf  Bodmerei  und  Havariegelder 
ungiltig  wird,  wenn  das  Schiff  mit  Ballast 
geht,  und  dies  bei  der  Versicherung  nicht  ange¬ 
geben  ist. 

3.  Die  versicherte  Reise  muss  bei 
jeder  Versicherung  angegeben  werden,  ausge¬ 
nommen  wo  alles  und  jedes  Risiko  während  einer 
bestimmten  Zeit,  wie  das  bei  fast  allen  gegen¬ 
seitigen  Schiffsversicherungs-Vereinen  zutrifft, 
von  dem  Assecuradeur  übernommen  ist,  s.  Chr. 
V.  Gesetzb.  4 — 6 — 2,  cfr.  Oberappellationsgerichts- 
Erkenntniss  v.  15.  März  1862,  (Gerichtsztg.  S.  374 
uff.),  4.  Mai  1870  (Ger.-Ztg.  407  uff.)  und  27. 
November  1872  (Ger.-Ztg.  1873  S.  202  uff.) 
Damit  wird,  sofern  nichts  Anderes  vereinbart  ist, 
die  Reise  gemeint,  welche  das  Schiff  zu  unter¬ 
nehmen  im  Begriff  steht.  Laut  PI.  1871 
§  30  wird  vorausgesetzt,  dass  das  Schiff,  wenn 
das  Risiko  am  Ort  der  Versicherung  beginnt, 
nicht  früher  in  See  gegangen  ist,  als  an  dem 
Tage,  wo  die  Versicherung  verlangt  wurde, 
und,  wenn  das  Risiko  anderswo  beginnen  soll, 
wird  angenommen,  dass  die  Nachricht,  das  Schiff 
sei  abgesegelt  oder  segelklar,  nicht  früher  als  mit 
der  letzten  Post  vor  dem  Versicherungsantrag  ein¬ 
gegangen  wäre.  Nach  den  Hambrgbed.  §  43  ist 
es  überall,  wo  die  Versicherung  nicht  am  Ab¬ 
gangsorte  selbst  gezeichnet  ist,  anzunehmen, 
dass  die  Ordre  oder  die  Nachricht  mit  der  letzten 
Post  oder  Schiffsgelegenheit  direct  aus  diesem 
Orte  eingegangen  ist  und  dass  das  Schiff  bei 
Ausstellung  der  Ordre  noch  im  Abgangshafen 
läge.  Ist  das  Schiff  noch  nicht  an  den  Ort 
gelangt,  von  welchem  aus  die  Reise  ihren  An¬ 
fang  zu  nehmen  hat,  oder  dasselbe  soll  erst  später 
von  da  abgehen,  oder  wenn  die  Reise  bereits  be¬ 
gonnen  hat,  oder  das  Schiff  soll  erst  eine 
andre  Reise  unternehmen,  so  muss  dies  Alles  bei 
der  Versicherung  angegeben  werden.  S.  PI.  1871 
§  33;  Hambrgbed.  §  44,  45  u.  60  ;  dtsch.  Hgb. 
§  817;  schwed.  Seeges.  §  212  u.  218;  dän. 
Conv.  1850  §§.  114—147;  holl.  Handels-G.-B. 
§  603  uff.  Am  natürlichsten  wird  die  Reise 
bezeichnet,  indem  der  Abgangs-  und  der  Be¬ 
stimmungsort  namhaft  gemacht  wird;  zwischen 
diesen  hat  das  Schiff  den  kürzesten  Weg  zu 
wählen.  Soll  das  Schiff  andere  Orte  anlaufen, 
dann  ist  dies  ausdrücklich  zu  verabreden,  da 
jede  Abweichung,  die  mit  Wissen  und  Willen 
des  Versicherten  stattfindet,  sonst  zur  Folge  hat, 
dass  das  Risiko  aufhört,  cfr,  PI.  1871  §  32; 
Hambrgbed.  §  37  u.  60;  dän.  Conv.  1850  §  99, 


100  u.  103;  cfr.  Oberappellatg.-Erkenntn.  22. 
Novbr.  1851  (Gerichtsztg.  1852  S.  33  uff.), 
und  2.  April  1853  (Gerichtsztg.  S.  401  uff.), 
bei  welchem  letzteren  Erkenntniss  eine  fehlerhafte 
Angabe  in  der  Police  über  die  Reise  auf  Grund 
der  obwaltenden  Umstände  ausser  Betracht 
gelassen  wurde.  —  Doch  genügt  es  bei  Versicher¬ 
ung  von  Waaren,  welche  mit  Dampfschiff  in 
Friedenszeit  versendet  werden,  den  Abgangs¬ 
und  den  Bestimmungsort  anzugeben,  ohne  dass 
es  nöthig  ist,  die  zwischenliegenden  Anlaufsorte 
zu  nennen.  Ebenso  sind  dergleichen  Abwei¬ 
chungen  von  dem  graden  Cours  unter  dem 
Risiko  einbegriffen,  welche  in  der  Seefahrt  als 
gewöhnliche  angesehen  werden  müssen,  so  z.  B. 
dass  Schiffe  in  transatlantischer  Fahrt  Queenstown 
oder  Falmouth,  oder  bei  der  Mittelmeerfahrt 
Gibraltar,  oder  in  Ostseefahrt  Helsingör  oder 
Copenhagen  anlaufen,  wegen  Ordre  oder  um 
sich  zu  verproviantiren,  siehe  PI.  1871  §  13. 
Aber  selbst  wenn  das  Recht  des  Anlaufens  der 
Zwischenhäfen  ausdrücklich  ausbedungen,  so  ist 
doch  hierin  nicht  das  Recht,  in  solchen  Häfen 
zu  löschen  oder  zu  laden,  einbegriffen,  cfr.  dän. 
Conv.  1850  §  102.  —  Ist  die  Versicherung  für 
ein  ganzes  Land  oder  für  einen  District  gezeich¬ 
net,  welche  mehrere  Häfen  umfassen,  (a  country 
generally),  dann  hat  das  Risiko  laut  PI.  1871 
§  14,  das  Anlaufen  eines  Ordre-Ortes  und  der 
Absegelung  von  demselben  nach  einem  Lösch¬ 
oder  Lade-Orte  innerhalb  des  bezeichneten 
Districts  zu  decken.  Infolge  der  dän.  Conv. 
1850  §  97  wird  indess  angenommen,  dass  die 
Versicherung  nur  einem  einzelnen  Hafen  gelte, 
den  der  Versicherte  wählt,  es  sei  denn,  dass 
ausdrücklich  hinzugefügt  ist,  dass  die  Reise 
mehreren  Häfen  gelte,  und  in  England  hört 
gleichfalls  das  Risiko  in  dem  ersten  Hafen  inner¬ 
halb  des  angegebenen  Districts  auf,  in  welchem 
das  Schiff  24  Stunden  sicher  vor  Anker  gelegen 
hat.  —  Sind  mehrere  Bestimmungsorte  alternativ 
(von  A  bis  B,  C  oder  D)  angegeben,  dann 
hat  der  Versicherte  die  Wahl,  allein  die  Ver¬ 
sicherung  gilt  nur  einem  Ort  und  das  Risiko 
hört  an  demjenigen  dieser  Orte  auf,  an  welchem 
das  Schiff  zuerst  anlangt,  selbst  wenn  es  dort 
nicht  gelöscht  wird,  dies  vielmehr  erst  an  einem 
darauf  folgenden  Orte  geschieht.  Sind  die 
Bestimmungsorte  dahingegen  cumulativ  angege¬ 
ben,  (von  A  bis  B,  C  und  D)  dann  darf  der 
Versicherte  sie  alle  oder  so  viel  er  will,  anlau¬ 
fen,  allein  er  darf,  wenn  nichts  anderes  verab- 
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redet  ist,  von  der  Folgeordnung,  in  welcher  die 
Orte  in  der  Police  genannt  sind,  nicht  abwei- 
clien,  und  das  Risiko  hört  an  demjenigen  dieser 
Orte  auf,  an  welchem  die  Ladung  vollständig 
gelöscht  wird.  Soll  auch  die  Folgeordnung 
der  Wahl  des  Versicherten  überlassen  werden, 
so  pflegt  man  dies  durch  den  Ausdruck  und, 
oder  (von  A  bis  B,  C  undjoder  D),  oder  durch: 
„von  A  bis  B,  C  oder  D,  alle  oder  einen  von 
diesen“  zu  bezeichnen,  s.  PI.  1871  §  14;  dtsch. 
Hgb.  §  836  u.  837,  Hambrgbed.  §  81  u.  82; 
Bremerbed.  §  7;  sclnved.  Seeges.  §  238;  dän. 
Conv.  1850  §§.  95  u.  96.  —  Ist  in  derselben 
Police  für  mehrere  Reisen  die  Versicherung  auf 
einmal  gezeichnet,  z.  B.  für  Hin-  und  Rückfahrt, 
dann  dauert  das  Risiko  ununterbrochen,  demnach 
auch  für  die  Zeit  zwischen  dem  Löschen  und 
der  Einnahme  von  neuer  Ladung  oder  Ballast, 
während  im  übrigen  die  Versicherung  für  jede 
betreffende  Reise  besonders  zu  behandeln  ist*),  s. 
PI.  1871  §  15;  dtsch.  Hgb.  §831 ;  Hambrgbed.  §  76 
cfr.  83;  schwed.  Seeges.  §  237 ;  holl.  Handels- 
G.-B.  §  626,  dän.  Conv.  1850  §  88  cfr.  98. 

4.  Der  Werth  des  versicherten  Gutes 
braucht  nach  der  obigen  Auseinandersetzung 
beim  Abschluss  der  Versicherung  nicht  angege¬ 
ben  zu  werden,  es  ist  früh  genug,  wenn  der 
Versicherte  seiner  Zeit,  wenn  er  Ersatz  bean¬ 
sprucht,  in  Verbindung  mit  seinem  Interesse 
auch  den  Werth  nachweist.  Im  Allgemeinen 
benutzt  man  jedoch  bei  Kaskoversicherung 
taxirte  Police,  während  umgekehrt  die  Taxe  bei 
Frachtversicherung  nicht  gilt.  Bei  Versicherung 
von  Retourladungen  aus  fernen  Häfen  behält  man 
sich,  wie  früher  auseinandergesetzt,  in  der  Regel 
die  Taxe  vor.  (Siehe  S.  16.) 

Dahingegen  muss  selbstverständlich  die 
Versicherungssumme  (cfr.  dän.  Conv.  1850 
§  123)  in  der  Police  angegeben  werden,  so  auch 
die  Prämie,  selbst  wenn  diese  bei  der  Ver¬ 
sicherung  baar  bezahlt  worden  ist,  und  zwar 
für  den  Fall  möglichen  Ristornos.  —  Ferner 
muss  der  Ausstellungstag  der  Police,  mögli¬ 
cher  Collisionsfälle  wegen,  angegeben  sein,  und 
endlich  die  Art  und  der  Umfang  des 
Risikos  bestimmt  werden,  entweder  dadurch, 
dass  positiv  angegeben  wird,  auf  welche  Gefah¬ 
ren  das  Risiko  des  Assecuradeurs  beschränkt, 
oder  negativ,  welche  Gefahren  von  dem  Risiko 
ausgenommen  sein  sollen,  da  dasselbe  im  andern 

*)  Cfr.  Pöhls  S.  385—96  Tecklenhorg  S.  147—51. 


Falle  alle  Gefahren  umfasst,  PI.  1871  §  44. 
dtsch.  Hgb.  §  824;  Hambrgbed.  §  69;  schwed; 
Seeges.  §  223;  dän.  Conv.  1850  §  64;  franz. 
Cod.  Art.  350  u.  s.  w. 

§  11. 

Voraussetzungen  bei  der  Versiche¬ 
rung.  —  Es  geht  aus  dem,  was  oben  über 
die  Nothwendigkeit  eines  wirklichen  Interesses 
an  dem  Gegenstand  erklärt  wurde,  hervor 

—  worin  gerade  der  Unterschied  zwischen  Ver- 
Sicherung  und  andrer  Wette  besteht  (cfr.  oben 
Seite  5,)  —  dass  es  bei  jeder  Versicherung  eine 
Voraussetzung  sein  muss,  dass  die  Expedition, 
gegen  deren  Gefahren  die  Versicherung  schützen 
soll,  in  der  Tliat  auch  stattflndet.  Wenn  also 
die  versicherte  Reise  nicht  unternommen  wird, 
muss  jedwede  an  dieselbe  geknüpfte  Versicher¬ 
ung,  sei  es  auf  Schiff,  Fracht,  Ladung,  Handels¬ 
vortheil,  Bodmerei  u.  s.  w.  ausser  Kraft  treten 
(Chr.  V.  Gesetzb.  4  —  6 — 11,  cfr.  Seefahrtsges. 
§  104,  PI.  1871  §  39),  gleichgiltig  ob  das  mit 
oder  ohne  Wissen  und  Willen  des  Versicherten, 
infolge  eines  Unglücksfalles  oder  willkürlich  ge¬ 
schehen  ist.  Dass  der  Versicherte  dadurch  Verluste 
erleiden  kann  und  demnach  wirklich  ein  Interesse 
daran  hatte,  dass  das  Eingetroffene  nicht  ge¬ 
schehen  wäre,  kann  nicht  in  Betracht  kommen, 
denn  es  war  nicht  dieses  Interesse,  sondern 
nur  die  Bewahrung  des  Gegenstandes,  welcher 
durch  die  Versicherung  geschützt  werden  sollte. 

—  In  derselben  Weise  würde  eine  Frachtver¬ 
sicherung  Wegfällen,  wenn  die  Waare  nicht  an 
Bord  genommen  würde,  cfr.  PI.  1871  §  7 
Schluss,  indem  der  versicherte  Gegenstand,  die 
Frachtforderung,  erst  von  dem  Augenblick  ab 
existirt,  in  welchem  die  Waare  an  Bord  ist; 
die  Versicherung  geht  hier  nicht  darauf  hinaus,  zu 
garantiren,  dass  das  Schiff  Fracht  bekommt, 
sondern  allein  nur,  dass  die  Frachtforderung 
nicht  verloren  geht.  Die  Faute-Fracht  ist 
nämlich  nicht  Fracht,  sondern  Schadenersatz, 
und  dessen  Sicherheit  hängt  nur  von  der  Zah¬ 
lungsfähigkeit  des  Frachtgebers,  nicht  von  den 
Chancen  der  See  ab. 

War  der  versicherte  Gegenstand  in  dem 
Augenblick,  in  welchem  das  Risiko  des 
Assecuradeurs  beginnen  sollte,  schon  zu 
Grunde  gegangen,  oder  umgekehrt,  wohl¬ 
behalten  angekommen,  versteht  es  sich 
gleichfalls  von  selbst,  dass  die  Versicherung 
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wegen  fehlenden  Interesses  wegfallen  muss. 
Hätte  der  Gegenstand  um  diese  Zeit  irgend 
welchen  Schaden  erlitten,  so  könnte  der¬ 
selbe  und  dessen  Folgen  den  Assecuradeur 
natürlich  nicht  treffen,  wohingegen  er  für  spätere 
Schäden  verantwortlich  bleibt,  cfr.  PI.  1871  §  40; 
Hambrgbed.  §  49.  Die  dänische  Convention  von 
1850  §  85,  cfr.  68  fordert  sogar  als  Bedingung 
für  die  Verpflichtung  der  Compagnie,  dass 
der  versicherte  Gegenstand  nicht  einmal  zu  der 
Zeit  in  Noth  gewesen  sein  darf,  zu  welcher  das 
Risiko  beginnen  sollte,  und  dies  mag  freilich, 
von  einer  gewissen  Seile  betrachtet,  ganz  con- 
sequent  sein,  indem  sonst  der  Assecuradeur, 
wenn  dieselbe  Gefahr  nach  Beginn  des  Risikos 
den  Untergang  des  versicherten  Gegenstandes 
bewirkt  oder  zu  demselben  mitwirkend  ist,  dahin 
gerathen  würde,  die  Folgen  von  Unfällen  tragen 
zu  müssen,  gegen  welche  er  nicht  garantirt 
hatte.  Allein  dies  scheint  doch  zu  hart  und 
gegen  den  Zweck  der  Versicherung  zu  streiten, 
der  darin  besteht,  dem  Versicherten  volle  Sicher¬ 
heit  zu  verschaffen  und  obige  Forderung  wird  auch 
anderswo  nicht  gestellt,  s.  PI.  von  1871  §  30  u.  31, 
nach  welchen  es  genügt,  dass  der  versicherte 
Gegenstand  beim  Beginn  des  Risikos  wohlbe¬ 
halten,  d.  h.  noch  nicht  beschädigt  sei,  cfr.  §  40, 
nach  welchem  die  Folge  davon,  dass  der  ver¬ 
sicherte  Gegenstand  beim  Beginn  des  Risikos  in 
beschädigtem  Zustande  sich  befand,  nicht  die  Un¬ 
giltigkeit  der  Versicherung  ist,  sondern  nur  die 
verhältnissmässige  Herabsetzungder  Taxe  bewirkt. 
—  Wenn  die  dänische  Convention  ferner  fordert, 
dass  das  Schiff,  mit  w  elchem  der  versicherte  Ge¬ 
genstand  der  Gefahr  ausgesetzt  wird,  in  seetüchti¬ 
gem  Stande  gewesen  sein  muss,  dann  scheint 
dies  jedenfalls  wenig  motivirt  zu  sein,  dieweil  die 
Compagnie  im  übrigen  Anderen  als  der  Rhederei 
gegenüber  die  Verantwortung  für  die  Schuld  des 
Schiffers  trägt.*) 

Dahingegen  hat  es  keinen  Einfluss  auf  die 
Giltigkeit  des  Contracts,  wenn  der  versicherte 
Gegenstand  in  dem  Augenblick,  in  wel- 


*  Es  versteht  sich,  dass  der  Assecuradeur  Dritten 
gegenüber  nicht  entlastet  wird,  allein  wir  finden  die 
dänische  Bestimmung  für  den  Fall  so  recht  am  Platze, 
als  dadurch  der  Assecuradeur  Regress  beim  Rheder  zu 
suchen  berechtigt  ist.  Das  ist  ja  auch  einzig  der  Sinn 
unserer  neuesten  Seefahrts- Revolutionen  in  den  ver¬ 
schiedenen  Ländern  und  die  dänische  Forderung  sollte 
überall  stricte  zur  Anwendung  gelangen.  D.  R.  der 
Annalen. 


ehern  die  Versicherung  abgeschlossen 
wurde,  vielleicht  schon  untergegangen  oder 
umgekehrt,  glücklich  am  Bestimmungsorte  ange¬ 
langt  sei.  Es  ist  kein  Hinderniss  dafür  vorhan¬ 
den,  das  Risiko  des  Assecuradeurs  auf  einen 
früheren  Zeitpunkt  zu  übertragen,  wenn  nur 
zu  demselben  das  Interesse  wirklich  vorhanden 
war,  cfr.  PI.  1871  §  30;  dtsch.  Hgb.  §  789; 
Hambrgbed.  §  8,  schwed.  Seeges.  §  211;  dän. 
Conv.  1850  §  147.  Dieser  Satz,  welcher  jetzt 
überall  anerkannt  wird,  ist  früher  bestritten  worden 
und  es  lässt  sich  auch  nicht  leugnen,  dass  eine 
Versicherung,  die  von  einem  früheren  Zeitpunkt 
ab  beginnen  soll,  in  sich  eine  Wette  über  das 
Dasein  des  Gegenstandes  in  dem  Augenblick, 
in  welchem  die  Versicherung  gezeichnet  wird, 
einschliesst  und  dass  sich  darunter  manche  Miss¬ 
lichkeit  verbergen  kann. 

Man  hat  es  desshalb  auch  versucht,  durch 
einschlägige  besondere  Cautelen  den  guten 
Glauben  der  Contrahenten  zu  sichern,  indem 
man  bestimmte  legale  Präsumtionen  dafür  auf¬ 
gestellt  hat,  unter  welchen  Umständen  es  ange¬ 
nommen  werden  müsse,  dass  eine  Nachricht  zur 
Kenntniss  der  betreffenden  Partei  gelangt  sein 
könne,  und  zwar  entweder  geradezu  nach  dem 
Meilenverhältnisse  zwischen  den  Orten  (so  z.  B. 
nach  dem  frz.  Cod.  Art.  366  u.  span.  Cod.  Art. 
894)  oder  wenn  eine  nach  dem  Gutachten  des 
Gerichts  genügende  Zeit  verstrichen  ist  (so  z. 
B.  ital.  Cod.  Art.  480  und  holl.  Handels-G.-B. 
§  270.)  Laut  frz.  Cod.  Art.  367  und  span.  Cod. 
Art.  895  ist  diese  Vermuthung  sogar  nicht  durch  Be¬ 
weis  zu  entkräften,  es  sei  denn,  dass  die  Versicherung 
ausdrücklich  „auf  gute  oder  schlechte  Zeitungen“ 
(sur  bonnes  ou  mauvaises  nouvelles)  abge¬ 
schlossen  wäre;  wohingegen  laut  holl.  Handels- 
G.-B,  §  598  die  Vermuthung  gegen  den  Ver¬ 
sicherten  in  diesem  Falle  gänzlich  wegfällt.  Die 
dän.  Convention  von  1850  §  147  stellt  eine 
nicht  durch  Beweis  zu  entkräftende  Präsumtion 
dafür  auf,  dass  alle  Nachrichten,  die  am  Orte  der 
Versicherung  oder  an  dem  Aufenthaltsorte  des 
Versicherten  in  Bezug  auf  ein,  den  Gegenstand 
betroffenes  Unglück  bekannt  sind,  dem  Ver¬ 
sicherten,  oder  dessen  Bevollmächtigten  gleichfalls 
bekannt  geworden  sein  müssen  und,  dass  umge¬ 
kehrt,  alle  Nachrichten  von  der  glücklichen  An¬ 
kunft  des  Gegenstandes,  die  man  am  Assecu- 
ranzorte  hat,  dem  Assecuradeur  bekannt  seien.*) 

*)  Cfr.  Gram  S.  513. 
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Auch  der  ital.  Cod.  Art.  480  bestimmt,  dass, 
wenn  entweder  der  Untergang  des  Schiffes  oder 
dessen  glückliche  Ankunft  allgemein  bekannt 
war,  oder  eine  Nachricht  hierüber  vor  Ab¬ 
schluss  der  Versicherung  nach  dem  Versicherungs- 
ort  gelangt  sein  könnte,  so  vermuthet  man,  dass 
solche  Nachricht  beziehungsweise  dem  Versiche¬ 
rungsnehmer  oder  Versichern ugsgeber  bekannt 
geworden  sei;  jedoch  kann  diese  Vermuthung 
durch  Beweis  entkräftet  werden.  Dieselbe  Kegel 
hat  auch  Geltung  laut  Holl.  Ilandels-G.-B.  §  270 
und  nach  §  31  des  norwegischen  Planes  von 
1871. 

Bei  Versicherung  auf  Casko  und  Fracht  ist 
es  sodann  eine  allgemeine  Bedingung,  dass  das 
Schiff  seetüchtig,  gehörig  ausgerüstet  und 
bemannt,  sowie  mit  den  nöthigen  Papieren  ver¬ 
sehen  ist,  siehe  PI.  1871  §  3(3,  4 5  u.  52,  deutsch. 
Hgb.  §  825.  1,  Hambrgbed.  §  70.  1,  Bremer- 
bed.  §  38,  schwed.  Seeges.  224.  1,  und  dän. 
Conv.  1850  §  68,  welch  letztere,  wie  oben  be¬ 
merkt,  sogar  diese  Forderung  auf  Versicherung 
anderer  Gegenstände  ausdehnt,  welche  mit  dem 
Schifte  der  Gefahr  ausgesetzt  sind.  Dasselbe 
gilt  natürlicherweise  in  England  und  in  den 
anderen  Ländern ,  wo  es  der  Assecuradeur 
nicht  übernommen  hat,  für  die  Fehler  des  Schif¬ 
fers  zu  haften.  Beginnt  das  Kisiko  des  Asse- 
curadeurs  nicht  mit  der  Absegelung  des  Schiffes, 
sondern  erst  von  einem  späteren  Zeitpunkte  ab, 
dann  muss  die  Forderung  sich  darauf  beschränken, 
dass  das  Schiff,  als  es  zuletzt  in  See  ging,  see¬ 
tüchtig  war,  und  dass  dem  Versicherten  kein 
Umstand  bekannt  ist,  welcher  das  Schiff'  später 
um  diese  Eigenschaft  gebracht  hat.  (Jfr.  PI. 
1871  §  30,  welcher  bestimmt,  dass,  wenn  Ver¬ 
sicherung  auf  ein  schon  in  See  gegangenes 
Schiff  später  als  am  Tage  nach  der  Abfahrt  ge¬ 
zeichnet  (wenn  das  Risiko  am  Versicherungsorte 
beginnt)  oder  wenn  die  Nachricht  von  der  Segeh 
fertigkeit  oder  der  Absegelung  des  Schiffes  früher 
als  mit  der  letzten  Post  vor  dem  Versicherungs¬ 
antrag  eingegangen  ist,  soll  die  Versicherung 
nur  mit  Bezug  auf  diejenigen  Unfälle  als  über¬ 
nommen  zu  betrachten  sein,  die  nach  der  Zeich¬ 
nung  geschehen  und  mit  der  Verpflichtung  für 
den  Versicherten,  zu  beweisen,  dass  das  Schiff 
bei  Uebertragung  der  Versicherung  wohlbehal¬ 
ten  war. 

Seetüchtigkeit  ist  somit  eine  stehende  Vor¬ 
aussetzung  für  die  definitive  Uebernahme  des 


Risikos,  und  es  kann  also  nicht  in  Betracht 
kommen,  ob  der  Versicherte  möglicherweise  ganz 
unschuldig  und  unwissend  in  Bezug  auf  diesen 
Mangel  war,  ebensowenig,  ob  ein  Anderer  als  der 
Rheder  die  Assecuranz  hat  zeichnen  lassen.  Cfr. 
Oberappellations-Gerichts-Erkenntniss  13.  April 
1871  (Gerichtszeitung  S.  225  u.  ff.).  Hiermit 
steht  es  nicht  im  Widerspruch,  dass  der  Asse- 
curadeur  gleichwohl  verantwortlich  wird,  wenn 
das  Schiff  in  dem  Augenblicke  untergegangen 
war,  in  welchem  die  Versicherung  gezeichnet 
wurde;  die  factischen  Voraussetzungen  sind  auf 
den  Augenblick  zu  beziehen ,  von  welchem  an 
die  Versicherung  zu  wirken  beginnen  soll: 
insöfern  das  Schiff“  überhaupt  noch  existirt,  muss 
es  in  seetüchtigem  Stande  abgesegelt  sein.  Dass 
möglicherweise  das  Schiff  durch  eine  förmliche 
Besichtigung,  bevor  es  in  See  ging,  für  see¬ 
tüchtig  erklärt  worden  ist,  ändert  das  Verhältniss 
nicht,  wenn  es  sich  später  herausstellt,  dass  die 
factischen  Voraussetzungen,  auf  welche  das  Gut¬ 
achten  gebaut  ist,  unrichtig  waren,  s.  PI.  1871 
§  52,  cfr.  jedoch  schwed.  Seeges.  §  124,  1.  letzter 
Passus. 

Wird  das  Schiff  dahingegen  später  während 
der  Reise  dadurch  seeuntüchtig,  dass  der  Führer 
es  versäumt,  Vorgefundenen  Mängeln  durch  Re¬ 
paratur  abzuhelfen,  so  wird  das  Verhältniss  ein 
ganz  anderes;  die  Frage,  inwiefern  solches  Ver- 
säumniss  den  Verlust  des  schon  erworbenen 
Rechts  gegen  den  Assecuradeur  zur  Folge  hat, 
beruht  —  insoweit  der  Schiffer  selbst  nicht 
Rheder  ist  —  auf  der  Ausdehnung,  in  welcher 
der  Assecuradeur,  der  Rhederei  gegenüber,  für 
die  Uebertretungen  des  Schiffers  verantwortlich 
ist,  s.  PI.  1871  §  45  cfr.  36. 

§  12. 

Das  Risiko  des  Assecuradeurs.  — 
Das  Risiko  des  Assecuradeurs  umfasst ,  so¬ 
weit  keine  ausdrückliche  Ausnahme  gemacht 
worden  ist,  jedweden  zufälligen  Schaden  auf 
See,  gewöhnlichen  oder  ungewöhnlichen;  er  setzt 
sich ,  wie  es  in  dem  älteren  Hamburger  Plan 
von  1852  §  13  heisst,  an  die  Stelle  des  Ver¬ 
sicherten,  um  denselben  von  Schäden  zu  be¬ 
freien,  s.  Plan  1871  §  44,  deutsches  Hgb.  §824, 
Hamburgerbed.  §  69,  Bremerbed.  §  1,  schwed. 
Seeges.  §  223,  dän.  Conv.  1850  §  64,  franz. 
Code  Art.  350,  span.  Co  1.  Art,  861,  ital.  Cod. 
Art.  464,  holl.  IlandeR-G.-B.  § G37.  —  Schaden 
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ist  jeder  Verlust  oder  jede  Vermögens- Verringe¬ 
rung,  die  nicht  eine  noth wendige  Folge  des 
rege] massigen  Verlaufs  der  Dinge  sind,  und  zu- 
fällig  ist  der  Schaden,  welcher  weder  dem  Ver- 
sicherten  noch  dessen  Bevollmächtigten  als  Ver¬ 
gehen  oder  Verbrechen  zugerechnet  werden 
kann.  —  Der  Schaden  braucht  durchaus  nicht 
eigentlicher  Seeschaden  zu  sein;  es  genügt,  wenn 
er  durch  die  Seereise  veranlasst  worden  ist. 
Hierunter  ist  somit  auch  Diebstahl  einbe¬ 
griffen,  obgleich  das  ein  Verlust  ist,  der  eben¬ 
sowohl  zu  Lande  passiren  kann,  dem  aber  doch 
der  Gegenstand  durch  den  Seetransport  unmittel¬ 
bar  ausgesetzt  war,  cfr.  PI.  1871  §  4-4.  deutsch. 
Hgb.  §  824,  4,  Hambrgbed.  §  69,  4,  schwed. 
Seeges.  §.  213,  4*).  In  England  und  Nord¬ 
amerika  wird  jedoch  einfacher  Diebstahl  nicht, 
wohl  aber  Raub  zu  perils  of  the  sea  gezählt. 

Mit  Bezug  auf  Schaden,  welcher  durch 
Schuld  des  Schiffers  oder  der  Mann¬ 
schaft  verursacht  wird,  entstehen  indess  Zweifel 
in  Betreff  der  Verantwortung,  namentlich  bei  Ver¬ 
sickerungen  für  die  Rhederei.  Denn  der  Schiffer 
ist  der  Bevollmächtigte  der  Rhederei  und  wird 
von  dieser  angestellt;  die  Rhederei  muss  dem¬ 
nach  für  das  verantwortlich  sein,  was  er  und 
die  von  ihm  angenommene  Mannschaft  im  Dienste 
verbricht,  wird  also  dem  Assecuradeur  gegenüber 
ersatzpflichtig  für  die  Verluste,  die  irgend  Jemand 
von  derselben  diesem  verursachten;  —  dem  ganz 
widersprechend  könnte  es  nun  erscheinen,  dass 
die  Mannschaft  ihre  eigenen  Verluste  vom  Asse¬ 
curadeur  ersetzt  verlangen  könne.  Andererseits 
nimmt  der  Schiffer,  als  verantwortlicher  Chef  der 
Expedition,  eine  weit  selbstständigere  und  unab¬ 
hängigere  Stellung  ein,  als  ein  gewöhnlicher  Be¬ 
vollmächtigter,  und  es  ist  für  die  Rhederei  eine 
Unmöglichkeit,  ihn  in  derselben  Weise  wie  einen 
solchen  entweder  zu  leiten  oder  zu  controlliren. 
Das  Bedürfniss  des  practischen  Lebens  scheint 
deshalb  mit  Bestimmtheit  zu  fordern,  dass  der 
Rhederei  Gelegenheit  gegeben  wird,  sich  durch 
Assecuranz  auch  gegen  Verluste  zu  sichern,  die 
infolge  Versehen  des  Schiffers  und  der  Mann¬ 
schaft  entstehen,  insofern  dieselben  nicht  auf  die 
Rhederei  selbst  zurückzuführen  sind,  und  die 
Frage  bleibt  also  eigentlich  nur  die  —  da  es 
natürlicherweise  dem  Assecuradeur  und  dem  Ver¬ 
sicherten  überlassen  bleiben  muss,  dasjenige  fest¬ 
zustellen,  -was  sie  in  dieser  Hinsicht  für  zweck¬ 


mässig  halten  —  was  in  den  Fällen,  wo  der 
Versicherungscontract  Nichts  über  diesen  Punkt 
enthält,  als  die  Absicht  der  Contrahenten  ange¬ 
nommen  werden  soll. 

Von  einem  allgemeinen  Rechtsstandpunkte 
aus  lässt  diese  Frage  sich  kaum  mit  Bestimmt¬ 
heit  beantworten;  es  ist  das  eine  der  Fragen, 
die  noth wendigerweise  durch  positive  Bestim¬ 
mung  im  Gesetz  oder  Contract  zu  entscheiden 
sind,  indem  sehr  bedeutende,  sowohl  theoretische 
als  practische  Rücksichten  sich  nach  beiden 
Richtungen  hin  geltend  machen.  Die  Frage  ist 
deshalb  auch  in  allen  Assecuranzgesetzen  be- 
handelt,  allein  es  giebt  kaum  irgend  einen  Punkt 
in  der  ganzen  Materie,  wo  die  Bestimmungen 
in  dem  Grade  von  einander  abweichend  sind, 
obwohl  es  aus  Allem  hervorgeht,  dass  die  Stim¬ 
mung  überwiegend  dahin  neigt,  dem  Assecuradeur 
solche  Verantwortung  aufzulegen. 

Der  norwegische  PI.  1871  §  45,  spricht 
gleich  dem  schwedischen  und  dem  deutschen 
Gesetze  als  allgemeine  Regel  aus,  dass  der  Asse¬ 
curadeur,  auch  der  Rhederei  gegenüber,  für  den 
Schaden  verantwortlich  ist,  der  infolge  eines  Ver¬ 
sehens  des  Schiffers  oder  der  Mannschaft  ent¬ 
stand.  Hiervon  werden  indess  gewisse  Aus¬ 
nahmen  für  die  Fälle  gemacht,  wo  das  Versehen 
des  Schiffers  im  eigentlichen  Sinne  als  durch  die 
Rhederei  und  als  deren  Bevollmächtigter,  wenn 
auch  ohne  deren  "Wissen  und  Willen,  begangen  er¬ 
scheint,  —  nämlich:  wenn  er  es  unterlässt,  das 
Schiff  gehörig  ausgerüstet  oder  bemannt,  oder 
mit  den  nöthigen  Papieren  versehen  zu  halten, 
oder  während  es  ausser  Fahrt  ist,  für  die  nö- 
thige  Aufsicht  über  dasselbe  zu  sorgen;  wenn 
er  es  versucht  Blokade  zu  brechen,  contrebande 
Waaren  führt,  oder  sich  der  Schmuggelei  schuldig 
macht,  so  auch  wenn  er  unerlaubte  Ladung 
führt  (cfr.  §  28).  Diese  Ausnahmen  müssen  als 
erschöpfend  betrachtet  werden.  Auch  ist  der 
Assecuradeur  berechtigt,  bis  zu  einem  Fünftheil 
von  der  Ersatzsumme  zu  kürzen,  wenn  der 
Schiffer  ohne  Nothwendigkeit  unterlassen  hat, 
Lotsen  im  Lotsenfahrwasser  anzunehmen;  allein 
diese  Berechtigung,  welche  auch  nicht  davon  ab¬ 
hängt,  dass  der  Schaden  eine  Folge  dieser  Un- 
terlassung  ist,  hat  zunächst  den  Charakter  eines 
Zwangmittels  (cfr.  dän.  Conv.  1850  §  72).  — 
Diese  Ausnahmen  finden  sich  jedoch  weder  in 
dem  schwedischen  noch  in  dem  deutschen 
Gesetz,  nach  welchen  somit  als  Regel  die  Ver¬ 
antwortung  des  Assecuradeurs  für  Betrug  und 


*)  Cfr.  Tccklenborg  S.  389, 


Unachtsamkeit  des  Schiffers  oder  der  Mann¬ 
schaft  ohne  Beschränkung  gilt,  schwed.  Seeges. 
§§  223  u.  225,  deutsch.  Hgb.  §  824  u.  826, 
Hambrgbed.  §§  69  u.  71.  —  Es  versteht  sich 
jedoch,  dass  der  Schiffer  durch  sein  Betragen  die 
Versicherung  selbst  ungiltig  machen  kann,  und 
zwar  nicht  allein  in  Bezug  auf  die  Rhederei, 
sondern  ebenso  jedem  Versicherten  gegenüber, 
wenn  er  die  Voraussetzungen  umstösst,  auf  welche 
hin  gezeichnet  ward ,  so  z.  B.  indem  er  eine 
andere  Reise  als  die  versicherte  unternimmt,  die 
versicherten  AVaaren  nicht  an  Bord  führt  (cfr. 
Ob. -Appell. -Erkeuntn.  6.  Juni  1863,  Gerichtsztg. 
S.  550  u.  ff.),  mit  dem  Schiff'  in  unseetüchtigem 
Zustande  in  See  geht  u.  dgl.  Ferner  ist  es  klar, 
dass  der  Asseeuradeur  für  solche  Uebertretuugen 
des  Schiffers,  welche  dessen  Dienstleistungen 
nicht  betreffen,  so  z.  B.  wenn  er  Gelder  unter¬ 
schlägt,  die  zu  den  Bedürfnissen  des  Schiffes  zu 
verwenden  waren,  nicht  haftet;  denn  insoweit  ist 
der  Schaden  nicht  durch  die  Reise  veranlasst; 
wohingegen  wohl  der  Schaden  auf  Schiff  oder 
der  Verlust  von  Fracht,  welche  möglicherweise 
dadurch  bewirkt  werden,  dass  jene  Gelder  nicht 
nach  ihrer  Bestimmung  verwendet  wurden,  dem 
Risiko  des  Assecuradeurs  zur  Last  fallen. 

Infolge  der  französischen,  spanischen 
und  italienischen  Gesetze  (Code  Art.  353, 
Codigo  Art.  862,  Codice  Art.  467)  ist  der  Asse- 
curadeur  dahingegen  niemals  verantwortlich,  weder 
in  Bezug  auf  die  Rhederei  oder  Andere,  für  Be¬ 
trug  oder  Unachtsamkeit  des  Schiffers  oder  der 
Mannschaft  (baraterie,  italienisch  baratteria,  von 
barattare,  welches  bedeutet,  sowohl  zu  tauschen 
als  zu  täuschen),  es  sei  dies  denn  ausdrücklich 
anders  contrahirt.  Eigenthümer  der  Ladung  oder 
Andere,  welche  durch  das  Versehen  des  Schiffers 
oder  der  Mannschaft  Schaden  erleiden,  haben 
dahingegen  Regress  au  das  Schiff.  —  Allein  in 
mehreren  der  bedeutendsten  Städte  ist  es  jedoch 
feste  Regel  geworden,  dass  die  Assecuradeure  auch 
diese  Verantwortung  übernehmen,  nur  mit  Aus¬ 
nahme  von  dem  Betrug,  den  der  von  der  Rhederei 
selbst  angestellte  Schiffer  gegen  die  Rhederei 
selbst  begangen  (so  in  Paris,  Bordeaux,  Rouen, 
Nantes,  Havre,  Antwerpen;  dagegen  nicht  in 
Marseille).  —  Infolge  des  holländischen  Han- 
dels-G.-B.  §  637  cfr.  §§  640  u.  641  ist  der  Asse- 
curadeur  im  Allgemeinen  verantwortlich  für  Be¬ 
trug  und  Unachtsamkeit  des  Schiffers  und  der 
Mannschaft,  jedoch  ist  er.  wenn  es  nicht  aus¬ 
drücklich  in  der  Police  ausbedungen,  nicht 


verantwortlich  für  den  Betrug,  des  Schiffers  bei 
Versicherung  auf  Casko,  Fracht  oder  der  Rhe¬ 
derei  gehörenden  Waaren;  für  des  Schiffers  Un¬ 
achtsamkeit,  sowie  auch  für  Betrug  und  Unacht¬ 
samkeit  der  Mannschaft  ist  er  dagegen  stets 
verantwortlich.  —  Ziemlich  entsprechende  Regeln 
sind  in  der  dänischen  Convention  von  1850  §  65 
enthalten,  welche  mit  den  älteren  von  1746 
und  den  Policeformularen  übereinstimmen  und 
wodurch  der  Asseeuradeur  auf  Casko  und  Fracht 
von  Ersatz  des  Schadens  befreit  wird ,  welcher 
der  Rhederei  durch  die  ,, Schelmerei“  oder  die 
Gesetzesübertretungen  des  Schiffers  erwächst,  wo¬ 
hingegen  er  für  die  Unachtsamkeit  des  Schiffers, 
sowie  für  die  übrige  Mannschaft  im  Ganzen 
haftet.  Durch  „Schelmerei“,  (wodurch  zweifelsohne 
Baratterie  wiedergegeben  werden  soll)  im  Gegen¬ 
satz  zur  Unachtsamkeit,  ist  man  wahrscheinlich 
der  Meinung  gewesen,  Handlungen  zu  bezeichnen, 
die  zwar  nicht  gerade  in  der  Absicht  unternommen 
sind,  Schaden  zuzufügen,  doch  mit  bewusster 
Beiseitesetzung  der  dem  Schiffer  obliegenden 
Pflichten  stattgefunden  haben,  so  z.  B.  Unter¬ 
lassung  den  Lotsen  herbeizurufen ,  unerlaubte 
Deviationen,  Biokadenbruch,  Schmuggel  u.  dgl. 
cfr.  §§  72.  104.  cfr.  77.  Bei  aller  andern  Ver¬ 
sicherung  ist  der  Asseeuradeur  dahingegen  ver- 
antwortlich  für  die  Schuld  des  Schiffers  und  der 
Mannschaft  ohne  jede  Beschränkung  (cfr.  Gram 
S.  459  u.  ff.) 

Eigentümlich  haben  sich  die  Verhältnisse 
in  England  und  Nordamerika  gestaltet. 
Dort  gilt  es  als  Regel,  dass  der  Asseeuradeur 
verantwortlich  ist  für  die  vorsätzlichen  Ueber- 
tretungen  des  Schiffers  und  der  Mannschaft  gegen 
ihren  Rheder  (barratry) ,  nicht  aber  für  des 
Schiffers  U n k enntniss  und  V e r s ä u m n i s s , 
ebensowenig  für  dessen  vorsätzliche  Uebertre- 
tungen  in  Bezug  auf  Eigenthümer  der  Ladung 
oder  Andere.  Barratry  bedeutet  nämlich  im  Eng¬ 
lischen  nur  vorsätzliche  Uebertretungen  seiner 
Pflicht  in  Bezug  auf  die  Rhederei  (a  fraudulent 
breach  of  duty  in  respect  to  the  owners),  gleich¬ 
gültig  übrigens  ob  die  Absicht  vorlag,  der  Rhe¬ 
derei  zu  schaden  oder  nicht,  z.  B.  durch  Ent¬ 
weichung  mit  dem  Schiffe  oder  betrügerischen 
Verkauf  desselben,  durch  Abweichung  von  der 
vorgeschriebenen  Reise,  Blokadebruch,  Schmuggel 
und  Contrebande  -  Handel  oder  Achnliches,  was 
das  Anhalten  des  Schiffes  zur  Folge  haben  könnte; 
ferner  Kreuzfahrten  auf  Kaperei  etc.  Hieraus  folgt 
ferner,  dass  barratrv  niemals  vom  Rheder  selbst 
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oder  mit  dessen  Willen  begangen  werden  kann,  so 
dass  der  Assecuradeur  der  Waaren  nicht  für 
den  Schaden  haftet,  welchen  die  Rhederei  oder 
der  von  dieser  angestellte  Schiffer  durch  ge¬ 
setzeswidrige  Hundlungen  den  Eigenthümern  der 
Ladung  zugefügt  haben,  sondern  diese  ihren 
Regress  nur  bei  der  Rhederei  suchen  können 
(cfr.  Benecke  III.  S.  2 14 — 23) 

Schaden,  welcher  durch  Schuld  des  Lotsen 
oder  der  Passagiere  entsteht,  wird  überall  als 
zum  Risico  des  Assecura  leurs  gehörend  be- 
trachtet,  weil  solcher  Schaden  auch  dem  Schiffer 
gegenüber  als  zufällig  anzusehen  ist,  insofern 
kein  Versäumniss  der  pflichtmässigen  Aufsicht 
von  dieser  Seite  hinzukommt.  —  Umgekehrt 
fallen  die  Versehen  des  Kargadeurs  (auch  wo 
der  Schiffer  als  solcher  angenommen  ist),  so¬ 
wohl  wie  die  des  Ladungsempfängers  nie¬ 
mals  dem  Assecuradeur  zur  Last,  indem  diese 
in  jeder  Beziehung  als  die  Bevollmächtigten  des 
Abladers  zu  betrachten  sind,  und  der  durch  sie 
entstandene  Schaden  auch  nicht  als  eine  Folge 
der  Seereise  betrachtet  werden  kann,  cfr.  Ham- 
brgbed.  §  70.  4,  dtsch  Hgb.  §  825.  4,  schwed. 
Seeges.  §  224.  4,  dän.  Conv.  1850  §  66. 

Die  Verpflichtung  des  Assecuradeurs  um¬ 
fasst  nur  den  Schaden,  welcher  durch  die  zu 
seinem  Risiko  gehörenden  Unfälle  dem  ver¬ 
sicherten  Gegenstand  selbst  zugefügt  wird. 
Eine  Ersatzpflicht,  welche  Schiffer  oder  Mann¬ 
schaft  durch  ihre  Schuld  dem  Schiffe  aufhürden 
möchten,  betrifft  somit  dessen  Assecuradeur  nicht, 
cfr.  PI.  D71  §  45,  Schluss;  dtsch.  Hgb.  §  825. 
1,  Hambgrbed.  §  70.  1;  schwed.  Seeges.  §  224, 
1.  Wenn  somit  die  Mannschaft  von  der  Ladung 
stiehlt ,  haftet  das  Schiff,  infolge  Seefahrtsgesetz 
§  65,  für  den  Diebstahl,  und  wenn  der  Asse¬ 
curadeur  der  Ladung  solchen  Schaden  hat  er¬ 
setzen  müssen,  kann  er  seinen  Regress  bei  der 
Rhederei  suchen  (cfr.  PI.  1871  §  69),  ohne  dass 
diese  irgend  welchen  Ersatz  von  dem  Assecu¬ 
radeur  des  Schiffes  fordern  kann.  Wäre  dahin¬ 
gegen  irgend  Etwas  vom  Zubehör  des  Schiffes 
gestohlen,  dann  würde  der  Assecuradeur  auf 
Casko  offenbar  dafür  verantwortlich  sein. 

Hiervon  machen  jedoch  die  Ansegel ungs- 
fälle  eine  Ausnahme,  bei  welchen  nicht  allein 
der  Schaden ,  den  das  versicherte  Schiff  selbst 
davon  trägt ,  sondern  auch  der  Ersatz ,  den  es 
an  das  andere  Schiff  zahlen  muss,  vom  Asse¬ 
curadeur  übernommen  wird,  natürlicherweise  je¬ 
doch  unter  der  Voraussetzung,  dass  nicht  dem 


Versicherten  selbst  die  Schuld  an  dem  Schaden 
zuzuschreiben  ist  (PI.  1871,  §  46).  Ist  der 
Schaden  durch  Schuld  des  Schiffers  veranlasst, 
dann  kommt  es  darauf  an,  inwieweit  der  Asse¬ 
curadeur  im  Allgemeinen  für  diese  haftet,  siehe 
dtsch.  Hgb.  §  224.  7 ;  schwed.  Seeges.  §  223. 
7;  cfr.  PI.  1871  §  45  Schluss.  —  Diese  Aus¬ 
nahme  hat  ihren  Grund  in  der  früheren  allge- 
meinen  Auffassung  dieses  Verhältnisses,  indem 
Collision  zwischen  Schiffen  nicht  stricte  nach  den 
Grundsätzen  der  Lehre  vom  Schadenersatz  be¬ 
handelt,  sondern  mehr  als  von  einer  Selbstthätig- 
keit  der  Schiffe  selbst  herrührend  betrachtet 
wurde,  so  dass  man  annahm,  der  Gesammt- 
schaden  belaste  im  Ganzen  beide  Schiffe  un¬ 
mittelbar,  und  sei  von  jedem  derselben  im  Ver- 
hältniss  zu  dem  Antheil  zu  tragen,  den  es  an 
dem  Unfall  habe,  wodurch  somit  kein  Grund 
vorhanden  war,  zu  unterscheiden  zwischen  dem 
Antheil,  welchen  das  Schiff  selbst  zu  tragen 
hatte,  und  demjenigen,  für  welchen  das  andere 
Schiff  haften  musste*),  —  ganz  nach  derselben 
Regel  wie  für  gewöhnliche  Havarie. 

§.  13. 

Fortsetzung.  —  Die  verschiedenen 
Gefahren,  für  welche  der  Assecura¬ 
deur  verantwortlich  ist.  —  Die  haupt¬ 
sächlichsten  Arten  von  Gefahren,  welche  der 
Assecuradeur,  wenn  nichts  Anderes  contrahirt 
ist,  zu  tragen  hat,  können  nach  der  Bedeutung, 
welche  den  verschiedenen  Benennungen  nach 
den  Regeln  der  Assecuranzsprache  beigelegt  wor¬ 
den  ist,  folgendermaassen  angegeben  werden : 

1)  Seegefahr.  Hierzu  sind  nicht  allein 
zu  i’echnen  :  schweres  W etter,  Sturzsee,  Eisgang, 
Strandung  und  überhaupt  Gefahren,  die  durch 
die  Elemente  entstehen  und  die  Schifffahrt  un¬ 
mittelbar  betreffen,  sondern  auch  Ansegelung  — 
sowohl  der  eigene  Schaden  des  versicherten 
Schiffes,  als  auch  der  Ersatz,  den  dieses  an  das 
andere  Schiff  zu  leisten  hat,  wohingegen  der  Er¬ 
satz,  welcher  von  dem  andern  Schiffe  zu  ent¬ 
richten  ist,  in  Abzug  gelangt  (cfr.  PI.  1871,  §69 
erster  Pass.  Schluss,  dän.  Conv.  1850  §  77),  — 
und  Feuersgefahr,  zu  welch  letzterer  auch  Blitz¬ 
schlag  gerechnet  wird;  dahingegen  ist  Selbstent¬ 
zündung,  welche  nur  Folge  der  eigenen  Be¬ 
schaffenheit  gewisser  Gegenstände  ist,  nicht  deren 

*)  Doch  nicht  in  England  und  Nordamerika,  Tecklen- 
borg  S.  422  u.  42G. 


Assecuradeur  zu  belasten;  wenn  aber  das  so  ent¬ 
standene  Feuer  sich  auf  andere  Gegenstände  ver- 
breitet,  müssen  diese  von  ihrem  Assecuradeur 
ersetzt  werden.  Ferner  gehören  hierher  Dieb¬ 
stahl  und  Raub,  wozu  auch  Seeräuberei  gerechnet 
wird  (PI.  1871  §  20,  cfr.  Hambrgbed.  §  69.  4), 
sowie  jedes  Anhalten  oder  jede  andere  Festnahme 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  durch  Kriegs¬ 
fälle  entsteht. 

2)  Kriegsgefahr.*)  Hierzu  wird  jedwedes 
Anhalten,  und  jede  Aufbringung  von  Seiten  einer 
kriegführenden  Macht  gerechnet,  gleichgültig,  ob 
dieselbe  als  solche  anerkannt  ist  oder  nicht  und 
ob  die  Handlung,  durch  welche  der  Schaden 
verursacht  wird,  mit  dem  Völkerrechte  überein¬ 
stimmte  oder  nicht  —  somit  auch  Kaperei  — 
ferner  wird  auch  die  bei  solcher  Beschlagnahme 
an  der  Ladung  bewirkte  Beschädigung  und  Ver¬ 
ringerung  hinzugerechnet ;  cfr.  deutsch.  Hgb. 
§  S53,  Hambrgbed.  §  101.  —  Verschieden  hiervon 
ist  die  Verhaftung,  die  aus  politischen  Gründen 
von  einer  nicht  kriegführenden  Macht  geschieht 
(Verfügungen  von  hoher  Hand,  deutsch.  Hgb. 
§  824.  2,  Hambrgbed.  §  G9.  2),  welche,  insofern 
sie  dem  Versicherten  selbst  nicht  beigemessen 
werden  kann ,  ebensowohl  wie  Seeräuberei,  zur 
Seegefahr  «jerechnet  wird. 

3.  Gewöhnliche  Havarie.  Hierunter 
sind  inbegriffen  die  gesammten  Verluste  und  Aus- 
gaben,  welche  durch  die  gemachten  Anstren¬ 
gungen  zur  Abwendung  des  Unglücks  den  Ver- 
sicherten  erwachsen  waren,  also  sowohl  der  Scha¬ 
den,  den  er  selbst  trägt,  als  auch  das,  was  er 
infolge  Dispache  zu  dem  Uebrigen  beitragen 
muss,  PI.  1871,  §  63,  deutsch.  Hgb.  §§  838  —  843, 
Hambrgbed.  §§84—91,  schwed.  Seeges.  §§  226 
— 231;  dän.  Conv.  1850,  §§  83,  84  u.  202, 
Bremerbed.  §§  8 — 12,  holl.  Handels-G.-B.  §  720.  — 
Ist  die  von  competenter  Autorität  am  rechten 
Orte  aufgemachte  Dispache  unrichtig,  so  muss 
der  Assecuradeur  dieselbe  gleichwohl  respectiren, 
so  lange  sie  nicht  in  gesetzlicher  Weise  verän- 

*)  Eine  interessante  und  offenbar  wichtige  Frage  ist 
die  jetzt  auf  der  Tagesordnung  stehende  ,.Torpedo-Ri- 
sico“-Versicherung.  Unserer  Meinung  nach  ist  dasTor- 
pedo-Risico  von  der  einfachen  Seeversicherung  gänzlich 
ausgeschlossen  und  fällt  in  Kriegszeiteu  unter  die  Ver¬ 
sicherung  gegen  Kriegsgefahr,  während  in  Friedenszeiten 
diese  neue  Gefahr  als  eine  besondere  Versicherung  be¬ 
handelt  werden  muss.  Wie  überall ,  so  wird  auch  hier 
durch  eine  unzweideutige  Fassung  des  Policentextes  der 
jedesmalige  Umfang  der  Versicherung  präcisirt  werden 
können.  D.  R. 


dert  ist,  es  müsste  denn  der  Versicherte  bei  der 
Berechnung  das  zu  beobachten  versäumt  haben, 
wozu  er  verpflichtet  war.  Es  bleibt  natürlicher  - 
weise  stets  vorausgesetzt,  dass  der  Unfall,  welcher 
die  Havarie  verursachte,  zu  dem  Risiko  des  Asse- 
curadeurs  gehört.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B. 
wenn  ein  versichertes  Schiff  wegen  Seeuntüch¬ 
tigkeit  einen  Nothhafen  beim  Beginn  der  Reise 
hat  aufsuchen  müssen,  oder  wenn  der  Unfall 
durch  ausdrückliche  Clausel  in  der  Police  von 
dem  Risiko  des  Assecuradeurs  ausgenommen  war, 
gehen  selbstverständlich  die  dadurch  veranlass- 
ten  Ausgaben  diesen  nichts  an ,  wenn  sie  auch 
als  gewöhnliche  Havarie  aufgeführt  wurden.  — 
Auch  wenn  das  Schiff  in  Ballast  geht  oder  nur 
die  eigenen  Waaren  der  Rhederei  führt  und  so- 
mit  geradezu  von  irgend  welcher  Contribution 
keine  Rede  sein  kann,  wird  doch  in  Norwegen, 
wie  in  Deutschland,  Schweden  und  Dänemark, 
der  Ersatz  für  die  gethanen  Opfer ,  in  Bezug 
auf  den  Assecuradeur  in  der  für  gewöhnliche 
Havarie  geltenden,  für  den  Versicherten  gün- 
stigeren  Weise  berechnet.  Doch  macht  PI.  1871 
§  63,  zweiter  Passus,  die  kaum  billige  Beschrän¬ 
kung,  dass  wenn  ein  versichertes  Schiff  in  Bal¬ 
last  geht,  alsdann  nur  die  zur  Abwehr  des  Un¬ 
falls  entstandenen  Ausgaben  nach  den  Regeln 
für  gewöhnliche  Havarie  zu  ersetzen  sind;  wo¬ 
hingegen  der  Schaden  eines  solchen  Schiffes 
zu  dem  Ersätze  und  mit  den  Abkürzungen  zu  be¬ 
rechnen  ist,  die  für  partikulären  Schaden  gelten 
(cfr.  §  51),  selbst  wenn  dieser  durch  eine  frei¬ 
willige  Aufopferung  bewirkt  worden  ist.  —  Wenn 
derjenige,  welcher  einen  zur  gewöhnlichen  Ha¬ 
varie  gehörenden  Verlust  erlitten  hat,  den  ihm 
von  den  übrigen  Interessenten  zukommenden 
Beitrag,  auf  Grund  deren  Insolvenz,  nicht  er¬ 
halten  kann,  und  zwar  ohne  dass  der  Versicherte 
es  versäumt  hat,  sein  Recht  in  gesetzlicher  Weise 
wahrzunehmen,  dann  scheint  es  klar  zu  sein, 
dass  solcher  Verlust  auf  Rechnung  des  Assecu¬ 
radeurs  zu  fallen  hat,  denn  sein  Risiko  umfasste 
ja  ursprünglich  die  ganzen  Havarieausgaben, 
die  der  Versicherte  gehabt,  und  nur  das,  was 
durch  die  übrigen  Beitragspflichtigen  wirklich 
refundirt  wird,  kann  in  Abzug  gebracht  wer¬ 
den,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §§  842  u.  843,  Hambrgbed. 
§  90  u.  91,  schwed.  Seeges.  §  228.  In  Conse- 
quenz  hiermit  scheint  es  dann  auch ,  dass  der 
Assecuradeur  auch  ferner  verantwortlich  bleiben 
muss,  wenn  in  dem  Umstande,  dass  der  Ver- 
I  sicherte  den  ihm  zustehenden  Beitrag  nicht  er- 


hält,  der  spätere  Untergang  der  beitragspflich¬ 
tigen  Gegenstände  selbst  durch  ein  Unglück  zu 
suchen  ist,  welches  unter  das  Risiko  des  Asse- 
curadeurs  nicht  gehört*).  Dass  dies  auch  die 
Auffassung  des  norwegischen  Seeversicherungs¬ 
planes  ist,  geht  aus  dessen  §  70,  von  der  Pflicht 
des  Vei'sicherten ,  die  Havarieausgaben  für  den 
rückständigen  Theil  der  Reise  versichern  zu 
lassen,  hervor,  in  welchem  Passus  die  Voraus¬ 
setzung  enthalten  ist,  dass  der  Verlust  derselben 
den  Assecuradeur  trifft.  Hiermit  stimmt  auch 
der  folgende  §  71  überein,  laut  welchem  der 
Assecuradeur,  wenn  Unglück  eintrifft,  das  unter 
sein  Risiko  gehört,  auch  für  Verluste  verant¬ 
wortlich  ist,  die  dadurch  entstanden  sind,  dass 
der  Versicherte  als  Zahlung  für  die  Fracht  oder 
für  die  Ausbeute  der  versicherten  Gegenstände 
schlechte  Papiere  erhält,  oder  die  Ausbeute  in 
anderer  Weise  verloren  geht,  und  wo  angenom- 
men  werden  muss,  dass  es  infolge  des  Unglücks 
für  den  Versicherten  oder  dessen  Bevollmäch¬ 
tigten  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  gewesen 
sei,  sich  dagegen  zu  schützen,  cfr.  dtsch.  Hgb. 
§  881,  Hambgrbed.  §§  (18  u.  136,  holl.  Han- 
dels-G.-B.  §.  669. 

4.  Ausgaben  bei  Rettungsversuchen 
und  anderen  Veranstaltungen,  um  den 
Verlust  zu  vermindern  oder  zu  suchen, 
diesen  von  Andern  ersetzt  zu  bekom¬ 
men,  s  o  w  i  e  auch  zur  Beweisaufnahme 
über  den  Verlust,  —  demnach  nicht  allein 
Bergelohn  und  Reclamationsunkosten,  sondern 
auch  Klagsachekosten  und  Ausgaben  bei  Be- 
sichtigungen  und  bei  Realisation  von  geretteten 
Gegenständen,  Commissionsgebühren,  Assecu- 
ranzprämie  für  Havariegelder  u.  dgl.  —  Der¬ 
gleichen  Ausgaben  sind  als  für  Rechnung  des 
Assecuradeurs  bestritten  zu  betrachten,  und  zwar 
mit  Bezug  auf  die  dem  Versicherten  auferlegten 
Pflicht,  bei  Unglücksfällen  nach  besten  Kräften 
seinen  Vortheil  wahrzunehmen.  (PI.  1871  §  68, 
Hambrgbed.  §  66,  schwed.  Seeges.  §  221,  dän. 
Conv.  1850  §  165  u.  fl.)  und  sind  diese  Auf¬ 
wendungen  nicht  nur  zu  erstatten ,  wenngleich 
sie  fruchtlos  waren ,  sondern  auch  dann ,  wenn 
sie  die  Versicherungssumme  überstiegen,  PI.  1871, 
§§  44,  75  u.  76  cfr.  55  u,  69,  deutsch.  Hgb. 
§§  844  u.  845,  Hambrgbed.  §§  92  u.  93,  schwed. 
Seeges.  §§  232  u.  233,  dän.  Conv.  1850  §§  192 


*)  Chr.  jedoch  Fölils  S.  276.  Gram.  S.  470.  Tccklen- 
borg  S.  231. 


u.  193  cfr.  203.  Laut  Hambrgbed.  §  69  Schluss, 
trägt  jedoch  der  Assecuradeur  nur  die  Hälfte 
der  Dispachekosten,  und  für  Waaren  gleich¬ 
falls  nur  die  Hälfte  der  Besichtigungs-  und  Taxa- 
tionskosten  cfr.  §  84.  3;  siehe  dagegen  dtsch. 
Hgb.  §  838.  4.  —  Ist  die  Ausgabe  eine  Folge 
der  Fehler  Seitens  des  Schiffers,  dann  kommt 
es  darauf  an ,  inwiefern  der  Assecuradeur  für 
solche  Fehler  haftet;  ist  die  Verwendung  der  Gelder 
selbst  eine  unzweckmäßige  gewesen,  dann  wird 
die  Haftpflicht  des  Assecuradeurs  zu  beurtheilen 
sein  in  Uebereinstimmung  mit  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  den  erforderlichen  Grad  pflicht- 
gemässer  Aufmerksamkeit  in  Mandat  8  verhält- 
nissen. 

Dahingegen  ist  der  Assecuradeur  nicht 

O  Ö 

verantwortlich: 

1)  Für  den  Schaden,  welcher  durch  eigene 
Schuld  des  Versicherten  entstanden  ist,  Pl. 
1S71,  §  46,  dtsch.  Hgb.  §  825.  4,  Hambrgbed. 
§  70.  4,  schwed.  Seeges.  §  224.  5,  dän.  Conv. 
1850  §  67,  holl.  Handels-G.-B.  §  276,  frz.  Code 
Art.  352,  ital.  Cod.  Art.  466,  span.  Cod. 
Art.  862  u.  873.  Hierher  gehört  nicht  allein 
Betrug,  sondern  auch  zurechnungsfähige  Un- 
achtsamkeit  und  Unkenntniss.  Bei  der  Beur- 
theilung  hierüber  muss  man  indess  Rücksicht  auf 
die  näheren  Umstände  nehmen.  Wo  es  rein 
technischen  oder  Conduitefragen  gilt,  >vo  die 
individuelle  Anschauung  oft  entscheidend  ist 
und  der  gute  Glauben  des  Betreffenden  klar 
vorliegt,  muss  der  Irrthum  sehr  gross  und  offen- 
bar  sein,  bevor  der  Versicherte  sein  Recht  ver¬ 
lieren  darf,  und  namentlich  gilt  dies,  wro  es  noth- 
wendig  wurde,  augenblicklich  zu  handeln,  ohne 
dass  Zeit  zur  Ueberlegung  oder  Berathschlagung 
gegeben  ist;  in  Uebereinstimmung  hiermit  lässt 
auch  Pl.  1871  §  46  den  Schiffer,  wenn  er  selbst 
Rheder  ist,  nicht  den  Ersatz  für  Schaden  verlieren, 
der  sich  als  eine  Folge  von  Fehlern  beim  Manö- 
vriren  undNavigiren  des  Schiffes  darstellt,  er  müsste 
sich  denn  grober  Unachtsamkeit  schuldig  ge- 
macht  haben  (cfr.  Seefahrtsges.  §  72).  —  Als  Bei¬ 
spiele  von  Fehlern  Seitens  des  Versicherten  sind 
anzumerken:  ungebührliche  Verschleppung  der 
Reise,  dtsch.  Hgb.  §  818,  Hambrgbed.  §  61,  dän. 
Conv.  1850  §  101,  holl.  Handels-G.-B.  §  642; 
willkürliche  Abweichung  vom  richtigen  Wege, 
Pl.  1871  §§  32  u.  33  cfr.  §  39,  c.,  Hambrgbed. 
§  60,  dän.  Conv.  1850  §§  99  u.  100,  schwed. 
Seeges.  §§  218  u.  219,  holl,  Handels-G.-B.  §§  638 
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u.  639,  cfr.  653,  frz.  Cod.  Art.  351  u.  364,  span. 
(Jod.  §§  862,  875  u.  870,  ital.  Cod.  Art.  465. 
u.  478;  Ueberführung  der  versicherten  Ladung 
auf  ein  anderes  Schiff,  PI.  1871  §  33  Schluss 
cfr.  §§17  u.  39  b,  Ilambrgbed.  §  03  cfr.  §  77, 
schwed.  Seeges.  §  242,  dän.  Conv,  1850,  §  69; 
Einnahme  von  unerlaubten  Ladungen  oder  Fahrt 
in  unerlaubtem  Fahrwasser,  PI.  1871,  §§  28  u. 
75  cfr.  Oberapell.  -  Erkenntniss  vom  9.  Mai  u. 
20.  Juni  1807  (Ger. -Ztg.  S.  472  u.  ff.  u.  559 
u. ff.);  Versäumniss  in  der  Annahme  von  Lootsen, 
PI.  1871,  §  45,  dän.  Conv.  1850,  §  72  cfr.  Ober¬ 
appell. -Erkenntn.  4.  Juli  1867  (Ger.-Ztg.  S.  593 
u.  ff.);  Ucbertretung  von  Zollgesctzen,  Neutra* 
litätsregeln  u.  dgl. ,  PI.  1871  §  45,  Ilambrgbed. 
§  54,  dän.  Conv.  1850  §  67 ;  fahrlässige  Ver¬ 
packung,  Ilambrgbed.  §  70,  3,  dän.  Conv.  1850, 
§  67  cfr.  PL  1871  §  56  u.  Seefahrtsges.  §54;  un- 
sreset zulässiges  Anbringen  der  Ladung  oder  des 
Inventars  auf  dem  Deck  oder  im  Schiffsboote, 
Seefahrtsges.  §  53  d,  PI.  1871  §  06,  Ilambrgbed. 
§  107,  dän.  Con.  1850  §  139  etc. 

Mit  Bezug  auf  die  Wirkung  solcher  Fehler 
ist  ferner  zu  bemerken,  dass  dieselben  auch  nach 
Umständen  zur  Folge  haben  können,  dass  das 
Risiko  des  Assecuradeurs  ganz  und  gar  aufhört, 
nämlich  wenn  sie  entweder  eine  so  grobe  Nicht¬ 
achtung  des  Contracts  bekunden,  dass  der  Mit- 
contrahcnt  dadurch  seiner  Verpflichtung  ganz 
enthoben  wird,  oder  die  eigenmächtige  Handlung 
selbst  die  Beschaffenheit  des  Risikos  wesentlich 
verändert  hat,  z.  B.  durch  Veränderung  der  ver¬ 
sicherten  Reise  oder  durch  die  Umladung  der 
Waaren  in  ein  anderes  Schiff“.  Veränderung 
der  versicherten  Reise  (nicht  nur  Abwei¬ 
chung  vom  rechten  Wege)  muss  sogar,  laut  des 
oben  angeführten,  unbedingt  das  Aufhören  des 
Risikos  herbeiführen,  selbst  wenn  der  Versicherte 
ganz  unschuldig  daran  ist,  nach  Umständen  mit 
Ristorno  der  Prämie,  und  es  ist  eine  reine  Aus¬ 
nahme,  auf  besondere  Billigkeitsrücksichten  basirt, 
wenn  PI.  1871  §  33  bestimmt,  dass,  wenn  das 
Schiff  eine  andere  Reise  unternommen  hat  als 
die ,  welche  versichert  ist,  ohne  dass  der  Ver¬ 
sicherte  irgend  welchen  Anlass  hatte ,  sich 
darüber  zu  unterrichten,  alsdann  das  Risiko 
doch  aufrecht  zu  erhalten  bleibt  bis  das  Schiff 
einen  Hafen  erreicht  hat  und  es  dem  Versicher¬ 
ten,  bevor  es  diesen  Hafen  wieder  verlässt,  be¬ 
kannt  gemacht  worden  ist,  dass  es  denselben 
aufsuchen  würde,  jedoch  unter  der  ferneren  Be¬ 
dingung,  dass  der  Versicherte  unverzüglich  den 


Assecuradcur  von  der  stattgehabten  Veränderung 
benachrichtigt  und  Erhöhung  der  Prämie  zahlt, 
wenn  es  constatirt  wird,  dass  das  Risiko  bei  der 
neuen  Reise  grösser  ist  als  bei  der  versicherten. 
Deviation  (PI.  1871  §32)  ist  dahingegen  nie¬ 
mals  anders  zu  betrachten,  als  Uebertretung  eines 
einzelnen  Punktes  im  Contracte,  und  vermag  somit 
denselben  im  Ganzen  nicht  umzustossen ,  es  sei 
denn,  dass  sie  dem  Versicherten  oder  Jemandem, 
für  welchen  derselbe  haftet,  als  Vergehen  anzu¬ 
rechnen  wäre.  Sie  ist  deshalb  ohne  Präjudiz  für 
die  Versicherung,  mag  sie  nun  durch  Unglücks- 
fälle  veranlasst  oder  aus  Menschliclikeitsrücksich- 
ten  geschehen  sein.  Was  die  Deviation  in  Folge  der 
Rettung  von  Schiffen  anbelangt,  welche  von  ihrer 
Besatzung  verlassen  sind,  enthält  die  dän.  Conv. 
1850,  §  99  die  Bestimmung,  dass  zwar  der  etwaige 
Schaden,  der  eine  Folge  von  solcher  Ab  weichung 
ist ,  dem  Assecuradeur  nichts  angeht ,  wenn 
aber  keine  grössere  Abweichung  als  zu  solchem 
Zwecke  erforderlich,  stattfindet,  das  Risiko  als¬ 
dann  wieder  ein  tritt,  sobald  die  Reise  fortgesetzt 
wird.  Umgekehrt  enthält  die  dän.  Conv.  1850 
§75,  in  Betreff  des  Versäumnisses  einen  Lootsen 
zu  nehmen,  die  besondere  Vorschrift,  die  zu¬ 
nächst  als  eine  Art  Conventionalstrafe  betrachtet 
werden  muss,  dass  solches  Versäumniss  die  Ver¬ 
sicherung  von  Casko  und  Fracht  auch  für  den 
übrigen  Theil  der  Reise  aufhebt. 

2.  Schaden,  welcher  in  der  eigenen  Be¬ 
schaffenheit  des  versicherten  Gegen¬ 
standes  seinen  Grund  hat.  Es  ist  bereits  früher 
nachgewiesen  worden,  dass  es  bei  Assecuranz 
von  Schiff  und  Fracht  eine  Voraussetzung  ist, 
dass  das  Schiff  seetüchtig  gewesen  als  es  zu¬ 
letzt  in  See  ging.  Infolge  dessen  geht  aller 
Schaden,  welcher  aus  fehlender  Seetüchtigkeit 
entspringt,  den  Assecuradeur  nichts  an,  insofern 
es  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der¬ 
selbe  durch  einen  bestimmten  unter  das  Risiko 
des  Assecuradeurs  fallenden  Unfall  entstanden 
ist.  Hierzu  rechnet  PI.  187 1  §  52,  cfr.  Ilambrgbed. 
§  70.  2  u.  §  129.  2,  dän.  Conv.  1850  §  73,  siehe 
auch  Seefahrtsgesetz  §  22,  2.  Pass.,  den  durch 
Würmer  verursachten  Schaden,  wodurch  das 
Schiff“  in  See  leck  wird ,  ohne  dass  dies  durch 
ungewöhnlich  hartes  Wetter  entstanden  ist,  dass 
die  Bekleidung  abfällt,  dass  der  Kiel  oder  das 
Kielschwein  bricht  oder  beschädigt  wird  u.  8.  w. 
cfr.  Oberappell. -Erk.  23.  Mai  1873  (Ger.-Ztg. 
S.  548  u.  ff.).  Allgemeine  Abnutzung  ist  nur 
eine  Folge  von  dem  natürlichen  Gang  der  Reise 
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somit  kein  Schaden,  fällt  also  auch  dem  Asse- 
curadeur  nicht  zur  Last.  Dahingegen  ist  der  Scha¬ 
den,  welcher  durch  eine  n  w ir  k  1  i  c h  e  n  U  n f a  1 1 
infolge  der  während  der  ßeise  durch  Ab¬ 
nutzung  des  Schilfes  hervorgerufenen  Seeuntüch¬ 
tigkeit  bewirkt  wurde,  vom  Assecuradeur  zu 
decken,  sofern  kein  besonderer  Befreiungsgrund 
vorhanden  ist.  Cfr.  Oberapp.  -  Erk.  31.  Mai 
1863  (Ger.  -  Ztg.  S.  394  u.  ff.)  u.  21.  Octbr. 
1863  (Ger. -Ztg.  1864  S.  1  u.  ff.),  in  welchen 
beiden  Fällen  das  Schiff  als  von  rechtswegen 
condemnirt  angesehen  wurde  und  der  Asse¬ 
curadeur  verpflichtet,  den  ganzen  Schaden  zu 
ersetzen,  ungeachtet  offenbar  nur  wegen  Alter 
und  Schwäche  des  Schiffes  der  Unfall  einen 
so  bedeutenden  Schaden  bewirken  konnte;  s. 
auch  Pöhls  S.  318.  —  Zur  allgemeinen  Ab¬ 
nutzung  rechnet  PI.  1871  §  52,  sowie  auch 
Hambrgbed.  §  129.  2  u.  dän.  Conv.  1850,  §  53 
ausdrücklich  allen  partikulären  Schaden  an  Segeln 
und  laufendem  Rig,  welcher  nicht  durch  An- 
stossen,  Ansegelung  u.  dgl.  bewirkt  worden  ist, 
cfr.  Seefahrtsges.  §  70.  —  Was  Waaren  be¬ 
trifft,  geht  es  dem  Assecuradeur  nichts  an,  wenn 
Früchte  verderben,  Wein  sauer  oder  Oel  ranzig 
wird,  Getreide  sich  erhitzt  oder  schimmelt,  Thiere 
eines  natürlichen  Todes  sterben  u.  s.  w.  So  haftet 
er  auch  nicht  für  Schaden  durch  Selbstentzündung, 
durch  Auslaufen  flüssiger  Waaren,  durch  Ver¬ 
lust  von  Deckslast  u.  s.  w.,  s.  PI.  1871  §§  56 
u.  66,  Hambrgbed.  §§  70.  3  u.  1 0 7,  dän.  Conv. 
1850,  §§76  u.  139,  holl.  Handels  -  G.-B.  §  643 
u.  644.  Wenn  indess  ein  solches  Verderben  von 
W aaren  infolge  eines  w  i  r  k  1  i c h  e n  U  n  f al  1  e s 
eingetreten  ist,  welcher  unter  das  Risiko  des 
Assecuradeurs  fällt,  dann  kann  derselbe  sich  der 
Entschädigungspflicht  nicht  entziehen,  wenn  auch 
der  Grund  in  der  eigenen  Natur  des  Gegen¬ 
standes  liegt,  z.  B.  wenn  das  Schiff  längere  Zeit 
angehalten  worden  ist  und  die  versicherte  E rucht- 
ladung  inzwischen  verdirbt;  oder  wenn  das  Schiff 
gestrandet,  oder  Zusammenstoss  mit  einem  andern 
Schiff  gehabt  hat,  und  Weinfässer  dadurch  leck 
geworden  sind  u.  s.  w.  In  solchen  Fällen  giebt 
es  keinen  andern  Ausweg,  als  einen  passenden 
Abzug  von  dem  gesammten  Schaden  für  die  regel¬ 
mässige  Verringerung,  welcher  dergleichen  Gegen¬ 
stände  stets  unterworfen  sind  -(regelmässige  Ver¬ 
minderung  oder  Auslecken)  zu  machen  und  dem 
Assecuradeur  das  Uebrige  ersetzen  lassen  (Extra¬ 
leckage,  Hambgrbed.  §  106). 

3,  Verlust,  welcher  eine  regelmässige 


Folge  des  eigenen  Ve  r  1  a  u  f  s  der  Sache 
ist,  und  also  bei  der  Berechnung  jeden  Unter¬ 
nehmens  in  Betracht  gezogen  werden  muss,  ist 
nicht  als  Schaden  im  Sinne  des  Gesetzes  anzu¬ 
sehen,  und  belastet  auf  keinen  Fall  den  Asse¬ 
curadeur.  Hierher  gehören  z.  B.  Lootsengelder, 
Hafenabgaben,  Quarantänekosten  und  überhaupt 
die  sogenannte  Havarie  ordinäre,  Kost-  und 
Monatsgelder  im  Nothhafen  u.  dgl.  Nur  wo 
diese  Ausgaben  nicht  in  ihrer  Regelmässigkeit, 
vielmehr  durch  einen  Unfall  entstanden  sind, 
welcher  unter  das  Risiko  des  Assecuradeurs  fällt, 
werden  sie  Gegenstand  des  Ersatzes,  also  na¬ 
mentlich  als  gewöhnliche  Havarie  s.  Seefahrts¬ 
gesetz  §  69.  8  cfr.  60.,  PI.  1871  §  64,  Hambrgbed. 
§  86,  cfr.  84.  2  Schluss,  dän.  Conv.  1850  §  193 
u.  195,  frz.  Cod.  Art.  354  u.  406,  span.  Cod. 
Art.  865,  932  u.  933,  ital.  Cod.  Art.  468  u.  515, 
holl.  Handels-G.-B.  §  708.  Hierher  gehören  auch 
die  Kosten  bei  der  Beschaffung  des  nöthigen 
Geldes  zu  Havarieausgaben,  insoweit  Schiff  und 
Fracht  in  Betracht  kommen,  indem  es,  falls  dazu 
Zeit  und  Veranlassung  vorhanden,  Pflicht  der 
Rhederei  sein  muss,  den  Schiffer  mit  den  nöthigen 
Mitteln  zu  versehen.  Cfr.  Oberappellat.  -  Erk. 
2.  Novbr.  1854  (Gerichts-Ztg.  1855  S.  84  u.  ff.). 
Nur  wenn  dies  nicht  geschehen  kann,  oder  wenn 
Andere  als  die  Rhederei  die  Bodmereiprämie  haben 
zahlen  müssen,  ist  dies  ein  Schaden,  welchen 
der  Assecuradeur  ersetzen  muss,  insoweit  das 
Unglück,  welches  die  Bodmerei  bewirkte,  zu 
seinem  Risiko  gehörte,  s.  Seefahrtges.  §  69.  10, 
PI.  1871  §  65,  cfr.  jedoch  dtsch.  Hgb.  §  898, 
Hambrgbed.  §  153,  schwed.  Seeges.  §  270  u. 
dän.  Conv.  1850  §  194,  holl.  Handels-G.-B.  §  665, 
wonach  der  Assecuradeur  verpflichtet  ist,  dem  Ver¬ 
sicherten  Vorschuss  zur  Bestreitung  der  Havarie¬ 
ausgaben  zu  geben.  Ferner  gehören  hierher  Ver¬ 
luste,  die  durch  Veränderung  in  den  Con- 
junkturen  eintreten,  welche  stets  den  Assecuradeur 
nichts  angehen  *).  Weiter  gewöhnliche  Abnutzung 
(wozu,  wie  oben  angeführt,  durch  eine  Erwei¬ 
terung  partikulärer  Schaden  in  offener  See  an 
Segel  und  laufenden  Geräthschaften  gerechnet 
wird),  gewöhnliches  Abnehmen  oder  Leckage, 
Schaden,  welcher  durch  Ratten  und  Mäuse  ver¬ 
ursacht  wird  u.  dgl. 


*)  Hiermit  steht,  es  aber  nicht  im  Widerspruch,  dass 
man  in  gewissen  Fällen  bei  Berechnung  des  Schadens, 
die  Conjuncturveränderungen  ausser  Betracht  lässt,  s. 
oben  S,  15  u.  S.  20  u.  21. 
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4.  Die  Schwierigkeit,  die  damit  verknüpft 
ist,  in  dem  einzelnen  Falle  mit  Bestimmtheit  zu 
entscheiden,  inwiefern  ein  Verlust  als  ein  unter  das 
Risiko  des  Asseeuradeurs  fallender  Schaden 
zu  betrachten  ist,  oder  nur  als  eine  durch  den 
ordinären  Verlauf  der  lleise  oder  durch  die  eigene 
Beschaffenheit  des  versicherten  Gegenstandes  er¬ 
zeugte  Verringerung  im  Wert  he  betrachtet 
zu  werden  verdient,  hat  bewirkt ,  dass  die 
M<  '-"zahl  der  Assecuranzgesetze  eine  gewisse 
allgemeine  Grenze  aufgestellt  haben,  so  dass 
der  Schaden  nur  insofern  zu  ersetzen  ist ,  als 
derselbe  gewisse  Procente  übersteigt.  So  z.  B. 
ist  nach  dem  PI.  1871  §  79  partikulärer  Schaden 
auf  Waaren  nur  dann  zu  ersetzen ,  wenn  der 
Verlust  3  pCt.  von  dem  Versicherungswerthe 
übersteigt,  welche  Grenze  für  einzelne  Waaren, 
die  besonders  leicht  der  Beschädigung  ausgesetzt 
sind,  auf  10  pCt.  erhöht  -worden  ist,  wenn  nicht 
Strandungsfälle  (§  22)  vorhanden  sind  (§  5G). 
Der  Schaden  am  Schiffe  wird  erst  ersetzt,  wenn 
der  Betrag  1  Spdlr.  (M.  4.50)  pr.  Commerzlast 
übersteigt.  Schaden  an  andern  Gegenständen, 
z.  B.  Fracht,  Bodmerei  u.  s.  w.  muss,  um  er¬ 
satzfähig  zu  sein,  3  pCt.  der  Versicherungssumme 
betragen.  Dahingegen  werden  gewöhnliche  Ha- 
varie-  und  Rettungskosten  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  des  Betrags  ersetzt.  —  Infolge  des  dtsch. 
Hgb.  §§  849  u.  850  kann  partikulärer  Schaden 
nicht  Gegenstand  des  Ersatzes  sein,  wenn  der¬ 
selbe  nicht  3  pCt.  des  Versicherungswerthes  über¬ 
steigt  (cfr.  Ilambrgbed.  §  97  u.  98,  cfr.  105  und 
Bremerbed.  §  13);  wohingegen  gewöhnliche  Ha¬ 
varie  und  Rettungsunkosten  ohne  Rücksicht  auf 
die  Grösse  des  Betrags  ersetzt  werden.  Mit  Aus¬ 
nahme  der  Waaren  im  Dampfschiff  wird  jedoch 
laut  Ilambrgbed.  §  84  auch  gewöhnliche  Havarie 
nicht  ersetzt,  wenn  der  Schaden  1  pCt.  des  Con- 
tributionswerthes  nicht  übersteigt.  —  Das  schwed. 
Seegesetz  hat  dahingegen  gar  keine  Gi’enze  für 
die  Ersatzpflicht.  —  Erreicht  der  Verlust  die 
festgesetzte  Grenze,  dann  ist  der  Assecuradeur 
verpflichtet,  den  Schaden  voll  zu  ersetzen,  sofern 
eine  Befreiung  davon  nicht  besonders  bedingt 
wurde  (dtsch.  Hgb.  §  885).  Als  gewöhnliche 
Leckage  bei  flüssigen  Waaren  rechnen  die  Ham- 
burgerbed.  §  106  und  Bremerbed.  §  21,  je  nach 
der  Art  der  Waare  und  der  Beschaffenheit 
des  Gefässes,  3,  5  oder  10  pCt.  —  Nach  der 
dän.  Conv.  §  204  wird  nichts  ersetzt,  weder  ge¬ 
wöhnliche  noch  partikuläre  Havarie,  wenn  diese 
nicht  3  pCt.  von  der  Versicherungssumme  über¬ 


steigen,  welche  Grenze  für  gewisse,  dem  Ver¬ 
derben  leicht  unterworfene  Waaren  auf  10  pCt. 
erhöht  worden  ist  (§  76).  Wo  der  Schaden  die 
festgestellte  Grenze  erreicht,  wird  derselbe  voll 
ersetzt.  Bei  Totalschaden  wird  indess  nach 
der  dän.  Conv.  1850  §§  167  u.  183,  wozu 
sich  jedoch  in  anderen  Gesetzen  ein  entsprechen¬ 
des  Seitenstück  nicht  vorfindet,  2  pCt.  von  der 
Versicherungssumme  gekürzt. 

Entsprechende  Bestimmungen  sind  fast  in 
allen  Assecuranz- Gesetzen  enthalten,  s.  franz. 
Code  §  408,  span.  Cod.  §  965,  ital.  Cod.  §  517, 
laut  welchen  sowohl  die  allgemeine  als  partiku¬ 
läre  Havarie  nicht  ersetzt  wird,  wenn  sie  nicht 
1  pCt.  des  Werthes  übersteigt.  —  Bei  Waaren- 
versicherung  ist  es  überdiess  Regel,  dass  der  Asse¬ 
curadeur,  ausser  bei  Strandungsfällen,  für  eine 
grosse  Menge  von  Waaren,  die  in  den  Plänen 
hergezählt  sind,  keinen  partiellen  Schaden  zu  er¬ 
setzen  hat,  siehe  z.  B.  Bremerbed.  §  19.  In¬ 
folge  der  Ilambrgbed.  §  105  sind  gewisse,  io  den 
gedruckten  Police-Formularen  aufgeführte  Waa¬ 
ren,  im  Falle  partiellen  Schadens,  Gegenstand 
des  Ersatzes,  wenn  der  Schaden  beziehentlich 
3  oder  10  pCt.  übersteigt,  während  alle  anderen 
Waaren  nur  frei  von  Beschädigung  ausser  in 
Strandungsfällen,  für  versichert  gelten.  Siehe  auch 
holl.  Handels-G.-B.  §§  644  u.  645.  —  Laut  der 
russischen  Schifffahrtsordg.  von  1781,  §§  190  bis 
192,  haftet  der  Assecuradeur  gar  nicht  für  par- 
ticulären  Schaden,  wenn  das  nicht  ausdrücklich 
verabredet  ist ,  was  jedoch  stets  geschieht  (cfr. 
Pöhls  S.  359  —  60). 

§  14. 

Fortsetzung.  Co  n  tract  massig  e  Be¬ 
schränkungen  des  Risikos.  —  Ausser  den 
im  vorhergehenden  Paragraphen  entwickelten 
allgemeinen,  theils  der  eigenen  Natur  des  Ver¬ 
hältnisses  entspringenden,  theils  in  den  Gesetzen 
oder  Plänen  positiv  festgesetzten  Begrenzungen 
des  Risicos  des  Asseeuradeurs ,  ist  natürlich 
nichts  dagegen,  dass  die  Parteien  beim  Abschluss 
der  Versicherung  —  in  derselben  Weise,  wie 
sie  Übereinkommen  können  darin,  dass  die  Ver¬ 
antwortung  des  Asseeuradeurs  über  die  allge¬ 
meinen  Grenzen  erweitert  werden  soll  —  gleich¬ 
falls  feststellen  können,  dass  dieselbe  auf  gewisse 
Arten  der  Risiken  beschränkt  sein  soll,  oder  dass 
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gewisse  Gefahren  ausserhalb  der  Verantwortung 
des  Assecuradeurs  bleiben.  Die  solchergestalt 
ausgenommenen  Arten  von  Risiko  können  dann 
entweder  bei  anderen  Assecuradeuren  versichert, 
oder  vom  Eigenthümer  selbst  übernommen  wer¬ 
den.  Solche  Beschränkung  muss  natürlicher¬ 
weise  ausdrücklich  in  der  Police  angegeben  sein, 
da  die  Versicherung  sonst,  wie  früher  bemerkt, 
alle  Gefahren  umfasst.  Die  wichtigsten  solcher 
Beschränkungen,  die  man  bei  Versicherungen 
anzuwenden  pflegt,  und  für  welche  sich  in  der 
Assecuranzsprache  feststehende  Bezeichnungen 
gebildet  haben,  sind  folgende: 

1.  Gegen  Totalverlust,  bei  welchem 
der  Assecuradeur  von  Ersatz  aller  partiellen  Ver¬ 
luste,  sowohl  allgemeine,  wie  partikuläre  Havarie, 
sowie  von  Unkosten  befreit  bleibt,  und  nur  im 
Falle  des  vollständigen  Unterganges  des  ver¬ 
sicherten  Gegenstandes  —  wobei  jedoch  nicht 
in  Betracht  kommt,  dass  einzelne  Theile  gerettet 
sind  —  die  Versicherungssumme  abzüglich  der 
Ausbeute  für  das  Gerettete  zu  zahlen  hat,  s.  dtsch. 
Hgb.  §§  858 — 804,  Hambrgbed.  §§  109 — 115, 
Bremerbed.  §  26,  schwed.  Seeges.  §§  244  —  249, 
dän.  Conv.  1850  §  75  cfr.  167,  168  u.  183.  — 
Eine  in  vieler  Hinsicht  ähnliche  Clausei  ist: 

2.  Auf  behaltene  Ankunft,  s.  PI. 
1871  §  21,  dtsch.  Hgb.  §  854,  Hambrgbed. 
§  102,  Bremerbed.  §  24,  holl.  Handels-G.-B. 
§  646,  nach  welchen  der  Assecuradeur  allein 
dafür  einsteht,  dass  der  versicherte  Gegenstand 
an  seinen  Bestimmungsort  gelangt,  den  Schaden, 
welchen  derselbe  aber  unterwegs  gelitten  haben 
möchte,  nicht  zu  ersetzen  hat.  Bei  Casko  fallt 
somit  diese  Clausel  ganz  mit  der  „Gegen  Total¬ 
verlust“  zusammen;  bei  Waaren  aber  ist  der 
Assecuradeur  „Auf  behaltene  Ankunft“  ersatz¬ 
pflichtig,  wenn  die  Waaren  wegen  Unfall  im 
Nothhafen  verkauft  werden  müssen.  Gelangen 
die  Waaren  dagegen  hin,  dann  hat  der  Asse¬ 
curadeur  keinen  Schaden  zu  ersetzen,  weder  all¬ 
gemeine  noch  partikuläre  Havarie,  oder  Kosten 
und  sein  Risiko  ist  beendet,  wenn  das  Schiff'  an 
seinem  Bestimmungsort  vor  Anker  gegangen 
ist.  —  Nach  dem  holländischen  Gesetz  muss 
jedoch  der  Assecuradeur  „Auf  behaltene  An¬ 
kunft“  gewöhnliche  Havarie  ersetzen. 

3.  Bei  der  Clausel:  „Frei  von  Beschä¬ 
digung“  oder  „von  Bruch“  cfr.  Hambrgbed. 
§  103,  Bremerbed.  §  25,  ist  der  Assecuradeur 
von  Ersatz  jeden  partikulären  Schadens  befreit, 
allein  er  hat  nicht  nur  Totalverlust  ohne  Rück¬ 


sicht  auf  dessen  Ursache  zu  ersetzen,  sondern 
auch  allgemeine  Havarie  und  Unkosten  zu  be¬ 
zahlen,  die  zur  Abwendung  einer  unter  sein 
Risiko  gehörenden  Gefahr  gemacht  sind ,  cfr. 
holl.  Handels-G.-B.  §  646,  nach  welchem  diese 
Clausel  mit  „Auf  behaltene  Ankunft“  desselben 
Gesetzes  synonym  ist.  —  Umgekehrt  befreit  die 
Clausel  „franc  (f  avaries“  nach  frz.  Code  §  409 
und  ital.  Cod.  §  518  den  Assecuradeur  auch 
vom  Ersätze  der  gewöhnlichen  Havarie  und  wird 
somit  synonym  mit  der  Clausel  „Auf  behaltene 
Ankunft“  nach  den  norwegischen  und  deutschen 
Plänen. 

4.  Bei  der  Clausel  „Frei  von  Beschä¬ 
digung  (Bruch)  ausgenommen  im  Stran¬ 
dung  s  falle“,  PI.  1871  §  22  (cfr.  56),  dtsch. 
Hgb.  §§  855 — 857,  Hambrgbed.  §  104  cfr.  105, 
schwed.  Seeges.  §  234.  3,  Bremerbed.  §§  17  u. 
18  cfr.  19,  b,  ist  der  Assecuradeur  gleichfalls 
I  des  Ersatzes  für  particulären  Schaden  enthoben, 
wenn  kein  Strandungsfall  vorhanden  ist,  selbst 
wenn  die  Beschädigung  die  Waare  ganz  werth¬ 
los  gemacht  hat.  Dahingegen  muss  er  nicht  allein 
Totalverlust  und  Havarie  grosse  erstatten,  sondern 
auch  partiellen  Schaden,  welcher  durch  Stran¬ 
dung;  entstanden  ist,  oder  wahrscheinlich  ent- 
standen  sein  kann,  und  welcher  die  festgestcllten 
Befreiungs  -  Procente  übersteigt.  Als  Strandung 
wird  angesehen,  wenn  das  Schiff  auf  Grund  ge- 
rathen  und  entweder  gar  nicht  oder  nur  durch 
ungewöhnliche  Veranstaltungen  wieder  flott  wird, 
z.  B.  durch  fremde  Hilfe,  Löschen  oder  Werfen 
der  Ladung  oder  Kappen  der  Masten,  und  das¬ 
selbe  dadurch  solchen  Schaden  erleidet,  dass  die 
Beschädigung  jedenfalls  zum  wesentlichen  Theil 
dadurch  entstanden  sein  kann;  ferner,  wenn 
das  Schiff  sinkt  oder,  um  dem  Sinken  zu  ent¬ 
gehen,  auf  Grund  gesetzt  wird,  oder  es  kentert, 
als  auch  wenn  der  Schaden  durch  Feuer  ver¬ 
ursacht  ist,  oder  wenn  die  versicherten  Waaren 
in  die  See  fällen  und  in  dieser  oder  in  anderer 
Weise  ausserhalb  des  Schiffes  verloren  gehen.  — 
Dahingegen  gehört  Selbstentzündung  zu 
dem  Schaden,  welchen  die  eigene  Beschaffenheit 
der  Sache  bewirkt  hat,  und  welcher  also  auch 
in  solchem  Falle  den  Assecuradeur  nicht  be¬ 
trifft.  —  Inwiefern  der  Gegensatz  zwischen 
Verlust  und  Beschädigung  auf  die  ganze 
versicherte  Masse  oder  auf  die  einzelnen  Colli 
zu  beziehen  ist,  wird  davon  abhängig  sein, 
ob  diese  besonders  taxirt  sind,  cfr.  PI.  1871, 
§  16. 
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5.  Bei  der  Clausei:  „Frei  von  N.  N. 
Procent  Beschädigung“,  dtsch.  Hgb.  §  851, 
Hambrgbed.  §  99,  Bremerbed.  §  15,  treten  die 
festgesetzten  Proccntc  an  die  Stelle  der  legalen 
Grenze  von  3  pCt  ;  übersteigt  der  Schaden  aber  die 
festgesetzten  Procente,  dann  wird  derselbe  voll  er¬ 
setzt.  —  Ist  dagegen  die  Versicherung  geschlossen: 

6.  Unter  der  Clausei:  „Frei  von  den 
ersten  N.  N.  Procenten  Beschädigung“, 
dann  wird  nur  das  ersetzt ,  womit  der  Schaden 
die  festgesetzten  Procente  übersteigt.  In  diesem 
Falle  werden  auch  die  Kosten  hinzugerechnet, 
wälirend  sonst  bei  der  Berechnung  sowohl  der 
allgemeinen  3  pCt.,  wie  der  besonderen  in  der 
Police  festgesetzten  Befreiungsprocente  nur  der 
eigentliche  Schaden  in  Betracht  gezogen  wird, 
s.  Hambrgbed.  §  105,  Bremerbed.  §  16. 

7.  Bei  der  Clausel:  „Frei  von  N.  N. 
P  r  o  c  e  n  t  Untergewicht  oder  U  n  t  e  r  - 
maass“,  PI.  1871,  §  23  und 

8.  Bei  der  Clausel:  „Frei  von  den 
ersten  N.  N.  Procenten  Untergewicht  oder 
Untermaass“,  PI.  1871,  §  24,  gilt  dasselbe, 
wie  oben  auseinandergesetzt,  indem  hier  die  Be¬ 
freiung  des  Assecuradeurs  von  der  Verantwor¬ 
tung,  anstatt  auf  die  Verminderung  des  Werthes, 
nur  Bezug  auf  Verminderung  des  Gewichtes 
oder  Maasses  hat.  —  Bei  Berechnung  der  Pro¬ 
centgrenze,  bei  welcher  die  Ersatzpflicht  einzu¬ 
treten  hat,  ist  es  ausdrücklich  gesagt,  dass  nach 
billigem  Ermessen  für  die  Erhöhung  an  Gewicht 
oder  Maass,  welche  die  beschädigten  Waaren 
durch  Nässe  erhalten  haben  möchten,  ein  Abzug 
gemacht  werde. 

9.  Bei  der  Clausel:  „Frei  von  Kriegs- 
m ölest“,  PI.  1871,  §  20,  cfr.  29  u.  37,  dtsch. 
Hgb.  §  852,  Hambrgbed.  §  100,  Bremerbed. 
§  22  cfr.  27  u.  35,  schwed.  Seeges.  §  324,  1, 
holl.  Handels- G.-B.  §  647  u.  649,  dän.  Conv. 
1850,  §  78  c fr.  99,  ist  der  Assecuradeur  von 
jedem  Verlust  befreit,  der  infolge  des  Kriegszu¬ 
standes  entsteht ,  sei  derselbe  direct  oder  in- 
direct,  und  das  Risiko  für  eine  Rciseversiche- 
rung  hört  somit  gänzlich  auf,  sobald  die  Kriegs¬ 
gefahr  irgend  welchen  Einfluss  auf  die  versicherte 
Reise  auszuüben  beginnt ,  also  nicht  nur  bei 
Aufbringung,  sondern  auch  beim  Anhalten,  so¬ 
fern  das  Schiff  nicht  sofort  wieder  freigegeben 
wird,  und  wenn  das  Schiff,  aus  Furcht  vor 
Kriegsgefahr,  von  seinem  Cours  wesentlich  ab- 
weicht.  —  Seeräuberei  und  Anhalten  des  Schiffes 
von  Seiten  einer  nicht  kriegführenden  Macht 


I  gehören  dahingegen ,  wie  früher  bemerkt ,  mit 
zum  Risiko  des  Assecuradeurs.  Nur  das  hol¬ 
ländische  Gesetz  befreit  auch  in  diesen  Fällen  den 
Assecuradeur.  —  Ist  die  Versicherung  dagegen 
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geschlossen: 

10.  Unter  der  Clausel:  „Nur  für  See¬ 
gefahr“,  dtsch.  Hgb.  §  853,  Hambrgbed.  §  101, 
Bremerbed.  §  23,  schwed.  Seeges.  §  234,  2,  holl. 
Handels-G.-B.  §  648,  dann  umfasst  das  Risiko 
des  Assecuradeurs  auch  die  Seegefahren,  nach¬ 
dem  die  Kriegsgefahr  ihren  Einfluss  auf  die 
Reise  auszuüben  begonnen  hat,  und  er  ist  nur 
von  der  Verantwortung  für  solche  Verluste  be¬ 
freit,  welche  nachweislich,  mittelbar  oder  un¬ 
mittelbar,  durch  die  Kriegsereignisse  bewirkt 
sind,  als  Aufbringung  und  Anhalten,  nebst  den 
dabei  entstandenen  Kosten  und  der  dadurch  be¬ 
wirkten  Verringerung.  Das  Risiko  hört  hier 
erst  beim  Schluss  der  Reise  auf,  sei  es  bei  der 
glücklichen  Ankunft  des  Schiffes  oder  bei  dessen 
Condemnation.  Diese  Form  der  Versicherung  ist 
indess  in  Norwegen  nicht  gebräuchlich,  wogegen 
alle  norwegischen  Policen  die  Clausel  „frei  von 
Kriegsmolest“  haben. 

In  einigen  Gesetzen  wird  ausserdem  die 
Clausel:  „Unter  Convoi“  erwähnt,  s.  dän.  Conv. 
1850,  §  120,  schwed.  Seeges.  §  243,  Bremer¬ 
bed.  §  35.  Die  Voraussetzung  ist  dann  die,  dass 
der  Convoi  ein  wirklicher  Feind  der  Feinde  des 
versicherten  Schiffes  und  darauf  berechnet  ist, 
ihm  bewaffneten  Schutz  zu  gewähren.  Auf¬ 
bringung,  welche  dessenungeachtet  stattfindet, 
sei  es  auf  Grund  der  Unzulänglichkeit  des  Convoi, 
oder  der  Feigheit  seines  Befehlshabers,  muss  der 
Assecuradeur  ersetzen.  Ferner  wird  vorausge- 
setzt,  dass  der  Convoi  das  Schiff  direct  vom  Ab¬ 
gangshafen  bis  zum  Bestimmungsorte  zu  be¬ 
gleiten  hat.  Wenn  das  Schiff  entweder  erst  den 
Convoi  aufsuchen  oder  denselben  verlassen  soll 
vor  Erreichung  seines  Bestimmungsortes,  so  ist 
das  anzugeben,  da  sonst  die  Versicherung  nur 
als  frei  von  Kriegsmolest  gilt,  cfr.  Pöhls  S.  296 
u.  ff. 

§  15. 

Anfang  und  Ende  des  Risikos.  — 
Versicherung  kann  auf  eine  bestimmte 
Zeit,  mit  oder  ohne  Angabe  der  Reise,  oder 
für  eine  bestimmte  Reise,  unabhängig  von 
deren  Zeitdauer,  gezeichnet  werden.  Der  erst¬ 
genannte  Modus  ist  in  der  Regel  nur  bei  längeren 
Reisen  gebräuchlich ,  bei  welchen  das  Schiff 
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mehrere  Häfen  anlaufen  wird,  sowie  auch  bei  regel¬ 
mässig  sich  wiederholenden  Fahrten ,  z.  B.  der 
Dampfschiffe  und  Packetboote;  so  auch  bei  den 
gegenseitigen  Vereinen,  bei  welchen  ein  com- 
binirtes  System  gebräuchlich  ist,  indem  die  dort 
aufgenommenen  Schiffe,  ausser  der  festgesetzten 
Jahresprämie,  eine  Zuschlagsprämie  für  die  Fahrt 
während  der  gefährlicheren  Jahreszeit  oder  auf 
gefahrvollere  Reisen  entrichten.  Aber  auch  wenn 
die  Reise  nicht  namhaft  gemacht  worden  ist, 
werden  doch  stets  gesetzliche  Expeditionen 
vorausgesetzt,  so  dass  der  Assecuradeur  kein 
Risiko  für  Schmuggelei,  Blokadebruch,  Neger¬ 
handel  u.  dffl.  zu  trao-en  hat.  Laut  des  norw. 
PI..  1871,  §  30  Schluss  liegt  es  ausserdem  bei 
Zeitversicherungen  stets  dem  Versicherten  ob, 
nachzuweisen,  dass  der  Gegenstand  beim  Beginn 
des  Risikos  wohlbehalten  gewesen  war.  In  Eng¬ 
land  ist  Zeitversicherun«;  auf  einen  längeren 
Zeitraum  als  zwölf  Monate  untersagt  (35  Geo. 
III.  c.  63  §  12). 

Das  Risiko  beginnt  und  endet  an  den  in 
der  Police  angegebenen  Tagen,  welche  inclu¬ 
sive  von  Mitternacht  bis  Mitternacht  gerechnet 
werden,  so  dass  der  Stundenschlag  an  dem  Orte, 
an  welchen  sich  das  Schiff  befindet,  zu  Grunde 
gelegt  wird,  PI.  1871  §  18,  dtsch.  Hgb.  §§  834 
u.  835,  Hambrgbed.  §§  79  u.  80,  schwed.  Seeges. 
§§  241  u.  267,  dän.  Conv.  1850  §  94,  105  u. 
106.  Es  wird  jedoch  stets  dem  Versicherten, 
falls  das  versicherte  Schiff  sich  bei  Ablauf  der 
Zeit  noch  immer  auf  der  Reise  befindet,  gegen 
Zahlung  einer  angemessenen  Zuschlagsprämie, 
eine  Verlängerung  der  Versicherung  gewährt, 
bis  das  Schiff  im  Hafen  angelangt,  —  ein  Recht, 
welches  namentlich  da  von  Wichtigkeit  sein 
Avird,  wo  das  Schiff  verschwindet  und  aus  diesem 
Grunde  die  Frage  bezüglich  des  Abandons  ent¬ 
steht.  Infolge  des  deutschen  Gesetzes  und  der 
Hamburger  Bedingungen  tritt  eine  solche  Pro- 
longation  ipso  jure  ein,  Avenn  der  Versicherte 
sich  dieselbe  nicht  verbittet;  nach  dem  nonve- 
gischen  und  dänischen  Plane,  so  Avie  nach  dem 
schwedischen  Seegesetze  aber  nur  dann,  Avenn 
der  Versicherte,  bevor  die  Versicherungszeit  zu 
Ende  geht,  die  Prolongation  ausdrücklich  begehrt. 

Bei  Reiseversicherungen  beginnt  und 
endet  das  Risiko  natürlicherweise  zu  derselben 
Zeit,  Avie  die  versicherte  Reise;  da  es  indess  in 
vieler  Hinsicht  Avenig  natürlich  sein  würde,  sich 
streng  an  den  Augenblick  zu  halten ,  avo  das 
Schiff  die  Anker  lichtet  und  wo  es  wieder  die 


Anker  fidlen  lässt,  und  die  wirkliche  Gefahr  bei 
der  Reise  für  die  verschiedenen  Versicherungs- 
gegenstände  auch  nicht  gleichzeitig  eintritt  und 

ö  ö  Ö  ö 

aufhört,  so  haben  die  verschiedenen  Assecuranz- 
gesetze  positiv  bestimmte  Termine  für  Beginn 
und  Aufhör  des  Risikos  bei  Reiseversicherung 
auf  die  verschiedenen  Gegenstände  festgestellt, 
s.  PI.  1871  §  12,  dtsch.  Hgb.  §§  827—830,  Ham¬ 
brgbed.  §§  72 — 75,  schwed.  Seeges.  §§  235  u.  236, 
holl.  Ilandels-G.-B.  §§  624 — 634,  frz.  Cod.  Art. 
341  cfr.  328,  span.  Cod.  Art.  871  cfr.  835,  ital. 
Cod.  455  cfr.  442,  dän.  Conv.  1850  §§  86 — 93. 

Auf  Kasko  tritt  das  Risiko  nach  dem  nor¬ 
wegischen  Plan,  so  auch  in  Schweden,  Däne¬ 
mark,  Deutschland  und  Holland  ein,  Avenn  das 
Schiff  Ladung  oder  Ballast  einzunehmen  be¬ 
ginnt.  Nach  den  französischen,  spanischen  und 
italienischen  Gesetzen  tritt  das  Risiko  erst  in 
dem  Augenblicke  ein,  avo  das  Schiff  unter  Segel 
geht.  In  England  und  Amerika  gilt  dasselbe, 
wenn  nicht  ausdrücklich  andere  Bestimmungen 
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in  der  Police  enthalten  sind,  aber  in  der  Regel 
wird  hier  angenommen,  dass  das  Risiko  gleich¬ 
zeitig  mit  der  Einnahme  der  Ladung ,  oder  „at 
and  from“  Abgangsort  beginnen  soll.  —  Das 
Risiko  endet ,  nach  dem  norwegischen  Plan  ,  so 
auch  in  Schweden,  Dänemark,  Deutschland  und 
Holland,  Avenn  das  Schiff  an  seinem  Bestim¬ 
mungsort  vollständig  gelöscht  hat,  vorausgesetzt, 
dass  dies  ohne  unnöthigen  Aufenthalt  geschieht, 
in  Avelcher  Hinsicht  der  norwegische  und  ham- 
burgische  Plan  eine  Zeitfrist  bestimmen  von  höch¬ 
stens  28  Tagen  für  Ladung  und  7  Tage  für 
Ballast,  der  Bremer  Plan  und  das  holländische 
Gesetz  21  Tage  und  die  dänische  Convention 
15  Tage  nach  der  Ankunft.  Beginnt  das  Schiff 
Ladung  oder  Ballast  für  eine  neue  Reise  einzu¬ 
nehmen,  bevor  die  Löschung  der  innehabenden 
Last  zu  Ende  gebracht  ist,  dann  endet  das  Ri¬ 
siko  des  Assecuradeurs,  wenn  auch  die  Frist 
nicht  abgelaufen  ist.  Nach  dem  französischen, 
spanischen  und  italienischen  Gesetze  geht  das 
Risiko  des  Assecuradeurs  zu  Ende,  Avenn  das 
Schiff  am  Bestimmungsorte  die  Anker  hat  fallen 
lassen.  In  England  und  Amerika  endet  das 
Risiko,  wenn  das  Schiff  24  Stunden  am  Be¬ 
stimmungsorte  sicher  vor  Anker  gelegen  hat  und 
dasselbe  gilt  laut  der  russischen  Schifffahrt¬ 
ordnung  §  211. 

Fracht  und  Aussteuer  ist  in  dem  nor- 
Avegischen  Plan ,  dem  schwedischen  Seegesetz 
und  nach  englisch  -  amerikanischem  Recht,  was 
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Anfang  und  Ende  des  Risikos  betrifft,  mit  Kasko 
gleichgestellt;  cfr.  Oberappell.-Ger.-Erkenntniss 
vom  2b.  September  18G2  (Gerichtsztg.  S.  775 
u.  ff).  in  welchem  die  Verantwortung  des  Assc- 
curadeurs  als  aufgehört  betrachtet  wurde ,  ob¬ 
gleich  das  Schiff  im  Bestimmungs-Hafen  zu 
Grunde  ging,  nachdem  man  nur  die  Hälfte 
der  Ladung  gelöscht  hatte,  da  das  Schiff  schon 
zum  Absegeln  expedirt  war,  um  nach  Ueber- 
einkunft  mit  dem  Empfänger  der  Waaren,  mit 
dem  Reste  der  Ladung  nach  einem  anderen 
Orte  zu  gehen.  Doch  tritt  das  Risiko  für  Fracht 
laut  dem  norwegischen  Plan  §  7  erst  allmäh¬ 
lich  ein,  je  nachdem  das  Schiff  die  Waare  ein¬ 
nimmt,  und  umfasst  also  nicht  diejenigen  Frach¬ 
ten  von  Waaren,  welche  durch  das  Anbord- 
bringen  durch  Leichter  zu  Grunde  gehen;  wo¬ 
hingegen  das  Risiko  des  Assecuradeurs  nach 
schwedischen  und  englischen  Regeln  für  die 
ganze  Fracht  eintritt,  wenn  die  Einladung  ihren 
Anfang  nimmt.  Dem  deutschen  Gesetz  und  den 
Hamburger  Bedingungen  zufolge,  kommt  es  auf 
die  Ursache  des  Verlustes  an,  so  dass  das  Ri¬ 
siko  des  Assecuradeurs,  wenn  der  Frachtverlust 
aus  einem  dem  Schiff  zim-estossenen  Unglück 
herrührt ,  nach  den  Regeln  für  Kasko  beginnt 
und  endet,  wo  aber  der  Verlust  durch  ein  die 
Ladung  betx’offenes  Unglück  herrührt,  nach  den 
Regeln  für  Waaren ,  so  dass  der  Assecura- 
deur  also  gleichfalls  das  Leichter-Risiko  zu  tragen 
hat.  Für  P  assagiergelder  beginnt  und  endet 
das  Risiko  stets  nach  den  Regeln  für  Kasko. 
Die  dänische  Convention  lässt  dagegen  das  Ri¬ 
siko  bei  Versicherung  auf  Fracht  beginnen  und 
endigen  nach  den  Regeln  für  Waaren,  und  das 
holländische  Gesetz  lässt  das  Risiko  bei  Fracht¬ 
versicherung  in  dem  Augenblick  eintreten ,  in 
welchem  die  betreffenden  Waaren  in  das  Schiff 
gelangt  sind,  und  endigen  nach  den  Regeln  für 
Waaren. 

Für  Waaren,  inimaginären  Gewinn 
und  Provision  tritt  das  Risiko  nach  der  allge¬ 
meinen  Regel  in  dem  Augenblick  ein,  in  wel¬ 
chem  die  Waaren  vom  Lande  getrennt  werden, 
um  sie  an  Bord  zu  bringen  und  endigt, 
wenn  sie  an  ihrem  Bestimmungsort  wieder  ans 
Land  gebracht  worden  sind,  vorausgesetzt,  dass 
dies  ohne  unnöthigen  Aufenthalt  geschieht.  Die 
an  dem  betreffenden  Orte  übliche  Benutzung 
von  Leichterfahrzeugen  bei  der  Verladung  und 
beim  Löschen  der  Waaren  ist  also  in  dem  Ri¬ 
siko  des  Assecuradeurs  einbegriffen,  cfr.  Ilam- 


brgbed.  §  51.  Nur  in  England  und  Amerika 
beginnt  das  Risiko  bei  Waarenversicherung ,  in 
Ermangelung  anderer  Verabredung,  erst  von  dem 
Augenblicke  ab,  wo  die  Waaren  vom  Schiffe 
eingenommen  sind,  und  der  Assecuradeur  trägt 
somit  nicht  das  Leichter-Risiko  bei  der  Einla¬ 
dung,  wohingegen  das  Risiko  auch  dort  erst 
endigt,  wenn  die  Waaren  ans  Land  gebracht 
sind,  und  der  Assecuradeur  also  das  Leichter- 
Risiko  beim  Löschen  trägt. 

Bei  Bodmerei  (und  Havariegeldern)  läuft 
das  Risiko  laut  dem  norwegischen  Plane  von 
der  Zeit  an  wo  die  Anleihe  aufgenommen  (oder 
die  Gelder  ausgegeben)  und  bis  sie  am  be¬ 
stimmten  Zahlungsort  ohne  unnöthigen  Auf¬ 
enthalt  eingefordert  und  bezahlt  worden  ist  (cfr. 
Seefahrtges.  §  100  cfr.  102).  Nach  dem  schwe¬ 
dischen  und  dem  deutschen  Gesetze ,  so  auch 
nach  den  Hamburgerbedingungen,  beginnt  das 
Risiko  des  Assecuradeurs  gleichfalls  beim  Em¬ 
pfang  der  Anleihe  oder  bei  Ausgabe  der  Gelder, 
aber  hört  in  demselben  Augenblicke  auf,  in 
welchem  das  Risiko  für  die  Gegenstände,  welche 
für  das  Geld  haften,  im  Versicherungsfalle 
aufgehört  haben  würde.  Nach  dem  franzö¬ 
sischen,  spanischen,  italienischen  und  hollän¬ 
dischen  Gesetze  ist  das  Risiko  des  Bodmeristen 
und  des  Assecuradeurs,  was  Beginn  und  Aufhör 
betrifft,  derselben  Regel  unterworfen,  und  laut 
der  dänischen  Convention  beginnt  das  Risiko  des 
Assecuradeurs  bei  der  Absegelung  des  Schiffes 
und  endigt,  wenn  das  Schiff  in  gutem  Stand  24 
Stunden  am  Bestimmungsorte  vor  Anker  gelegen 
hat.  Es  geht  hieraus  hervor,  dass  diese  Ver¬ 
schiedenheiten  in  Verbindung  mit  der  grösseren 
oder  geringeren  Strenge  stehen,  mit  welcher 
man  die  Regel  durchzuführen  gesucht  hat, 
dass  der  Assecuradeur  nur  für  solche  Verluste 
haften  soll,  welche  der  Versicherte  dadurch 
erleidet,  dass  seine  Forderung  ganz  oder  theil- 
Aveise  wegfällt,  Avenn  ein  See -Unglück  den  Ge¬ 
genstand  trifft,  auf  Avelchen  sich  die  Forderung 
gründet. 

Bei  Reassecuranz  schliesst  sich  das 
Risico  ganz  der  Hauptversicherung  an,  cfr.  PI. 
1871  §  25.  Dän.  Conv.  1850  §  93. 

§  Id. 

Die  Pflichten  des  Assecuradeurs  und 
der  Versicherten.  —  Wenn  eine  Versiche¬ 
rung  gütig  abgeschlossen  ist,  dann  hat  der  Asse- 


46 


curadeur  in  dem  durch  den  Contract  bestimmten 
Umfange,  seinen  Mitcontrahenten  für  die  Un¬ 
fälle  schadlos  zu  halten,  welche  den  versicherten 
Gegenstand  treffen  möchten.  Der  Assecuradeur 
ist  somit  der  einzige  durch  den  Conh’aet  direct 
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Vei’pflichtete;  die  Police  ist  eine  einseitige  Zu¬ 
sage  von  seiner  Seite.  Der  Versicherte  hat, 
wenn  die  ausbedungene  Prämie  bezahlt  ist,  keine 
andere  Verpflichtung,  als  sich  der  Uebcrtretung 
ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Beding- 
ungen  des  Contracts  zu  enthalten,  von  deren 
Beobachtung  seine  Forderung  auf  Ersatz  in  Un¬ 
glücksfällen  abhängt.  —  Ist  die  Prämie  cre- 
ditirt,  dann  ist  dies  ein  selbstständiges  Schuld- 
verhältniss,  welches  keinen  Einfluss  auf  das 
Assecuranzverhältniss  auszuüben  vermag.  Doch 
behält  sich  der  Assecuradeur  in  der  Regel  vor, 
wenn  die  Prämie  zur  Verfallzeit  nicht  entrichtet 
ist,  oder  der  Versicherte  in  Concurs  geräth,  als¬ 
dann  die  Versicherung  zu  kündigen  und  zwar 
mit  der  Wirkung,  dass  er  im  grösseren  oder 
kleineren  Umfange  der  Verantwortung  für  später 
eingetroffene  Unfälle  überhoben  ist,  s.  PI.  1871 
§  42,  Hambrgbed.  §  160  cfr.  59,  dän.  Conv. 
1850,  §  153,  span.  Cod.  Art.  886.  Ueber  das 
Recht  des  Assecuradeurs,  seine  Forderungen  für 
guthabende  Prämien  oder  Anderes  durch  später 
verfallene  Ersätze  zu  liquidiren ,  siehe  PI.  1871, 
§  84,  Hambrgbed.  §  151,  dän.  Conv.  1850, 
§  214. 

Das  zwischen  dem  Versicherten  und  dem 
Assecuradeur  bestehende  Rechtsverhältniss  hat 
indess  zur  Folge,  dass  der  Erstere  sich  nicht 
gleichgiltig  der  Verantwortung  gegenüber  ver¬ 
halten  kann ,  welche  das  übernommene  Risiko 
seinem  Assecuradeur  auferlegt,  sondern  dass  er, 
ebenso  wie  er  verpflichtet  ist,  durch  seine  eigenen 
Maassnahmen  in  Bezug  auf  den  versicherten 
Gegenstand,  die  gehörige  Umsicht  zu  beobach¬ 
ten,  damit  seinem  Assecuradeur  keine  Verluste 
aufgebiirdet  werden  —  so  muss  er  auch  ver- 
pflichtet  sein,  wenn  ohne  seine  Mitwirkung  ir¬ 
gend  Etwas  eintritt,  was  Verlust  für  den 
Assecuradeur  bewirkt  oder  bewirken  kann, 
nach  Kräften  dahin  zu  streben,  diesen  zu  ver¬ 
ringern,  cfr.  PI.  1871,  §  68  Schluss,  dän.  Conv. 
1850,  §  108.  Es  muss  somit  stets  dem  Ver¬ 
sicherten  obliegen,  dem  Assecuradeur  zeitig  über 
Alles  Nachricht  zu  geben,  was  er  in  Betreff  des 
versicherten  Gegenstandes  erfährt  und  was  Ein¬ 
fluss  auf  das  Risiko  haben  könnte,  damit  der 
Assecuradeur  in  den  Stand  gesetzt  wird,  zu 


rechter  Zeit  seinen  Vortheil  wahrzunehmen.  So 
z.  B.  legt  das  dtsch.  Hgb.  §  821,  Hambrgbed. 
§  64,  schwed.  Seeges.  §  215  und  andere  Gesetze 
demjenigen,  welcher  Güter  im  ungenannten 
Schiffe  versichert  hat,  auf,  den  Namen  des  Schiffes, 
sobald  er  von  demselben  Kenntniss  erlangt,  dem 
Assecuradeur  mitzutheilen,  was  übrigens  ja  an  sich 
selbst  nur  die  nachträgliche  Mittheilung  einer  An¬ 
gabe  ist,  die  schon  beim  Abschluss  der  Versiche¬ 
rung  hätte  stattfinden  müssen  (cfr.  oben  S.  29). 
Gleichfalls  legt  der  Plan  von  1871  §  33,  und  Ham¬ 
brgbed.  §  60,  cfr.  dän.  Conv.  1850,  §  108  dem 
Versicherten  auf,  unverzüglich  dem  Assecuradeur 
Mittheilung  zu  machen,  von  unerlaubten,  zu 
seiner  Kenntniss  gelangten  Abweichungen  von 
der  versicherten  Reise,  und  dasselbe  muss  zwei¬ 
felsohne  auch  gelten,  wenn  versicherte  Waaren 
ohne  Wissen  und  Willen  des  Versicherten  in 
ein  anderes  Schiff  verladen  wurden,  cfr.  §  17. 
Das  schwedische  Seegesetz  §  229,  legt  ferner 
dem  Versicherten  auf,  seinen  Assecuradeur  über 
etwaige  Veränderung  bezüglich  des  Schiffers 
zu  benachrichtigen.  —  Im  Falle  des  Kriegs¬ 
ausbruchs  während  der  Dauer  des  Risikos 
liegt  es  laut  PI.  1871,  §  37,  dem  Versicher¬ 
ten  ob,  soweit  thunlich,  Sorge  dafür  zu  tragen, 
dass  das  Schiff  baldmöglichst  in  sicheren  Ha¬ 
fen  gebracht  wird;  er  hat  dann  die  Entschei¬ 
dung  des  Assecuradeurs  abzuwarten,  inwiefern 
dieser  das  Schiff  auf  seine  Kosten  im  Hafen 
liegen  lassen  will,  oder  ob  er  erlaubt,  dass  es 
weiter  segelt,  oder  ob  er  selbst  das  Eigenthums¬ 
recht  an  den  versicherten  Gegenständen  gegen 
Auszahlung  der  Versicherungssumme  übernehmen 
will.  Die  dänische  Convention  von  1850,  §  107 
enthält  sogar  die,  wie  es  scheint,  wenig  natür¬ 
liche  Bestimmung,  dass  die  Compagnie,  im  Falle 
des  Ausbruchs  des  Krieges  während  das  Risiko 
noch  läuft,  berechtigt  ist,  ohne  weiteres  die  auf 
das  Schiff  gezeichnete  Versicherung  gegen  Rück¬ 
zahlung  eines  verhähnissmässigen  Prämientheils 

Ö  ö 

zu  kündigen,  sobald  das  Schiff  im  Hafen  ange¬ 
langt  ist  und  nicht  unter  Certepartie  liegt.  Na¬ 
türlicher  dürfte  es  jedenfalls  sein,  sowie  im  frz. 
Code  Art.  343,  span.  Cod.  Art.  879,  ital.  Cod. 
Art.  457  u.  holl.  Handels-G.-B.  §  661  voraus¬ 
gesetzt,  dass  in  der  Police  ausdrücklich  eine  Er¬ 
höhung  der  Prämie  für  den  Fall  ausbedungen 
würde,  wenn  während  der  Versicherungsdauer 
der  Krieg  ausbrechen  möchte.  —  Wenn  ein  ver¬ 
sichertes  Schiff  auf  den  Grund  stösst,  so  hat  laut 
PI.  1871,  §  83,  2.  Pass,  die  Rhederei  den  Boden 
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des  Schiffes  untersuchen  und  möglichen  Schaden, 
sobald  solches  stattfinden  kann,  ausbessern  zu 
lassen,  und,  sofern  es  auf  Grund  der  Umstände 
für  verantwortlich  und  zweckmässig  angesehen 
werden  darf,  dass  das  Schiff'  ohne  Reparatur 
weiter  segele ,  ist  der  Assecuradeur  sofort  von 
dem  Geschehenen  zu  benachrichtigen. 

Wenn  irgend  ein  Unfall  eingetroffen 
ist,  welcher  unter  das  Risiko  des  Assecuradeurs 
gehört,  liegt  es  dem  Versicherten  ob,  unverweilt 
seinem  Assecuradeur  Nachricht  darüber  zu  geben 
und  mit  ihm  wegen  der  zweckmässigsten  Verhal¬ 
tungsregeln  zu  verhandeln,  PI.  1871,  §  68  u.  ff., 
dtsch.  llgb.  §§  822  u.  823,  Hambrgbed.  §  65 — 68, 
sclnved.  Seegcs.  §  221,  dän.  Conv.  1850  §  165, 
holl.  Handels-G.-B.  §§  283,  654  u.  655,  franz. 
Cod.  Art.  374,  span.  Cod.  Art.  877.  ital.  Cod. 
Art.  486.  Hat  der  Assecuradeur  einen  Agenten 
am  Orte,  dann  hat  der  Versicherte  sich  mit  dem¬ 
selben  zu  berathschlagen.  Trotzdem  er  kein  Risiko 
trägt,  darf  er  sich  nicht  für  befreit  halten  davon, 
dieselbe  Sorgfalt  beweisen  zu  müssen,  die  er  sonst 
für  die  Rettung  der  versicherten  Gegenstände  ge¬ 
zeigt  haben  würde;  das  versicherte  Interesse  ist 
ja  doch,  ungeachtet  des  Unfalls,  immer  noch 
das  s einige,  und  nur  das,  was  er  trotz  ange¬ 
wandter  pflichtgemässen  Sorge  verliert,  hat  der 
Assecuradeur  zu  ersetzen.  Indessen  dürfen  in  dieser 
Hinsicht  die  Forderungen  bezüglich  der  Sorge 
des  Versicherten  um  den  Nutzen  des  Assecura¬ 
deurs  auch  nicht  übertrieben  werden;  er  handelt 
zunächst  in  seiner  eigenen  Sache  und  dabei 
soll  er  auch  den  Nutzen  seines  Assecuradeurs  be¬ 
obachten,  allein  er  ist  weder  dessen  Bevollmäch¬ 
tigter  noch  sein  Negotiorum  Gestor.  Es  ist,  wie 
Pühls  sagt,  „nur  eine  schönklingende  Phrase“, 
die  im  wirklichen  Leben  zu  keiner  Bedeutung 
gelangt,  wenn  man  fordert,  dass  der  Versicherte 
so  handeln  soll,  nie  er  gehandelt  haben  würde, 
wenn  er  unversichert  gewesen,  (so  Bremerbcd. 
§  55),  also  die  erworbene  Entlastung  vom  Risiko 
ausser  Betracht  zu  lassen  wäre.*) 

Jedenfalls  ist  die  Verhaltsordre  des  Asse¬ 
curadeurs  oder  seines  Agenten  bindend  für  den 
V ersicherten  und  wenn  er  ohne  gütigen  Grund 
von  derselben  abgeht,  riskirt  er,  seine  Ersatz¬ 
forderung  zu  verscherzen ;  denn  infolge  des  über¬ 
nommenen  Risikos  hat  allein  der  Assecuradeur, 
vorausgesetzt,  dass  zum  vollen  Werth  versichert 
ist,  ein  Interesse  an  der  Rettung,  und  er  muss 


auch,  wie  oben  auseinander  gesetzt,  alle  dabei 
entstandenen  Kosten  bezahlen,  selbst  wenn  die¬ 
selben  fruchtlos  bleiben  und  wenn  sie  auch  die  Ver¬ 
sicherungssumme  übersteigen,  —  nach  der  dän. 
Conv.  1850  §  203,  cfr.  Bremerbed.  §  68,  jedoch 
nur,  wenn  sie  nach  Vereinbarung  mit  dem  Asse¬ 
curadeur  stattgefunden  haben,  —  s.  PI.  1871, 
§  75  u.  76,  Hambrgbed.  §§  92  u.  93  etc.  Um 
vorzubeugen,  dass  die  Ausgaben  bei  späteren 
Unfällen  verloren  gehen  möchten,  legen  ferner 
PI.  1871,  §  70,  Hambrgbed.  §  68  ausdrücklich 
dem  Versicherten  auf,  so  weit  möglich  und  nach¬ 
dem  er  die  Entscheidung  des  Assecuradeurs  ein¬ 
geholt  hat,  für  Versicherung  der  Havarie¬ 
ausgaben  für  das  Risiko  während  des  rückstän¬ 
digen  Theiles  der  Reise  selbst  Sorge  zu  tragen. 

Die  Gelder,  welche  in  Havariefällen  er¬ 
forderlich  sind,  müssen  pfiiehtmässig  vom  Ver¬ 
sicherten  aufgebracht  werden,  aber  für  Rech¬ 
nung  des  Assecuradeurs,  nöthigenfalls  durch 
Verbodmung  der  versicherten  Gegenstände,  s. 
PI.  1871,  §  65,  der  bei  Versicherungen  für 
die  Rhederei  diese  verpflichtet,  die  nöthigen 
Gelder  durch  ihren  eigenen  Credit  aufzu¬ 
bringen,  wenn  dazu  Zeit  und  Veranlassung 
vorhanden  sind.  Cfr.  Oberappellat.  -  Ger.-Erk. 
2.  Nov.  1854  (Gerichtsztg.  1855  S.  84  u.  ff). 
Andere  Assecuranzgesetze ,  z.  B.  Hambrgbed. 
§  153,  schwed.  Seeges.  §  270,  dän.  Conv.  1850, 
§  194,  geben  dahingegen  dem  Versicherten  das 
Recht,  von  seinem  Assecuradeur  Vorschuss  zur 
Bestreitung  der  Havariekosten  zu  fordern,  und 
holl.  Handels  -  G.  -  B.  §  665  berechtigt  ihn  im 
Strandungsfälle,  beim  Aufbringen  oder  Anhal¬ 
ten  zu  sofortigem  Abandon,  wenn  der  Assecu¬ 
radeur  sich  weigert,  ihm  einen  nach  Gutachten 
der  Gerichte  festgestellten  hinreichenden  Vor¬ 
schuss  zu  Rettungs-  und  Reklamationskosten  aus¬ 
zuzahlen.  *)  —  Auch  der  norwegische  Plan  1871, 
§  84,  setzt  dergleichen  gegebene  Voi'schüsse  als 
etwas  voraus,  was  dem  eigenen  Interesse  des 
Assecuradeurs  in  der  Regel  entsprechen  wird, 
ungeachtet  er  keine  Verpflichtung  dazu  hat. 

§  17. 

Feststellung  des  Schadens.  To¬ 
talverlust.  —  Wenn  ein  Unglück  den  ver¬ 
sicherten  Gegenstand  getroffen  hat ,  macht  sich 
bezüglich  der  Feststellung  des  Schadens  und  der 


*)  Cfr.  Pohls  S.  313  u.  G06  u.  ff.  Teckleuborg  S.  355—6. 


*)  Cfr.  Pohls  S.  635. 
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Art  und  Weise,  wie  der  Assecuradeur  dem  Ver¬ 
sicherten  dessen  Verlust  zu  ersetzen  hat,  ein 
entscheidender  Unterschied  geltend,  je  nachdem 
dieser  Verlust  ein  totaler  oder  nur  ein  par¬ 
tieller  ist. 

Ist  der  versicherte  Gegenstand  total  ver¬ 
loren,  dann  ist  damit  auch  das  Unternehmen, 
auf  welches  sich  die  Versicherung  gründete,  zu 
Ende.  Der  Assecuradeur  hat  somit  die  Summe 
zu  zahlen ,  mit  welcher  er  die  glückliche  An¬ 
kunft  der  versicherten  Gegenstände  garantirt  hat, 
und  zwar  mit  Zuschlag  der  Kosten ,  die  auf 
Rettungsversuche  etc.  verwendet  sein  möchten, 
und  mit  Abzug  der  Nettoausbeute  von  den  mög¬ 
licherweise  geretteten  Resten.  Siehe  PI.  1871, 
§  48,  67,  68  u.  75,  dtsch.  Hgb.  §§  862-863, 
Hambrgbed.  §§  113  u.  114,  schwed.  Seeges. 
§  248,  dän.  Conv.  1850  §§  167  u.  199.  Damit 
ist  das  Verhältnis»  zwischen  dem  Versicherten 
und  dem  Assecuradeur  gänzlich  berichtigt  und 
erledigt;  was  der  Versicherte  weiter  zu  unter¬ 
nehmen  gedenkt,  bleibt  eine  neue  Sache  für  sich; 
durch  Zahlung  der  Versicherungssumme  hat  so¬ 
mit  der  Assecuradeur  die  ganze  von  ihm  über¬ 
nommene  Garantie  erfüllt.  Was  später  gerettet 
werden  möchte,  geht  für  seine  Rechnung;  war 
nicht  der  volle  Werth  versichert,  dann  gehört 
natürlicherweise  auch  nur  ein  verhältnissmässiger 
Theil  des  Geretteten  dem  Assecuradeur.  —  Im 
Falle  partiellen  Schadens  ersetzt  dahingegen 
der  Assecuradeur  den  einzelnen  erlittenen  Verlust, 
oder,  wenn  der  Gegenstand  nicht  zum  vollen 
Werthe  versichert  ist,  einen  verhältnissmässigen 
Theil  des  Verlustes,  und  die  Versicherung  ver¬ 
bleibt  auch  ferner  aufrecht,  bis  die  contrahirte 
Zeit  oder  Reise  zu  Ende  ist.  Der  Assecuradeur 
haftet  auch  ferner  für  die  folgenden  Unfälle,  die 
den  versicherten  Gegenstand  treffen  möchten, 
insoweit  dieselben  nach  ihrer  Beschaffenheit  unter 
sein  Risiko  fallen. 

Ungeachtet  diese  beiden  Regeln  für  Fest¬ 
stellung  des  Schadens,  nach  dem  Princip :  dass 
der  Versicherte  vollen  Ersatz,  aber  auch  nicht 
mehr  erhalten  soll,  eigentlich  im  Resultat  zu¬ 
sammenfallen  sollten,  ist  es  doch  nicht  zu  um¬ 
gehen  ,  dass  die  Behandlung  des  Schadens  als 
Totalverlust  iür  den  Versicherten  factisch  vor- 
theilhafter  sein  wird,  wie  dessen  Behandlung  als 
partieller  Schaden.  Etwas  anderes  ist  es,  dass 
letzterer  Fall  doch  schliesslich  zu  grösseren  Aus¬ 
gaben  für  den  Assecuradeur  führen  kann.  — 
Denn,  vorausgesetzt,  dass  jedes  Interesse  voll 


versichert  ist ,  werden  dadurch  alle  ungünstigen 
Chancen  dem  Assecuradeur  übertragen,  und  der 
totale  Untergang  des  versicherten  Gegenstandes 
bringt  den  Versicherten  in  dieselbe  Lage,  als 
hätte  das  Unternehmen  im  Ganzen  einen  glück¬ 
lichen  Ausfall  gehabt,  ohne  dass  es  in  Betracht 
kommt,  dass  dies  in  Wirklichkeit  ausser  dem 
glücklichen  Verlauf  der  Seereise  selbst,  von  Um¬ 
ständen  würde  abhängig  gewesen  sein,  die  ganz 
ausserhalb  des  Risikos  des  Assecuradeurs  liegen, 
namentlich  von  den  Conjuncturen  und  von  der 
Zweckmässigkeit  der  getroffenen  Dispositionen. 
Besonders  bei  Kasko  wird  die  Berechnung  als 
Totalverlust  für  den  Versicherten  vorteilhaft 
sein,  da  man,  wie  angeführt,  bei  der  Feststellung 
des  Versicherungswertes  keine  Rücksicht  auf 
Abnutzung  zu  nehmen  hat,  während  bei  dem 
Ersätze  von  partiellen  Schäden  stets  Abzüge  für 
Verbesserung  stattfinden.  Ebenso  in  Folge  be- 
soliderer  Clausein  bei  der  Versicherung  (s. 
S.  41)  ist  der  Totalverlust  anderen  Regeln  beim 
Ersätze  unterworfen,  als  der  partielle  Schaden. 

Als  Total  Verlust  muss  betrachtet  werden 
nicht  allein  die  vollständige  materielle  Ver¬ 
nichtung  des  versicherten  Gegenstandes  oder 
dessen  endliches  Verlorengehen  ohne  Hoffnung 
auf  Wiedererhaltung,  sondern  auch  dessen  Zer¬ 
störung  in  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen. 
Dies  kann  jedoch  in  der  Praxis  Gegenstand  einer 
mehr  oder  Aveniger  strengen  Deutung  sein ,  und 
die  verschiedenen  Assecuranzgesetze  enthalten 
auch  hierüber  ausdrückliche  Bestimmungen. 

a)  Totalverlust  des  Schiffes  ist  natür¬ 
licherweise  zuerst  dann  vorhanden,  Avenn  es  vom 
Feinde  erobert  und  als  gute  Prise  betrachtet  Avurde, 
oder  Avenn  es  ohne  Hoffnung  auf  Rettung  ge- 
sunken  oder  dermassen  zerschellt  ist,  dass  es  sich 
nicht  repariren  lässt.  Dass  einzelne  Theile 
vom  Wrack  oder  Inventarium  gerettet  Averden, 
macht  keinen  Unterschied;  denn  können  die¬ 
selben  auch  als  Material  zum  Bau  eines  neuen 
Schiffes  verwendet  werden,  so  Avird  dasselbe  doch 
immerhin  ein  neues;  das  versicherte  Schiff  aber 
existirt  nicht  mehr.  —  Weiter  Avird  von  der  Mehr¬ 
zahl  der  Assecuranzgesetze  zu  Totalverlust  ge¬ 
rechnet  ,  Avenn  das  Schiff  dermassen  beschädigt 
wurde,  dass  es  der  Reparatur  nicht  Averth 
ist,  obschon  diese  möglich  Aväre,  d.  h.  dass  seine 
Reparatur,  im  Verhältnis  zum  Assecuranzwerth, 
so  viele  Kosten  verursachte ,  dass  es  in  öcono- 
mischer  Hinsicht  als  das  Richtigste  erkannt  Aver- 
den  muss,  die  Ueberreste  als  Wrack  zu  verkaufen. 
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PI.  1871  §  59  und  dän.  Conv.  1850  §  171  werden 
dagegen  in  solchen  Fällen  allein  der  gerettete 
Proviant  und  andere  zur  Aussteuer  gehörenden 
materiellen  Gegenstände  abgezogen,  wohingegen 
auf  die  Heuer  und  andre  Ausgaben,  die  gleich¬ 
falls  erspart  werden,  für  den  übrigen  Theil  der 
Reise  keine  Rücksicht  genommen  wird. 

Dass  geopferte  Gegenstände  als  gewöhn¬ 
liche  Havarie  zum  Ersatz  gelangen,  hat  keinen 
Einfluss  auf  die  Beurtheilung  des  Verlustes  als 
total  oder  partiell,  wohingegen  natürlich  der  Er¬ 
satz,  weicher  von  den  übrigen  Interessenten  ge¬ 
leistet  wird,  dem  Assecuradeur  zugute  kommen 
muss,  cfr.  dän.  Conv.  1850  §  202,  dtsch.  Hgb. 
§  804,  Hambrgbed.  §  115,  schwed.  Seeges.  § 
249.  —  In  derselben  Weise  muss  ein  To¬ 
talverlust  der  Fracht  gleichfalls  als  eingetreten 
betrachtet  werden,  wenn  auch  die  Waaren  durch 
Versehen  des  Schiffers  zu  Grunde  gegangen  sind, 
ungeachtet,  dass  die  Fracht  infolge  des  See¬ 
fahrtsgesetzes  §  06  vergütet  werden  muss,  wenn 
der  Schiffer  den  Werth  der  Waaren  ersetzen 
soll.  Denn  der  eigene  Charakter  des  Schadens 
wird  hierdurch  nicht  verändert. 

§  18. 

Fortsetzung.  Abandon.  —  Die  Pflicht 
des  Versicherten,  wenn  er  Ersatz  fordert,  den 
Beweis  für  das  Unglück  und  den  Umfang  des 
Schadens  zu  führen,  wird,  namentlich  wo  der 
Schaden  ein  totaler  ist,  oft  sehr  schwierig  und 
zuweilen  sogar  unmöglich  zu  erfüllen  sein.  Wo 
der  beschädigte  Gegenstand  zugegen  ist,  wird 
die  Frage  wegen  dessen  mehr  oder  weniger 
vollständigen  materiellen  Vernichtung  ge- 
v  iss  stets  durch  gesetzmässige  Schätzung  ent¬ 
schieden  werden  können.  Doch  wo  der  Gegen¬ 
stand  nur  für  dessen  Eigenthümer  verloren 
ist,  wird  die  Beurtheilung  der  Frage,  insofern 
auch  die  Hoffnung,  ihn  wieder  zurück  zu  erhalten, 
ganz  aufgegeben  werden  muss,  stets  eine  höchst 
unsichere  sein.  Man  hat  sich  deshalb  in  solchen 
Fällen  genöthigt  gesehen,  den  Knoten  zu  durch- 
hauen,  und  in  der  Beweisforderung  die  Modi- 
fication  eintreten  lassen,  dass  unter  gewissen  ge- 
setzmässigen  Bestimmungen  die  W  a  h  r  s  c  h  e  i  n- 
1  ich  k  eit,  dass  der  versicherte  Gegenstand  für 
immer  verloren  gegangen  ist,  angenommen  wird 
und  ohne  weiteres  den  Versicherten  berechtigt, 
Ersatz  für  Totalverlust  zu  fordern,  dagegen,  dass 
er  sein  Recht  auf  den  Gegenstand,  wenn  derselbe 
wider  Vermuthung  doch  noch  zum  Vorschein  kom¬ 


men  sollte  dem  Assecuradeur  überträgt  (Abandon). 
Dieses,  das  neueste  Institut  im  Assecuranzrecht, 
gewann  erst  allgemeinen  Eingang  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  (Guidon  de  la  mer), 
und  ist  noch  in  den  verschiedenen  Gesetzen  ver¬ 
schieden  behandelt,  so  wie  von  den  Schriftstel¬ 
lern  verschieden  beurtheilt.  Insofern  man  gegen 
dasselbe  eingewendet  hat,  dass  es  ausserhalb  des 
Wesens  des  Versicherungscontractes  liege,  dem 
Assecuradeur  einen  gezwungenen  K  a  u  f  des 
versicherten  Gegenstandes  aufzubürden,  ist  der 
Einwand  kaum  stichhaltig;  denn  das  Verhältniss 
ist  in  diesem  Falle  nicht  wesentlich  von  dem 
verschieden,  was  in  allen  Fällen  von  Totalver¬ 
lust  stattfindet,  insofern  etwas  gerettet  wird :  auch 
dies  kommt  ja  dem  Assecuradeur  zugute  und 
wird  für  seine  Rechnung  realisirt.  Der  Unter¬ 
schied  ist  nur  der,  dass  in  Abandon-Fällen  die 
versicherte  Summe  gleich  ausgezahlt  wird,  wo¬ 
nach  eine  'förmliche  Uebertragung  dessen,  was 
noch  gerettet  sein  möchte,  stattfindet,  —  während 
in  anderen  Fällen,  wo  das  Gerettete  vorhanden 
ist,  dieses  erst  realisirt  wird  und  dessen  Aus¬ 
beute  unmittelbar  beim  Ersatz  zum  Abzug 
gelangt.  Zu  verlangen,  (wie  z.  B.  die  Bremer- 
bed.  §  67)  dass  der  Versicherte,  so  lange  der 
versicherte  Gegenstand  überhaupt  existirt,  den¬ 
selben  fortwährend  als  ihm  noch  gehörend  be¬ 
trachte,  so  dass  er  also  für  den  Fall,  dass  der¬ 
selbe  unvermuthet  und  lange  nachdem  die  An¬ 
gelegenheit  berichtigt  und  abgemacht  ist,  wieder 
zur  Stelle  kommen  möchte,  sich  in  Bewegung  zu 
setzen  hat,  um  für  dessen  Erhaltung  und  Reali¬ 
sation  Sorge  zu  tragen,  wenn  auch  für  Rechnung 
des  Assecuradeurs,  scheint  ganz  gegen  die  For¬ 
derung  der  endlichen  Abmachung  zu  streiten, 
die  jedwede  Angelegenheit  beanspruchen  kann. 
Etwas  Anderes  ist  es,  dass  es  auch  im  Abandon- 
Falle  Pflicht  des  Versicherten  sein  muss,  in 
bester  Weise  den  Nutzen  seines  Assecuradeurs 
wahrzunehmen,  (cfr.  dtsch.  Hgb.  §  874).  Dahin¬ 
gegen  lässt  es  sich  nicht  läugnen ,  dass  die 
Institution  ihre  schwachen  Seiten  hat  und  dass 
das  Absehen  von  den  allgemeinen  Forderungen 
im  juritischen  Beweis  manche  Missbrauche  ver¬ 
ursachen  kann.  Hierzu  kommt,  dass  mehrere, 
namentlich  ältere  Assecuranzgesetze  (Frankreich, 
Holland,  Spanien,  Italien,  Schweden,  und  be¬ 
sonders  England)  unrichtigerweise  die  Anwen¬ 
dung  des  Abandonsystems  zugelassen  haben 
auch  da,  wo  der  beschädigte  Gegenstand 
zugegen  ist,  was  nicht  allein  unnatürlich,  —  da  in 


diesem  Falle  nichts  passender  zu  sein  scheint,  als  [ 
dass  der  Versicherte  in  der  gewöhnlichen  Art  und 
Weise  das  Gerettete  zu  realisiren  sucht  und  dass  j 
darnach  dev  Ersatz  nach  den  wirklichen  Resul¬ 
taten  festgestellt  wird  —  sondern  auch  zu  der 
falschen  Vorstellung  führen  muss,  dass  Abandon 
für  den  Versicherten  ein  Recht  enthält,  zu  for¬ 
dern,  dass  der  Assecuradeur  bei  gewissen  un¬ 
glücklichen  Umständen  das  versicherte  Unter¬ 
nehmen  selbst  in  die  Hand  nehme,  anstatt  dass 
er  sich  nur  verbindlich  gemacht  hat,  dem  Ver¬ 
sicherten  dessen  Verlust  beim  unglücklichen 
Verlauf  des  Unternehmens  zu  ersetzen  und  ihm 
durch  Abandon  den  Beweis  des  geschehenen 
Unfalls  erleichterte.*) 

Das  dänische  Gesetzbuch  Christian  des 
Fünften  4—6 — 10,  cfr.  dän.  Conv.  1746  Asse- 
curanzbedingungen  §  9  kannte  Abandon  nur  in 
dem  Falle,  wenn  das  Schiff  verschollen  war  — 
in  welchem  Falle  auch  Alle  von  dessen  Noth- 
wendigkeit  überzeugt  zu  sein  scheinen  — :  „wenn 
keine  Zeitung  nach  fleissiger  Nachfrage  über 
das  versicherte  Schiff  oder  Gut  zu  bekommen 
ist‘‘  innerhalb  Jahr  und  Tag  in  Europa  und  inner¬ 
halb  2  Jahren  ausserhalb  Europas.  Laut  PI. 
1871  §  67  cfr.  37  kann  Abandon  stattfinden: 
1.  wenn  man  nichts  von  dem  Schiff  gehört  hat 
während  resp.  5,  8,  10  oder  12  Monaten  je  nach 
Beschaffenheit  der  Reise,  welche  Zeiträume  bis 
auf  die  Hälfte  gekürzt  werden,  wenn  das  Schiff 
wegen  Schaden  von  der  Besatzung  verlassen 
worden  ist,  und  es  keine  Ladung  inne  hat,  wo¬ 
durch  angenommen  werden  kann,  dass  es,  voll 
von  Wasser,  würde  doch  fliessen  können  —  und  2. 
im  Falle  von  Embargo  oder  Anhalten  sowohl, 
wie  wenn  das  Schiff  wegen  Kriegs-Ausbruch 
auf  Verlangen  des  Assecuradeurs  drei  Monate 
hat  liegen  müssen.  —  Nach  der  dän.  Conv.  1850 
§§  168 — 170  kann  Abandon  stattfinden:  1  wenn 
während  9  oder  18  Monaten,  je  nachdem  die 
Reise  innerhalb  oder  ausserhalb  Europas  statt- 
gefunden,  keine  Nachricht  über  das  Schiff  ein¬ 
gegangen  ist,  —  2.  Im  Falle  von  Aufbringen, 
Anhalten  oder  Räuberei,  wenn  Freigebung  oder 
Ersatz  nicht  binnen  resp.  6  Monaten  oder  Jahr 
und  Tag  zu  erlangen  gewesen  ist,  je  nachdem 
das  Unglück  innerhalb  oder  ausserhalb  Europas 
geschehen  oder  das  Schiff  als  Prise  erklärt,  oder 
confiszirt  worden  ist  (cfr.  §  80),  —  und  3. 
wenn  das  Schiff  von  der  Mannschaft  verlassen 


wurde,  ohne  dass  es  jedoch  hat  aufgeklärt  werden 
können,  dass  der  versicherte  Gegenstand  zu 
Grunde  gegangen  ist,  wenn  der  Versicherte  ihn 
nicht  binnen  resp.  6  Monaten  oder  Jahr  und  Tag 
zurück  erhielt,  oder  Ersatz  dafür  bekam.  — 
Nach  dem  dtsch.  Hgb.  §§  865  —875  und  Ham- 
brgbed.  §§  116 — 126  kann  Abandon  stattfinden: 
1.  wenn  keine  Nachricht  über  das  Schiff  während 
resp.  6  (oder  bei  Dampfschiffen  zwischen  euro¬ 
päischen  Häfen  4),  9  oder  12  Monaten  je  nach 
Beschaffenheit  der  Reise  einlief,  —  und  2.  im 
Falle  von  Embargo,  Anhalten  oder  Räuberei, 
wenn  Freigebung  nicht  binnen  resp.  6,  9  oder 
12  Monaten  stattfindet  —  Bremerbed.  §§  66  u. 
67  anerkennen,  wie  oben  bemerkt,  gar  keinen  de¬ 
finitiven  Abandon,  sondern  geben  nur  dem  Ver¬ 
sicherten  das  Recht,  wenn  keine  Nachricht  über  das 
Schiff  während  resp.  6, 8, 10,  12,  14,  15,  16  oder  20 
Monaten,  je  nach  Beschaffenheit  der  Reise,  (welche 
Frist  jedoch  bei  Dampfschiften  zur  Hälfte  gekürzt 
wird)  einging,  die  Auszahlung  der  versicherten 
Summe  zu  fordern,  jedoch  unter  Vorbehalt,  dass, 
wenn  der  als  verloren  vermuthete  Gegenstand  später 
zur  Stelle  kommen  sollte,  die  empfangene  Sum¬ 
me  zurückgezahlt  und  der  Schaden  nach  den 
allgemeinen  Regeln  berechnet  werde  (cfr.  Teck- 
lenborg  S.  356 — 9  u.  437).  —  Nach  dem  schwed. 
Seeges.  §§  258 — 267  kann  Abandon  stattfinden: 
1.  wenn  das  Schiff  als  innavigabel  condemnirt 
und  keine  Gelegenheit  vorhanden  ist,  das 
versicherte  Gut  binnen  zwei  Monaten  nach  dem 
Bestimmungsort  zu  versenden,  —  2.  wenn  der 
Schaden  am  versicherten  Schiff  drei  Viertheile 
von  dessen  Versicherungswerth  erreicht,  —  3. 
wenn  über  das  Schiff  während  resp.  6,  (4),  9 
oder  12  Monaten  keine  Nachricht  eingegangen 
ist,  —  und  4.  im  Falle  von  Embargo,  Anhalten 
oder  Räuberei,  wenn  Freigebung  nicht  binnen 
resp.  6,  9  oder  12  Monaten  stattfindet  (ebenso 
wie  im  deutschen  Gesetz).  —  Nach  dem  franz. 
Cod.  Art.  369 — 396  kann  Abandon  (delaissement) 
stattfinden:  1,  Im  Falle  feindlichen  Aufbringens, 
Schiffbruch,  Strandung,  insofern  das  Schiff 
W rack  wird,  Seeuntüchtigkeit,  veranlasst  durch 
Seeschaden,  Anhalten  seitens  einer  fremden  Macht, 
oder  von  Seiten  der  französischen  Regierung 
nach  Beginn  der  Reise,  so  wie  infolge  Verlust  oder 
Beschädigung  von  wenigstens  drei  Viertheilen  des 
Werthes  des  versicherten  Gegenstandes  (Art.  369) 
—  2.  wenn  über  das  Schiff  während  gewöhn- 
lieber  Reisen  binnen  Jahresfrist  und  während 
langer  Reisen  in  2  Jahren  keine  Nachricht  ein- 


*)  Cfr.  ßenecke  111.  S.  485 — 487. 
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An  und  für  sich  selbst  scheint  es  auch  con- 
sequent  zu  sein,  dass  der  Versicherte  ein  Ver¬ 
fahren  anerkennen  muss,  welches  von  sachverstän¬ 
digen  Männern  unter  den  obwaltenden  Umständen 
als  das  einzig  zweckmässige  betrachtet  wird,  und 
die  eine  Reparatur,  die  er  selbst  in  dem  gegebenen 
Falle  als  unzweckmässig  erkennen  muss,  einer 
unmöglichen  gleichhalten.  Allein  der  nahe¬ 
liegende  Missbrauch ,  zu  welchem  dies  Veran¬ 
lassung  geben  könnte,  hat  bewirkt,  dass  einige 
Gesetze,  falls  die  Reparatur  eines  Schiffes  nicht 
ganz  unmöglich  ist,  dasselbe  entweder  gar  nicht 
oder  doch  nur  mit  bedeutenden  Beschränk¬ 
ungen  als  total  zu  Grunde  gegangen  behandelt 
haben  wollen.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  nach 
Hambrgbed.  §  131 ,  der  ausdrücklich  den  Ver¬ 
kauf  des  Schiffes  für  Rechnung  des  Assecura- 
deurs  in  Folge  des  Missverhältnisses  zwischen 
den  Kosten  der  Reparatur  und  dem  Werth  des 
Schiffes  verbietet,  vielmehr  schreibt  dieser  Para¬ 
graph  vor,  dass,  wenn  Condemnation  und  Ver¬ 
kauf  in  solchem  Falle  stattgefunden  haben,  dann 
ist  der  Ersatz  in  Bezug  auf  den  Assecuradeur 
gleichwohl  nach  der  Regel  für  partiellen  Schaden 
und  mit  dem  gewöhnlichen  Abzug  für  den  Un¬ 
terschied  zwischen  alt  und  neu  zu  berechnen. 
Dasselbe  gilt  in  Lübeck.  Das  allgemeine  deut- 
sehe  Handelsgesetz  §  877  erklärt  dahingegen 
den  Verkauf  des  Schiffes  als  Wrack  für  Rech¬ 
nung  des  Assecuradeurs  für  berechtigt,  und  be¬ 
stimmt  den  Ersatz  nach  den  Regeln  für  Total¬ 
verlust,  nicht  allein  wenn  das  Schiff  sich  nicht 
repariren  lässt  (Reparaturunfähigkeit),  sondern 
auch  wenn  es  eine  Reparatur  nicht  werth  ist 
(Reparaturunwürdigkeit),  wohin  gezählt  wird, 
dass  die  Reparaturkosten,  ohne  Abzug  für  den 
Unterschied  zwischen  alt  und  neu,  mehr  be¬ 
tragen  würden,  als  drei  Viertheile  des  Versiche- 
rungswerthes  des  Schiffes,  cfr.  §  444;  dasselbe 
gilt  infolge  der  Bremerbed.  §  38,  wenn  die  Con¬ 
demnation  im  Nothhafen  geschehen  ist,  während 
an  dem  Bestimmungsort  der  Ersatz  nur  nach  dem 
zu  berechnen  sein  wird,  was  die  Reparatur  in 
Wirklichkeit  mit  dem  gewöhnlichen  Abzug  kosten 
würde.  —  Infolge  des  norwegischen  Planes  1871 
§§  47  und  48  wird  das  Schiff  gleichfalls  für 
Condemnation  und  Verkauf  geeignet  angesehen, 
und  der  Schaden  wird  als  Totalverlust  ex’setzt, 
wenn  die  Reparatur  mehr  denn  drei  Viertheile 
des  Versicherungswerthes  des  Schiffes,  und  da¬ 
bei  die  Reparaturkosten  für  den  Rumpf  mehr 


als  die  halbe  Assecuranztaxc  betragen  würden. 
Allein  hier  wird  zugleich  gefordert,  dass  der 
Schaden  durch  Stoss,  Ansegelung,  Kentern,  Eis, 
Feuer  oder  Explosion  entstanden  sein  muss,  so 
dass  Schaden  in  offener  See  nur  dann  als  Total¬ 
verlust  zu  behandeln  ist,  wenn  die  Reparatur 
des  Schiffes  als  ganz  unmöglich  ei’kannt  wird. 
Die  dänische  Convention  von  1850  §  179 
cfr.  183,  bestimmt  gleichfalls,  dass  das  Schiff 
für  Rechnung  des  Assecuradeurs  verkauft  und 
der  Ersatz  nach  den  Regeln  für  Totalverlust 
berechnet  wurden  kann ,  wenn  dasselbe  der 
Reparatur  nicht  werth  ist,  und  welcher  F all 
dann  angenommen  wird,  wenn  es  nach  der 
Reparatur  nicht  wenigstens  einen  ebenso  grossen 
Werth  erlangt,  wie  den  Betrag  der  Reparatur¬ 
kosten  in  Verbindung  mit  dessen  Werth  in  be¬ 
schädigtem  Zustande.  Allein  auch  hier  muss 
der  Schaden  durch  Anstossen  oder  Strandung 
entstanden  sein;  wohingegen  man  für  Schaden 
in  offener  See  nach  der  allgemeinen  Regel  im 
§  74  die  Hälfte  des  Ersatzes  abzieht,  selbst  wenn 
das  Schiff  aus  diesem  Grunde  condemnirt  wird, 
falls  es  nicht  ganz  untergegangen  ist.  —  Auch 
in  Schweden  (Seeges.  §  259)  England  (Arnould, 
Treatise  on  marine  insurance  II.  S.  1098),  Hol¬ 
land  (Handels-G.-B.  §§  603  u.  664  cfr.  717), 
Frankreich  (Code  Art.  369) ,  Spanien  (Codigo 
Art.  901)  und  Italien  (Codice  Art.  482)  wird 
ein  Schaden  für  so  bedeutend  erachtet,  dass  das 
Schiff  nicht  werth  ist,  reparirt  zu  werden,  wenn 
man  annehmen  kann,  dass  die  Kosten  einer  Re¬ 
paratur  mehr  als  drei  Viertheile  vom  Werth 
des  Schiffes  erreichen,  was  gleichbedeutend  mit 
Totalverlust  angesehen  wird  und  den  Versicherten 
berechtigt,  die  Auszahlung  der  Versicherungs¬ 
summe,  unter  Abzug  vom  Werthe  des  Geretteten, 
zu  fordern.  Diese  Gesetze  rechnen  nämlich 
solche  Beschädigung  zu  den  Gründen ,  welche 
den  Versicherten  zu  Abandon  berechtigen,  — 
was  jedoch  eine  wenig  natürliche  Anschauungs¬ 
weise  zu  sein  scheint,  da  ja  hier  in  Wirklich¬ 
keit  nicht  die  Rede  davon  sein  kann,  einen  ver¬ 
sicherten  Gegenstand  abzutreten ,  um  für  den¬ 
selben  die  versicherte  Summe  als  Vergütung-  zu 
erhalten ,  vielmehr  es  sich  nur  darum  handelt, 
den  schuldigen  Ersatz  für  einen  wirklich  nach¬ 
gewiesenen  Schaden  unter  der  Y oraussetzung  zu 
berechnen,  dass  der  Schaden  nicht  reparirt  wird.  — 
Die  Assecuradeure  in  Paris  haben  sich  indess 
in  ihren  Policen  ausdrücklich  bedungen,  dass 
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nur  absolute  Irreparabilität  ein  Recht  auf 
Abandon  gebe,  wohingegen  die  blosse  relative 
Irreparabilität,  wegen  der  Unverhältnissmässig- 
keit  der  Kosten  nur  als  partieller  Schaden  zu 
behandeln  sei. 

b.  Totalverlust  der  Ladung  ist  natür¬ 
licherweise  nur  dann  vorhanden,  wenn  diese 
ganz  oder  doch  für  den  Versicherten  ver- 
loren  geht.  Hier  ist  der  Gegensatz  nicht  darin 
zu  suchen,  inwieweit  der  Schaden  sich  wieder 
in  Stand  setzen  lässt  oder  nicht;  denn  die  Be¬ 
stimmung  der  Gegenstände  ist  gerade  die,  ver¬ 
kauft  zu  werden,  und  der  Verlust  ist  in  allen 
Fällen  der  Unterschied  zwischen  dem  Werth  der 
Waare  und  deren  Ausbeute.  Ist  diese  =  0, 
dann  ist  der  Verlust  total.  Während  aber  das 
Schiff  ein  einzelner  Gegenstand  ist,  ist  die  La¬ 
dung  eine  Mehrheit.  Während  so  die  voll¬ 
ständige  Zugrunderichtung  eines  einzelnen  Theils 
des  Schiffes  nur  eine  partielle  Beschädigung  des¬ 
selben  ist,  wird  der  Verlust  eines  Theils  der  La¬ 
dung  doch  immer  als  total  in  Bezug  auf  diesen 
Theil  zu  behandeln  sein ,  wenn  auch  der  übrige 
Theil  gerettet  wird.  —  In  dem  französischen, 
holländischen ,  spanischen  und  italienischen  Ge¬ 
setz,  in  welchem,  wie  oben  erwähnt,  die  Scha¬ 
denberechnung  bei  Totalverlust  unter  die  Aban¬ 
donmaterie  einbezogen  ist,  wird  auch  eine 
Beschädigung  an  Gütern,  die  bis  zu  drei  Vier¬ 
theilen  oder  darüber  des  Werthes  erreicht,  als 
total  betrachtet,  siehe  holl.  Handels-G.-B.  §  666, 
frz.  Code  Art.  369,  spaxr.  Cod.  Art.  901,  ital. 
Cod.  Art.  482. 

c.  Total- Verlust  der  Fracht  ist  vorhanden, 
wenn  die  ganze  Frachtforderung  verloren  ge¬ 
gangen  ist,  also  wenn  die  Waaren  ganz  zu  Grunde 
gehen,  bevor  sie  abgeliefert  sind,  cfr.  Seefahrts- 
ges.  §  66.  —  War  ein  Theil  der  Fracht  mit 
ber  Bedingung  vorausbezahlt,  dass  er  im  Verlust¬ 
fälle  nicht  zurück  gezahlt  werden  solle,  so  muss 
doch  trotzdem  bei  totalem  Untergang  der  Waaren 
auch  Totalverlust  der  Fracht  als  eingetreten  an¬ 
gesehen  werden,  weil  der  vorausbezahlte  Theil 
nicht  mit  zum  Versicherungswerth  der  Fracht 
gehörte,  dtsch.  Hgb.  §  859,  Hambrgbed.  §  110 
cfr.  20,  sclnved.  Seeges.  §  245.  Ist  ein  Theil 
der  Fracht  vorschussweise  erhoben  und  das  Ueb- 
rige  ausdrücklich  als  „Restfracht“  versichert 
(PI.  1871  §  58)  dann  muss  Totalverlust  derselben 
als  stattgefunden  constatirt  werden,  selbst  wenn 
man  von  der  Ladung  so  viel  rettet,  dass  der 


Frachtvorschuss  gedeckt  werden  kann,  für  die 
Restfracht  aber  nichts  übrig  bleibt. 

d.  Total-Verlust  von  imaginairem  Ge¬ 
winn  und  von  Provision  findet  statt,  wenn 
die  Waaren  ihren  Bestimmungsort  nicht  erreichen, 
denn  erst  an  diesem  konnte  auf  Verdienst  ge¬ 
rechnet  werden,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  860,  Ham¬ 
brgbed.  §  111,  schwed.  Seeges.  §  246.  Dass 
die  Waaren  im  Nothhafen  so  vortheilhaft  ver¬ 
kauft  werden,  dass  sie  mehr  als  den  Versiche¬ 
rungs-Werth  einbringen,  vermag  die  Eigenschaft 
als  Total-Verlust  nicht  zu  ändern,  wenn  auch 
natürlicher  Weise  der  Ueberschuss  dem  Assecu- 
radeur  auf  imaginairen  Gewinn  zur  Verringe¬ 
rung  seines  Obligos  zugute  kommen  muss,  s.  PI. 
1871  §  54  2.  Passus,  dtsch.  Hgb.  §  864,  Ham¬ 
brgbed.  §  115,  schwed.  Seeges.  §  249. 

e.  Total-Verlust  von  Bodmerei-  und  Ha¬ 
varie-Geldern  ist  zu  constatiren,  wenn  die 
Gegenstände,  worauf  die  Bodmerei-Anleihe  oder 
der  Havarie  -  Beitrag  haften,  infolge  des  Un¬ 
glückes  nichts  zu  deren  Deckung  hinterlassen, 
dtsch.  Hgb.  §  861,  Hambrgbed.  §  112,  schwed. 
Seeges.  §  247. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass 
der  Assecuradeur  auch  bei  Total-Verlust  davon 
befreit  ist,  andre  Verluste  als  diejenigen  zu  ersetzen, 
welche  in  Wirklichkeit  stattgefunden  haben. 
Gleichwie  die  geretteten  Reste  ihm  zugute 
kommen,  —  wohin  auch  der  soeben  erwähnte 
Fall  gehört,  dass  der  Verkauf  im  Nothhafen 
einen  Ueberschuss  über  den  Versicherungs werth 
der  Waaren  giebt,  —  so  muss  dies  auch  der 
Fall  sein  mit  den  Ausgaben,  die  in  der  Ver¬ 
sicherung  einbegriffen  gewesen  waren,  die  aber 
infolge  des  Unglücks  erspart  werden.  Wenn 
demgemäss  Waaren,  mit  Zuschlag  von  Fracht, 
Zoll  und  Kosten  am  Bestimmungsort  versichert 
sind,  dann  ist  der  Assecuradeur  ganz  davon  be¬ 
freit,  diesen  Zuschlag  zu  ersetzen,  wenn  die 
Waaren  ihren  Bestimmungsort  nicht  erreichen, 
PI.  1871  §  54  Schluss,  dän.  Conv.  1850  §  172, 
holl.  Handels-G.-B.  §  614.  Ebenso  bestimmt 
dtsch.  Hgb.  §  804  und  schwed.  Seeges.  § 
202,  dass  sowohl  in  diesem,  wie  auch  in  dem 
Falle,  wo  Bruttofracht  gedeckt,  oder  Ausrüstungs¬ 
kosten  besonders  versichert  sind,  bei  Unglücks¬ 
fällen  derjenige  Theil  der  Versicherungssumme 
in  Abzug  gebracht  werden  soll,  welcher  infolge 
des  Unglückes  erspart  wird,  cfr.  Hambrgbed.  § 
23,  welcher  jedoch  in  diesen  beiden  Fällen  die 
halbe  Prämie  zurückgegeben  haben  will.  Laut 
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die  Aussteuer  in  Verbindung  mit  Kasko  ver¬ 
sichert,  daun  folgt  sie  diesem,  wenn  das  Schiff 
abandonirt  wird  und  in  diesem  Falle  soll,  in¬ 
folge  dän.  Conv.  1850  §  160  zugleich  ein  so 
grosser  Theil  der  Fracht  abgetreten  werden,  wel- 
chen  die  Aussteuer  repräsentirt.  Nach  frz.  Cod. 
Art.  386,  span.  Cod.  Art  915  und  ital.  Cod.  Art. 
497  gehört  die  ganze  Fracht  für  die  geretteten 
Waaren  dem  Assecuradeur ,  wenn  das  Schiff 
abandonirt  wird,  was  zusammenhängt  mit  der 
eigenthümlichen  Auffassung  dieser  Gesetze  be- 
züglich  der  Fracht  für  am  Bord  befindliche 
Waaren,  als  ein  blosses  Accessorium  des  Schiffes 
und  von  dessen  Schicksal  abhängig.  Auch  in 
England  und  Nordamerika  gehört  die  ganze 
Fracht  für  die  letzte  Reise  des  abandonirten 
Schiffes  dem  Assecuradeur,  welcher  wiederum 
die  auf  der  Fracht  lastenden  Ausgaben,  als  Heuer 
und  Schiffsabgaben  bezahlen  muss.  Laut  dtsch. 
Ilgb.  §  872,  Ilambrgbed.  §  123  cfr.  schwed. 
Seeges.  §  265,  kommt  dahingegen,  wenn  das 
Schiff  abandonirt  wird,  dem  Assecuradeur  nur 
der  Theil  der  Nettofracht  zu,  der  nach  Abge- 
bung  der  Abandon -Erklärung  verdient  war, 
welchen  Theil,  sofern  die  Fracht  auch  versichert 
ist,  der  Assecuradeur  derselben  wieder  der  Rhe¬ 
derei  ersetzen  muss.  Der  norwegische  PL  1871 
enthält,  ebenso  wie  die  dänische  Conv.  und  das 
holländische  Gesetz  hierüber  Nichts.  —  Un¬ 
geachtet  die  Regel  des  deutschen  Gesetzes  ge- 
wis8ermaassen  als  eine  consequente  Folgerung 
von  der  in  der  Abandon -Erklärung  liegenden 
Uebertragung  des  Eigenthumsrechtes  erscheinen 
dürfte,  wobei  die  Rhederei  sagen  könnte, 
dass  sie  das  Recht  zur  weiteren  Benutzung  des 
Schiffes  oder  zu  dessen  Ausbeute  verloren  habe, 
meinen  wir  doch,  dass  es  das  Richtigste  wäre? 
wenn  der  Rhederei,  unangesehen  des  Abandons 
des  Schiffes,  wo  nichts  Entgegengesetztes  aus¬ 
drücklich  bestimmt  ist,  die  ganze  gerettete 
Fracht,  auch  die  nach  der  Uebertragung  ver¬ 
diente,  zukommt.  Denn  Abandon  ist  in  seinem 
Wesen  nichts  Anderes,  als  die  Anwendung  der 
Ersatzregeln  für  Totalverlust  in  den  Fällen,  wo 
derselbe  nur  Wahrscheinlichkeit  nicht  aber 
Gewissheit  dafür  bietet,  dass  die  factischen 
Bedingungen  zugegen  sind.  Und  im  Falle  von 
Totalverlust  hätte  ja  der  Assecuradeur  des  Schiffes 
keine  Forderung  auf  irgend  einen  Theil  der 
geretteten  Fracht  gehabt.  Dass  in  Abandon- 
lallen  eine  förmliche  Uebertragung  stattfindet, 
während  im  Falle  wirklichen  Totalverlustes  das 


Eigenthumsrecht  dessen,  was  später  gerettet 
werden  möchte,  ipso  jure  auf  den  Assecuradeur 
übergeht,  scheint  keinen  Einfluss  auf  die  Frage 
haben  zu  können,  was  dem  Assecuradeur  in  beiden 
Fällen  zukommt.  Diese  Ansicht  empfiehlt  sich 
ausserdem  als  die  natürlichste  und  in  der  An¬ 
wendung  einfachste.  Der  Assecuranzcontract 
und  der  Frachtcontract  erzeugen  zwei  an  sich 
selbstständige  Rechtsverhältnisse.  Ersteros  geht 
davon  aus,  die  Existenz  des  Gegenstandes  zu 
sichern,  Letzteres  hat  den  Zweck,  dem  Emen- 
thümer  des  Gegenstandes  einen  Verdienst  aus 
demselben  zu  verschaffen.  Dieser  Verdienst 
geilt  dem  Assecuradeur  ja  nichts  an,  derselbe  ist 
durchaus  nicht  ein  blosses  Accessorium  des  Ge¬ 
genstandes,  sondern  tritt  selbst  als  ein  beson¬ 
deres  Interesse  auf,  welches  Gegenstand  der  Ver¬ 
sicherung,  und  betreffenden  Falls  an  den  Asse¬ 
curadeur  selbst  abandonirt  werden  kann.  Es 
ist  auch  nicht  richtig,  ein  besonderes  Gewicht 
darauf  zu  legen,  dass  das  Schiff  das  Geräthschaft 
ist,  womit  die  Fracht  verdient  wird,  denn  auch 
die  persönliche  Thätigkeit  der  Rhederei  und  die 
auf  die  Aussteuer  verwendeten  Kosten  haben 
hieran  ihren  Antheil,  und  oft  kann  ja  die  Fracht 
wenigstens  zum  Theil  erhalten  werden,  unge¬ 
achtet  das  Schiff  total  untergeht. 

Durch  die  Uebertragung  tritt  der  Assecu¬ 
radeur  betreffs  des  versicherten  Gegenstandes  in 
alle  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherten  ein. 
Er  erwirbt  somit  das  Recht  auf  Havarie-Beiträge, 
während  umgekehrt  Havarie-  und  Bodmerei- 
Forderungen  ferner  gegen  ihn  geltend  gemacht 
werden  können.  Der  Versicherte  muss  deshalb 
bei  der  Abandon  Erklärung  sowohl  alle  Ver¬ 
sicherungen,  die  anderswo  auf  den  abandon- 
nirten  Gegenstand  genommen  sein  möchten,  als 
auch  alle  auf  diesen  haftende  Schulden  aufgeben, 
dtsch.  Plgb.  §  873,  Hambrgbed.  §  124,  schwed. 
Seeges.  §  266,  holl.  Handels-G.-B.  §  675,  frz. 
Cod.  Art.  379,  span.  Cod.  Art.  911  u.  912,  ital. 
Cod.  Art.  490.  —  Ferner  sind  alle,  den  aban¬ 
donirten  Gegenstand  betreffenden  Papiere,  Schiffs- 
documente,  Conossemente,  Bödmereibriefe  etc.  in 
gehöriger  Ordnung  dem  Assecuradeur  zu  übertra¬ 
gen,  und  in  der  Regel  wird  auf  dessen  Verlangen 
ein  förmlicher  Abandonrevers  ausgefertigt. 

Laut  dtsch.  Hgb.  §  874  u.  Hambrgbed.  §  125 
ist  der  Versicherte  auch  nach  der  Abandon- 
Erklärung,  ungeachtet  der  Uebertragung,  ver¬ 
pflichtet,  Sorge  für  die  Rettung  der  versicherten 
Gegenstände  zu  tragen,  bis  der  Assecuradeur 
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selbst  im  Stande  ist,  dieselben  zu  übernehmen, 
und,  wenn  er  erfahren  sollte,  dass  ein  für  ver¬ 
loren  angesehener  Gegenstand  wieder  auftaucht, 
hat  er  sogleich  dem  Asssecuradeur  dies  mitzu- 

theilen  und  auf  Verlangen  zur  Wiedererhaltung 
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des  Gegenstandes  beizutragen,  Alles  jedoch  auf 
Kosten  des  Assecuradeurs.  Auch  in  Nordame¬ 
rika  wird  der  Versicherte,  oder  an  seiner  Stelle 
der  Schiffer,  nach  geschehenem  Abandon  für 
verpflichtet  angesehen,  das  Wohl  des  Assecura¬ 
deurs  zu  überwachen  und  alle  mögliche  Vor¬ 
sorge  zu  tragen,  um  dessen  Verlust  zu  vermin¬ 
dern.  Dasselbe  muss  zweifelsohne  auch  nach 
dem  norweg.  PI.  1871  gelten,  der  zwar  dies 
nicht  ausdrücklich  ausspricht,  aber  im  §  ß8, 
welcher  ebensowohl  Abandon  als  alle  anderen 
Unglücksfälle  umfasst,  in  ganz  allgemeinen 
Ausdrücken  dem  Versicherten  auferlegt,  für  das 
Interesse  des  Assecuradeurs  gleiche  Sorge  zu 
tragen,  als  sei  es  sein  eigenes.  —  In  den  meisten 
anderen  Gesetzen  hat  dahingegen  die  früher  er- 
wähnte  schiefe  Auffassung  sich  geltend  gemacht, 
dass  nämlich  der  Versicherte  bei  Abandon  zu¬ 
gleich  mit  dem  Eigenthumsrecht  an  dem  ver¬ 
sicherten  Gegenstand  auch  die  ganze  Sorge 
für  dessen  Bewahrung  auf  den  Assecuradeur 
wälzt,  und  sich  also  bei  dessen  fernerem  Schicksal 
ganz  gleichgültig  verhalten  kann.  Diese  nach  dem 
Angeführten  ganz  unrichtige  Auffassung  kommt 
zum  Vorschein  im  franz.  Cod.  Art.  381,  span. 
Cod.  Art.  921  u.  ital.  Cod.  Art.  492,  wo  dem 
Versicherten  auferlegt  ist,  im  Falle  von  Schiff¬ 
bruch  für  Rettung  der  verunglückten  Gegenstände 
Sorge  zu  tragen  „ohne  Präjudiz  seines  Rechtes 
auf  Abandon  seiner  Zeit“,  —  wodurch  indirect 
ausgedrückt  ist,  dass  keine  solche  Pflicht  dem 
Versicherten  obliegt,  nachdem  Abandon  stattge¬ 
funden  hat,  und  das  holl.  Handels-G.-B.  §  655 
sagt  geradezu,  dass  der  Versicherte  im  Falle  von 
Schiffbruch  oder  Anhaltung,  „so  lange  er  nicht 
zu  Abandon  berechtigt  ist  und  nicht  wirklich 
abandonirte“,  verpflichtet  ist,  alle  mögliche  Sorge 
für  die  Rettung  oder  Freigebung  des  versicherten 
Gegenstandes  walten  zu  lassen.  Cfr.  auch  §  665 
desselben  Gesetzes,  der  den  Versicherten  im  Falle 
von  Strandung  oder  Anhalten  für  berechtigt  erklärt, 
sofort  zu  abandoniren,  wenn  der  Assecuradeur  sich 
weigert,  ihm  einen  genügenden  Betrag  zu  Ret- 
tungs-  oder  Reclamationskosten  auszuzahlcn,  wo¬ 
rin  aber  liegt,  dass  Abandon  den  Versicherten  von 
aller  weiteren  Sorge  bezüglich  der  Rettung  oder  Re¬ 
klamation  befreit.  Hierher  gehören  auch  die  Be¬ 


stimmungen  über  Ranzionirung  eines  aufgebrachten 
Schiffes  im  frz.  Cod.  Art.  395  u.  396,  span.  Cod. 
Art.  917  u.  918,  ital.  Cod.  504  u.  505,  wonach 
der  Assecuradeur,  wenn  der  Versicherte  auf 
eigene  Hand  das  genommene  Schiff  loskaufte, 
die  Wahl  hat,  zwischen  Uebernahme  des  Ver¬ 
gleichs  und  Zahlung  der  bedungenen  Lösegelder 
—  wodurch  das  Verhältniss  dann  bis  zu  Ende 
der  Reise  bestehen  bleibt,  —  oder  der  Auszah¬ 
lung  der  Versicherungssumme,  in  welchem  Falle 

er  selbstverständlich  keine  Forderung  auf  das 
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Losgekaufte  erhält,  wie  er  hierdurch  ange- 
sehen  wird,  als  habe  er  dasselbe  auch  sei¬ 
nerseits  aufgegeben.  Dass  der  Schiffer  jeden¬ 
falls  bei  Abandon  des  Schiffes  ipso  jure  der  Be¬ 
vollmächtigte  des  Assecuradeurs  und  verpflichtet 
ist,  sein  Interesse  wahrzunehmen,  liegt  geradezu 
in  seiner  Stellung.  Nach  dem  schwedischen 
Seegesetz  und  der  dänischen  Convention  von 
1850,  welche  gar  nichts  über  das  Verhalten  des 
Versicherten  in  Abandonfällen  bestimmen,  scheint 
es  auch  nicht  die  Meinung  zu  sein,  dass  weitere 
Verpflichtungen  auf  dem  Versicherten  lasten  sollen, 
nachdem  er  in  gehöriger  Weise  dem  Assecu¬ 
radeur  den  versicherten  Gegenstand  übertragen  hat. 

Dass  Abandon  unter  den  gesetzlichen  Be¬ 
dingungen  auch  im  Verhältniss  zwischen  einem 
Assecuradeur,  der  das  von  ihm  übernommene 
Risico  reassecurirt  hat,  und  seinem  Reassecura- 
deur  angewendet  werden  kann,  versteht  sich  von 
selbst,  und  hierüber  gilt  ganz,  was  vorher  aus¬ 
einander  gesetzt  ist.  Es  hängt  natürlicherweise 
von  dem  ersten  Assecuradeur  ab,  welchem  ge¬ 
genüber  der  Versicherte  den  versicherten  Gegen- 
stand  abandonirt  hat,  inwiefern  er  dessen  mög- 
liehe  Rettung  abwarten  oder  denselben  gleich  an 
den  Reassecuradeur  abandoniren  will,  cfr.  dän. 
Conv.  1850  §  168,  6,  cfr.  174,  dtsch.  Hgb.  § 
868  Schluss.  Fallen  jedoch  die  factischen  Um¬ 
stände  fort,  welche  das  Recht  zum  Abandon  be¬ 
gründen,  z.  B.  wenn  Nachricht  über  ein  ver¬ 
schwundenes  Schiff  eingeht,  nachdem  der  erste 
Assecuradeur  dem  Versicherten  die  Versiche¬ 
rungssumme  ausgezahlt  hat,  aber  bevor  er  an 
seinen  Reassecuradeur  abandonirte,  dann  hat 
er  gewiss  nicht  länger  ein  Recht  zum  Abandon; 
aber  der  Reassecuradeur  muss  ihm  natürlicher¬ 
weise  den  gezahlten  Betrag  mit  Abzug  dessen, 
was  für  das  Gerettete  erzielt  wird,  erstatten,  für 
dessen  Bewahrung  und  Realisation  der  erste 
Assecuradeur  in  diesem  Falle  in  gewöhnlicher 
Weise  Sorge  zu  tragen  hat. 


gegangen  ist  (Art.  375),  —  3.  wenn  das  Schilf 
als  innavigabel  condemnirt  ist  und  binnen  resp.  G 
Monaten  oder  1  Jahr  keine  Gelegenheit  gefunden 
werden  kann,  die  versicherten  Waaren  an  den 
Ort  ihrer  Bestimmung  zu  senden  (Art.  394).  — 
Ganz  entsprechende  Bestimmungen  finden  sich 
im  span.  Cod.  Art.  901,908  u.  927  und  im  ital. 
Cod.  Art  482.  487  und  503.  —  Das  holl.  Han- 
dels-G.-B.  §§  6G3  u.  6G4,  GG6  u.  G67,  erlaubt 
gleichfalls  Abandon  im  Falle  von  Aufbringen 
und  Anhalten,  Schiffbruch  und  anderen  See¬ 
schäden,  wodurch  die  versicherten  Gegenstände 
untergehen  oder  einen  Schaden  bis  zu  wenig¬ 
stens  drei  Viertheilen  des  Werthes  erleiden,  und 
wenn  keine  Nachricht  über  das  Schiff  während 
resp.  6,  12  oder  18  Monaten,  je  nach  Beschaffen¬ 
heit  der  Reise  eingegangen  ist ;  dahingegen  wird 
von  diesem  Gesetz  Abandon  auf  Waaren,  welche 
im  Nothhafen  verkauft  werden  müssen,  nicht  an¬ 
erkannt.  Sämmtliche  vier  letztgenannten  Gesetze 
(fr.  Cod.  Art.  389,  span.  Cod.  Art.  922  u.  923, 
ital.  Cod.  Art.  500  u.  holl.  Handels  G.-B  §.  664) 
fügen  ausdrücklich  noch  hinzu,  —  dass  ein  ge¬ 
strandetes  Schiff  nicht  als  seeuntüchtig  abando- 
nirt  werden  kann,  wenn  es  wieder  flott  gebracht, 
reparirt  und  zur  Fortsetzung  der  Reise  nach  dem 
Bestimmungsort  in  Stand  gesetzt  werden  kann; 
wohingegen  der  Assecuradeur  in  diesem  Fall  nur 
den  wirklichen  Schaden,  den  das  Schiff  erlitten, 
zu  ersetzen  hat.  Allein  dies  ist  natürlicherweise, 
wie  auch  in  dem  holländischen  Gesetz  ausdrück¬ 
lich  gesagt,  so  zu  verstehen,  dass  die  Instand¬ 
setzung  nicht  zu  geschehen  braucht,  wenn  die¬ 
selbe  drei  Viertheile  oder  mehr  des  Werthes 
betragen  würde.  —  In  England  und  Nordame¬ 
rika,  woselbst  der  Eintritt  des  Abandons  die 
weiteste  Ausdehnung  erlangt  hat,  kann  derselbe 
gleichfalls  stattfinden,  falls  Nachrichten  über  das 
Schiff  ausbleiben,  bei  Schiffbruch  oder  feindlicher 
Aufbringung,  so  auch  wenn  der  versicherte  Ge¬ 
genstand  als  verloren,  oder  als  wesentlich  zer¬ 
stört  zu  betrachten  ist,  wie  ferner  überall  da, 
•wo  die  Reise  vernichtet  oder  das  beabsichtigte 
Unternehmen  vereitelt  wird,  z.  B.  weil  das  Gut 
dermassen  beschädigt  worden  ist,  dass  es  die 
Kosten  seines  weiteren  Transportes  nicht  tragen 
kann,  oder  weil  binnen  einer  passenden  Frist 
nicht  Gelegenheit  gefunden  wurde,  das  Gut  an 
den  Bestimmungsort  zu  senden.  Cfr.  ßenecke 
III.  S.  401.  In  England  wird  vorausgehender 
Abandon  in  allen  den  Fällen  gefordert,  in  wel¬ 
chen  der  Versicherte  Forderung  auf  Ersatz  für 


Totalverlust  erheben  will,  dies  letztere  wird  je¬ 
doch  in  Nordamerika  nicht  für  noth wendig  an¬ 
gesehen,  wo  der  versicherte  Gegenstand  ganz  zu 
Grunde  gegangen,  so  dass  Nichts  vorhanden  ist, 
wras  dem  Assecuradeur  übertragen  werden  könnte. 

Gegenstand  des  Abandons  ist  selbstfolgüch 
jedes  versichertes  Interesse  unter  den  festge¬ 
stellten  Bedingungen,  somit  nicht  allein  Schiff 
und  Gut,  sondern  auch  Fracht,  Havarie-  und 
Bodmerei-Forderungen,  imaginairer  Gewinn  und 
Provision,  —  und  die  Assecuranzgesetze  be¬ 
nutzen  gerade  mit  Fleiss  den  allgemeinen  Aus- 
druck:  die  versicherten  Gegenstände.  Aber  es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  jeder  einzelne  Ge¬ 
genstand  sich  unter  den  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen  befinden  muss.  So  ist  es  z.  B.  klar, 
dass  das  Aufbringen  des  Schiffes  nicht  zu 
Abandon  der  Ladung  und  der  Fracht  berechtigt, 
wenn  die  Ladung  zeitig  freigegeben  wird,  in¬ 
soweit  die  Gesetze  (wie  in  Schweden,  Frankreich, 
Spanien  und  Italien)  nicht  besonders  Abandon 
zulassen,  wenn  die  Waaren  im  Nothhafen  ver¬ 
kauft  werden  mussten.  Umgekehrt  kann  der 
Verlust  der  Ladung  kein  Recht  geben,  das  Schiff 
zu  abandoniren,  wo  nicht  (wie  in  England)  der 
Verlust  der  versicherten  Reise  an  und  für  sich 
zu  Abandon  berechtigt.  Cfr.  Gram  S.  555  —  556. 
In  der  dänischen  Convention  von  1850  wird 
Abandon  von  Fracht  und  Bodmereiforderungen 
sowie  in  Reassecuranzfällen,  als  auch  von  imagi- 
nairem  Gewinn  ausdrücklich  genannt  (§  173  cfr. 
Gram  S.  557.) 

Wo  das  Ausbleiben  von  Nachrichten  über 
ein  Schiff  Abandon  begründet,  wird  der  Verlust 
als  beim  Ablauf  der  Frist  geschehen  betrachtet, 
was  auch  als  geltend  angenommen  worden  ist, 
selbst  wo  das  Schiff  im  sinkenden  Zustand  von 
der  Mannschaft  verlassen  wird.  Ist  das  Schiff 
auf  Zeit  versichert,  so  wird  in  solchem 
Falle  die  Versicherung  bis  zuin  Ablauf  der 
Frist  prolongirt,  welche  Prolongation,  infolge 
PI.  1871  §  18,  Schluss,  schwed.  Seeges.  §  267 
und  dän.  Conv.  1850  §  106,  von  dem  Ver¬ 
sicherten  ausdrücklich  gefordert  werden  muss,  wo¬ 
hingegen  sie  nach  den  Hambrgbed.  §  80  u.  dtsch. 
Hgb.  835  von  selbst  eintritt,  wenn  sie  von  dem 
Versicherten  nicht  verbeten  wird.  Laut  frz. 
Cod.  Art.  376,  span.  Cod.  Art.  910,  ital.  Cod. 
488  u.  holl.  Handels-G.-B.  §  674  ist  in  dem 
Falle,  avo  eine  Zeit  Versicherung  A'or  der  Frist 
abgelaufen  ist ,  während  welcher  man  keine 
Nachricht  über  das  Schiff  gehabt  hat,  anzuneh- 
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men,  dass  es  im  Laufe  der  Versicherungszeit  zu 
Grunde  gegangen  sei  (und  dass  also  keine  Zu¬ 
schlagsprämie  zu  zahlen  ist)  während  andrerseits 
alle  Ersatzpflicht  selbstfolglich  wegfällt ,  wenn 
der  Assecuradeur  beweisen  kann,  dass  der  Ver¬ 
lust  in  Wirklichkeit  nach  Ablauf  der  Versiche¬ 
rung;  stattffefunden  hat.  —  Nach  denselben  Grund- 
Sätzen  ist  die  Verantwortung  zu  beurtheilen,  wo 
das  Schiff  während  des  Zeitraums,  wo  man  keine 
Nachricht  gehabt  hat,  bei  mehreren  Assecura- 
deuren  hintereinander  versichert  gewesen  ist. 
Nach  norwegischem,  schwedischem,  dänischem 
und  deutschem  Recht  lastet  also  die  Verantwor¬ 
tung;  in  diesem  Falle  auf  dem  Assecuradeur, 
unter  dessen  Risico  der  Gegenstand  sich  beim 
Ablauf  der  Frist  befand,  während  dahingegen 
nach  dem  französischen  und  den  auf  dasselbe 
gebauten  Gesetzen,  wie  das  auch  ausdrücklich 
im  ital.  Cod.  Art.  488  gesagt  ist,  das  Risico 
dem  ersten  Assecuradeur  zur  Last  fällt.  (Cfr. 
Gram  S.  551 — 2). 

Der  norwegische  PI.  von  1871  und  die  dänische 
Conv.  von  1850  schreiben  weder  Form  noch  Frist 
vor,  in  denen  die  Erklärung  des  Abandons  abge¬ 
geben  werden  soll,  und  folglich  muss  die  allge¬ 
meine  Regel  über  Präscription  der  Ersatzforde¬ 
rung  in  PI.  1871  §  83  u.  Conv.  1850 -§  215 
zur  Anwendung  gelangen,  dergestalt,  dass  jedes 
Recht  auf  Ersatz  verloren  geht,  wenn  die  For¬ 
derung  nicht  während  der  festgesetzten  Zeit,  ge¬ 
rechnet  vom  Ablauf  der  Fristen,  nach  Avelchen 
das  Recht  auf  Abandon  eintritt,  geltend  gemacht 
wird.  —  Andere  Gesetze  schreiben  dagegen  vor, 
dass  eine  förmliche  E r k  1  ä r u n g  über  Abando n 
binnen  einer  bestimmten  Frist  abzugeben 
ist,  nach  deren  Ablauf  der  Versicherte  sein  Recht 
auf  Abandon  verloren  hat,  während  ihm  natür¬ 
licherweise  eben  bis  zum  Ablauf  des  gewöhn¬ 
lichen  Präscriptionstermins  sein  Recht  bleibt, 
Ersatz  nach  den  allgemeinen  Regeln  für  den 
Schaden  zu  fordern,  den  er  als  erlitten  nach- 
weisen  kann,  siehe  dtsch.  Hgb.  §§  868  u.  869, 
Hambrgbd.  §§  119  u.  120,  schwed.  Seeges.  §§ 
262  u.  263,  holl.  Handels-G.-B.  §§  670-672, 
frz.  Cod.  Art.  313  u.  375,  span.  Cod.  Art.  904, 
905  und  908,  ital.  Cod.  Art.  485  u.  487.  — 
Nach  dem  deutschen  und  dem  schwedisch  n  Ge¬ 
setz  kann  jedoch  der  Versicherte,  wo  das  Schiff 
verschwunden  ist,  auch  nach  Ablauf  der  Abandon- 
Frist  Ersatz  für  Totalschaden  fordern,  aber  unter 
der  Bedingung,  dass,  wenn  der  versicherte  Ge¬ 
genstand  später  zur  Stelle  kommen  sollte  und 


es  sich  zeigte,  dass  kein  Totalverlust  stattgefunden 
hat,  die  Versicherungssumme  zurückzuerstatten 
ist,  wogegen  er  sein  Eigenthum  wieder  bekommt 
und  der  Ersatz  für  möglicherweise  erlittenen 
partiellen  Schaden  wird  nach  den  allgemeinen 
Regeln  berechnet,  (cfr.  Bremerbed.  §  66  Schluss), 
während  eine  zur  rechten  Zeit  abgegebene 
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Abandon-Erklärung  endgiltig  abmachend  gewesen 
wäre. 

Die  Abandon-Erklärung  ist  unverrückbar 
und  unwiderruflich,  selbst  dann,  wenn  hinter¬ 
drein  Umstände  eintreten  möchten,  die,  wären 
sie  früher  zugegen  gewesen,  die  Veranlas¬ 
sung  dazu  ausgeschlossen  haben  würden  z.  B. 
spätere  Rettung  oder  Freigebung,  cfr.  dän.  Conv. 
1850  §  177.  Und  dies  gilt  selbst  in  dem  Falle, 
wo  die  Versicherung  ausdrücklich  „frei  von  Be¬ 
schädigung“  gezeichnet*  ist.  Dahingegen  verliert 
sie  ihre  Wirkung,  wenn  die  Daten,  auf  welche 
sie  sich  stützt,  entweder  sich  nicht  bestätigen, 
oder  bei  Abgabe  der  Erklärung  zu  existiren  auf¬ 
gehört  haben,  z.  B.  wenn  von  dem  Schiff,  von 
dem  man  während  einer  gewissen  Zeit  keine 
Nachricht  gehabt  hat,  in  Erfahrung  gebracht  wird, 
dass  es  sich  gar  nicht  auf  die  vorausgesetzte 
Reise. begeben  hat,  oder  wenn  nach  Ablauf  der 
Frist,  aber  vor  Abgebung  der  Erklärung,  Nach¬ 
richten  über  das  verschwundene  Schiff  eingehen, 
oder  das  aufgebrachte  Schiff  freigegeben  wird. 

Die  Erklärung  muss  unbedingt  sein  und 
muss  den  ganzen  versicherten  Gegenstand  oder 
Alles  umfassen,  was  in  derselben  Taxe  einbe¬ 
griffen  ist,  vorausgesetzt  natürlicherweise,  dass 
es  sich  zu  der  Zeit,  in  welcher  das  Unglück  ein¬ 
traf,  unter  dem  Risico  des  Assecuradeurs  befand; 
das,  was  schon  in  Sicherheit  gebracht  wurde, 
z.  B.  früher  gelöschte  Theile  der  Ladung,  ist  da¬ 
gegen  nicht  abzutreten.  Durchaus  alleinstehend 
ist  die  Bestimmung  in  der  dän.  Con.  1850  §  175, 
die  ganz  allgemein  da  theilweisen  Abandon  zu¬ 
lässt,  wo  die  Umstände,  welche  zur  Abtretung 
berechtigen,  in  Bezug  auf  einen  Theil  des  Ver-, 
sicherten  vorhanden  sind.  Ist  der  Gegenstand 
nicht  zum  vollen  Werthe  versichert,  dann  ist  na¬ 
türlicherweise  nur  ein  verhältnissmässiger  Antheil 
abzutreten.  Sind  es  mehrere  Assecuradeure,  so 
geschieht  Abandon  pro  rata  für  jeden  derselben. 

Wenn  versicherte  Bruttofracht  abandonirt  wird, 
muss  derselben  bei  der  Uebertragung  die  Aus¬ 
steuer  folgen;  ist  die  Aussteuer  besonders  ver¬ 
sichert,  kann  natürlicherweise  nur  der  rückstän¬ 
dige  Theil  der  Fracht  überlassen  werden.  Ist 


§  19. 

Partieller  Schaden.  —  Der  Gegensatz 
von  Totalverlust  und  was  damit  (nach  Abandon) 
in  gleicher  Weise  zu  behandeln  sein  wird, 
ist  pa  rtieller  Schaden,  oder,  wie  derselbe  in 
dem  frz.  Cod.  Art.  371  und  in  den  übrigen  hier- 
auf  basirten  Gesetzen  benannt  wird,  Havarie. 
Das  Unglück  schliesst  hier  nicht,  wie  bei  Total¬ 
verlust,  das  Assecuranzverhältniss  ab,  sondern 
dieses  währt  auch  ferner  bis  zum  Ablauf  der  Ver- 
sichcrungszeit  oder  bis  zum  (glücklichen  oder  un¬ 
glücklichen)  Ende  der  versicherten  Reise.  Der 
erlittene  Schaden  ist  somit  zu  ersetzen,  insoweit 
derselbe  unter  das  Risico  des  Assecuradeurs  ge- 
hört;  trifft  darauf  eine  neue  Havarie,  dann  ist 
auch  diese  zu  ersetzen,  und  geht  zuletzt  das  Ganze 
total  unter,  dann  ist  noch  die  ganze  Versiche¬ 
rungssumme  zu  zahlen ,  und  dann  erst  das  Ver- 
hältniss  abgeschlossen.  Die  Versicherungssumme, 
das  ist  diejenige  Summe,  wofür  der  Assecuradeur 
die  glückliche  Ankunft  des  versicherten  Gegen¬ 
standes  garantirt  hat,  bildet  nur  eine  Grenze, 
welche  der  Ersatz  in  jedem  einzelnen  Ha¬ 
variefall  nicht  überschreiten  kann,  aber  durch¬ 
aus  nicht  die  Grenze  der  Verantwortlichkeit  des 
Assecuradeurs  im  Ganzen.  Der  Ersatz  in  Ha¬ 
variefällen  ist  vielmehr  als  ein  Geldaufwand  von 
Seiten  des  Assecuradeurs  zu  betrachten,  um  die 
versicherte  Reise  zum  glücklichen  Ausgang  zu 
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führen  und  dadurch  der  Auszahlung  der  Garan¬ 
tiesumme  zu  entgehen;  somit  bleibt,  wenn  dieselbe 
missglückt,  dieser  Ersatz  ganz  für  seine  eigene 
Rechnung,  cfr.  PL  1871  §  75,  dtsch.  Hgb.  §  844, 
Hambrgbed.  §  92,  schwcd.  Seeges.  §  232,  dän. 
Conv.  1850  §§  202  u.  203.  Jedoch  versteht  es 
sich  von  selbst,  dass  nur  der  bei  den  früheren 
Havarien  wirklich  erlittene  Verlust  zu  er- 
setzen  ist,  wenn  hinterdrein  das  Ganze  total  ver¬ 
loren  geht.  Ist  somit  erstere  Havarie-grosse,  so 
fällt  die  Contribntionspflicht  bei  dem  Untergang 
fort  und  der  Assecuradeur  wird  also  Nichts  zu 
ersetzen  haben;  ist  das  erste  Havarie  particulaire 
und  das  Ganze  geht  darauf  durch  ein  Unglück 
zu  Grunde,  welches  unter  das  Risico  des  Asse¬ 
curadeurs  fällt,  dann  fällt  gleichfalls  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Ausgabe  in  Veranlassung  der 
ersten  Havarie  fort,  sofern  dieselbe  nicht  schon 
stattgefunden  hat;  durch  beide  Unfälle  zusammen 
ist  ja  nicht  mehr  als  totaler  Schaden  erlitten 
worden.  —  War  dahingegen  nur  die  erste  Ha¬ 
varie  Sache  des  Assecuradeurs,  ging  aber  der 


versicherte  Gegenstand  hinterdrein  durch  ein  Un¬ 
glück  zu  Grunde,  welches  nicht  unter  sein  Risico 
gehörte,  dann  hat  er  den  durch  erstere  erlittenen 
Schaden  zu  ersetzen,  selbst  wenn  eine  Ausbesse¬ 
rung  nicht  stattgefunden  hat,  denn  innerhalb  der 
Grenzen  seines  Risicos  ist  der  Assecuradeur  ver¬ 
pflichtet,  den  versicherten  Gegenstand  in  unbe¬ 
schädigten  Stande  zu  erhalten,  und  es  berührt 
ihn  nicht,  dass  vielleicht  der  Versicherte  hinter¬ 
drein  den  Werth  verloren  haben  würde,  cfr.  dtsch. 
Hgb.  §  848,  Hambgbed.  §  96.  Umgekehrt  muss, 
wenn  die  erste  Havarie  ausserhalb  des  Risicos  des 
Assecuradeurs  lag,  das  Schiff  aber  darnach  total 
verloren  geht,  durch  ein  seine  Versicherung  be¬ 
treffendes  Unglück-,  der  bei  der  ersten  Havarie 
erlittene  Schaden,  sofern  derselbe  nicht  reparirt 
war,  von  der  Assecuranztaxe  abgehen,  denn  der 
Assecuradeur  hat  nur  das  zu  ersetzen,  was  durch 
das  Unglück  wirklich  verloren  gegangen  ist. 

Ueber  die  besonderen  Begrenzungen,  welchen 
die  Ersatzpflicht  bei  partiellem  Schaden  theils  im 
Allgemeinen,  theils  infolge  besonderer  Clauseln 
unterliegt,  —  indem  zuweilen  gar  kein  partieller 
Schaden,  zuweilen  nur  gewöhnliche  Havarie,  zu¬ 
weilen  nur  bei  gewissen  Waaren,  zuweilen  nur  im 
Strandungsfalle,  zuweilen  nur,  wenn  der  Schaden 
gewisse  L’rocente  übersteigt,  ersetzt  wird  —  ist  be¬ 
reits  oben  gesprochen. 

Der  eigentliche  Ersatz,  welcher  dem  Ver¬ 
sicherten  zugutekommt,  kann  natürlicherweise  für 
keinen  einzelnen  Havariefall  die  Versicherungs- 
summe  übersteigen;  dahingegen  können  wohl 
Kosten,  die  auf  vergebliche  Rettungsversuche 
u.  dgl.  verwendet  sind,  sich  auf  mehr  belaufen, 
cfr.  PL  1871,  §  75,  Hambrgbed.  §  92,  schwed. 
Seeges.  232.  Eine  besondere  Begrenzung  ent¬ 
hält  die  dän.  Conv.  1850  §  203,  nach  welcher 
auch  nicht  diese  Kosten  zu  ersetzen  sind,  insoweit 
sie  die  Versicherungssumme  übersteigen,  es  sei 
denn,  dass  sie  im  Einverständniss  mit  der  Asse- 
curanzcompagnie  stattgefunden  haben,  cfr.  auch 
Bremerbed.  §  68,  welcher  als  Bedingung  des 
Ersatzes  von  dergleichen  Kosten,  insofern  sie  die 
Versicherungssumme  übersteigen,  fordert,  dass  sie 
entweder  vom  Assecuradeur  gutgeheissen  waren, 
oder  nachweisbar  nicht  zu  umgehen  gewesen  sind, 
und  ausserdem  durch  Bodmerei  oder  Versiche¬ 
rung  nicht  gedeckt  werden  konnten,  oder  mit 
Einwilligung  des  Assecuradeurs  in  einer  dieser 
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Arten  nicht  gedeckt  wurden,  siehe  auch  PI. 
1871  §  70. 
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Der  Assecuradeur  muss  indess  stets  berech¬ 
tigt  sein,  ganz  aus  dem  Verhältnis  zu  scheiden, 
und  sich  von  jeder  weiteren  Ausgabe  und  von 
jedem  Risico  loszusagen,  wenn  er  die  ganze  Ver¬ 
sicherungssumme  zahlt  und  die  Kosten  ersetzt, 
die  schon  aufgewendet  waren,  siehe  PI.  1871  §  76, 
dtsch.  Ilgb.  §  845,  Hambrgbed.  §  93  u.  schwed. 
Seeges.  §  233.  Was  er  hierdurch  thut,  ist  nur, 
dass  er  sofort  die  ganze  von  ihm  übernommene 
Garantie  erfüllt  und  Verzicht  leistet  auf  sein  Recht, 
zu  versuchen,  ob  nicht  der  versicherte  Gegen¬ 
stand  durch  blosse  Abhilfe  des  eingetretenen  par¬ 
tiellen  Schadens  glücklich  heim  zu  bringen  ist, 
—  ein  Versuch,  welcher,  wenn  er  gelingt,  ersparen 
lässt,  aber,  wenn  er  misslingt,  Kosten  ver¬ 
ursacht.  Der  Versicherte  bekommt  hierdurch  Alles, 
was  er  unter  irgend  einer  Voraussetzung  fordern 
kann;  durch  Empfang  der  Versicherungssumme 
wurde  er  von  jedem  Risico  hinsichtlich  des  versicher¬ 
ten  Gegenstandes  befreit.  Es  ist  somit  ein  unbegrün¬ 
deter  Einwand  hiergegen,  wenn  man  meint,  dass  es 
nicht  in  der  Macht  des  Assecuradeurs  liegen  sollte, 
einseitig  sich  der  Garantie  für  die  folgende  Zeit 
zu  entsagen,  denn  er  hat  ja  gerade  dieselbe  in 
ihrer  Totalität  erfüllt.  Die  Versicherungssumme 
selbst  kann  kein  Unglück  risciren,  und  wenn  der 
Versicherte  möglicherweise  die  Expedition  fort- 
setzt,  dann  wird  das  damit  verknüpfte  Risico  ein 
neues,  verschieden  von  dem  früher  versicherten 
und  geht  also  dem  früheren  Assecuradeur  nichts 
an.*)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der 
Assecuradeur  durch  solche  Auszahlung  der  Ver¬ 
sicherungssumme  kein  Recht  an  den  versicher¬ 
ten  Gegenständen  erhalten  kann,  die  auch  fürder 
ihrem  Eigenthümer  gehören;  es  ist  allein  die 
Garantie,  welche  durch  die  garantirte  Summe 
abgelöst  wird,  und  es  ist  desshalb  ganz  un¬ 
richtig,  sich  dieses  Recht  des  Assecuradeurs, 
den  ganzen  Verlust  auf  einmal  zu  tragen,  als 
ein  Seitenstück  zu  dem  Abandonrecht  des  Ver¬ 
sicherten  vorzustellen.  —  Der  Norweg.  PI.  1871 
und  das  deutsche  Gesetz  fügen  ausdrücklich  hin¬ 
zu,  was  sich  übrigens  von  selbst  versteht,  dass 
der  Assecuradeur,  wenn  zu  der  Zeit,  wo  das 
Unglück  eintrat,  ein  Theil  der  versicherten  Ge¬ 
genstände  ausserhalb  seiner  übernommenen  Ge¬ 
fahr  lag,  und  wenn  er  Gebrauch  von  diesem 
seinem  Recht  macht,  nicht  die  auf  jenen  Theil 
fällende  Versicherungssumme  zu  zahlen  hat.  Was 
diesen  Theil  betrifft,  so  ist  nämlich  der  über¬ 


nommenen  Garantie  schon  im  Voraus  Genüge  ge¬ 
schehen. 

§  20. 

Berechnung  des  Ersatzes. — Die  allge¬ 
meine  Grundregel  für  Berechnung  des  Ersatzes 
ist  die,  dass  der  Assecuradeur,  wenn  der  Schaden 
ein  totaler  ist ,  die  Assecuranzsum  m e 
unter  Abzug  der  Ausbeute  der  geretteten  Reste 
zu  zahlen,  und,  wenn  der  Schaden  ein  par¬ 
tieller  ist.  den  durch  denselben  bewirkten  Ver¬ 
lust  zu  ersetzen  hat,  —  so  wie  in  beiden  Fällen 
die  Unkosten  erstatten  muss,  die  zur  Abwehr 
des  Unglücks  und  Beweisführung  des  Verlustes 
etc.  angewendet  wurden. 

Besonders  mit  Rücksicht  auf  die  einzelnen 
Versicherungs  -  Gegenstände  gelten  folgende 
Regeln: 

a.  Das  Schiff.  Sobald  es,  nachdem  das 
Unglück  überstanden  ist,  ohne  Mühe  geschehen 
kann,  soll  eine  Besichtigung  des  Schiffes  statt¬ 
finden,  zu  welcher  womöglich  der  Assecuradeur 
oder  sein  Agent  eingeladen  werden,  Seefahrts¬ 
gesetz  §  22,  PI.  1871  §§  49  u.  50,  Hambrgbed. 
§§  127 — 129,  Bremerbed.  §  60  u.  61,  cfr.  dtsch. 
Hgb.  §§  499  u.  771,  schwed.  Seeges.  §§  47  u. 
151,  dän.  Conv.  1850  §  179.  Hierbei  wird  zu 
entscheiden  sein,  inwiefern  sich  das  Schiff  zur 
Reparatur  eignet  oder  nicht,  in  letzterem  Falle 
wird  es,  wie  es  heisst,  condemnirt  und  als  Wrack 
verkauft;  der  Schaden  ist  alsdann  total  und  der 
Ersatz  ist  die  Versicherungssumme  unter  Abzug 
des  Auctionserlöses,  PI.  1871  §  48,  dtsch.  Ilgb. 
§  877,  Hambrgbed.  §  131,  dän.  Conv.  1850 
§  183.  Das  schwedische  Seegesetz  §  259  und 
das  englisch-amerikanische  Recht,  so  wie  der 
französische  Cod.  Art.  369  und  die  darauf  ba- 
sirten  Gesetze,  geben  in  diesem  Falle,  wie  oben 
auseinandergesetzt,  dem  Versicherten  das  Recht 
zum  Abandon.  Eignet  das  Schiff  sich  zur  Re¬ 
paratur,  dann  wird  durch  Taxe  bestimmt,  wie 
viel  die  Reparatur  kosten  wird.  Wenn  darauf 
die  Reparatur  stattgefunden  hat,  werden  deren 
wirkliche  Kosten  nach  den  vorgelegten 
Rechnungen  ersetzt,  doch  nie  ein  höherer  Be¬ 
trag,  als  der  durch  Taxe  ermittelte,  und  von  dem 
Ersatzbetrag  wird  ein  Dritttheil  für  den  Unter¬ 
schied  zwischen  alt  und  neu  abgezogen,  ausser¬ 
dem  auch  der  Werth  dessen,  was  von  dem  Be¬ 
schädigten  übrig  sein  möchte.  Doch  wird  nur 
ein  Sechstel  für  Ankerketten  und  nichts  für 
Anker  abgezogen  und  wenn  das  Schiff  ganz  neu 
war,  findet  auch  kein  Abzug  statt.  Im  Ganzen 


*)  cfr.  Gram  S.  568. 
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gelten  hierfür  dieselben  Regeln,  wie  für  den  Er¬ 
satz  für  gewöhnliche  Havarie,  siehe  Seefahrtges. 

§  74,  PI.  1871  §§  50  u.  51;  dtsch.  Hgb.  §  870, 
Hambrgbed.  §  130,  schwed.  Seeges.  §  250,  dän. 
Conv.  1850  §  18 1  cfr.  74.  Partikulairer  Schaden 
der  Verkleidung  mit  dazu  gehörender  Calfate- 
rung  wird  indess  nur  ersetzt,  wenn  das  Alter 
der  alten  Haut  eine  gewisse  Anzahl  Jahre  nicht 
überschreitet,  und  zwar  so,  dass  von  dem  Er¬ 
satzbetrag,  nachdem  die  Ausbeute  der  alten 
Haut  abgezogen  ist,  ferner  noch  ein  verhältniss- 
mässiger  Theil  abgeht  für  jedes  Jahr,  wo  die 
alte  Haut  gelegen  hat.  —  Das  holl.  Handels-G.- 
B.  §§  714 — 7 IG  bestimmt  gleichfalls,  dass  von 
den  Kosten  der  Reparatur  ein  Dritttheil  für  den 
Unterschied  zwischen  alt  und  neu  abgezogen 
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werden  soll,  jedoch  so,  dass  wenn  cs  bewiesen 
wird,  dass  der  Werth  des  Schiffes  durch  die 
Reparatur  um  mehr  als  ein  Dritttheil  erhöht 
worden  ist,  dann  ist  die  wirkliche  Werthvermeh¬ 
rung  abzuziehen,  während  umgekehrt  kein  Abzug 
stattfindet,  wenn  der  Versicherte  nachweisst,  dass 
die  Reparatur  keine  Vermehrung  des  Schiffs- 
werthes  bewirkt  hat.  —  Der  norweg.  PI.  1871 
lind  die  dänische  Conv.  von  1850  enthalten  da¬ 
neben  die  besondere  Bestimmung  (die  auch 
in  der  älteren  hamburgischen  Assecuranz-  und 
Havarey- Ordnung  von  1731  enthalten  war,  aber 
ausdrücklich  in  dem  revidirten  Plan  von  1847 
aufgehoben  wurde),  dass  partikulärer  Schaden 
in  offener  See  ohne  Stossen  oder  was'  damit 
gleichzuachten,  nur  zur  Hafte  ersetzt  wird,  welche 
Hälfte  laut  der  dänischen  Convention  festzu¬ 
setzen  ist,  nachdem  die  gewöhnlichen  Abkürz¬ 
ungen  stattgefunden  haben,  wohingegen  der  nor¬ 
wegische  Plan  die  Hälfte  an  Stelle  der  Ab¬ 
kürzung  des  gewöhnlichen  Dritttheils  treten  lässt. 
Die  Regel  über  die  Kürzung  einer  Hälfte  für 
Schäden  in  offener  See  gilt  auch  für  Ankerketten 
und  Anker.  Ferner  enthält  der  norwegische 
Plan  die  natürliche  Regel,  dass  die  besagten 
Abzüge  je  nach  Umständen  ganz  oder  zum  Theil 
fortfallen,  wenn  an  Stelle  beschädigten  Inventars 
gebrauchte  Gegenstände  angeschafft  sind  und 
dadurch  Ersparnisse  in  den  Ausgaben  gemacht 
wurden.  —  Ist  das  Schiff  im  Nothhafen 
nur  einer  vorläufigen  Reparatur  unterzogen 
worden,  um  es  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Reise 
nach  dem  Ort  zu  unternehmen,  wo  die  eigent¬ 
liche  Reparatur  ausgefübrt  werden  soll  und  die 
keine  bleibende  Verbesserung  des  Schiffes  hinter¬ 
lassen  hat,  dann  bestimmen  die  Hamburger  Be-  I 


dingungen,  dass  kein  Abzug  stattfinden  soll,  und 
dasselbe  muss  gewiss,  ungeachtet  es  nicht  aus¬ 
drücklich  gesagt  ist,  auch  in  Norwegen  gelten. 
Der  Paragraph  51  des  Planes  beschäftigt  sich 
ganz  und  gar  nur  mit  den  Kosten  bei  der  definitiven 
Reparatur,  und  die  Ausgaben  bei  einer  solchen 
vorläufigen  Reparatur  im  Nothhafen  scheinen  eher 
in  eine  Klasse  mit  den  Nothhafenkosten  selbst 
gesetzt  zu  werden,  wozu  man  sie  auch  in  England 
und  Nordamerika  hinrechnet.*) 

Ungeachtet  PI.  1871  §  50  in  derselben  un¬ 
bedingten  Weise,  wie  Seefahrtgesetz  §  74  be¬ 
stimmt,  dass  der  Ersatz  nicht  nach  der  Taxe, 
sondern  nur  nach  den  wirklichen  lleparaturrccli- 
nungen  gefordert  werden  kann,  und  hiervon 
allein  den  Fall  ausnimmt,  dass  das  Schiff  durch 
Zwangsverfügung  aus  dem  Besitz  des  Ver¬ 
sicherten  gekommen  ist,  so  dass  er  die  Repara¬ 
turrechnungen  nicht  beschaffen  kann,  —  ist  es 
doch  kaum  zweifelhaft,  was  auch  in  Hambrgbed. 
§  130,  2.  Passus  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass 
es,  wenn  das  Schiff  an  seinen  Bestimmungsort 
g-elangt  und  sich  somit  ausser  dem  Risico  des 
Assecuradeurs  befindet,  dessen  eigenem  Gutdünken 
überlassen  sein  muss,  inwiefern  er  sein  Schiff 
reparirt  haben  will  oder  nicht,  und  dass  er  im 
letzteren  Falle  den  erlittenen  Schaden  nach  der 
Taxe  mit  den  gewöhnlichen  Abzügen  ersetzt 
fordern  kann.  Denn  die  Voraussetzung  ist  stets, 
—  was  ja  selbst  die  gemachte  Ausnahme  indi- 
rect  beweisst,  dass  der  Schaden  fac tisch  re¬ 
parirt  worden  ist,  und  in  diesem  Falle  ist 
nichts  natürlicher,  als  dass  der  Versicherte  nicht 
mehr  ersetzt  bekommt,  als  die  Ausgabe,  die  er 
wirklich  gehabt  hat.  Denn  die  Taxe  ist  ja  nur 
als  Grenze  dafür  aufgestellt,  was  die  Reparatur 
kosten  darf;  aber  Reparatur  ist  umgekehrt  nicht 
als  irgend  eine  Controlle  vorgeschrieben,  damit  die 
Taxe  nicht  etwa  zu  hoch  gegriffen  sei.  Auch 
das  Seefahrtsgesetz  §  74  kennt  dieselbe  Begren¬ 
zung,  so  dass  auch  im  Falle  gewöhnlicher  Ha¬ 
varie  Reparatur  nicht  unternommen  zu  werden 
braucht,  wenn  das  Schiff  in  seinem  Bestimmungs¬ 
ort  angekommen  ist,  oder  wenn  es  die  Rhederei 
aus  anderen  Gründen  in  ihrer  Gewalt  hat,  die 
Reise  aufzugeben**)  —  Indess  betrachten  unsere 
Assecuradeure  sich  berechtigt  zu  fordern,  dass 
die  Reparatur  stattfinden  soll,  selbst  wenn  das 
Risico  schon  zu  Ende  ist,  und  es  ist  auch  nicht 


*)  Cfr.  Hallager  S.  225—226. 

**)  Cfr.  Hallager  S.  233  u.  55—6. 
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zu  leugnen,  dass  der  Assecuradeur,  wenn  er  eine 
am  fremden  Ort  geschehene  Taxation  über¬ 
trieben  findet,  dazu  berechtigt  sein  muss,  Con- 
tract  mit  einer  Werft  am  Bestimmungsort  abzu- 
sehliessen,  wodurch  diese  die  genügende  Repa¬ 
ratur  des  Schiffes  zu  einem  billigeren  Preis  über¬ 
nahm,  ohne  dass  der  Versicherte  die  Forderung 
geltend  machen  könnte,  dass  er  lieber  den  Taxa¬ 
tionswerth  haben  möchte.  In  solchem  Falle 
müsste  doch  der  Versicherte  fordern  können, 
diesen  kleineren  Betrag  ausgezahlt  zu  erhalten, 
ohne  dass  er  zur  Ausführung  der  Reparatur  ver¬ 
pflichtet  wäre. 

Umgekehrt  enthält  der  norweg.  Plan  1871 
die  an  sich  selbst  billige  Regel,  wozu  sich  je¬ 
doch  kein  Seitenstück  in  anderen  Gesetzen  vor¬ 
findet,  dass  der  Versicherte  nicht  unbedingt  ver¬ 
langen  darf,  ein  beschädigtes  Schiff  in  denselben 
Stand  wie  früher  gesetzt  zu  sehen,, wenn  dies  nicht 
ohne  unverhältnissmässige  Unkosten  geschehen, 
und  das  Schiff  ausserdem  durch  eine  kleinere 
Ausgabe  vollständig  dauerhaft  und  seetüchtig 
gemacht  werden  kann;  wohingegen  er  sich  für 
den  geringeren  Werth,  den  das  Schiff  so  erhält, 
mit  Ersatz  in  Geld  begnügen  muss.  Er  kann 
demnach,  um  eine  Krümmung  ausgebessert  zu 
bekommen,  keinen  Umbau  verlangen;  auch  kann 
nicht  gefordert  werden,  dass  gerade  dieselbe  Art 
von  Materialien  zur  Reparatur  verwendet  werden 
soll,  aus  welchen  das  Schiff  gebaut  ist,  wenn 
diese  am  Ort  der  Havarie  unverhältnissmässig 
theuer  sind.  —  Diese  Regel  ist  geradezu  ein 
Gegenstück  zu  der  Bestimmung,  dass  der  Ver¬ 
sicherte  berechtigt  ist,  den  Schaden  als  Total¬ 
schaden  ersetzt  zu  bekommen,  wenn  auch  die 
Reparatur  möglich  war,  dieselbe  aber  als  unver¬ 
hältnissmässig  kostspielig  erkannt  wird :  in  beiden 
Fällen  soll  das  Verhältnis  in  der  Weise  geord¬ 
net  werden,  in  welcher  verständige  Geschäfts¬ 
leute  sich  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  ein- 
zurichten  pflegen,  und  keine  Partei  soll  weder 
Ungereimtheiten  noch  Unmöglichkeiten  von  der 
andern  fordern. 

Wo  ein  Schiff  für  eine  Summe  unter  dessen 
Werth  verbodmet  und  für  den  Ueberschuss 
versichert  ist  (cfr.  oben  S.  17),  hat  der  Asse- 
curadcur  in  Havariefällen  natürlicherweise  nur 
einen  so  grossen  Theil  des  Schadens  zu  ersetzen, 
der  dem  versicherten  Theil  des  Schiffswerthes 
entspricht.  Da  der  Bodmerei  -  Creditor  indess 
keinen  Havariebeitrag  zu  geben  hat,  (siehe  §  20, 
Schluss)  so  muss  demnach  die  Rhederei  selbst 


den  der  Bodmereischuld  entsprechenden  Theil 
des  Schadens  tragen,  ungeachtet  ihr,  nach  dem 
wie  oben  Seite  9  auseinander  gesetzt,  die 
Gelegenheit  zur  Versicherung  dieses  Theils  des 
Schiffswerthes  abgeschnitten  war.  Hiergegen 
muss  indess  die  Rhederei  sich  sichern  können 
durch  besondere  Verabredung  mit  ihrem  Asse- 
curadeur  dahin,  dass  derselbe,  gegen  einen 
passenden  Zuschlag  zur  Prämie,  auch  den  auf 
den  verbodmeten  Theil  des  Cascowerthes  fallen¬ 
den  Schaden  übernimmt  (cfr.  holl.  Handels-G,- 
B.  §  253  Schluss  u.  600),  was,  wie  leicht  zu 
ersehen,  etwas  Anderes  ist,  als  geradezu  diesen 
Theil  zu  versichern. 

b.  Waaren.  Ueber  die  Ersätzregeln  für 
Waaren  handelt  PI.  1871  §§  54  u.  55,  dtscli. 
Hgb.  §§  879  —  881,  Hambrgbed.  §§  133—136, 
Bremerbed.  §§  62  u.  63,  schwed.  Seeges  §§ 
251 — 253,  däu.  Conv.  1850  §§  186  uff.  —  Ist 
ein  Theil  der  Waaren  verloren  gegangen, 
z.  B.  über  Bord  gespült  worden,  wird  dies  ein¬ 
fach  als  Totalverlust  zu  ersetzen  sein,  so  dass 
der  Assecuradeur  so  viel  Prooente  der  Versiche¬ 
rungssumme  auszahlt,  wie  das  Verlorene  in  Pro- 
centen  des  Versicherungswerthes  ausmacht.  — 
Beim  Ersatz  besch ädigter  Waaren,  kommt  es 
darauf  an,  ob  sie  am  Bestimmungsort  ange¬ 
kommen  sind,  oder  ob  sie  im  N  othhafen  verkauft 
werden  mussten.  Im  letzteren  Falle  wird  gerade 
der  Unterschied  zwischen  dem  Versieherungs- 
werth  der  Waaren  (vorausgesetzt  natürlicherweise, 
dass  sie  zum  vollen  Werth  versichert  sind)  und 
der  N  ett  o  -  Ausbeute  beim  Verkauf,  nach  Abzug 
von  Fracht,  Zoll  und  allen  Kosten,  ersetzt. 
Werden  die  Waaren  so  vortheilhaft  verkauft, 
dass  sie  mehr  als  den  Versicherungswerth  ein- 
bringen,  dann  kommt  der  Ueberschuss  dem 
Assecuradeur  auf  imaginairen  Gewinn  zugute. 
(Cfr.  oben  S.  50).  Sind  die  Waaren  mit  Zu¬ 
schlag  von  Fracht,  Zoll  und  Kosten  am  Bestim¬ 
mungsort  versichert,  dann  ist  für  diesen  Zuschlag 
nichts  zu  ersetzen,  weil  diese  Ausgaben  erspart 
werden,  wenn  die  Waaren  ihren  Bestimmungs¬ 
ort  nicht  erreichen.  Infolge  Hambrgbed.  §  23 
ist  jedoch  in  diesem  Falle  die  Hälfte  der  Prä¬ 
mie  für  diesen  Zuschlag  zu  ristorniren.  —  Ist 
dahingegen  das  Gut  an  seinen  Bestimmungs¬ 
ort  gelangt,  muss  erst  durch  gesetzmässige 
Besichtigung  festgestellt  werden,  was  die  Waaren 
in  unbeschädigtem  Zustande  nach  dem  Markt¬ 
preise  dorten  brutto  gebracht  haben  würden. 
Hiervon  wird  die  Br  u  1 1  o -Ausbeute  des  Ver- 
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Kaufs  abgezogen,  und  die  Procente,  welchem  diese 
Differenz  von  dem  Werth  der  Waaren  in  un¬ 
beschädigtem  Zustand  ausmacht,  drücken  den 
Verlust  aus  und  der  Assecuradeur  hat  somit  eben 
soviel  Proeent  von  der  versicherten  Summe  zu 
zahlen.  Ferner  hat  er  die  Kosten  der  Besich¬ 
tigung  und  Realisation  etc.  zu  ersetzen,  —  in- 
folge  Hambrgbed.  §§  69  u.  133  jedoch  nur  die 
Hälfte  derselben.  Dass  die  Beschädigungspro- 
cente  in  diesem  Falle  nach  Verhältniss  zwischen 
den  Brutto-AVerthen  berechnet  werden,  ist  jetzt 
die  überall  angenommene  Regel. 

Der  Unterschied  in  den  Abrechnungsweisen, 
je  nachdem  die  AVaaren  im  Nothhafen  verkauft 
werden  müssen  oder  nach  ihrem  Bestimmungs¬ 
ort  gelangen,  indem  im  ersteren  Falle,  wie  es 
heisst,  nach  Nettowerth,  im  letzteren  nach  Brutto¬ 
werth  dispachirt  wird,  ist  darin  begründet,  dass 
die  Verantwortung  des  Assccuradeurs  im  erste- 
ren  Falle  nicht  allein  den  durch  die  Beschädig¬ 
ung  selbst,  sondern  auch  den  durch  den 
Arerlust  der  Reise  bewirkten  Schaden  um¬ 
fasst;  der  Assecuradeur  hat  also  auch  die 
Verantwortung  dafür  zu  tragen,  dass  der  A7 er¬ 
kauf  den  Conjunkturen  am  Nothhafenorte  unter¬ 
worfen  worden  ist.  Am  Bestimmungsort  be¬ 
rühren  dahingegen  die  Conjuncturen  den  Asse¬ 
curadeur  nicht;  hier  ist  es  nur  die  Beschädig- 
ung  selbst,  die  er  zu  ersetzen  hat.  Dass  die 
Ausbeute  die  Kosten  des  Versicherten  nicht  deckt, 
bleibt  dessen  eigene  Sache.  Freilich  betragen 
Fracht,  Zoll  und  Unkosten  in  der  Regel  nicht 
■wesentlich  weniger  für  beschädigte,  wie  für  un¬ 
beschädigte  AATaaren,  und  es  ist  auch  durchaus 
nicht  anzunehmen,  dass  die  beschädigten  Waaren 
diese  Kosten  mit  verhältnissmässig  gleicher 
Leichtigkeit,  als  die  unbeschädigten  worden  tra¬ 
gen  können;  der  Verlust  ist  somit  durchaus 
nicht  immer  nur  die  Folge  der  wechselnden 
Conjuncturen,  sondern  auch  zum  Theil  eine  di- 
recte  Folge  der  Beschädigung  selbst.  Allein  der 
Assecuradeur  der  AVaaren  muss  für  diesen  Ver¬ 
lust  aus  dem  Grunde  befreit  sein,  woil  er  nur 
für  die  Verluste  garantirt  hat,  welche  der  ver¬ 
sicherte  Gegenstand  selbst  erleidet.  Und  der 
durch  die  ungünstige  Realisation  bewirkte  A7er- 
lust  hat  ja  die  versicherte  AVaare  selbst  nicht 
getroffen,  sondern  die  Fracht-,  Zoll-  und  Kosten- 
Auslage,  welche  durch  Beschädigung  der  AVaare 
theihveise  verloren  gegangen  ist.  Und  hier- 
gegen  wäre  es  Sache  des  Eigentümers  gewe¬ 
sen,  sich  zu  sichern,  sei  es  direct,  indem  er 


Fracht,  Zoll  und  Ausgaben  am  Bestimmungsort 
besonders,  oder  in  Verbindung  mit  den  AVaaren, 
oder  diese  letzteren  nach  ihrem  A\ferth  am  Be¬ 
stimmungsort  versicherte,  und  solchergestalt  in 
beiden  Fällen  Prämie  von  dem  Betrag  dieser  Kosten 
zahlte,  oder  sei  es  indirect,  indem  er  bei  Ver¬ 
sicherung  der  AATaaren  sich  ausdrücklich  Berech¬ 
nung  nach  Netto-AVcrth  (PI.  1871  §  6)  vorbe¬ 
hält,  und  also  die  um  so  viel  höhere  Prämie  be¬ 
zahlte. 

Zur  näheren  Erklärung  mögen  folgende 
Beispiele  der  verschiedenen  Berechnungsarten 
dienen : 

Eine  Partie  AVaare  wird  nach  ihrem  Ein¬ 
kaufspreis  mit  Zuschlag  der  Kosten  bis  an  Bord 

I  versichert  für .  5000  Spd. 

und  der  am  Bestimmungsorte  er¬ 
wartete  Verdienst,  lOpCt.  für  .  .  500  „ 

Im  Falle  Total  Verlustes  beträgt 

also  der  Ersatz  zusammen  .  .  .  5500  Spd. 

Gelangt  die  AVaare  glücklich 

nachihremBestimmungsort, 

dann  wird  vorausgesetzt,  dass  sie 

angebracht  wird  zu .  7000  Spd. 

allein  davon  sind  wieder  Zoll,  Fracht 
und  Kosten  zu  decken  im  Betrage 

von  .  .  . .  1500  „ 

also  wird  die  Ausbeute  5500  Spd. 
welche  mit  dem  Versicherungswmrthe  aufgehen. 

AV erden  die  A\r aaren  beschä¬ 
digt  im  Nothhafen  verkauft  für  3000  Spd. 
von  w  elchem  Betrag  Distancefracht, 

Zoll  und  Unkosten  abgehen  mit  .  1000  „ _ 

und  die  Netto-Ausbeute  also  .  2000  Spd. 

ist  die  Differenz  zwischen  dieser 
Aubeute  und  den  versicherten  5,500 
Spd.  zu  ersetzen,  also  ....  3500  „ 

dann  erhält  der  Versicherte  .  .  .  5500  Spd. 

und  wird  somit  schadlos  gehalten. 

Gelangen  dagegegen  die  be¬ 
schädigten  AVaaren  nach  dem  Be¬ 
stimmungsort  und  werden  dort 

verkauft  für  Brutto .  3500  Spd. 

während  die  unbeschädigten,  wie 
vorausgesetzt,  ergeben  hätten  Brutto  7000  „ 

so  beträgt  der  Unterschied  3500  Spd. 
=  50  pCt.  des  AVerthes  der  AVaaren  in  unbe¬ 
schädigtem  Stande. 

Der  Assecuradeur  ersetzt  folg¬ 
lich  50  pCt.  des  versicherten  Be¬ 
trags  (5500  Spd.)  für  die  AAraaren 
und  imaginairen  Gewinn  .  .  .  2750  Spd. 
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Allein  von  der  Brutto-Ausbeute  der 

Waaren .  3500  Spd. 

sind  Fracht,  Zoll  und 

Kosten  zu  zahlen  mit  .  1500  _ 

der  Versicherte  hat  also  nur  übrig  2000  ,, 

Zusammen  —  4750  Spd. 
und  verliert  folglich  .  :  750  „ 

welche  gerade  den  Beschädigungsprocenten, 
50  pCt.,  von  den  unversicherten  Kosten,  1500 
Spd.,  entsprechen,  die,  wenn  sie  besonders  ver¬ 
sichert  gewesen  wären,  ihr  Assecuradeur  hätte 
ersetzen  müssen. 

Wären  Fracht,  Zoll  und  Kosten  in 
Verbindung  mit  den  Waaren  versichert  gewesen, 
dann  wäre  die  gesammte  Versicherungssumme 
=7000  Spd.  geworden,  und  der  Assecuradeur 
hätte  zu  zahlen  gehabt  folgende  Beschädigungs- 
procente 

50pCt.  vom  Werth  der  Waaren 
(5000  Spd) . =  2500  Spd. 

50pCt.  vom  imaginairen  Gewinn 
(500  Spd.) . =  250  „ 

50pCt.  Fracht,  Zoll,  und  Kosten 
(1500  Spd.)  .......  .  =  750  „ 

Zusammen  3500  Spd. 
die  mit  Zuschlag  der  Auctionsaus- 

beute  von .  2000  „ 

des  Versicherten  Gesammtverlust 

decken  mit .  5500  Spd. 

Wäre  Berechnung  nach  Netto werth 
bedungen  gewesen,  dann  hätte  man  erst  von 

der  Auctions-Bruttoausbeute  .  .  3500  Spd. 

für  (die  unversicherten)  Fracht,  Zoll 
und  Unkosten  abziehen  müssen  .  1500  „ 

Giebt  Netto-Ausbeute  2000  Spd. 
und  macht  im  Verhältniss  zum  Netto -Werthe 
der  Waaren  im  unbeschädigtem  Stande  (5500Spd.) 
einen  Unterschied  von  3500  Spd.,  und  giebt  also 
Beschädigungsprocent  =  637/jj  pCt.  Der  Ersatz 
wird  also  637/j ,  pCt.  von  den  für  Waare  und 
imaginairen  Gewinn  versicherten 

5000  Spd.  oder .  3500  Spd. 

Avelche,  mit  Zuschlag  der  Auctions- 

Ausbeute .  2000  „ 

den  gesammten  Verlust  mit  5500  Spd. 
in  derselben  Weise  decken,  als  hätte  der  Ver¬ 
kauf  im  Nothhafen  stattgefunden. 

Wenn  Fracht,  Zoll  und  Unkosten  am 
Bestimmungsorte  versichert  sind,  wird  der 
Ersatz  für  dieselben  nach  derselben  Regel  be- 
rechnet  wie  für  die  Waaren;  doch  wird  natür¬ 
licherweise  von  der  Versicherungssumme  der 


Betrag  abgezogen,  welcher  infolge  der  Beschä¬ 
digung  der  Waaren  erspart  werden  müsste. 

Wenn  die  Beschädigungsprocente  am  Be¬ 
stimmungsorte,  so  wie  oben  gezeigt,  zum  Ergatz 
vom  Versichemngswerthe  berechnet  werden, 
kann  es  gleichwohl  dahin  kommen,  dass  der 
Assecuradeur  Ersatz  für  Verlust  geben  muss, 
weichereine  Folge  von  Conjuncturveränderung  ist, 
wenn  nämlich  der  Marktpreis  der  Waare  am 
Bestimmungs -Ort  niedriger  ist,  als  deren 
Assecuranz werth.  Hierüber  hat  man  sich  indess 
in  dem  norwegischen  Plan  von  1871,  sowie  in 
der  dän.  Convention,  dem  schwed.  Seegesetz  und 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  nach  dem  Bei¬ 
spiel  Englands,  wie  früher  bemerkt,  hinwegge¬ 
setzt,  und  hierfür  kann  auch  geltend  gemacht 
werden,  dass  der  Assecuranz  werth  in  jedem 
Falle  der  Ausdruck  für  das  wahre  Interesse  des 
Versicherten  beim  Abschluss  des  Contracts  ist, 
und  dass  er  ja,  wenn  die  Beschädigung  nicht 
eingetroffen  wäre,  es  in  seiner  Gewalt  gehabt 
hätte,  die  Realisation  bis  zum  Eintritt  besserer 
Conjuncturen  zu  verschieben.  Der  Satz,  dass 
der  Assecuradeur  stets  von  Ersatz  solcher  Ver¬ 
luste  befreit  sein  muss,  die  eine  Folge  verän¬ 
derter  Conjuncturen  sind,  lässt  sich  auch  nicht 
consequent  durchführen ;  denn  alsdann  müsste 
man  auch  im  Falle  von  Totalverlust  oder  bei 
Verkauf  im  Nothhafen,  wenn  der  Marktpreis  am 
Bestimmungsort  unter  den  Versicherungs werth 
der  Waaren  herabgesunken,  einen  entsprechenden 
Abzug  vom  Ersatz  machen,  weil  sonst  der  Ver¬ 
sicherte  dadurch  gewinnen  würde,  dass  die  Waare 
ihren  Bestimmungsort  nicht  erreicht.  Der 
norwegische  Plan  hat  allein  die  Begrenzung 
festgesetzt,  dass  der  Gesammtersatz  für  Waaren 
und  imaginairen  Gewinn,  sowie  für  Fracht,  Zoll 
und  Unkosten,  insoweit  diese  besonders  ver- 
i  sichert  sind,  den  taxirten  Werth  der  Waaren  in 
unbeschädigtem  Zustande  nicht  übersteigen  darf, 
was  auch  indirect  bestätigt,  dass  der  Sinn  des 
Planes  dahin  geht ,  die  Beschädigungspro¬ 
cente  stets  vom  Versicherungswerthe,  auch  wo 
dieser  grösser  als  der  Marktwerth  ist.  zu  berech- 
nen.  —  Die  Hamburger  und  Bremer  Ver¬ 
sicherungs  -  Bedingungen  bestimmen  dahingegen 
ausdrücklich,  dass,  wenn  der  taxirte  Werth  in 
unbeschädigtem  Zustande  niedriger  als  der  Ver¬ 
sicherungswerth  ist,  soll  beim  Ersatz  das  Beschä¬ 
digungsprocent  von  jenem  anstatt  von  diesem  be¬ 
rechnet  werden.  —  Der  Fall,  dass  die  Taxe  der 
unbeschädigten  Waaren  am  Bestimmungsorte  de- 


ren  Versicherungswert]!  mit  Zuschlag  von  imagi- 
nairem  Gewinn,  Fracht,  Zoll  und  Unkosten, 
übersteigen  möchte,  wird  nirgends  in  Betracht 
gezogen,  obwohl  streng  genommen,  der  Ver¬ 
sicherte  insofern  als  sein  eigener  Assecuradcur 
zu  betrachten  wäre. 

Den  Auctionsbetrag  einzuziehen,  sowie  auch 
alle  die  Veranstaltungen,  welche  die  Ordnung 
der  Havarie  erheischen,  liegen  dem  Versicherten 
ob,  ohne  dass  er  berechtigt  ist,  lür  seine  eigene 
Mühewaltung  irgendwelche  Provision  zu  be- 
rechnen ;  allein  das  llisico  des  Assecuradeurs 
bleibt  bestehen,  bis  der  Verkauf  geschehen  ist, 
und  er  haftet  dafür,  dass  der  Auctionsbe¬ 
trag  richtig  eingeht,  PI.  1871  §§  71  u.  72, 
dtsch.  Hgb.  §§  877  u.  881,  Hambrgbed.  §§  125, 
131  Schluss  und  136. 

Ist  es  keine  Beschädigung,  sondern  eine 
andere  Ursache ,  z.  B.  Seeuntüchtigkeit  des 
Schiffes,  welche  bewirkt,  dass  die  Waaren  ihren 
Bestimmungsort  nicht  erreichen  können,  dann 
gelten  hinsichtlich  der  Ersatzpflicht  des  Assecu¬ 
radeurs  dieselben  Regeln,  cfr.  PI,  1871  §  47 
Schluss.  Können  die  unbeschädigten  Waaren 
unter  annehmbaren  Kosten  mit  einem  andern 
Schiff  nach  dem  Bestimmungsort  gesandt  werden 
(cfr.  Seefahrtges.  §  59),  so  muss  dies  geschehen 
und  der  Assecuradeur  muss  die  grössere  Fracht¬ 
ausgabe  ersetzen.  Inwiefern  die  beschädigten 
Waaren  an  den  Bestimmungsort  befördert,  oder 
im  Nothhafen  verkauft  werden  sollen,  wird  nach 
der  gesetzlichen  Besichtigung  der  Waaren  zu 
entscheiden  sein  (cfr.  Seefahrtsges.  §  21  und  58), 
bei  welcher  sowohl  die  Kosten  der  Weiterbeför¬ 
derung,  als  namentlich  die  Art  der  Beschädig¬ 
ung  und  inwiefern  der  Zustand  der  Waaren  durch 
den  Weitertransport  sich  verschlechtern  würde, 
in  Betracht  kommen  müssen.  Dass  der  Assecu- 
curadeur,  welcher  Ersatz  geleistet  hat  für 
Waaren,  die  auf  Grund  von  Seeuntüchtigkeit  des 
Schiffes  nicht  an  den  Besimmungsort  haben 
gebracht  werden  können,  wo  diese  Seeuntüchtig¬ 
keit  nachweislich  beim  Beginn  der  Reise  zuge¬ 
gen  war,  oder  in  anderer  Weise  dem  Schiffer 
zur  Last  fällt,  seinen  Regress  beim  Schiff  suchen 
kann,  ist  eine  Selbstfolge.  (Seefahrtsges.  §  65, 
cfr.  PI.  1871  §  69). 

c.  Fracht.  Wo  die  volle  Bruttofracht  ver¬ 
sichert  ist,  wird  in  Unglücksfällen  der  Unter¬ 
schied  zwischen  dem  Betrag  zu  ersetzen  sein, 
den  der  Versicherte,  wenn  die  Reise  glücklich 
vollendet  w'orden  wäre,  erhalten  haben  würde, 


und  dem,  welchen  er  in  Wirklichkeit  erhält, 
PI.  1871  §  58,  dtsch.  Hgb.  §  882,  Hambrgbed. 
§  137,  schwed.  Seeges.  §  245,  dän.  Conv.  1850 
§§  184  u.  185.  Es  wird  somit  zu  ersetzen  sein, 
ausserdem  auf  der  Fracht  lastenden  Havariebei¬ 
trag  und  anderen  Unkosten,  der  Verlust  an 
Fracht,  welcher  dadurch  entsteht,  dass  die  Reise 
nicht  vollendet  oder  die  "W  aaren  verloren  oder  be¬ 
schädigt  werden,  doch  nur  insofern  die  Beschädig¬ 
ung  bei  einer Waarenversicherung  Gegenstand  des 
Ersatzes  gewesen  wäre;  Frachtverluste,  welche 
eine  Folge  der  Leckage  flüssiger  Waaren  sind 
(Seefahrtges.  §  67)  oder  dergl.  werden  somit  nicht 
ersetzt.  Frachtverlust,  welcher  durch  Condem- 
nation  des  Schiffes  entsteht,  wird  nach  denselben 
Regeln  wie  diese  selbst  behandelt,  so  dass  diese 
dem  Assecuradeur  der  Fracht  unter  denselben 
Bedingungen  zur  Last  fällt,  unter  welchen  der 
Assecuradeur  des  Schiffes  die  Condemnation  an¬ 
erkennt  (cfr.  PI.  1871  §  47).  Werden  die  Waaren 
für  Rechnung  des  Schiffes  in  einem  anderem 
Schiff  (Seefahrtsges.  §  66)  weiter  befördert,  hat 
der  Assecuradeur  der  Fracht  die  hiermit  ver¬ 
knüpften  Ausgaben  zu  ersetzen  (cfr.  PI.  1871 
§  68,  viertes  Stück).  Von  dem  Ersatz  geht  ab, 
sofern  das  Schiff  die  Reise  nicht  vollendet,  in¬ 
folge  dtsch.  Hgb.  §  804,  Hambrgbed.  §  23  und 
schwed.  Seeges.  §  202,  was  an  Ausrüstungs¬ 
kosten,  Heuer  und  anderen  Ausgaben  für  den 
übrigen  Theil  der  Reise  erspart  wird.  Nach  PI. 
1871  §  59  u.  dän.  Conv.  1850  §§  171  und  184 
soll  dahingegen  nur  Abzug  stattfinden  für  die 
zur  Aussteuer  gehörenden  materiellen  Sachen, 
welche  gerettet  werden.  —  War  nur  ein  Theil 
der  Fracht  versichert,  so  ist  selbstfolglich  auch 
nur  ein  entsprechender  Theil  des  Verlustes  zu 
ersetzen  (cfr.  PI.  1871  §  80);  und  als  eine  solche 
theil  weise  Versicherung  wird  infolge  PI.  1871 
stets  die  Versicherung  auf  „Nettofracht“  be¬ 
trachtet,  unter  welcher,  infolge  §  7  des  Planes, 
in  Ermangelung  anderer  Verabredung  zwei  Dritt- 
theile  der  Bruttofracht  zu  verstehen  sind.  Das¬ 
selbe  muss  gelten,  wo  Fracht  und  Aussteuer 
besonders  versichert  sind,  so  dass  der  Asse¬ 
curadeur  der  Fracht  nur  einen  so  grossen  Theil 
als  Havariebeitrag  und  Frachtverlust  zu  ersetzen 
hat,  wie  dem  Verhältniss  zwischen  dem  als  Fracht 
versicherten  Betrag  und  dem  gesammten  Ver¬ 
sicherungswerth  der  Fracht  und  Aussteuer  ent¬ 
spricht.  Die  Eigenthümlichkeit,  welche  in¬ 
folge  Bremerbed.  §  64  stattfindet,  dass  nämlich 
eine  Frachtversicherung  in  Ermangelung  andrer 
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Bezeichnung,  als  nur  der  Nettofracht  geltend  zu 
betrachten  ist,  indem  die  Aussteuer  in  der  Regel 
in  Verbindung  mit  Casco  versichert  wird,  ist 
bereits  früher  besprochen,  cfr.  Tecldenborg 
S.  43. 

Fracht  Vorschuss  und  Restfracht  sind 
dahingegen  selbstständige  Versicherungen,  und 
der  Assecuradeur  hat  in  Unglücksfällen  den 
ganzen  Verlust  zu  ersetzen,  den  der  Ver¬ 
sicherte  erleidet.  Bei  Frachtvorschuss  wird  folg¬ 
lich  der  Betrag  (PI.  1871  §  57)  ersetzt,  mit 
welchem  der  Vorschuss  die  verdiente  Distance- 
fracht  übersteigt,  mit  Abzug  des  vorzugsberech¬ 
tigten  Havariebeitrags,  —  und  bei  Restfracht 
(PI.  1871  §  58,  3.  Stück)  wird  der  ganze  Fracht¬ 
verlust  und  Havariebeitrag  ersetzt,  der  auf  die 
Fracht  fällt,  insofern  derselbe  nicht  von  dem 
Theil  der  verdienten  Distancefracht  gedeckt  wird, 
welcher  übrig  bleibt,  nachdem  der  Frachtvor¬ 
schuss  zuerst  gedeckt  ist.  Insofern  §  57  hinzu¬ 
fügt,  dass  der  Assecuradeur  auf  Frachtvorschuss 
gleichfalls  den  Havariebeitrag  zu  ersetzen  hat, 
welcher  besonders  dem  Frachtvorschuss  auferlegt 
sein  möchte,  so  hat  dies  Bezug  auf  die  in 
Fmgland  geltende  besondere  Regel,  dass  der 
Frachtvorschuss  (the  freight  advanced)  in  Hava¬ 
riefällen  nach  seinem  vollen  Werth,  dagegen 
der  übrige  Theil  (the  freight  in  risk)  nur  zur 
Hälfte  beiträgt.  — Wenn  Frachtvorschuss  aus¬ 
nahmsweise  auf  die  Bedingung  erhoben  war, 
dass  er  in  jedem  Falle,  selbst  wenn  die  Reise 
verloren  geht,  als  verdient  betrachtet  werden  soll, 
kann  dieser  Vorschuss  selbstfolglich  von  der 
Rhederei  nicht  versichert  werden,  sowie  dieser 
auch  von  Theilnahme  an  der  Havariecontribution 
der  Fracht  befreit  sein  muss  (cfr.  Hallager  S.  245  — 
246).  In  diesem  Falle  muss  der  übrige  Theil 
als  Restfracht  behandelt  werden,  selbst  wenn  dies 
in  der  Police  nicht  ausdrücklich  angegeben 
ist,  denn  der  Versicherte  hat  in  diesem 
Falle  wirklich  sein  volles  Frachtinteresse  ver¬ 
sichert. 

d.  Aussteuer  wird  infolge  PI.  1871  §  59, 
im  Falle  von  Beschädigung  der  dazu  gehörenden 
Gegenstände,  nach  der  Regel  für  Waaren  er¬ 
setzt.  Im  Falle  von  Untergang  sind  deren 
Kosten  mit  Abzug  des  geretteten  Proviants  und 
andrer  zur  Aussteuer  gehörenden  Gegenstände 
zu  erstatten,  ohne  dass  etwaige  Rücksicht  auf 
das  genommen  wird,  was  während  des  ver¬ 
strichenen  Theils  der  Reise  verbraucht  wurde. 
Der  Assecuradeur  der  Aussteuer  ist  somit  von  der 


Theilnahme  am  Havariebeitrag  der  Fracht  und 
particulären  Kosten  befreit,  ausgenommen  insofern 
diese  letzteren  besonders  die  Ausstcucrgegen- 
stände  betreffen. 

Hier  ist  also  die  Annahme,  die  Ausrüstungs¬ 
kosten  als  einenTheil  der  Bruttofracht  zu  betrachten, 
verlassen  worden,  was  in  den  Fällen,  in  welchen  das 
Schiff  nicht  in  Frachtfahrt,  sondern  z.  B.  auf  Fisch¬ 
fang  oder  mit  Ballast  geht,  und  wo  desshalb  beson¬ 
dere  Versicherung  der  Aussteuer  nothwendig  war, 
auch  das  Natürlichste  ist  (cfr  PI.  1871  §  8  Schluss). 
Hat  dahingegen  das  Schiff  Fracht,  und  Netto¬ 
fracht  und  Aussteuer  sind  besonders  versichert, 
dann  wird  hieraus  die  Unregelmässigkeit  ent- 
stehen,  dass  der  Assecuradeur  der  Fracht  von 
der  Verantwortung  in  Bezug  auf  den  materiellen 
Schaden,  welcher  die  Aussteuer  treffen  möchte, 
befreit  wird  und  auch  nicht  mehr  vom  Fracht¬ 
verlust  und  Havariebeitrag  erstattet,  als  einen 
so  grossen  Theil,  wie  er  auf  den  versicherten 
Betrag  im  Verhältniss  zur  Bruttofracht  fällt,  — 
während  deren  übriger  Theil  auch  nicht  vom 
Assecuradeur  der  Aussteuer  ersetzt  wird,  und 
folglich  von  der  Rhederei  selbst  getragen  werden 
muss.  —  Sind  dahingegen  „Fracht  und  Aus¬ 
steuer“  zusammen  bei  demselben  Assecura¬ 
deur  versichert,  dann  ist  dies  nach  §  7  im  Gan¬ 
zen  als  eine  Bruttofracht- Versicherung  zu  be- 

O 

handeln. 

e.  Passagiergelder  werden  im  Falle  des 
Untergangs  des  Schiffes  insofern  ersetzt,  als  sie 
dadurch  dem  Versicherten  verloren  gehen.  Im 
Nothhafen  sind  die  Kosten  für  Uogis  und  Un- 
terhaltung  der  Passagiere  am  Lande  zu  ersetzen, 
und  wenn  das  Schiff  condemnirt  wird,  werden 
die  Kosten  für  Weiterbeförderung  der  Passagiere 
nach  dem  Bestimmungsort  erstattet,  PI.  1871  §  60 
Hambrgbed.  §  140.  Dass  der  Assecuradeur  auch 
denjenigen  Beitrag  zur  Havarie  grosse  ersetzen 
muss,  mit  Avelchem  infolge  Gesetz  des  betreffenden 
Landes  die  Passagierfracht  belastet  sein  möchte 
(s.  z.  B.  dtsch.  Hgb.  §  723,  cfr.  Bremerbed. 
§  12  c),  versteht  sich  von  selbst,  obwohl  das  in 
dem  norwegischen  Plan  nicht  ausdrücklich  ge¬ 
sagt  ist.  Der  norwegische  Plan  fügt  ausserdem 
hinzu,  dass  die  Ausgaben  für  Unterhalt  und 
Weiterbeförderung  der  Passagiere  vom  Assecura¬ 
deur  ersetzt  werden  sollen,  selbst  wenn  es  den 
Passagieren  selbst  obliegt,  diese  zu  tragen,  wenn 
sie  in  Wirklichkeit  von  der  Rhederei  bezahlt 
sind. 
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f)  Imaginairer  Gewinn  und  Pro¬ 
vision.  Gelangen  die  Waaren  nicht  nach  dem 
Bestimmungsort,  dann  ist,  wie  schon  erwähnt, 
Totalschaden  vorhanden,  und  die  ganze  Ver¬ 
sicherungssumme  ist  zu  zahlen.  Ist  ein  Theil 
der  Waaren  unbeschädigt  angelangt,  ein  Theil 
nicht,  dann  sind  soviel  Procent  von  der  ver¬ 
sicherten  Summe  zu  ersetzen,  wie  die  nicht  an¬ 
gelangten  Waaren  von  dem  Versicberungs- 
werth  der  sämmtlichen  Waaren  repräsentiren. 
Sind  die  Waaren  im  Nothhafen  so  vorteilhaft 
verkauft,  dass  die  Ausbeute  den  Versicherungs¬ 
wert  übersteigt,  dann  muss,  wie  oben  bemerkt, 
dieser  Ueberschuss  dem  Assecuradeur  auf 
imaginairen  Gewinn  gut  kommen,  wohingegen 
der  Verlust  von  Provision  in  jedem  Falle  ein 
totaler  bleibt  Sind  die  Waaren  in  beschädig¬ 
tem  Zustande  an  den  Bestimmungsort  gelangt, 
dann  gelten  für  Gewinn  und  Provision  dieselben 
Regeln,  wie  für  die  Waaren  selbst,  sodass  eben¬ 
so  viele  Procent  von  der  als  Gewinn  oder  Pro¬ 
vision  versicherten  Summe  ersetzt  werden,  als 
auf  die  Waarenversicherungssumme  hätten  gezahlt 
werden  sollen,  siehe  PI.  1871  §  55,  dtsch,  Hgb. 
§  883,  Hambrgbed.  §  138,  schwed.  Seeges.  §  255, 
dän.  Conv.  1850  §  191.  Auf  die  mögliche 
Werthverringerung  der  Waare  infolge  verän¬ 
derter  Conjuncturen ,  wird,  wie  oben  Seite  21 
bemerkt,  in  der  Regel  keine  Rücksicht  ge¬ 
nommen. 

g)  Bodmereiforderung  und  Hava¬ 
riegelder  werden  insoweit  ersetzt,  als  die 
Ausbeute  für  die  verbodmeten  oder  der  für  die 
Havarieausgaben  haftenden  Gegenstände  zur  Deck¬ 
ung  der  Forderung  des  Creditors  unzureichend 
ist,  PI.  1871,  §§  61  u.  62,  dtsch.  Hgb.  §  884, 
Hambrgbed.  §  139,  schwed.  Seeg.  §  256,  cfr. 
Seefahrtsges.  §  99.  Dass  es  durch  die  Schuld 
des  Schiffers  oder  der  Rhederei  verursacht 
wurde,  wenn  die  haftenden  Gegenstände  nicht 
zur  Deckung  der  Forderung  genügten,  z.  B.  weil 
die  Rhederei  es  muthwillig  unterliess,  den  Schiffer 
mit  dem  nöthigen  Geld  zu  versehen,  oder  seine 
Wechsel  protestiren  lässt,  und  ihn  hierdurch 
zwingt,  neue  vorzugsberechtigte  Bodmerei-An¬ 
leihen  aufzunehmen,  hat  keinen  Einfluss  auf  die 
Haftpflicht  des  Assecuradeurs  dem  Creditor  ge¬ 
genüber,  allein  es  versteht  sich,  dass  der  Asse¬ 
curadeur  in  solchem  Falle  nach  der  allgemeinen 
Regel  in  PI.  1871  §  69,  dtsch.  Hgb.  §§  809  u. 
826,  Hambrgbed.  §§  28  u.  71  Schluss,  schwed. 
Seeges.  §§  206  u,  225,  dän.  Conv.  1850  §  208, 


Regress  an  diejenigen  hat,  die  sich  durch  ihr 
Verhalten  persönlich  ersatzpflichtig  gemacht 
haben,  cfr.  Hallager  S.  284  uff.  —  Dahingegen 
ist  der  Assecuradeur  natürlicherweise  nicht  ver¬ 
pflichtet,  den  durch  die  Unzulänglichkeit  der  haf¬ 
tenden  Gegenstände  entstandenen  Verlust  zu 
ersetzen,  es  sei  denn,  dass  die  Unzulänglichkeit 
durch  einen  unter  sein  Risico  gehörenden  Un¬ 
fall  verursacht  wurde,  also  z.  B.  nicht  Verluste, 
die  dadurch  entstehen,  dass  die  Gegenstände 
über  ihren  wahren  Werth  hinaus  verbodmet  sind, 
(cfr.  Seefahrt ges.  §  103.)  —  Uebrigens  geht  es 
dem  Assecuradeur  auf  Bodmerei  und  Havarie¬ 
gelder  nichts  an,  welcher  Verlust  die  haftenden 
Gegenstände  trifft,  wenn  davon  nur  genügend 
zur  Deckung  der  Forderung  übrig  bleiben,  cfr. 
Hallager  S.  241 — 242;  siehe  dtsch.  Hgb.  §  725 
sowie  den  älteren  Plamburgerplan  von  1852 
§  108.  Früher  war  jedoch  in  mehreren  Ländern 
eine  entgegengesetzte  Regel  geltend  und  noch 
heutzutage  muss  in  Frankreich,  Russland  und 
vielleicht  auch  anderswo  der  Bodmerei-Creditor 
zur  gewöhnlichen  Havarie  beitragen,  cfr.  Pöhls 
S.  97. 


§  21.  . 

Beweisführung  des  Verlustes.  Scha¬ 
denzahlung.  Präscription.  —  Von  den 
Legitimationen,  welche  der  Versicherte  beizu¬ 
bringen  hat,  wenn  er  Ersatz  von  seinem  Asse¬ 
curadeur  beansprucht,  handeln  PI,  1871  §  81  cfr. 
49  u.  50  etc.,  dtsch.  Hgb.  §§  886 — 892,  Hambrg¬ 
bed.  §§  142 — 149,  dän.  Conv.  1850  §§  205  und 
206,  schwed.  Seeges.  §  268.  —  Der  Versicherte 
muss,  wenn  nichts  Entgegengesetztes  besonders 
festgestellt  ist,  beweisen: 

a)  sein  Interesse,  Beim  Schiff  geschieht 
das  durch  Kaufbrief,  Schiffsbaucontract, 
(Beilbrief),  Attest  der  Zollbehörde  u.  dergl. 
Bei  Waaren  durch  Factur,  Connossement 
u.  dergl.  Bei  Fracht  durch  Certeparti  oder 
Connossement. 

b)  dass  dieses  Interesse  wirklich  den  Ge¬ 
fahren  der  See  ausgesetzt  gewesen, 
also  dass  das  versicherte  Schiff  wirklich 
ausklarirt  wurde,  dass  die  versicherten 
Waaren  wirklich  an  Bord  genommen  sind; 
dies  wird  gleichfalls  durch  Connossement 
bewiesen,  cfr.  Seefahrtsges.  §  56; 

c)  die  Grösse  des  Interesses,  sofern  die  Po¬ 
lice  night  vorher  taxirt  ist.  Bei  Fracht- 
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Versicherungen  gilt,  wie  früher  erwähnt, 
die  Taxe  in  der  Regel  nur  als  Angabe  der 
Versicherungssumme,  s.  oben  S.  16; 

d)  das  Unglück,  durch  welches  der  Ver¬ 
lust  entstanden  ist.  Dies  geschieht  durch 
Seeverklarung ,  Auszug  aus  dem  Schiffs¬ 
journal  (cfr.  Seefahrtsges.  §§  20  u.  129) 
Condemnationsacte  im  Aufbrjngungsfalle, 
Atteste  des  Zollamts  oder  des  Consuls  oder 
anderer  glaubwürdiger  Männer  über  die 
Absangszeit  eines  verschwundenen  Schiffes 
und  dessen  Nicht- Ankunft  am  Bestim¬ 
mungsort  (cfr.  schwed.  Seeges.  §  216)  u. 
dergleichen. 

e)  den  erlittenen  S  c  h  a  d  e  n  und  dessen  G  r  ö  s  s  e 
durch  Besichtigungs-  Taxations-  und  Auc- 
tions-Protocolle,  (cfr.  Seefahrtsges.  §§  21 
u.  22.  cfr.  126.),  durch  quittirte  Rech¬ 
nungen  über  stattgehabte  Reparaturen  oder 
andre  durch  das  Unglück  veranlasste  Aus¬ 
zahlungen;  ferner: 

f)  bei  Versicherung  für  fremde  Rechnung 
durch  Ordrebrief,  es  sei  denn,  dass  die 
Versicherung  ausdrücklich  ohne  Ordre  ge¬ 
nommen  ist,  in  welchem  Falle  es  genügt, 
dass  er  sich  als  der  laut  Police  Berech¬ 
tigte  legitimirt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Beweiskraft  muss 
man,  wie  im  deutschen  Gesetz  ausdrücklich  her¬ 
vorgehoben,  sich  mit  dem  begnügen,  was  im  Ge¬ 
schäftsleben  für  gut  angenommen  zu  werden 
pflegt.  Was  die  Güter  betrifft,  welche  Schiffer 
und  Mannschaft  selbst  mit  sich  führen,  so  stellt 
man  jedoch  zuweilen  strengere  Forderungen  auf, 
siehe  Hambrgbed.  §  53,  holl.  Handels-G.-B. 
§  651,  frz.  Cod.  Art.  344  u.  345,  span.  Code  Art. 
878,  ital.  Cod.  Art.  458  u.  459.  —  Zuweilen  be¬ 
dingt  sich  der  Versicherte  ausdrücklich  Erleich¬ 
terungen  in  der  sonst  auf  ihm  lastenden  Beweis¬ 
führung;  hierher  gehört  vor  allem  die  Taxirung 
der  Police  oder  Vorbehalt  der  Taxe.  Alleinder¬ 
gleichen  Erleichterungen  müssen  stets  im  strengen 
Sinne  aufgefasst  werden  und  auf  jeden  Fall  muss 
der  Gegenbeweis  stets  dem  Assecuradeur  gestattet 
sein,  cfr.  dtsch.  Ilgb.  §  890,  Hambrgbed.  §  148, 
welcher  hinzufügt,  dass  die  bei  einer  Waaren- 
versicherung  getroffene  Verabredung:  dass  das 
Connossement  nicht  producirt  zu  werden  braucht, 
den  Versicherten  nur  davon  befreit,  die  Ab- 
schiffung  zu  beweisen  (also  nicht  von  der  Be¬ 
weisführung  des  Interesses). 

In  Fällen  gewöhnlicher  Havarie  ist 


die  von  zuständiger  Autorität  am  gehörigen  Ort 
(Seefahrtsges.  §  77)  aufgemachte  Dispache  über¬ 
all  als  Norm  für  die  Ersatzpflicht  des  Assecu- 
radeurs  anerkannt,  so  dass  dieser,  insoweit  das 
Unglück  unter  sein  Risico  gehört,  dem  Ver¬ 
sicherten  den  Beitrag  zu  ersetzen  hat,  der  dem 
versicherten  Gegenstand  auferlegt  ist,  —  während 
umgekehrt  der  Ersatz,  welcher  dem  Versicher¬ 
ten  von  den  übrigen  Havarie-Interessenten  zu¬ 
erkannt  ist,  von  der  Ersatzpflicht  des  Assecura- 
deurs  in  Abzug  kommt,  siehe  PI.  1871  §  63, 
dtsch.  Hgb.  §§  839  —  841,  Hambrgbed.  §§  86 — 89, 
Bremerbed.  §§9 — 12, schwed.  Seeges.  §§226 — 229, 
dän.  Conv.  1850,  §§  83  u.  202,  holl.  Handels- 
G.-B.  §§  720  u.  721  cfr.  §  724  u.  frz.  Cod.  Art. 
414.,  span.  Cod.  Art.  946,  947  u.  961,  ital.  Cod. 
Art.  522.  Dies  gilt,  wenn  auch  der  Schaden 
selbst  nach  seiner  Art  nicht  Gegenstand  des 
Ersatzes  war ;  denn  bei  gewöhnlicher  Havarie  ist 
es  nicht  der  Schaden  als  solcher,  den  der 
Assecuradeur  zu  ersetzen  hat;  dieser  wird  infolge 
des  Gesetzes  von  sämmtlichen  Havarie-Interes¬ 
senten  ersetzt ;  der  Assecuradeur  hat  denselben  diese 
Ausgabe  wieder  zu  refundiren,  als  einen  durch 
das  Unglück,  gegen  welches  er  assecurirt  hat, 
entstandenen  Verlust.  —  Es  versteht  sich 
indess,  dass  die  Assecuradeure  sich  jederzeit 
durch  ausdrückliche  Bestimmungen  in  ihren 
Plänen,  Befreiung  von  Ersatz  solcher  Havarie¬ 
beiträge  ausbedingen  können ,  die  von  einer 
bestimmten  Art  Schäden  herrühren.  So  be¬ 
stimmt  z.  B.  PI.  1871  §  66,  dass  über  Bord 
geworfene  Deckslast  nicht  ersetzt  wird,  selbst 
wenn  der  Verlust  Havariegrosse  ist,  es  sei  denn, 
dass  diese  geworfen  wurde,  während  das  Schiff 
auf  Grund  stand  (cfr.  Seefahrtsgesetz  §  69.  1); 
bei  Versicherungen  für  die  Rhederei  wTird  die  Bod¬ 
mereiprämie,  wrenn  sie  auch  als  Havarie  grosse 
aufgeführt  ist,  nur  unter  den  in  §  65  genannten 
Bedingungen  ersetzt,  nämlich  dass  die  Bodmerei 
in  einem  aussereuropäischen  Hafen  aufgenommen 
wurde,  und  dass  sich  keine  Gelegenheit  fand,  Geld 
oder  Creditive  von  der  Rhederei  zeitig  genug  zu 
erhalten,  wobei  diese  doch  immer  nur  bis  zu  einer 
Grenze  von  10  pCt.  erstattet  wird.  Kost  und 
Monatsgeld  im  Nothliafen  werden  dahingegen 
erstattet  nach  §  64,  wo  die  Ausgabe  als  Hava¬ 
riegrosse  aufgeführt  wird  (cfr.  Seefahrtges.  §  69, 
N.  8  d),  während  sie  in  der  Regel  als  parti- 
kulair  nicht  ersetzt  wird  (cfr.  Hambrgbed.  §  86 
Schluss  u.  dän.  Conv.  1850  §  195);  einzelne 
Assecuranzvereine  haben  sich  indess  ausdrück- 
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lieh  in  grösserem  oder  kleinerem  Umfange  Be¬ 
freiung  vom  Ersatz  für  Kost  und  Monats<reld 
ausbedungen,  sowie  auch  für  mehrere  andere  Aus¬ 
gaben,  selbst  wo  diese  als  gewöhnliche  Havarie 
aufgeführt  sind. 

Als  Folge  von  dem  oben  Erklärten  wird 
der  Assecuradeur  oft  in  den  Fall  kommen,  ge¬ 
opferte  Waaren  nach  einem  höheren  Werth  zu 
ersetzen,  als  deren  eigener  Versicherungs¬ 
werth  austrägt.  Denn  da  die  geopferten  Waaren 
nach  den  Preisen  an  dem  Ort,  wo  die 
übrigen  Waaren  verkauft  werden,  mit  Abzug 
von  Fracht,  Zoll  und  Löschungskosten,  ersetzt 
werden  sollen  (Seefahrtges.  §  73),  muss  der 
Assecuradeur  auch  den  Ersatz  nach  demselben 
Maassstab  refundiren,  da  der  Versicherte  ja  seinen 
vollen  Verlust  ersetzt  haben  soll. 

Partikulaire  Havarie  ist  dahingegen  stets 
am  Wohnort  des  Assecuradeurs  und  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  dort  geltenden  Gesetzen  zu 
berechnen.  In  der  Regel  werden  auch  solche 
Berechnungen  von  den  öffentlich  autorisirten 
Dispacheuren  ausgeführt,  es  sei  denn,  dass  der 
Verlust  ein  totaler  ist,  wobei  dann  natürlicher- 
Aveise  \ron  nichts  Anderem  die  Rede  sein  kann, 
als  vom  Beweis  des  geschehenen  Unglücks 
selbst,  cfr.  PI.  1871  §  81,  Hambrgbed.  §  142.  — 
Die  Dispache  hat  weder  für  gewöhnliche  noch 
für  partikulaire  Havarie  die  Wirkung  eines  rich¬ 
terlichen  Erkenntnisses.  Derjenige,  welcher  mit 
derselben  nicht  zufrieden  ist,  braucht  keinen 
Schritt  zur  Klage  gegen  dieselbe  zu  thun,  sondern 
muss,  Avenn  er  den  in  der  Dispache  aufgeführten 
Ersatz  nicht  zahlen  will  a  prima  instantia  in 
gewöhnlicher  Weise  belangt  werden.  Die  Be- 
rechnung  des  Dispacheurs  ist  auch  nicht  für  das 
Gericht  bindend;  doch  versteht  es  sich,  dass 
der  Versicherte,  welcher  einen  ihm  durch  ge¬ 
setzliche  Dispache  unrechtmässig  auferlegten 
Havariebeitrag  bezahlte,  hierfür  stets  Ersatz¬ 
forderung  an  seinen  Assecuradeur  hat,  während 
es  dessen  Sache  bleibt,  den  Fehler  in  gesetz- 
mässiger  Weise  berichtigt  zu  verlangen,  Avobei 
indess  der  Versicherte  behilflich  zu  sein  hat.  — 
Nur  in  Schweden  hat  die  Berechnung  des  Dis¬ 
pacheurs  gerichtliche  Kraft,  Avenn  sie  nicht 
binnen  30  Tagen  Aror  das  Rathhausgericht  ge¬ 
bracht  Avird,  siehe  schwed.  Seeg.  §§  303  u.  305 
cfr.  §  166. 

Wenn  die  nöthigen  Legitimationen  beige¬ 
bracht  sind,  ist  der  Assecuradeur  verpflichtet, 
den  Ersatz  binnen  einer  geAA'issen  Frist  zu 


zalflen,  laut  PI.  1871  §  82  drei  Monate  von 
der  Zeit  ab,  wo  der  Ersatz  decidirt  ist,  oder 
es  hätte  sein  sollen;  nach  Hambrgbed.  §  143 
zAvei  Monate  nach  der  vorläufigen  Andienung 
des  Schadens;  laut  dän.  Conv.  1850  §  210 
ZAvei  Monate,  nachdem  der  Schaden  gehörig 
beAviesen  ist;  laut  schAved.  Seeges.  §§  268 
u.  269  einen  Monat  nach  Aufmachung  der 
Dispache;  nach  holl.  Handels-G.-B.  §§  680 
u.  721  sechs  Wochen  nach  Empfang  der  Scha¬ 
denberechnung  oder  Abgabe  der  Abandon-Er¬ 
klärung.  Jn  Ermangelung  der  Zahlung  sind 
gesetzliche  Zinsen  zu  erlegen,  6  pCt.  (Christian 
des  V.  Gesetzb.  4 — 6 — 9).  Wo  die  vollständige 
Legitimation  des  Schadens  weitläufige  Unter¬ 
suchungen  erheischt,  ist  der  Assecuradeur  in¬ 
dess  nach  einigen  Gesetzen,  z.  B.  dtsch.  Hgb. 
§  897,  Hambrgbed.  §  152  und  schwed.  Seeges. 
§  270,  A'erpflichtet ,  vorläufig  soviel  auszuzahlen, 
als  er  nach  schon  Amrliegenden  Aufklärungen 
mindestens  zu  zahlen  haben  Avird.  Gleichfalls 
ist  der  Assecuradeur  im  Falle  von  Seeschaden 
oder  feindlichen  Aufbringens  verpflichtet,  dem 
Versicherten  den  nöthigen  Vorschuss  zur  Be¬ 
streitung  von  Ausgaben  zu  geben,  was  oft  sogar 
im  eigenen  Interesse  des  Assecuradeurs  sein  kann, 
weil  der  Versicherte  sonst  in  die  Noth wendigkeit 
versetzt  werden  könnte,  eine  kostspielige  Bod¬ 
mereianleihe  aufzunehmen ,  siehe  dtsch.  Hgb. 
§  898,  Hambrgbed.  §  153,  schwed.  Seeges.  §  270, 
dän.  Conv.  1850  §  194  u.  holl.  Handels-G.-B. 
§  665,  welcher  sogar  dem  Versicherten  erlaubt, 
sofort  zu  abandonniren ,  Avenn  der  Assecuradeur 
sich  hierzu  AA’eigert.  Nach  dem  nonvegischen 
Plan  von  1871  §  65  cfr.  72  kann  solches  indess 
bei  Versicherungen  für  die  Rhederei  niemals 
gefordert  werden,  allein  in  §  84  wird  doch  vor¬ 
ausgesetzt,  dass  Vorschuss  auf  den  Ersatz,  na¬ 
mentlich  zur  Deckung  von  Ausgaben  in  Un¬ 
glücksfällen,  nach  Umständen  beAA  illigt  werden 
kann. 

Um  sich  zur  Hebung  des  Betrages  und  zur 
liberatorischen  Quittung  über  denselben  als  com- 
petent  zu  legitimiren,  muss  man  entAveder  eine 
auf  seinen  Namen  lautende  oder  auf  diesen  gehörig 
übertragene  Police  haben.  Ist  die  Versicherung 
für  fremde  Rechnung  genommen,  dann  muss  der 
Versicherungsnehmer  als  solcher,  so  lange  er  im 
Besitz  der  Police  ist,  immer  als  Repräsentant 
des  Versicherten  angesehen  Averden,  und  also 
berechtigt  sein,  ohne  besondere  Vollmacht  von 
dein  Versicherten,  die  Versicherungssumme  zu 
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heben  und  über  dieselbe  zu  quittiren,  wie  auch 
die  Police  zu  endoasiren,  wenn  dieselbe  auf 
„Ordre“  lautet,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §§  891  u.  892 
u.  896,  Hambrgbed.  §  149.  Dies  gilt  jedoch, 
wie  im  §  891  Schluss  ausdrücklich  gesagt  wird, 
nicht,  wo  die  Versicherung  ohne  Ordre  ge¬ 
nommen  ist  (cfr.  oben  S.  7),  da  hier  kein  vor¬ 
ausgegangenes  Vollmachtsverhältniss  stattfindet; 
würde  man  hier  den  Versicherungsnehmer  für  be¬ 
rechtigt  ansehen,  ohne  besondere  Vollmacht  den 
Versicherungsbetrag  zu  heben,  oder  die  Police  zu 
transportiren,  dann  könnte  das  Verbot  gegen 
Versicherung  ohne  Interesse  gar  zu  leicht  um¬ 
gangen  werden.  —  Es  versteht  sich,  dass  der  Ver¬ 
sicherte  berechtigt  sein  muss,  durch  Benachrich¬ 
tigung  des  Assecuradeurs  und  nöthigenfalls  durch 
gesetzliches  Verbot,  Protest  gegen  unberechtigte 
Verfügungen  von  Seiten  des  Versicherungsnehmers 
zu  erheben,  was  auch  durch  Oberappellations- 
Gerichtserkenntniss  vom  9.  April  1863  anerkannt 
worden  ist,  in  welchem  ein  von  einem  Mitrheder 
niedergelegter  Protest  gegen  Auszahlung  des 
Versicherungsersatzes  an  den  Hauptrheder,  wel¬ 
cher  im  eigenen  Namen  Versicherung-  für  das 
ganze  Schiff  gezeichnet  hatte,  gutgeheissen  und 
Kläger  für  berechtigt  erkannt  wurde,  selbst  un¬ 
mittelbar  den  ihm  zukommenden  Betrag  zu  heben. 
—  Infolge  dän.  Conv.  1850  §  211  kann  der  Ver¬ 
sicherungsersatz  stets  an  den  Inhaber  der  Police 
ausgezahlt  werden,  mag  diese  nun  auf  dessen 
Namen  lauten  oder  nicht,  es  sei  denn,  dass  eine 
andre  Regel  in  der  Police  selbst  enthalten  oder 
auf  dieser  vermerkt  wäre,  oder  gerichtlicher 
Protest  gegen  die  Auszahlung  stattgefunden  hat.  — 
Bei  der  Auszahlung  des  Ersatzes  ist  die  Police, 
falls  die  Versicherung  abgelaufen,  mit  Quittung 
versehen,  auszuliefern;  aber  wo  der  Schaden  nur 
ein  partieller  war  und  die  Versicherung  also  weiter 
fortbesteht,  ist  der  bezahlte  Betrag  auf  der  Police 
abzuschreiben ,  PI.  1871  §  82,  dän.  Conv.  1850 
§  213. 

Im  Verhältnis  zum  Dritten  müssen  die  Po 
licen  in  Norwegen  der  Regel  in  der  Verordnung 
vom  9.  Febr.  1798  unterliegen  und  es  können 
folglich  keine  Ansprüche  auf  stattgehabte  Ab¬ 
schlagszahlungen  und  ebensowenig  auf  Liquidation 
der  Forderungen  des  Assecuradeurs  gegen  den 
Versicherten  geltend  gemacht  werden,  nachdem  die 
Police  an  einen  im  guten  Glauben  sich  befin¬ 
denden  Dritten  übertragen  ist.  Diese  Regel  ist 
indess,  wie  schon  Seite  27  bemerkt,  in  anderen 
Ländern  auf  Documente  beschränkt,  die  aus¬ 


drücklich  auf  „Ordre“  lauten,  cfr.  dtsch.  Hgb. 
§  896,  und  die  Assecuranzpläne  enthalten  in  der 
Regel  ausdrückliche  Vorschriften  über  die  Wir¬ 
kung  der  Uebertragung  der  Police  und  über  das 
Recht  zur  Liquidation.  Infolge  dtsch.  Hgb. 
§  904  u.  Hambrgbed.  §  161  kann  der  Assecu- 
radeur,  wo  die  Police  nicht  auf  „Ordre“  lautet, 
ganz  dieselben  Einwendungen  und  Gegenforde¬ 
rungen  gegen  den  Cessionar  erheben,  wie  gegen 
den  ursprünglich  Versicherten;  jedoch,  wenn  die¬ 
selben  nicht  dem  Versicherungsverhältniss  selbst 
entspringen,  nur  insoweit  sie  entstanden  sind, 
bevor  die  Uebertragung  dem  Assecuradeur 
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ängemeldet  wurde.  Dass  er  stets  seine  Forde¬ 
rungen  an  den  Cessionar  selbst  in  Liquidation 
bringen  kann,  ist  klar.  Dabei  sagen  nun  dtsch.  Hgb. 
§  895  u.  Hambrgbed.  §  51  (cfr.  den  ältern 
Hamburgerplan  von  1852  §  84,  der  eine  ent¬ 
gegengesetzte  Regel  hatte)  ausdrücklich,  dass 
der  Assecuradeur,  wo  die  Versicherung  für  fremde 
Rechnung  genommen  war,  nicht  berechtigt  ist, 
seine  Forderungen  an  den  Versicherungs¬ 
nehmerin  Gegenrechnung  zu  bringen,  selbst  wo 
dieser  den  Ersatzbetrag  einfordert.  Denn,  un¬ 
geachtet  die  Police  auf  den  Namen  des  Ver¬ 
sicherungsnehmers  lautet  und  dieser  für  die  Prä¬ 
mie  persönlich  verantwortlich  bleibt,  so  ist  doch 
nicht  er,  sondern  derjenige,  für  dessen  Rechnung 
sie  genommen  ist,  der  infolge  derselben  berech- 
tigte  Versicherungs-Inhaber.  Die  unbezahlte 
Prämie  kann  der  Assecuradeur  indess  stets  zum 
Ersatzbetrag  liquidiren;  denn,  abgesehen  von 
der  persönlichen  Verantwortung  des  Versiche¬ 
rungsnehmers,  ist  diese  doch  zugleich  eigene 
Schuld  des  Versicherten  (cfr.  §  816  Schluss.)  — 
Der  Versicherungsnehmer  hat  dahingegen,  so  lange 
er  sich  im  Besitz  der  Police  befindet,  Retentions¬ 
recht  an  diese,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §§  893  u.  894, 
Hambrgbed.  §§  150  cfr.  151,  holl.  Handels-G.- 
B.  §§  682 — 685,  und  ist  vorzugsberechtigt,  sich 
aus  dem  Ersatzbetrag  für  solche  Forderungen 
auf  den  Versicherten  bezahlt  zu  machen,  die  der 
Versicherung  entspringen,  und  der  Assecuradeur 
könnte  sich  eine  Verantwortung  aufbürden,  wenn 
er  dessen  ungeachtet  den  Ersatz  an  den  Ver¬ 
sicherten  oder  dessen  Masse  auszahlte,  so  lange 
der  Versicherungsnehmer  noch  die  Police  in 
Händen  hat.  Dahingegen  kommt  ihm  natür¬ 
licherweise  kein  Sicherheitsrecht  auf  das  Schiff 
zu  und  er  kann  sich  folglich  nicht  für  seine 
Auslagen  an  Prämien  an  einen  späteren  Be¬ 
sitzer  desselben  halten.  Wenn  so  der  Versiehe- 
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rungsnehmer  seine  Forderungen  auf  den  Ver¬ 
sicherten  durch  den  Ersatzbetra^  vor  denen  des 
Assecur^deurs  liquidiren  will,  dann  versteht  es 
sich  von  selbst,  dass  dieser  insoweit  berechtigt 
wird,  seine  Forderungen  auf  ihn  selbst  in  Ge- 
genrech riung  zu  bringen.  —  Infolge  dän.  Conv. 
1850,  §  214  bringt  der  Assecuradeur  bei  der 
Auszahlung  des  Versicherungsersatzes  die  gut¬ 
habende  Prämie  in  Abzug  ohne  Rücksicht  da- 
rauf,  durch  wen  die  Versicherung  besorgt  ist. 
Gleichfalls  sind  die  Prämienbeträge  abzuziehen, 
welche  der  Assecuradeur  bei  dem  Versicherten 
für  andere  Versicherungen  gut  haben  möchte, 
selbst  Wenn  die  Police  an  einen  Dritten  über¬ 
tragen  worden  ist,  jedoch  nur  insofern  diese  Ver¬ 
sicherungen  abgeschlossen  sind,  bevor  die  Ueber- 
tragung  dem  Assecuradeur  gemeldet  wurde.  — 
Infolge  norw.  PI.  1871  §  84  ist  der  Assecura¬ 
deur,  so  lange  er  nicht  davon  benachrichtigt 
worden  ist,  dass  Uebertragung  oder  Verpfändung 
der  Police  stattgefunden  hat,  berechtigt,  Ersatz 
und  Vorschuss  auf  dieselbe  auszuzahlen  und 
zw'ar  ohne  Vorzeigung  der  Police,  oder  ohne 
Abschreibung  auf  derselben,  so  wie  er  auch  bei 
später  fälligen  Schadenzahlungen  jele  Forderung 
auf  denVersicherten  liquidiren  kann,  die  vor  der 
Anmeldung  entstanden  ist.  —  Allein  zur  Giltig¬ 
keit  dieser,  gegen  die  Regel  des  Gesetzes  geradezu 
streitenden  Clausei,  kann  es  offenbar  nicht  ge¬ 
nügen,  dass  solche  sich  in  dem  Plane  der  betreffen¬ 
den  Anstalt  vorfindet.  Insofern  diese  Clausel  nicht 
als  eine  Bedingung  in  der  Police  selbst  ver¬ 
merkt  ist,  muss  wenigstens  gefordert  werden, 
dass  die  Police  ausdrücklich  betont,  dass  sie  nur 
mit  Bezug  auf  die  Bestimmungen  des  Planes 
ausgestellt  wurde.  Wenn  PI.  1871  §  84  hin¬ 
zufugt,  dass  der  Assecuradeur,  selbst  -wenn  ihm 
Transport  oder  Verpfändung  der  Police  ange¬ 
zeigt  war,  berechtigt  ist,  Ersatz  oder  Vorschuss 
direct  an  den  ursprünglich  Versicherten  zur 
Deckung  solcher  Ausgaben  zu  zahlen,  die  eine 
Folge  des  Unglücks  sind  und  den  ver¬ 
sicherten  Gegenstand  betreffen,  —  dann 
ist  die  Giltigkeit  dieser  Clausel,  die  ja  an  und 
für  sich  selbst  nur  auf  Erfüllung  des  Inhalts  der 
Police  ausgeht,  ganz  unzweifelhaft. 

Präscription  des  Rechts,  Ersatz  zu  for¬ 
dern,  tritt  infolge  PI.  1871  §  83  ein,  wenn  der 
Versicherte  nicht  während  eines  Monats,  nach¬ 
dem  er  zur  Kenntniss  des  Unglücks  gelangt  ist, 
dasselbe  bei  seinem  Assecuradeur  anmeldet,  und 
nicht  binnen  zwrei  Jahren  von  derselben  Zeit  ab 


Ersatz  fordert;  es  sei  denn,  dass  er  nach  weist, 
dass  es  ihm  unmöglich  war,  binnen  dieser  Zeit 
Anmeldung  zu  machen  oder  die  nöthigen  Be- 
weise  beizubringen.  —  Infolge  dtsch.  Ilgb.  §  910 
werden  sowohl  die  Forderungen  des  Assecura- 
deurs  wie  die  des  Versicherten  aus  dem  Versiehe  - 
rungscontract  in  5  Jahren  präscribirt,  gerechnet 
vom  Ablauf  des  Jahres,  in  welchem  die  ver¬ 
sicherte  Reise  zu  Ende  ging,  oder  bei  Zeitversiche¬ 
rung  vom  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit ;  wo  das 
Schiff  verschwenden  ist,  vom  Ablauf  der  be¬ 
stimmten  Frist  (oder  vom  Beginn  der  Abandon¬ 
frist). —  Infolge  schwed.  Seeges.  §285  tritt  gleich¬ 
falls  Präscription  ein,  wenn  die  Forderung  fünf 
Jahre  nach  dem  Tage,  an  welchem  sie  entstand, 
oder  vom  Anfang  der  Abandonfrist  nicht  gel¬ 
tend  gemacht  wird.  —  Infolge  Hambrgbed.  §  143 
cfr.  §  163  tritt  Präscription  ein,  wenn  der  Ver¬ 
sicherte  die  vorläufige  Anmeldung  (Andienung) 
seiner  Ersatzforderung  binnen  resp.  12  oder 
18  Monaten  nach  Beendigung  der  versicherten 
Reise  versäumt  (je  nachdem  diese  zwischen 
europäischen  oder  aussereuropäischen  Häfen 
stattgefunden  hat);  bei  Zeitversicherung  inner¬ 
halb  12  Monaten  nach  Ablauf  der  Zeit  und, 
wro  das  Schiff  verschwenden  ist,  vom  Ablauf 
der  bestimmten  Frist.  Gleichfalls  ist  die  Forde¬ 
rung  des  Versicherten  präscribirt,  wenn  er  sie  nicht 
binnen  5  Jahren  nach  der  Anmeldung  beim  Ge¬ 
richt  einbringt.  Die  Forderungen  des  Assecu- 
radeurs  an  den  Versicherten  werden  präscribirt, 
wrenn  sie  nicht  binnen  5  Jahren  nach  dem  Tage 
geltend  gemacht  werden,  an  welchem  sie  ent¬ 
standen.  —  Infolge  Bremerbed.  §  73  tritt  Prä¬ 
scription  ein,  wenn  der  Schaden  bei  europä¬ 
ischen  Reisen  nicht  binnen  18  Monaten  und  bei 
aussereuropäischen  Reisen  nicht  binnen  2  Jahren 
vom  Datum  der  Police  beim  Assecuradeur  ange¬ 
meldet  ist,  oder  gerichtliche  Klage  nicht  binnen 
drei  Jahren,  von  derselben  Zeit  gerechnet,  anhängig 
gemacht  wurde;  doch  ward  dem  Versicherten,  wenn 
er  beweisen  kann,  dass  die  Anmeldung  oder  die 
Klage  ohne  sein  Verschulden  unterlassen  oder 
verspätet  worden,  noch  eine  fernere  Frist  von 
6  Monaten  eingeräumt.  —  Infolge  der  dän. 
Conv.  1850  §  215  fällt  jede  Forderung  auf  Er¬ 
satz  fort,  wenn  der  Versicherte  es  versäumt, 
binnen  ll/2  Jahren,  wenn  der  Schaden  in  Europa 
geschehen,  und  sonst  binnen  3  Jahren  mit  seinem 
endlichen  Anspruch  und  allen  zu  demselben  ge¬ 
hörenden  Aufklärungen  hervorzutreten,  es  sei  denn, 
dass  der  Versicherte  der  Compagnie  rechtzeitig 


70 


denjenigen  Grund  bekannt  giebt,  weshalb  dies 
nicht  hat  geschehen  können  ,  so  dass  dieselbe 
in  den  Stand  gesetzt  wird,  ihr  Interesse  wahr¬ 
zunehmen.  —  Infolge  frz.  Cod.  Art.  432,  holl. 
Handels -G.-B.  §  743,  span.  Cod.  Art.  997  und 
ital.  Cod.  Art.  540  wird  jede  Klage  aus  dem 
Bodmerei-  oder  Assecuranzcontract  fünf  Jahre 
vom  Datum  des  Contracts  ab  präscribirt. 

§  22. 

Ri  Storno.  —  Es  liegt  im  Wesen  der  Ver¬ 
sicherung,  als  eines  Hazardverhältnisses,  dass  das 
endliche  Resultat  sowohl  sehr  vortheilhaft  als 
sehr  unvorteilhaft  für  den  einen  oder  den 
andern  der  Parten  werden  kann.  Es  kann  dess- 
halb  von  gar  keinem  Einfluss  auf  das  einmal 
errichtete  Rechtsverhältniss  sein ,  dass  hinter¬ 
drein  Umstände  eintreten,  die,  wenn  sie  früher 
vorhanden  oder  bekannt  gewesen  wären,  bewirkt 
haben  würden ,  dass  kein  Contract  einge¬ 
gangen  oder  dass  die  Bedingungen  ganz 
verschiedene  geworden  wären.  Die  festge¬ 
stellte  Prämie  drückt  gerade  den  wahren 
Werth  der  Chance  in  dem  Augenblick  aus,  in 

welchem  der  Contract  abgeschlossen  wurde. 

© 

Wollen  die  Parten  das  Risico  begrenzen,  indem 
sie  eine  Erhöhung  oder  Herabsetzung  der  Prä¬ 
mie  unter  gewissen  künftigen  Eventualitäten, 
z.  B.  beim  Kriegsausbruch  oder  beim  Friedens¬ 
schluss  festsetzen,  dann  muss  solches  ausdrück¬ 
lich  stipulirt  werden  (cfr.  frz.  Cod.  Art  343, 
holl.  Handels-G.-B.  §  661,  span.  Cod.  Art  879, 
ital.  Cod.  Art.  457);  denn  sonst  muss  im  erste- 
ren  Falle  der  Assecuradeur  das  um  so  viel 
grössere  Risico  übernehmen,  und  im  letzteren 
Falle  der  Versicherte  sich  darein  fügen,  die  um 
so  viel  höhere  Prämie  zu  zahlen,  und  zwar  als 
directe  Folge  des  bestehenden  Contractes. 

Eine  ganz  andre  Sache  ist  es,  dass  Gelegen¬ 
heit  gegeben  werden  kann,  die  Aufhebung  des 
Contracts  zu  fordern,  wenn  das  Verhältniss  selbst, 
welches  durch  denselben  gesichert  werden 
sollte,  nicht  ins  Dasein  tritt,  wo  also  kein  Ri¬ 
sico  zu  übernehmen  bleibt.  Ein  solches  Recht 
ist  in  allen  Gesetzen  dem  Versicherten  einge- 
räumt,  und  es  hat  seinen  natürlichen  Grund  in 
der  oft  unberechenbaren  Natur  der  Handels¬ 
unternehmungen,  indem  nicht  allein  der  Ausfall 
vielen  Chancen  unterworfen  ist,  sondern  auch 
die  Entstehung  eines  Unternehmens  selbst  in 
grösserem  oder  geringerem  Grade  von  Um¬ 


ständen  abhängig  sein  kann,  welche  nicht  in 
der  Hand  des  Entrepreneurs  liegen.  Ein 
gleiches  Recht  ist  deshalb  auch  dem  Bodmerei- 
debitor  eingeräumt  (Seefahrtsges.  §  104).  Indem 
es  so  dem  Versicherten  gewährt  wird,  die  Ver¬ 
sicherung  aufgehoben  und  die  Prämie  zurück 
zu  bekommen,  versteht  es  sich  indess  von  selbst, 
dass  man  strenge  darauf  zu  sehen  hat,  dass 
man  nicht  den  Fall,  wo  die  mit  dem  Unter¬ 
nehmen  verknüpfte  Gefahr  glücklich  Über¬ 
stunden  worden  ist,  mit  dem  Fall  verwech¬ 
selt,  wo  die  Gefahr  gar  nicht  stattgefunden 
hat.  Denn  im  ersteren  Falle  hat  der  Assecu- 
radeur  wirklich  ein  Risico  getragen  und  seine 
Prämie  verdient.  —  Die  Bedingungen,  unter 
welchen  solchergestalt  dem  Versicherten  das 
Recht  zugesprochen  wird,  die  Versicherung  auf¬ 
gehoben  und  die  Prämie  mit  Abzug  einer  bil- 
ligen  Vergütung  für  die  Mühe  des  Assecura- 
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deurs  zurück  zu  bekommen  (Ristorno),  sind  in 
allen  Gesetzen  ausdrücklich  angegeben,  und 
zwar  im  Allgemeinen  ganz  übereinstimmend.  Sie 
können  in  folgende  drei  Gruppen  zusammenge¬ 
fasst  werden,  die  sämmtlich  davon  ausgehen, 
dass  der  Assecuradeur  nicht  in  den  Fall  ge¬ 
kommen  ist,  das  verabredete  Risico  zu  tragen: 

1.  wo  das  versicherte  Interesse  ganz 
oder  theilweise  der  verabredeten  Gefahr 
nicht  ausgesetzt  worden  ist.  So  z.  B.  wenn 
der  versicherte  Gegenstand  untergeht,  bevor  das 
Risico  des  Assecuradeurs  begann;  wenn  die  ver¬ 
sicherte  Reise  oder,  im  Falle  der  Versicherung 
für  mehrere  Reisen,  einige  derselben  nicht  etatt- 
finden;  wenn  die  versicherten  Waaren  gar  nicht 
verladen  und  verschifft  werden  oder  wenn  dies  mit 
einem  andern  als  dem  in  der  Police  genannten 
Schiff  stattfindet;  ob  die  Aufgabe  der  Expe¬ 
dition  freiwillig  oder  gezwungen  geschehen,  thut 
nichts  zur  Sache.  Dies  ist  schon  bestimmt  in 
Chr.  V.  Gesetzb.  4 — 6 — 11,  siehe  ferner  PI.  1871 
§  .39,  b,  c  u.  d,  dtsch.  Hgb.  §§  899  u.  902, 
schwed.  Seeges.  §§  272  u.  274;  Hambrgbed. 
§§  154  u.  157  cfr.  §§  64  u.  162  Schluss;  dän. 
Conv.  1850  §§  154  u.  155,  frz.  Cod.  Art.  349, 
356  u.  361,  holl.  Handels  G.-B.  §§  635,  636, 
652  u.  662,  span.  Cod.  Art.  866,  869,  789  u. 
890,  ital.  Cod.  Art.  463,  470,  475.  Es  ist  na¬ 
mentlich  hier,  wo  man  leicht  dem  ausgesetzt  ist, 
eine  wirkliche  Gefahr,  die  in  dem  gegebenen 
Falle  nicht  eingetreten  ist,  zu  vermischen  mit 
einer  Gefahr,  die  gar  nicht  existirt  hat  (cfr.  Pöhls 
S.  481,  Tecklenborg  S.  210).  Es  ist  somit 


kaum  ganz  consequent,  wenn  Hambrgbed.  §  23 
Ristorno  einräumt,  wo  ein  Thcil  der  versicher¬ 
ten  Ausrüstungskosten  im  Verluatfalle  erspart 
werden,  oder  wo  Fracht,  Zoll  und  Ausga¬ 
ben  am  Bestimmungsort  versichert  sind ,  die 
Waarcn  solchen  aber  nicht  erreichen ,  denn 
hier  hat  der  Assecuradeur  in  Wirklichkeit  ein 
Risico  gehabt,  ist  aber  glücklich  der  Gefahr 
entgangen;  er  hatte  nämlich  garantirt,  dass 
diese  Kosten,  wenn  es  überhaupt  soweit  käme, 
dass  sie  stattfänden,  nicht  verloren  gehen  sollten, 
und  der  Verlust  ist  allein  dadurch  vermieden, 
dass  die  Ausgabe  durch  einen  Zufall  nicht  hat 
stattfinden  können.  —  Ganz  unregelmässig  ist 
die  Bestimmung  im  schwed.  Seeges.  §  272 
Schluss  und  holl.  Handels  G.-B.  §  636,  welche 
Zurückzahlung  eines  Theils  der  Prämie  ein¬ 
räumen,  wenn  ein  Schiff  wegen  contrairen 
Windes  oder  aus  anderen  Gründen  Wendereise 
(Umkehr  während  der  Reise)  machen  muss,  oder 
wenn  die  eingeladenen  Waaren  wieder  ge¬ 
löscht  werden,  und  die  Reise  darauf  ganz  einge¬ 
stellt  wird,  bevor  noch  irgend  ein  Unglücksfall 
eingetreten  ist.  Eine  ähnliche  Bestimmung  ent¬ 
hielt  auch  der  ältere  Hamburgerplan  von  1852 
§  54,  aber  dieselbe  ist  durch  die  Bedingungen 
von  1867  in  Wegfall  gekommen,  welche  im 
§  157  ausdrücklich  besagen,  dass  Ristorno  nicht 
stattfindet,  nachdem  das  Risico  des  Assecura- 
deurs  einmal  begonnen  hat,  cfr.  dtsch.  Hgb.  §  902. 
—  Hiervon  ist  das  keine  wirkliche  Ausnahme, 
wenn  Hambrgbed.  §  160,  so  wie  der  norw.  PI. 
1871  §  43  dem  Versicherten  das  Recht  geben, 
die  Prämie  zurückgezahlt  zu  bekommen,  wo  die 
Versicherung  infolge  Insolvenz  des  Assecura- 
deurs  aufhört,  cfr.  PI.  1871  §  42,  der  gleichfalls 
dem  Versicherten  Ristorno  der  Prämie  für  das 
weggefallene  Risiko  gewährt,  wenn  der  Assecu¬ 
radeur  die  Versicherung  kündigt,  weil  die  Prä¬ 
mie  zur  Verfallzeit  nicht  bezahlt  wurde. 

2.  W  o  kein  Interesse  vorhanden  oder 
Ueber-  oder  Doppelversicherung  ohne 
Schuld  d e s  V ers i ch e  r  t en  stattgefunden 
hat.  Siehe  PI.  1871  §  39  a  u.  §  40,  dtsch.  Hgb. 
§  900,  schwed.  Seeges.  §  273,  Hambrgbed. 
§  155,  dän.  Conv.  1850  §  156,  frz.  Cod.  Art. 
358  u.  359,  holl.  Handels-G.-B.  §  281,  span. 
Cod.  Art.  857  u.  891,  ital.  Cod.  Art.  472  u. 
473.  —  Ist  die  Versicherung  für  fremde  Rech¬ 
nung  genommen,  muss  sowohl  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  als  der  Versicherte  sich  im  guten 
Glauben  befunden  haben;  ist  der  Letztere,  aber 


nicht  der  Erstere  im  guten  Glauben  gewesen, 
wird  Dieser  natürlicherweise  keine  Forderung  an 
Jenen  für  die  Prämie  haben. 

Selbst  wenn  die  letzte  Versicherung  an 
Mängeln  gelitten,  welche  den  Assecuradeur  berech¬ 
tigten  ,  sich  seiner  Verpflichtung  zu  entziehen 
und  die  empfangenen  Prämien  zu  behalten,  so 
ist  dadurch,  wie  dtsch.  Hgb.  §  901  u.  Hambrg¬ 
bed.  §  156  ausdi’ücklich  sagen,  das  Recht  des 
Versicherten  auf  Ristorno  nicht  ausgeschlossen, 
vorausgesetzt,  dass  kein  Betrug  obwaltet;  denn 
da  unter  den  vorausgesetzten  Bedingungen  ein 
Versicherungsverhältniss  durchaus  nicht  als  er¬ 
richtet  angesehen  werden  darf,  so  kann  ebensowe¬ 
nig  die  eine  wie  die  andere  Partei  sich  dadurch 
irgend  ein  Recht  erworben  haben. 

3.  Endlich  wird  oft  Ristorno  eingeräumt, 
wo  die  Versicherung  auf  Grund  der 
Mängel  beim  Abschluss  des  Contracts 
ungiltig  wird,  aber  ohne  dass  dies  seinen 
Grund  in  irgend  einer  U nredlichkeit  von 
Seiten  des  Versicherten  hatte,  cfr.  holl. 
Handels-G.-B.  §  281.  Der  norwegische  PI.  1871 
enthält  indess  hierüber  nichts.  Dahingegen  er¬ 
lauben  Hambrgbed.  §  44  Ristorno,  wenn  es  beim 
Abschluss  der  Versicherung  anzugeben  versäumt 
wurde,  dass  das  Schiff  noch  nicht  am  Abgangs¬ 
ort  angekommen  sei,  und  §  46,  wenn  es  anzu¬ 
geben  versäumt  wurde,  dass  das  Schiff  noch 
unter  Bau  auf  der  Werft  liege.  Gleichfalls  er- 
laubt  §  53  Ristorno,  wenn  eine  Versicherung 
auf  die  eigenen  Güter  des  Schiffers  oder  der  Mann¬ 
schaft  aus  dem  Grunde  ungiltig  wird,  weil  es  bei 
der  Versicherungsnahme  nicht  angegeben  wurde, 
dass  die  Versicherung  für  deren  Rechnung  ge¬ 
nommen  ist.  —  Hierüber  lässt  sich  jedoch  keine 
allgemeine  Regel  aufstellen,  und  die  Mehrzahl 
der  Versicherungsgesetze  sprechen  sich  hierüber 
nicht  aus;  dagegen  wird  es  gern  den  einzelnen 
Assecuranzinstitutesn  selbst  überlassen,  diese  An¬ 
gelegenheiten  nach  Billigkeit  zu  ordnen,  cfr.  dän. 
Conv.  1850  §  164. 

Dass  sich  die  Parteien  besonders  über  ein 
Recht  auf  Ristorno  unter  gewissen  Bedingungen 
ausserhalb  der  allgemeinen  Regeln  einigen 
können,  versteht  sich  von  selbst,  und  giebt  zu 
keiner  Bemerkung  Veranlassung,  cfr.  dän.  Conv. 
1850  §  159.  —  Bei  Zeitversicherungen  auf 
längere  Zeiträume  ist  es  namentlich  häufig  der 
Fall,  dass  Herabsetzung  der  Prämie  für  die 
Zeit,  wo  das  Schiff  im  Hafen  liegt,  vereinbart 
wird. 
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In  allen  Ristorno-Fällen  ist  es  eine  unab- 
Aveisbare  Bedingung,  dass  der  Versicherte  sich 
im  guten  Glauben  befindet,  Aveil  es  nach 
allen  Gesetzen  eine  ausnahmslose  Regel  ist,  dass 
jeder  Trug  im  Assecuranzverhältniss  zur  Folge 
hat,  dass  die  Versicherung  aufhört  und  die  Prä¬ 
mie  verAvirkt  ist,  PI.  1871  §  26  d,  Hambrgbed. 
§  156,  holl.  Handels-G.-B.  §  282,  dän.  Con.  1850 
§  161  u.  AV. 

In  der  Regel  muss,  um  Missbrauch  zu  ver¬ 
hindern,  Ristorno  bi  n  nen  einer  be  stimmten 
Frist  verlangt  Averden.  Infolge  PI.  1871  §  41 
geht  das  Recht  dazu  verloren,  Avenn  es  nicht  bin¬ 
nen  1  Monat,  nachdem  die  Umstände,  welche  es 
begründeten,  zur  Kenntniss  des  Versicherten  ge¬ 
langt  sind,  geltend  gemacht  wird,  und  in  jedem 
Falle,  AArenn  dasselbe  nicht  binnen  einem  halben 
Jahre  nach  Verlauf  des  Risicos  gefordert  Avorden  ist. 
Infolge  Hambrgbed.  §  159  wird  das  Recht  auf 


Ristorno  präscribirt,  Avenn  es  nicht  binnen  einem 
Jahre  nach  Abschluss  der  Versicherung;  verlangt 
wird,  und  nach  dän.  Conv.  1850  §  162,  wenn 
es,  im  Fall  die  Versicherung  Reisen  in  Europa 
betrifft,  nicht  binnen  1  Jahr,  und  sonst  binnen 
2  Jahren  vom  Abschluss  des  Contracts  gefor¬ 
dert  Avird. 

Die  Vergütung,  Avelche  der  Assecuradeur 
in  Ristornofällen  erhält  (Ristornogebühr),  die  .im 
•Gesetzbuche  4 — 6 — 11  auf  ya  pCt.  von  der  Prä¬ 
mie  festgesetzt  war,  beträgt  nach  PI.  1871  §  39 
und  dän.  Conv.  1850  §  163  x/4  pCt.  von  der  Ver¬ 
sicherungssumme,  oder,  wenn  die  Prämie  we¬ 
niger  als  1/2  pCt.  ausmacht,  die  halbe  Prämie. 
Dieselbe  Regel  gilt  nach  Hambrgbed.  §  154; 
doch  ist  die  Gebühr  in  gewissen  Fällen  1  2  pCt. 
In  England,  Holland,  Frankreich,  Spanien,  Por¬ 
tugal  u.  Italien  beträgt  die  Ristornogebühr  im 
Allgemeinen  1/2  pCt.  der  Versicherungssumme. 
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